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Schätzungen vorliegen. Es ist sicher klar, daß Öster­
reich ein relativ sehr reiches Land sein wird, wenn wir 
zur EG als Mitgliedsstaat kommen werden, und daß 
wir die Vorstellungen oder die Visionen und manches­
mal die Aussagen, daß wir sehr viel herausholen wer­
den, sehr vorsichtig in die Öffentlichkeit tragen wer­
den, denn andere Beispiele zeigen, daß das nicht in 
der Form der Fall sein könnte. Vielleicht sollten wir 
uns dann überlegen, ob es in dem Zusammenhang 
nicht wichtiger wäre, statt eine steirische Botschaft in 
Wien - da mache ich jetzt nur eine Einsparung und 
verschiebe das - zu unterhalten, Kontakte mit unseren 
Nachbarbundesländern, zum Beispiel Kärnten oder 
Burgenland kann ich mir sicher vorstellen, aufnimmt, 
daß wir vielleicht gemeinsam, weil ein Bundesland 
allein wird sich das nicht leisten können, vielleicht 
sogar in Brüssel ein Büro installieren, um dort unsere 
Interessen der steirischen Regionen besser vertreten 
zu können. Danke! (Beifall bei der SPÖ. - 17.45 Uhr.) 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet ist der 
Herr Kollege Dr. Maitz. Ich erteile es ihm. 

Abg. Dr. Maitz (17.45 Uhr): Herr Präsident! Sehr ge­
ehrte Damen und Herren! 

Im Kapitel 0 wird über Vertretungskörper und die 
allgemeine Verwaltung gesprochen. Ich glaube auch, 
daß es dazugehört, wie wir miteinander umgehen und 
wie wir als gemeinsam Verantwortliche in der Öffent­
lichkeit, politische Verantwortliche und Beamte die 
gemeinsam auftauchenden Probleme lösen. Daher 
zwei Vorbemerkungen, bevor ich zu den Bezirks­
hauptmannschaften komme. Der Kollege Flecker hat 
in seiner Budgetgeneralrede etwa 10 Minuten eine 
angebliche Diffamierungskampagne der Volkspartei 
angeprangert, um dann im Anschluß daran etwa 
30 Minuten ausschließlich den Landeshauptmann 
dieses Landes und die Frau Landesrat Klasnic auf eine 
erstaunlich primitive Weise zu diffamieren von diesem 
Pult. Für mich war das nichts Neues, er macht das ja 
bereits etwa drei Jahre in regelmäßigen Abständen. 
(Abg. Dr. Flecker: „So lange bin ich noch gar nicht im 
Landtag! Lernen Sie erst einmal zählen!") 

Das ist für Sie gar nicht notwendig, denn ich kann 
Ihnen gerne aus meiner kleinen Sammlung einige 
solche Zitate bringen, um den Nachweis zu erbringen. 
Flecker, am 25. April 1990: „Die Günstlingswirtschaft 
von Krainers Gnaden kostet den Steuerzahlern Millio­
nen." Eine diffamierende Äußerung, daher ist das 
heute gar nichts Neues gewesen. Oder Originalton, 
ein Jahr später etwa: „Die steirische ÖVP ist eine 
machtbesessene Partei, Erfinder und Erhalter dieses 
Systems ist Josef Krainer." (Abg. Dr. Flecker: 
„Bravo!") Jetzt möchten Sie das ins Lächerliche 
ziehen, Herr Kollege Flecker. Aber diese Art von 
Diffamierung war gemeint, wie Sie mit Schalmeien­
tönen versucht haben, von diesem Pult anderes zu ver­
langen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Weil es wirklich sehr ernst ist, kehren Sie bitte vor 
Ihrer eigenen Tür. Ich habe noch eine lange Liste da 
von Ihren Äußerungen. (Abg. Gennaro: „Bitte vor­
lesen!") Aber es ist mir zu dumm, diese Primitiv­
diffamierungen von Ihnen weiter zu verlesen. (Abg. 
Gennaro: „Jetzt greifst du wie üblich in die unterste 
Lade!") Nein, es ist so! Das macht euch nervös! (Abg. 

Gennaro: „Ein akademischer Grad ist nicht unbedingt 
ein Zeichen von Intelligenz!") 

Ich war sehr beeindruckt, wie ein junger Abgeord­
neter in seiner Generalrede heute hier gesagt hat, für 
ihn ist Ehrlichkeit ein ganz wichtiges Kriterium für die 
Politik. Ich frage die FPÖ: Wenn Sie heute nicht mit­
stimmen und in diesen drei Tagen das Budget nicht 
mittragen, dann sind Sie sämtliche Verantwortung für 
dieses Budget los,, aber auch ein Jahr lang für alles die 
Verantwortung los, was Positives mit diesem Budget 
im Lande geschieht. Okay, es ist Ihre Entscheidung. 
(Abg. Dipl.-Ing. Chibidziura: „Glaubst du das?") Ich 
hoffe nicht, daß Sie ein ganzes Jahr lang deshalb, ohne 
mitzuverantworten, auch im Lande herumgehen und 
sagen, wie schrecklich alles ist. Ich hoffe nicht, daß das 
so ist! (Abg. Dipl.-Ing. Vesko: „Wir haben es in den 
letzten sieben Monaten nicht getan und werden es in 
den nächsten zwölf Monaten auch nicht tun!") Lieber 
Herr Kollege Vesko, oder wollen Sie einfach nur die 
Doppelrolle weiterspielen, einerseits mitregieren, mit­
gestalten - richtig so, das ist ja auch so vorgesehen ab 
einer bestimmten Größenordnung -, und anderseits 
Opposition zu spielen, wenn man dann draußen redet. 
Ich nenne das die sogenannte Rosinentheorie. Mit­
regieren, ein Kuchen, aus dem man sich die Rosinen 
herausholt - opponieren draußen, der andere Kuchen, 
aus dem man sich die Rosinen herausholt. Wie verant­
wortlich das ist, müssen Sie selbst beurteilen! (Abg. 
Dipl.-Ing. Vesko: „Wir werden auch damit leben kön­
nen!") Ja, aber das wird sehr schwer sein! Die Rosinen 
aus zwei Kuchen, das geht im Leben relativ selten. 
Aber ich wünsche euch alles Gute dazu. Wie ihr das 
draußen erklärt, das ist euer Problem. 

Verwaltungsinnovation ist ein Thema dieser 
Gruppe. Gemeindeämter, Bezirkshauptmannschaften, 
Ämter der Landesregierung sind Dienstleistungs­
betriebe besonderer Art. Sie bieten den Bürgern, also 
unseren Verwaltungskunden, Rechtssicherheit und 
den rechtmäßigen Ausgleich zwischen Einzehnter-
essen, Gruppeninteressen und dem sogenannten all­
gemeinen Interesse, dem Allgemeinwohl, also den 
Interessen der Gesamtheit der Landesbürger. 

Das Ziel der zur Zeit laufenden, sehr zielgerichteten 
Verwaltungsinnovation hat der Herr Landeshaupt­
mann Krainer im Dezember 1991 mit folgendem Zitat 
beschrieben: „Ziel eines zeitgemäßen Verwaltungs­
managements ist es, eine Verwaltungskultur zu er­
zeugen, die vom Geiste der aufgabenorientierten 
Kooperation getragen ist." Was heißt das? Zusammen­
arbeit der Beamten eines Amtes als Führungsaufgabe: 
Das klingt noch ganz einfach, wird aber dann schwie­
riger: Übergang vom Ressortprinzip zum Projekt­
prinzip. Das heißt, das, was die Abgeordnete Beutl 
heute hier angesprochen hat, worauf auch Kollege 
Chibidziura hingewiesen hat, wo konkrete Um­
setzungsschritte erforderlich sind. Auf Grund eines 
klaren Auftrages und auf Grund von sehr engagiert 
arbeitenden Juristen des Landes ist das an einem Bei­
spiel leicht erklärt. 

Die Verfahrens- beziehungsweise Verhandlungs­
konzentration. Im Jahr 1967 habe ich ein Jahr in der 
Bezirkshauptmannschaft Weiz gearbeitet. Schon da­
mals war es nicht ganz verständlich, daß für ein Projekt 
viele verschiedene Verfahren zu verschiedenen Zeiten 
stattfinden. Der jetzige Rechtszustand geht zurück auf 
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das AVG, geht zurück auf das Behördenüberleitungs­
gesetz, geht zurück auf Konstruktionen, die innerhalb 
einer Behörde vorhanden sind. Ein Beispiel aus dem 
Bereich der Bezirkshauptmannschaft Weiz, die eine 
jener Bezirkshauptmannschaften ist, die das Vsr-
fahrenskonzentrationsmodell nunmehr tatsächlich 
durchführen. Ein konkretes Beispiel: Die Errichtung 
eines Gasthauses im Landschaftsschutzgebiet mit Ab­
wasserbeseitigung. Bisher vier Verhandlungen an vier 
verschiedenen Tagen. 

Erste Verhandlung: baubehördliche Widmungs­
und Bauverhandlung, der Bürgermeister führt sie. 

Zweite Verhandlung: naturschutzrechtliche Ver­
handlung, ein Referent der Bezirkshäuptmannschaft 
ist Verhandlüngsleiter. -

Dritte wasserrechtliche Verhandlung: Abwasser­
beseitigung, ein anderer Referent der Bezirkshaupt­
mannschaft des Wasserrechtsreferates leitet die Ver­
handlung. 

Vierte Verhandlung: gewerberechtliche Verhand­
lung, Konzession und Betriebsanlage, Verhandlungs­
leiter ist wiederum ein anderer Referent der Bezirks­
hauptmannschaft. 

Was kann dabei auch herauskommen? Es ist mög­
lich - und es ist geschehen -, daß die Naturschutz­
behörde eine Raumhöhe von 2T60 vorschreibt, weil sie 
das Ganze niedrig halten will, und die Gewerbe­
behörde schreibt auf Antrag des Arbeitsinspektors für 
die Arbeitsräume eine Raumhöhe von drei Meter vor. 
Zwei widersprechende Auflagen aus zwei verschiede­
nen Verfahren, vier Ansprechpartner und ein großer 
Zeitaufwand für den Ansuchensteller, vier Verhand­
lungstage für alle Anrainer, die sich dafür natürlich, 
wenn sie ihre Bedenken einbringen wollen, Urlaub 
nehmen müssen, also ein großer Zeitaufwand für alle 
Beteiligten und für die Behörden, die viermal auf­
treten. 

Das neue Modell der Verfahrenskonzentration ist 
auf eine Idee zurückzuführen, die trotz der derzeitigen 
rechtlichen Situation es ermöglicht, eine Verhandlung 
statt bisher vier durchzuführen. Die Königsidee ist der 
verfahrensleitende Jurist aus der Bezirkshauptmann-
schäft. Also projektbezogen, ein Projekt steht zur 
Debatte, ein Jurist holt sich alle Vorschriften im juristi­
schen Bereich und alle Sachverständigen zusammen 
und macht eine Verhandlung an einem Tag. Das Pro­
jekt wird als Einheit abgehandelt, der Ansprechpart­
ner ist eindeutig. Alle erforderlichen Bewilligungen er­
reichen die Beteiligten zur selben Zeit, und die An­
rainer und der Bewilligungswerber haben nur einen 
Tag aufgewendet. Ein ganz typisches Beispiel, wie 
man durch eine Idee und durch gemeinsames Nach­
denken über, die Ausführung und dann die tatsäch­
liche Ausführung für die Bevölkerung, für die Wirt­
schaft und für die Verwaltungsbehörde selbst Zeit und 
Geld sparen kann. " 

Ich nenne Ihnen nur das zweite Beispiel noch in aller 
Kürze. Ein Transportunternehmen errichtet ein Be­
triebsgebäude mit Reparatur- und Serviceeinrichtung, 
Garage und Lkw-Abstellplatz, ebenso aus dem Bezirk" 
Weiz, ganz konkret vorhanden. Drei Verhandlungen 
sind bisher nötwendig, und die Auflagen in den Be­
scheiden können sich widersprechen, zum Beispiel 
indem die Gewerbebehörde vorschreibt, einen Restöl-

abscheider vorzusehen, und in der wasserrechtüchen 
Bewilligung steht so einer gar nicht drinnen. Die Par­
teien und die Bewilhgungswerber inüssen wiederum 
drei Tage aufwenden; Das konzentrierte Verfahren mit 
einem verfahrensleitenden Juristen kann an einem 
Tag stattfinden. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang ganz bewußt 
auch allen Damen und Herren, die bei diesem Inno­
vationsschub in der Landesverwaltung mitgearbeitet 
haben, sehr herzlich danken, weil keine Allerweltsver-
waltungsreform - ad calendas graecas würde unser 
Kollege Steiner gesagt haben, wenn er noch da wäre -, 
wie es bisher oft der Fall war, sondern ganz konkrete 
Anliegen der Bevölkerung gelöst werden. „Warum 
gibt es diese Verfahren alle extra?" war die Frage­
stellung. Sie wurde gelöst und in die Tat umgesetzt. 
Viel, viel Fleiß und Engagement hegen da drinnen. In 
besonderer Weise möchte ich für diese große Arbeit, 
wo ich nur ein Beispiel nennen konnte, dem Vorstand 
der Präsidialäbteilung Hofrat Dr. Gerold Ortner und 
seinem Team danken, die diese Arbeit auf sich ge­
nommen haben und zu einem, so bin ich sicher, mit 
unserer politischen Unterstützung erfolgreichen Ende 
führen werden. Ich danke schön. (Beifall bei der ÖVP. 
-17.58 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Als letztem Redner in dieser 
Gruppe erteile ich dem Herrn Landeshauptmannstell­
vertreter DipL-Ing. Hasiba das Wort. 

Landeshauptmannstellvertreter DipL-Ing. Hasiba 
(17.58 Uhr): Sehr geehrter Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

Ich kann Sie leider nur sachlich über das Personal 
abschließend informieren. Bei den 9661 Dienstposten,^ 
für die ich verantwortlich bin, zählen viele Bereiche 
dazu. Um es abzukürzen, sage ich Ihnen jedoch, 
welche Bereiche nicht dazuzählen, nämlich die an all­
gemeinbildenden und berufsbildenden Pflichtschulen 
tätigen Lehrer und die in der Steiermärkischen 
Kränkenanstaltengesellschaft tätigen, zugewiesenen 
Landesbediensteten. 

Die 9661 Dienstposten bedeuten gegenüber dem 
Jahr 1992 ein bescheidenes Minus von 7,5 Dienst­
posten. Auf den ersten Blick ist das trotzdem eine posi­
tive Bilanz. Sie könnte allerdings den falschen Schluß 
zulassen, daß die Forderungen nach zusätzlichem Per­
sonal in den vergangenen Monaten vielleicht rück­
läufig gewesen wären. Daß dies nicht der Fall ist, son­
dern dem Bund eine entscheidende, von uns über­
haupt nicht beeinflußbare Mitgestaltuhgsrolle zu­
kommt, möchte ich Ihnen doch etwas näher erläutern. 
Denn der nach wie vor steigende Bedarf an Mitarbei­
tern im technischen Umweltschutzbereich konnte 
dank der besonderen Bemühungen des Landesbau-
direktofs durch Personalumschichtungen aus dem 
Bereich des Straßenbaues im Einvernehmen mit allen 
Betroffenen und der DienststeUenpersonalvertretung 
abgefangen werden. Auf steilisch gesagt, im Straßen­
bau sind weniger geworden, dadurch konnte der 
Mehrbedarf im Umweltbereich besetzt werden. Ob 
sich diese lobenswerte Entwicklung fortsetzen kann, 
muß leider bezweifelt werden. Ich denke hiebei an die 
bereits in Kraft getretene Störfallverordnuhg des Bun- . 
des, die mangels Lesbarkeit - Sie, hören richtig, sie ist 
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nicht lesbar, weil sie ausschließlich aus chemischen 
Formeln besteht - derzeit nicht vollzogen werden 
kann. Aber diese Verordnung trifft die Gewerberefe­
renten unseres Landes unvorbereitet. Zur Beurteilung 
dessen, was eine gefahrengeneigte Anlage ist/ich muß 
da wörtlich zitieren, wird eine Vielzahl von Fachtech­
nikern, sogenannte Störfalltechniker, erforderlich sein. 
Ebenso wird, um den gesetzlichen Anforderungen 
Genüge zu tun, aller Voraussicht nach in den für die 
allgemeine Katastrophenhilfe zuständigen Bezirksver­
waltungsbehörden ein Permanenzdienst vorgesehen 
sein müssen. Das kostet viel Geld und, wenn wir nicht 
aufpassen, auch sehr viele Dienstposten. Eigentlich 
wollen wir. halten oder reduzieren im nächsten Jahr. 

Im Dienstpostenplan 1993 ist dafür natürlich noch 
keine Vorsorge getroffen. Sehr wohl aber ist Vorsorge 
getroffen für Personalaufstockungen beim unabhängi­
gen Verwaltungssenat, der uns ebenfalls durch bün-
desgesetzliche Regelungen ins Haus gestanden ist. 
Personalvermehrend ausgewirkt haben sich weiters 
die Übernahme des Schülerheimes Schloß Leopold­
stein als Landessportschülerheim, Aufstockungen im 
Bereich der Krankenpflegeschulen und Lehranstalten, 
weiters in den Bezirksaltenheimen, wobei man ge­
rechterweise sagen muß, daß das Personalbudget von 
den Bezirksaltenheimen nicht belastet wird, weil die 
Sozialhilfeverbände Landesbedienstete beschäftigen 
nach der derzeitigen Gesetzeslage, aber sie refundie­
ren uns die Kosten. Sie werden sich, meine verehrten 
Damen und Herren, trotzdem zu Recht fragen, wie es 
dennoch zu einer Verringerung von sieben Dienst­
posten kommen konnte. Ausschlaggebend hiefür 
waren die von mir bereits erwähnten Umschichtun­
gen, aber vor allem drastische und dramatische Spar­
maßnahmen des Bundes unter gleichzeitiger Kündi­
gung des Übereinkommens Bund und Land über die 
Aufteilung der Personalkosten im Straßenerhaltungs-
dienst. Die Fachabteilung II d mußte daher im Einver­
nehmen mit der Rechtsabteilung 1 einen Mindest-
dienstpostenplan für das Jahr 1992 erstellen, der Ein­
sparungen von 131 Dienstposten vorsieht. Diese Ein­
sparungen wurden bisher ausschließlich durch den 
natürlichen Abgang von 80 Mitarbeitern teilrealisiert. 
Die Baubezirksleiter haben in einer im Oktober erstell­
ten Arbeitsunterlage darauf hingewiesen, daß diese 
Personalreduktionen nicht ohne Einschränkung von 
Leistungen möglich sein werden. Und Einschrän­
kungsmöglichkeiten sind nur im Bereich von Service­
leistungen, wie beispielsweise bei der Pflege von 
Grünflächen, bei Landschaftspflege und leider auch 
bei Tätigkeiten für die Gemeinden durch unsere 
Landesstraßen- und Bundesstraßenverwaltung mög­
lich. Als Maßstab für den Personalstand laut Mindest-
dienstpostenplan wurde insbesondere im ober­
steirischen Raum der Winterdienst herangezogen. 
Eine weitere Reduktion kann im Winter nicht mehr 
verkraftet werden. Und Verhältnisse wie in Vorarl­
berg, wo die harten Alemannen einfach gesagt haben, 
wenn der Bund nicht bezahlt, dann werden wir von 
10 Uhr abends bis 4 Uhr früh ke ine Schneeräumung 
betreiben, wollen wir nicht. Eine solche Maßnahme 
möchten wir den steirischen Verkehrsteilnehmern so 
lange es uns möglich ist ersparen. Auf die Weisung' des 
Bundesministeriums für wirtschaftliche Angelegen­
heiten eine lOprozentige Personaleinsparung vorzu­
nehmen, sollte nicht nur mit einer reinen Personal­

diskussion e ingegangen werden, sondern auch 
organisatorische Maßnahmen zur effizienteren Ab­
wicklung des Straßenerhaltungsdienstes müssen in 
die Überlegungen mit einbezogen werden. Die Bau­
bezirksleiter denken hiebei an regionale Erhaltungs­
dienste für Autobahnen, Bundes- und Landesstraßen, 
wie im Mur- und Mürztal bereits vorhanden. Diese 
könnten auch im Bereich der Süd- und Pyhrnautobahn 
eingeführt werden und sind, wie man hört, durchaus 
jedem Privatangebot gegenüber auch konkurrenz­
fähig. Im übrigen vertritt die Frau Landesrätin Klasnic 
als zuständige Referentin für den Straßenerhaltungs­
dienst bei allen Verhandlungen in Wien immer nach­
haltig die Interessen der Steiermark. Sie hat keinen 
leichten Stand dabei. Ziel muß es sein, bei den Gesell­
schaftskonstruktionen des Bundes, wie sie am Ende 
auch immer aussehen werden, die Weiterbeschäfti­
gung der Mitarbeiter des Autobahn- und Schnell­
straßendienstes, die wir bisher haben und die bei uns 
unbefristete Verträge haben, zu sichern. Wie sensibel 
der Bereich der Arbeiter ist, zeigt die Tatsache, daß 
sich für diesen Verwendungsbereich überwiegend 
Familienväter interessieren, die überdies zusätzlich 
jahrelang die Last des Pendeins auf sich genommen 
haben. Durch die Verschlechterung der wirtschaft­
lichen Lage wird der Druck von älteren Arbeit­
nehmern sogar noch weiter zunehmen, und entgegen 
anderslautender Meinungen gibt es beim Land Steier­
mark kein Alterslimit bei Einstellungen. Unter den 
zirka 700 Aufnahmen vom 1. November 1991 bis 
31 . Oktober 1992, wovon die meisten keinen Fixposten 
erhalten haben, sondern vertretungsweise - (Abg. 
Vollmann: „Vertragsbedienstete!") ich komme gleich 
darauf - und somit zeitlich befristet eingestellt würden, 
zum Teil auch Gruppierungen betreffend, die nicht 
über den Personalbeirat laufen, sonst stimmen die 
Zahlen nicht überein, weil es Wiedereinstellungen und 
befristete Aufnahmen gibt, aber unter diesen befinden 
sich immerhin 100 Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer, die zum Zeitpunkt ihrer Aufnahme bereits 
das 40. Lebensjahr vollendet haben. Was der Kollege 
Vollmann sagt, ist richtig und muß man zur Erklärung 
auch anführen, daß eine Überschreitung dieses Alters­
limits von 40 Jahren nur bei Pragmatisierungen Be­
deutung hat. Das heißt, wer nach dem 40. Lebensjahr 
eintritt, kann nicht in ein öffentlich-rechtliches Dienst­
verhältnis übernommen werden, das heißt, nicht prag­
matisiert werden. Aber er wird aufgenommen, wie wir 
gesehen haben. (Abg. Vollmann: „Glaubst du auch, 
Herr Landeshauptmann, daß einer aufgenommen wer­
den kann, wo ein Pragmatisierter ausscheidet?") Das 
passiert sogar immer wieder, führt dann nur zu e inem 
Problem, daß er zwar zur Kenntnis nimmt zu dem Zeit­
punkt, wo er aufgenommen wird, daß er nicht mehr 
pragmatisiert werden kann, aber dann wird er euch 
alle, jede Dame von diesem Hohen Haus und jeden 
Herrn, den er kennt, und von der Regierungsbank, die 
wird er alle aufsuchen und sagen, daß man diese 
Ungerechtigkeit beseitigen möge. Wir haben es immer 
durchgehalten, denn das Problem ist ja dann die Pen­
sion. (Abg. Vollmann: „Der eine bekommt 79,5 Pro­
zent!") Er bekommt dann eine ASVG-Pension, 
während er als Beamter eben eine pragmatisierte 
Beamtenpension bekommt und die ASVG-Pension 
nicht das Landespensionsbudget belastet, wohl aber 
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die des pragmatisierten Beamten. Aber es ist denkbar 
und passiert immer wieder, 

Der nächste Punkt meiner Ausführungen betrifft die 
Auswahl der Führungskräfte. Es ist viel darüber gere­
det worden in den Generalreden und auch bei.der 
Gruppe 0. Das ist auch wichtig, denn auch unsere 
Spitzenbeamten müssen sich den neuen Anforderun­
gen der Verwaltung in Hinkunft stellen. 

Mit der erstmaligen Bestellung von Spitzenbearhten 
auf Zeit im Herbst vorigen Jahres und dem verpflich­
teten Absolvieren einer Führungskräfteausbildung 
wurde im Hinblick auf die Objektivierung der Bestel­
lung von Führungskräften ein erster wichtiger Schritt 
gesetzt, aber das ist schon allgemein bekannt, deshalb 
lese ich es auch sehr rasch. Mit der auf fünf Jahre aus­
gelegten Probezeit wurde eine Testphase geschaffen, 
in der fundierte Rückschlüsse auf die Qualifikation in 
der Praxis gewonnen werden sollen. Das heißt nichts 
anderes, in fünf Jahren werdet ihr wohl draufkommeri, 
ob der oder die für dieses Geschäft geeignet ist oder 
nicht. 

Grundlage für eine effiziente Auswahl bildet die 
exakte Festlegung des Anforderungsprofiles. Dabei 
handelt es sich um unterschiedlichste fachliche und 
persönliche Anforderungen an eine Bewerberin oder 
einen Bewerber. Je nachdem, wie stark eine Eigen­
schaft ausgeprägt sein muß, wird eine entsprechende 
Gewichtung vorzunehmen sein. Das ist jetzt allgemein 
gedacht und hat mit dem Straßenerhaltungsdienst 
allein gar nichts zu tun. 

Im Rahmen eines Auswahlverfahrens wird sodann 
das Anforderungsprofil dem Befähigungsprofil des Be­
werbers gegenübergestellt. Um zukünftige Aussagen 
über die Persönlichkeit, Führungsquaütät und fach­
liche Kompetenz der Bewerber um Führungspositio­
nen des Landes zu erhalten, werde ich in einer der 
nächsten Regierungssitzungen der Landesregierung 
vorschlagen, eine Vorauswahl in Form eines Hearings 
schon bei den nächsten fälligen Besetzungen durchzu­
führen. Kernstück dieses Hearings sollen strukturierte -
Einzelgespräche mit den Kandidaten bilden. 

Die Bestellung der Führungskräfte obliegt in diesem 
Fall allerdings nicht dem Personalbeirat, sondern der 
Landesregierung. 

Noch ein Wort zur Verwaltüngsinnovation, sie wird 
ja viel erwähnt und oft auch strapaziert in: diesen 
Tagen, Stunden, Wochen und Monaten. Eine 
Dezentralisierung in Personalangelegenheiten und bei 
der Sachmittelbeschaffung sowie eine Verfahrens­
und Verhandlungskonzentration sollen als Modell­
versuche bereits demnächst in ausgewählten Bezirks­
hauptmannschaften erprobt werden. 

Selbstverständlich können solche Maßnahmen nur 
mit einer entsprechenden Koordination beziehungs­
weise Steuerung einhergehen. Aus der Sicht der 
Personalverwaltung bedeutet dies, daß die Pilot-
projekte im Einklang mit dem Dienstrecht und den 
Richtlinien des Personaleinstellungsmodells stehen 
müssen. ; - . 

Ansonsten wird die Umsetzung konstruktiver Vor­
schläge jedoch nicht vonvornherein durch eine eng­
stirnige Betrachtungsweise von mir als Personal­
referent behindert werden. Ich hätte einige noch sehr 
interessante Vergleichszahlen mit anderen Bundes­

ländern und möchte sie, falls Sie sie hören wollen, 
Ihnen auch mitteilen, weii es vielleicht doch nur ein- . 
mal im Jahr vorkommt, daß man diese sagen kann. 

Der Herr Finanzlandesrat Ing. Ressel hat eine Studie 
vom'Wirtschaftsforschungsinstitut präsentiert. Da geht 
daraus hervor, daß die Steiermark bei der Zahl der 
Landesbediensteten zwischen 1986 und 1990 eine 
rückläufige Tendenz hatte. Das ist schon bekannt, 
aber ich zitiere einige markante Aussagen aus dieser 
Studie. 

Da heißt es: „Die Pro-Kopf-Gehälter der steirischen 
Landesbediensteten liegen ziemlich genau im Durch­
schnitt der österreichischen Länder." 

Und weiters: „Seit 1986 erhöhten sich die Pro-Kopf-
Gehälter der steirischen Landesbediensteten etwas 
schwächer als die Prö-Kopf-Löhne und -Gehälter in 
der gesamten Wirtschaft." Das geht über den öffent­
lichen Dienst hinaus. 

Aus Erfahrung weiß ich, wie problematisch es ist, 
einen Vergleich der einzelnen Bundesländer im Hin­
blick auf Perspnalkennzahlen anzustellen. Ich habe 
daher das Referat für Statistik beim Amt der Landes­
regierung hier um einen Vergleich gebeten. 

Demnach sind in der steirischen Landesverwaltung 
(inklusive Pflichtschullehrer und Landesbedienstete in 
den Krankenanstalten) nur 10,7 Prozent der Mit­
arbeiter in der Hoheitsverwaltung tätig, im Burgen­
land 16,6 Prozent, in Niederösterreich 15,2 Prozent 
und in Vorarlberg 9,8 Prozent. In der Verwendungs­
gruppe A haben wir in der Steiermark 1614 Mit­
arbeiter, das sind 5,8 Prozent aller Mitarbeiter. Von 
den Salzburger Landesbediensteten sind 7,8 Prozent 
Akademiker, und in Niederösterreich aber nur 3,6 Pro­
zent. 

Derzeit beträgt der durchschnittliche Aufwand pro • 
Mitarbeiter in der Steiermark 401.000 SchilUng pro 
Jahr. Nach einer oberösterreichischen Personal­
statistik sind es dort 431.000 Schilling,, in Salzburg 
393.000 Schilling und in Vorarlberg 481.000 Schilüng -
also diese haben weniger Mitarbeiter und zahlen sie 
aber höher. Der österreichweite Durchschnitt hegt pro 
Mitarbeiter bei 425.000 Schilling. " 

Meine Damen und Herren, wir werden im nächsten 
Jahr den Versuch unternehmen, die Kollegin und die 
Kollegen von der Regierung zu bitten, bis 30. April ihre 
•Einsparungsvorschläge auch auf dem Personalsektor >-
für das darauffolgende Jahr einzubringen. Wir werden 
Ihnen gerne über das Ergebnis berichten. 

Ich möchte mich aber bei dieser Gelegenheit, weil 
ich mit ihm das ausgesprochen habe vor der Budget­
erstellung, bei Herrn Kollegen Ressel für das konstruk­
tive Arbeitsklima im Zuge, dieser Verhandlungen, 
auch das Personalbudget betreffend, bedanken. 

Abschließend danke ich dem Herrn Vorstand der 
Rechtsabteilung 1, Herr Hofrat Dr. Greimel - das 
„Wirkliche" habe ich jetzt weggelassen, lieber 
Hof rat -, dem Wirküchen Hof rat Dr. Greimel sowie 
seinen Mitarbeiterinnen-und Mitarbeitern für die ge­
leistete Arbeit des vergangenen Jahres. Zugleich for-
dere ich aber - das ist der letzte .Satz-alle im stei­
rischen Landesdierist Beschäftigten auf, Reformen im 
kommenden Jahr, auch wenn es sie selber betrifft, auf­
geschlossen zu begegnen. Ich danke Ihnen. (Allge­
meiner Beifall.--18.14 Uhr.) 
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Präsident Dr. Klauser: Eine weitere Wortmeldung 
liegt zur Gruppe 0 nicht vor. Es haben 17 Debattenteil­
nehmer sich gemeldet mit einer durchschnittlichen 
Rededauer von einer knappen Viertelstunde. Die Frau 
Berichterstatterin hat das Schlußwort. 

Abg. Gross: Danke, ich verzichte. 

Präsident Dr. Klauser: Wer mit den Ansätzen und 
Posten der Gruppe 0 e inverstanden ist, möge ein 
Zeichen mit der Hand geben. 

Die Gruppe 0 ist so mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen nun zu den vier Beschlußanträgen der 
Gruppe 0 des Landesvoranschlages 1993, die im 
mündlichen Bericht Nr. 20 zusammengefaßt sind. Ich 
werde über jeden einzelnen Beschlußantrag gesondert 
abstimmen lassen. Ich ersuche nun die Frau Bericht­
erstatterin, die Frau Abgeordnete Barbara Gross, die 
Beschlußanträge vorzutragen, und werde nach jedem 
Beschlußantrag abstimmen lassen. 

Abg. Gross: Namens des Finanz-Ausschusses stelle 
ich den Antrag, der Hohe Landtag wolle zur Regie­
rungsvorlage, Einl.-Zahl 461/1, folgende Beschluß­
anträge beschließen: 

Zur Gruppe 0: 

Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­
gefordert, dem Landtag einen Entwurf für ein Steier-
märkisches Objektivierungsgesetz vorzulegen. 

Der Landtag hat schon im April 1992 einen der­
artigen Auftrag erteilt und fordert daher neuerlich auf, 
diesem rasch zu entsprechen. 

Antragsteller: Abgeordnete Dipl.-Ing. Vesko, 
Dr. Hirschmann, Majcen, Prutsch Günther und Kollege 
Schleich. Ich ersuche um Abstimmung. 

Präsident Dr. Klauser: Wer diesem Antrag zu­
stimmt, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. 

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 
Frau Abgeordnete Gross! 

Abg. Gross: Der zweite Beschlußantrag: 
Die Zukunftsentwicklung der Landeshauptstadt 

Graz muß auch ein besonderes Anliegen der Landes­
regierung sein. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird daher 
aufgefordert, mit den politisch Verantwortlichen der 
Landeshauptstadt Graz regelmäßige Regionalge­
spräche zu führen. 

Antragsteller: Abgeordnete Dr. Ebner, Dr. Frizberg, 
Dr. Karisch. Ich ersuche um Abstirnrnung. „ 

Präsident Dr. Klauser: Wer diesem Antrag zu­
stimmt, möge ein Zeichen mit der Hand geben. 

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Abg. Gross: Nummer drei: Die Steiermärkische 
Landesregierung wird aufgefordert, das Abstellen von 
Kraftfahrzeugen im Interesse der bauhistörischen und 
künstlerischen Bedeutung der Höfe des Landes-
müseums Joanneum, der Landesbibliothek sowie des 
Palais Attems zu untersagen. 

Antragsteller: Abgeordnete Dr. Flecker, Gross,.Kan-
duth, Dr. Karisch, Dipl.-Ing. Chibidziura. Ich ersuche 
um Abstimmung. 

Präsident Dr. Klauser: Wer dem zustimmt, der möge 
ein Zeichen mit der Hand geben. 

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Abg. Gross: Antrag 4: Die Steiermärkische Landes­
regierung wird aufgefordert, die Interessen des Föde­
ralismus im Hinblick auf den EWR- beziehungsweise 
EG-Beitritt möglichst umfassend zu wahren, weshalb 
sie mit den Bundesländern Burgenland und Kärnten 
Kontakt aufnehmen soll, um ein gemeinsames Verbin­
dungsbüro in Brüssel zu schaffen, damit diese An­
liegen in den EWR- beziehungsweise EFTA-Gremien 
sowie im geplanten Ausschuß der Regionen adäquat 
vertreten werden können. 

Antragsteller: Abgeordneter Gennaro, Dr. Flecker, 
Dr. Frizberg, Dr. Hirschmann, Dipl.-Ing. Vesko. Ich er­
suche um Abstimmung. 

Präsident Dr. Klauser: Wer diesem Antrag zu­
stimmt, möge ein Zeichen mit der Hand geben. 

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Damit kommen wir zur Gruppe 1, Öffentliche Ord­
nung und Sicherheit. Berichterstatter ist der Herr Ab­
geordnete Richard Kanduth, dem ich hiemit das Wort 
erteile. 

Abg. Kanduth (18.18 Uhr): Sehr geehrter Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! 

Die Gruppe 1 umfaßt Öffentliche Ordnung und 
Sicherheit und h a t Einnahmen in der Höhe von 
3,875.000 Schilling; dem gegenüber stehen Ausgaben 
von 100,720.000 Schilling. Namens des Finanz-Aus­
schusses ersuche ich um Annahme dieses Kapitels. 

Präsident Dr. Klauser: Als erster Redner zu Wort ge­
meldet ist der Herr Abgeordnete Kowald. Ich erteile es 
ihm. 

Abg. Kowald (18.19 Uhr): Herr Präsident! Sehr ge­
ehrte Damen und Herren! 

Kapitel 1, Thema Sicherheit und Ordnung: Alle 
betrifft es uns, alle wollen wir Sicherheit und Ordnung 
haben. Die Beitragsleistung ist selbstverständlich 
unterschiedlich, und die Zuständigkeit ist auch ge­
klärt, daß größtenteils der Bund dafür die Zuständig­
keit hat. Trotzdem ist es so, daß wir in unserem Bun­
desland viele Freunde, Mitarbeiter und Verantwor­
tungsträger haben, die sich bemühen, für unsere Mit­
bewohner und für die Bevölkerung für Sicherheit zu 
sorgen. Das Gefühl der Sicherheit ist groß, und so wol­
len wir auch hoffen, daß es auch in der nächsten Zeit 
dementsprechend Platz findet. 

Darf ich vielleicht einmal sagen, daß gerade im Be­
reich Graz die Polizei zuständig ist und mit ihren 
896 Mitarbeitern dafür sorgt, daß eben alles seinen 
rechten Weg hat. Man muß auch die Aüfklärungs-
quote berücksichtigen, und es ist eigentlich inter­
essant, daß bei den schweren Verbrechen größtenteils 
die 100 Prozent erreicht werden. Es ist auch eines 
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interessant und es ist eine Zahl, die mich sehr inter­
essiert hat, daß in dem heurigen Jahr, in den ersien 
zehn Monaten zum Beispiel 53.600 VerwaltüngSr 
anzeigen nur im Bereich Graz festgestellt wurden. Zu­
sätzlich kommen über 16.000 Gerichtsanzeigen. Ich 
sage das deshalb, weil es ein kleines Bild zum Aus­
druck bringen soll über den Umfang der Tätigkeiten. 
Ich bin insofern froh gewesen, als wir eingeladen wor­
den sind von der Bundespohzeidirektion Graz und uns 
Oberstleutnant Goldberger vorgeführt hat die Aus­
rüstungsmöglichkeiten genauso wie im Schulungs­
bereich die vorhandenen Einrichtungen gezeigt hat 
und wir, der Landtag, als Abgeordnete dort Einblick 
bekommen haben. Es ist auch wichtig, daß der direkte 
Kontakt und der Bezug ;zü diesen Personen, die für 
Ordnung sorgen, hergestellt ist. In den übrigen 
Landesteilen der gesamten Steiermark stehen uns 
auch über 2000 Gendarmeriebeamte zur Verfügung 
auf 167 Posten. Ich sage das auch, weil die dafür sor­
gen, daß um die 920.000 Personen, die in der Steier­
mark leben, dadurch auch Sicherheitsgefühl wahr­
nehmen können. Auch hier ist es so, daß viele 
Tausende Fälle immer wieder eintreffen und viele ge­
klärt werden, viele aber auch nicht. Und das möchte 
ich auch hier sagen, da könnte man ein Spiel vor­
führen, so wie wir das heute im Laufe des Tages mehr­
mals mitbekommen haben, daß nämlich über die Zu­
ständigkeitsbereiche immer dementsprechende 
Akzente und Angriffe auf gewisse Personen gegeben 
worden sind. Ich sage das deshalb, weil ich persönlich 
nicht viel davon halte, aber man könnte zum Beispiel 
auch hergehen und sagen, wenn heute einer eine 
schlechte Aufklärungsquote hat, zum Beispiel bei den 
Diebstählen, ist von mir aus der Minister überfordert, 
nur weil er gerade zuständig ist. Man muß eben diesen 
Umstand betrachten, und ich mache bei dem Spiel 
nicht mit. Ich erinnere nur daran, daß es auch ein leich­
tes Spiel wäre, um hier auch politisches Hickhack zu 
betreiben. Aber die Kriminalität hat in Österreichauch 
zugenommen, und es ist auch so, daß gerade die 
Steiermark bei den Zahlen ziemlich an Oberer Stelle zu 
finden ist. Selbstverständlich hat das seine verschiede­
nen Ursachen und Gründe. Ob das jetzt einmal die Zu­
wandere! sind oder die organisierten Banden, die 
international unterwegs sind, ob das im Suchtgift-
bereich Aktionen und Unternehmungen sind, die 
immer wieder dafür sorgen, daß einiges in. Bewegung 
ist, genauso ist die organisierte Autoschlepperbande 
dementsprechend im Einsatz. Die Devisenschmuggler 
sind hinlänglich bekannt. Ich bin auch froh darüber, 
daß gerade hier in Österreich die Entwicklung von 
seifen der Exekutive auf Grund ihrer Ausbildung geht, 
daß sie nämlich.auch schon bekannt sind, Unsere Be­
amten, daß sie auch gute Arbeit leisten. Ich sage das 
bei dieser Gelegenheit auch ganz klar. Es war auch 
interessant, wie man feststellen hat können im 
Rahmen einer Schulung, die immer wieder stattfindet, 
wo sich Vertreter aller Kriminalabteilungen aus allen 
Bundesländern getroffen haben, um mit Prof. Dirn­
hof er in Graz zu konferieren und sich fortzubilden, der 
auch international anerkannt ist, und bei dieser TNA-
Analyse, die in etwa den genetischen Finger­
abdrücken gleichzustellen ist, einen Beitrag geleistet 
haben. Ich sage das deshalb, weil das sehr interessant 
ist und hier die internationale Zusammenarbeit auch 
Niederschlag findet. 

Darf ich vielleicht den Punkt Verkehr ansprechen. 
Hier hat sich einiges verändert, nämlieh die Stoß­
richtung, die Einsatzorte, die Flußrichtung des Ver­
kehrs ist nicht wie bisher in. den vergangenen Jahren 
Richtung Süden, sondern er hat sich Richtung Ungarn 
verlagert. Deswegen ist es auch notwendig gewesen, 
daß hier unsere Verkehrsabteilung dementsprechend 
sich einstellt darauf und Kontrollen durchführt. Es ist 
auch eines zu erfahren und zu merken, daß auch der 
technische Prüfzug aus Wien angefordert wird, um 
auch die Fahrzeuge, die aus dem Osten kommen, zu 
prüfen über die Verkehrstauglichkeit, weil es auch 
hinlänglich bekannt ist, daß es auf Grund ihres Ver­
kehrszustandes oft zu Mängeln auch gekommen ist. 
Der Einsatz der Laserpistolen in dem letzten Zeitraum 
hat auch immer wieder für Aufregung gesorgt. Es ist 
aber auch schon bekannt, wie sie funktionieren und 
wie hilfreich sie sind. Wenn in verschiedenen Kontroll­
bereichen auch immer wieder der eine und der andere 
unerfreuliche Erfahrungen gemacht hat, so ist es eben 
auch eine Pflicht, der Unsere Beamten nachgekommen 
sind, und ich verwahre mich dagegen über politische 
Spiele, nämlich der zuständigen Referentin Frau 
Landesrat Klasnic immer wieder dort und da den An­
griffspunkt in den Raum gestellt zu haben, weil sie 
vielleicht schuld ist, daß Plahquadrate durchgeführt 
werden. Ich möchte das jenen sagen, die immer gerne 
auch einen Beitrag ins politische Geplänkel hinein­
bringen. Daß selbstverständlich auch der Wunsch von 
Seiten der Gendarmerie und der Mitarbeiter nach 
mehr Personal vorhanden ist, ist hinlänglich bekannt. 
Ich möchte aber auch sagen, daß es notwendig ist, daß 
wir unsere Beiträge leisten. Ich selber habe das mit­
erlebt und auch dazu einen Beitrag geleistet, daß ge­
rade entlang der Grenze die Diskussion bezüglich der 
Grenzgendarmerie auch zum Positiven gekommen ist. 

\ Wir alle haben uns damals geäußert und gesagt, wir 
brauchen mehr Schutz, mehr Sicherheit, damit der 
Druck vom vorhergehenden Jugoslawien auf uns dem­
entsprechend abgesichert wird. Es ist auch bekannt­
geworden, daß bei der Präsenz dort und da der Grenz­
gendarmerie es nicht immer erfreuliche Aussagen ge­
geben hat von den Bewohnern. Ich selbst habe mich 
bemüht und habe die zuständigen Verantwortlichen 
der Gendarmerie mit den Bürgermeistern an einen 
Tisch gebracht, und wir haben versucht, diese Infor­
mation in Form von aufklärenden Worten weiterzu­
geben. Ich bin auch froh darüber, daß sich diesbezüg­
lich einiges geändert hat, nämlich ins Positive. 

Ich darf vielleicht auch einen anderen Beitrag 
bringen, ich habe nächste Woche in mehreren Regio­
nen Versammlungen mit Bauern,- wo ich die zustän­
digen Postenkorflmandanten auch gebeten habe, 
einen Beitrag zu leisten im Rahmen eines Vorträges 
zum Thema „Straßenverkehr und Landwirtschaft", 
weü ich einfach glaube, daß man auch hier dement­
sprechende- Schritte unternehmen muß, um aufklärend 
zu wirken, daß der Straßenverkehr uns auf allen Ge­
bieten soweit als möglich Sicherheit bietet. Im Zöll­
bereich ist es so, daß sichauch auf Grund der Entwick­
lung in Jugoslawien gezeigt hat, daß es entlang der 
Grenze zu einer Entspannung gekommen ist, daß die 
Zahl/der illegalen Grenzgänger auch zurückgeht und 
daß an und für sich in Zusammenarbeit Zoll - Gendar­
merie an der Grenze doch fast lückenlose Kontrollen 
bestehen. Es ist selbstverständlich so, daß auch im 
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Zollbereich neue Aufgabenstellungen vorhanden sind. 
Die Bosnienflüchtlinge müssen dementsprechend 
kontrolliert werden, genauso die organisierten Auto­
schlepper. Hier hat sich herausgestellt, daß auch ge­
rade Richtung Slowenien der Schwerpunkt weg­
gegangen ist und in andere Grenzgebiete sich ver­
lagert hat, aber auch werden sie dementsprechend mit 
Augenmerk behandelt. 

Die grenzüberschreitende Kriminalität hat es immer 
gegeben und wird es auch geben. In diesem Bezug hat 
der Zoll genauso seinem Auftrag nachzukommen und 
Großes zu leisten, wenn ich auch an das Thema Sucht­
gift herangehe und meine; wieviel unser Zoll mit 
seinen Einrichtungen, aber auch mit seinen Hunden 
schon Beiträge geleistet hat, daß man diesem 
Mißbrauch Herr werden kann. 

Einen Wunsch merkt man bei dem Zoll, daß er 
eigentlich immer bemüht ist, eine Entflechtung der 
Doppelgeleisigkeiten vornehmen zu können, um näm­
lich als einzige immer geforderte Grenzschutzeinheit 
dazustehen. Hier wird es sicherlieh auch Bemühungen 
geben müssen, um diesen Anforderungen nachzu­
kommen. 

Ein anderes Thema, das uns auch immer wieder be­
trifft, das sind die Bezirksgerichte. Die Diskussionen 
haben wir heute schon miterleben können. Vieles ist ja 
geplant in Umstrukturierung, man will dort und da 
einige auflassen. Aber es sind unsere Beiträge, hier 
Beiträge zu leisten und entschieden dagegen einzu­
treten, daß wir dieser Struktur und dieser Verände­
rung im ländlichen Raum entgegentreten. Es ist auch 
der Vorschlag sicherlich angebracht, daß man mit 
dementsprechender Arbeitsverteilüng auch eine Ent^ 
lastung in gewissen Bezirksgerichten vornehmen 
kann. In diesem Sinne hoffe ich auch auf volle Unter­
stützung von allen Verantwortungsträgem. 

Großes leisten auch im Sinne unserer Sicherheit und 
des Gefühles in dieser Beziehung unsere freiwilligen 
Freunde, die im Rahmen einer Hundestaffel arbeiten. 
Die Mitarbeiter haben hier Idealismus aufzubringen, 
müssen sehr viel Freizeit opfern. Vor allem geht es 
darum, daß sie auch den Umgang mit den Hunden, mit 
den Tieren wirklich beherrschen. Jeder, der einmal 
einen Hund abgerichtet hat, der weiß, welche Mühen 
und Aufgaben damit verbunden sind. Ich spreche aus 
eigener Erfahrung, weir ich habe mich auch in dieser 
Richtung bezüglich der Hundeabrichtung schon zum 
zweiten Mal mit einem solchen Tier befaßt. Deswegen 
glaube ich auch, daß es notwendig ist, diesen Leuten, 
die da arbeiten, auch dementsprechend Anerkennung 
zu zollen. 

Wenn man so denkt, daß in der Steiermark die 
Hundeführer - 295 sind es - mit ihren Einsätzen, fast 
30 an der Zahl, auch 17 Lebensrettungen vor­
genommen haben, so müssen wir auch hier dankbar 
sein. Wenn man so denkt, daß eben bei. verschiedenen 
.Vorführungen und Überprüfungen beziehungsweise 
Überwachungen immer wieder Großes geleistet wor­
den ist. Ich selber habe das auch miterleben können. 
Im Rahmen einer Feuerwehrabschlußübung hat sich 
die Staffel aus Voitsberg zum Besten gezeigt, als sie 
nämlich bei der Suche nach vermißten Personen Her­
vorragendes mit ihren Hunden geleistet hat. Ich 
glaube, die Katastrophen- und Trümmersuchhunde, 
genauso wie die Lawinenhunde oder die Personen­

suchhunde sind auch dementsprechend mit Wohl­
wollen zu behandeln, weil einfach hier der Idealismus. 
weiterleben soll. In gewissen Bereichen, wenn sie 
auch angefordert werden von der Exekutive, wenn es 
um die Verfolgung der Rechtsbrecher geht, so sind sie 
genauso mit Freude dabei. -

Ich darf aber auch sagen, daß insgesamt die Sicher­
heitsbedürfnisse der Steirer so sind, daß sie der Höhe 
nach groß einzustufen sind, daß alle ihre Mitarbeiter 
aber auch viel leisten. Daß auch wir hier in diesem Saal 
uns der Sicherheit erfreuen können, dafür sorgen bei 
jeder Sitzung die Beamten der Staatspolizei, denen ich 
von dieser Stelle auch ein herzliches Dankeschön 
sage. Allen Leuten, die da mit Ideen, mit Leistung, mit 
Einsatz dabei sind, um uns allen im Lande Schutz zu 
geben, ein herzlichen und ein großes Lob. 

Wenn dort und da halt einmal etwas passiert, daß 
einer von der Karlau ausbricht oder die Aufklärungs-
quote - wie ich gesagt habe - nicht im vollen Umfang 
erreichbar ist, werden wir trotzdem nicht den zustän­
digen Referenten in Wien, der für die Sicherheit zu­
ständig ist, an den Pranger stellen - so wie das andere 
gerne tun. Das sage ich einmal zum Thema Sicherheit 
und bedanke mich noch einmal auf diesem Weg bei 
allen zuständigen Personen, die in dieser Richtung im 
Einsatz sind. 

Ich habe aber auch die Aufgabe und die Freude, 
heute zum Ausdruck zu bringen, daß die Leute in der 
Feuerwehrschule, die in Lebring ihren Sitz hat, Groß­
artiges leisten, weil einfach dort so viel geschieht. Es 
haben sich die Verantwortungsträger wirklich immer 
bemüht, dementsprechende Programme zu bieten. 
Wenn man so denkt, daß im heurigen Jahr erstmals 
über 11.000 Kursbesucher diese Schule besuchten, so 
ist das eine Zahl, die sich sehen lassen kann - wieder­
um eine Steigerung von 2 Prozent. Wenn auch bei 
90 Führungen fast 3000 Teilnehmer zu verzeichnen 
waren, so ist das auch ein Zeichen der Anerkennung 
und des Interesses innerhalb der Bevölkerung und der 
Allgemeinheit. Jenen Leuten, die darin Arbeit leisten, 
gebührt ein Dank für den Einsatz und für das 
Bemühen, die Kenntnisse, die sie haben, an die Be­
sucher, die Kursteilnehmer weiterzugeben. Weil eine 
so große Abordnung der Feuerwehr heute wieder hier 
ist, so ist es auch für uns dementsprechend eine An­
erkennung und für den zuständigen Referenten der 
Feuerwehr auch eine Bestätigung, daß das so gesehen 
wird. Ich bin sehr froh darüber, daß die Verant­
wortungsträger im Schulbereich wie auch die poli­
tischen Verantwortungsträger hier Großes leisten. Ich 
glaube, unser Landeshauptmann hat sich immer dies­
bezüglich sehr stark eingesetzt. 

Die baulichen Maßnahmen, die in der Schule ge­
macht werden, sind Notwendigkeiten: die Gasübungs­
anlage wurde im heurigen Jahr gebaut, genauso wie 
Möglichkeiten zürn vorbeugenden Brandschutz ihre 
Wichtigkeit haben. Dem anzuschließen ist auch diese 
Übungshalle, wo es um die Bergung von Autowracks 
geht, die besondere Bedeutung in den Wasserschon­
gebieten und Schutzgebieten hat, damit es hier zu 
keinen Einflüssen kommt. Ich glaube auch, daß diese 
Aktionen positiv zu bewerten sind und daß diese 
Schule eine Ausbildungsstätte ist für viele andere 
Organisationen. Neben der Feuerwehr kommt näm­
lich der Zivilschutz sehr stark dort in Erscheinung, ge-
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nauso wie die Freunde und die guten Mitarbeiter des 
Roten Kreuzes sich ständig dort weiterbilden und in­
formieren können. Auch diesen Personen gebührt ein 
großer Dank für ihre Bemühung um. die Einsätze und 
Hilfeleistungen für die Bevölkerung. Der Militär­
kommandant der Steiermark ist ebenso erfreut dar­
über, daß die Mitglieder des Bundesheeres dort ihre 
Ausbildung und ihre Schulungen wahrnehmen 
können, weil in den Übungen vieles zu machen ist. 

Den Verantwortungsträgern in diesem Bereich, 
allen voran und in Vertretung Herrn Dipl.-Ing. Studier 
von der Feuerwehrschule, ein Dankeschön. Allen 
Trainern und Mitarbeitern möge man diesen Dank 
weitergeben, weil einfach das Programm so gut ist, 
weil der Besuch so hoch anzumerken ist und weil 
dieses Geld auch gut angelegt ist. 

Wenn heute wiederum zu merken sein wird, daß die 
freiheitliche Abgeordnetenschar dort und da nicht mit­
stimmen wird, so bin ich mir sicher, daß sie Im Feuer­
wehrbereich dem Landeshauptmann zustimmen wird 
zu seinen Budgetvorstellungen, weil sie genau wissen, 
daß es hier ein gefährliches Spiel wäre und sie auch 
gewisse Bereiche nicht anrühren sollen. 

Aber ich sage das deshalb, weil in allen anderen Be­
reichen Verantwortungsbewußtsein gerade so am 
Platze ist, und es wäre wirklich das Schlechteste, daß 
man sich solcher Einrichtungen über Spiele bedient 
und in Frage stellt. Aber ich hoffe, daß hier wohl die 
Zustimmung kommt von allen Seiten, damit wir 
weiterhin unseren Feuerwehrleuten Möglichkeiten 
bieten können, die dem Schutze und dem Wohle der 
Bevölkerung dienen. Danke schön! (Allgemeiner Bei­
fall. - 18.39 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Ing. Sepp Kaumann. Ich erteile ihm 
das Wort. ••'••"• 

Abg. Ing. Kaufmann (18.39 Uhr): „Gott zur Ehr, dem 
Nächsten zur Wehr" ist ein Spruch, den wir auf so 
manchem älteren Feuerwehrhaus heute noch lesen 
können. Und dieser Leitspruch, der immerhin für über 
45.000 steirische Feuerwehrmänner gilt, die in 
749 Wehren zusammengefaßt sind, sagt eigentlich aus, 
was das Leitbild eines steirischen Feuerwehrmannes 
ist. Dem Nächsten zu helfen, seine Persönlichkeit 
dafür einzusetzen, daß dem Nächsten das Leben, dem 
Nächsten sein Hab und Gut gerettet wird, ohne dar­
über nachzudenken, ob es im eigenen Vorteil ist oder 
ob damit vielleicht sogar ein persönliches Risiko ver­
bunden ist, das ist Sinn unserer Feuerwehren. Und daß 

• es im Katastrophenfall nicht immer ganz reibungslos 
xfür unsere • eingesetzten Feuerwehrmänner herunter­
geht, daß auch persönlicher Einsatz bedeutet, daß man 
persönliches großes Risiko in Kauf nehmen muß, das 
haben leider die 103 im Vorjahr verletzten Feuerwehr­
männer gezeigt. Unsere steirischen Feuerwehren 
leben von der Kameradschaft, die sie auszeichnet, von 
der gemeinsamen Idee, dem anderen zu helfen, und 
von dem unabdingbaren Glauben, für den Nächsten 
dazusein. Da uns die Redezeit beschrankt wurde, ist es 
unmöglich, alle Verdienste der steirischen Feuer­
wehren aufzuzeigen. Aber ich glaube, es ist doch 
wesentlich, einige markante Zahlen zu nennen. So 

^ wurdeft im Jahre 1991 von den steirischen Feuerwehr-
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männern 31.800 Einsätze erbracht, davon waren be- , 
reits über 28.000 technische Einsätze und nur 
3500 Brandeinsätze, obwohl in den letzten Tagen die 
Brandkatastrophe der Wiener Hofburg die Zeitungen 
füllte, ist doch die Hauptarbeit der steirischen Feuer­
wehrmänner im technischen Einsatzbereich nahe 
schon 90 Prozent. Und damit hat sich auch das Bild des 
Feuerwehrmannes geändert. Nicht mehr Bränd­
bekämpfung ist vorrangig, sondern die Bekämpfung 
der Gefahren allgemeiner Natur. Und so konnten im 
Einsatz auch bereits 702 Menschenleben im Vorjahr 
gerettet werden. Und den Wert des geretteten Ver­
mögens, der über 1,1 Milliarden Schilling betragen 
hat, mochte ich nur am Rande erwähnen. Um diesen 
riesigen Einsatzumfang zu bewältigen, bedarf es einer 
guten Ausbildung, und dafür haben wir in Lebring die 
Feuerwehrschule, die bereits Kollege Kowald ein­
drucksvoll würdigte. Aber außerhalb der Feuerwehr­
schule ist die täglich Übung und das tägliche Probie­
ren am Gerät, das tägliche Üben mit dem Gerät not­
wendig. So wurden 25.000 Mann im Vorjahr mit 
247,000 Übungsstunden, die sie entweder bei Übun­
gen im Ort oder bei Wettkämpfen - Wettkämpfe sind 
Übungen vor Ort praktisch unter Ernstbedingungen -, 
es waren also 247.000 Stunden, die hier von unseren 
Feuerwehrmännern abgeleistet wurden. Zusätzlich 
haben noch 203.000 Mann bei kleineren Rahmen­
übungen, die der Ausbildung, der Straffung, aber auch 
der Gerätewartung dienten, 983.000 Stunden geleistet.' 
Daß natürlich diese Einsatzstunden viel Durst er­
zeugen, und jetzt möchte ich bitte^alle Sportler bitten 
herzuhören, ist verständlich. Aber eines ist sicher, 
unsere steirischen Feuerwehrkameraden haben nicht 
mehr Durst als alle übrigen, die diese Leistungen er­
bringen. Ein weiterer Aspekt der Feuerwehr ist, daß 
die Feuerwehr mit ihrer Kameradschaft unsere Dorf-
gemeinschaften zusammenhält. In der Feuerwehr wird 
nicht gefragt, welches politisches Couleur hast du, wer 
bist du und was kannst du? In der Feuerwehr wird ge­
fragt, bist du bereit, mitzuarbeiten, für den Nächsten 
dazusein? Das ist die einzige Devise. 

Und das prägt. Und diese Kameradschaft zeichnet 
unsere steirischen Feuerwehrmänner aus, sie bindet, 
und sie verbindet, und sie überbrückt so manche Kluft, 
die sonst in unserer Gesellschaft offen ist. Ich wäre ,.. 
froh, wenn alle Vereine diesen Zusammenhalt hätten, 
wie er in .der steirischen Feuerwehr ist. Es nützt die 
beste Ausbildung nichts, wenn die notwendige Aus­
rüstung fehlt! So stehen irri Einsatz der steirischen 
Feuerwehren über 2100 Kraftfahrzeuge neben vielen 
anderen technischen Geräten, Atemschutzgeräten, 
Scheren, Hebebühnen und so weiter, die mit ihrer 
Wartung über 197.000 Pflegestunden bedürfen. Und 
wenn manchmal die Frage auftaucht, ist denn eigent­
lich ein Feuerwehrauto rentabel, was kostet uns ein 

•-, Kilometer, gefahren von einem Feuerwehrauto, dann. 
müssen wir eines antworten: betriebswirtschaftlich 
läßt sich ein. Einsatzfahrzeug nicht berechnen. Und 
dem Frager müssen wir die Antwort zurückspielen, 
was würdest du sagen, wenn dein Haus brennt und die 
Feuerwehr ohne Auto ankommen würde und sagen 
würde, ich muß erst das Wasser mit dem Kübel holen, 
Gerade der Brand in der Hofburg hat gezeigt, daß die 

. technische Entwicklung weitergeht. Und wenn heute 
in den Zeitungeil die Frage aufgeworfen wird, ob 
Wasser das beste Brandbekämpfungsmittel ist, so wird 
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es auch sicher für die Feuerwehr notwendig sein, sich 
den technischen Neuerungen nicht zu verschließen 
und hier Überlegungen anzustellen, wie wir in Zu­
kunft gerade vielleicht wie bei solchen Bränden in der 
Hofburg mit anderen Brandbekämpfungsmitteln als 
mit Wasser auch löschen können. Daß natürlich diese 
Ausrüstung enorme finanzielle Mittel verschlingt, ist 
verständlich. Das Land Steiermark beteiligt sich an 

* den freiwilligen Feuerwehren mit rund 88 Millionen 
Schilling. Ich hoffe wirklich, daß alle Fraktionen dieses 
Hauses in dem Bewußtsein um den Wert der stei-
rischen Feuerwehren auch diesem Posten heute ihre 
Zustimmung geben. Ich hoffe, lieber Chibidziura, daß 
auch du zustimmst. Natürlich wäre die Finanzierung 
aller dieser Geräte nicht möglich, wenn nicht die 
Feuerwehrleute selbst Hand anlegen würden, mit über 
20.000 Veranstaltungen den finanziellen Background 
dafür schaffen würden, daß diese Geräte gekauft 
werden können. Denn in diesen über 20.000 Veran­
staltungen waren 910.000 Arbeitsstunden notwendig, 
um Geld bei Bällen, Festen, Fetzenmärkten, Dorfent­
rümpelungen und so weiter zu beschaffen, um Geräte 
anzukaufen. Für diesen enormen Einsatz, der allein 
bei der Bezahlung der geleisteten Einsatzstunden 
- und wenn ich die Stunde jetzt mit 100 Schilling nur 
hochrechne - bereits einen Wert von 323 Millionen 
Schilling ausmachen würde, darf ich unserem ge­
schätzten Herrn Landesbranddirektor Strablegg dan­
ken. (Allgemeiner Beifall.) Danken für den Einsatz, 
den alle steirischen Feuerwehrmänner geleistet 
haben, danken aber auch für die Führung, die die stei-
rische Feuerwehr hat, denn mit den Führungs­
kapazitäten im steirischen Feuerwehrwesen hat auch 
die steirische Feuerwehr ihre Qualitäten. Ich darf also 
Herrn Landesbranddirektor bitten, diesen Dank an 
alle steirischen Feuerwehrmänner weiterzugeben. Wir 
schätzen die Einsatzbereitschaft der steirischen Feuer­
wehren, wir danken noch einmal für die Bereitschaft, 
für den Nächsten da zu sein. Ich darf es ganz offen 
sagen: Ich bin stolz darauf, auch ein steirischer Feuer­
wehrmann sein zu dürfen. Ein weiterer Dank gilt 
natürlich dem Leiter der Abteilung für Katastropheri-
schutz und Landesverteidigung, Herrn Hofrat Konrad, 
denn er hat mit seinen Beamten den organisatorischen 
Background geschaffen, um diese Feuerwehren 
organisatorisch, administrativ abzusichern und ihren 
Einsatz zu koordinieren. Lieber Herr Hofrat, auch dir 
und deinen Beamten ein herzliches Danke. (Allge­
meiner Beifall.) 

Wie ich schon erwähnte, ist für diesen Einsatz die 
Ausbildung notwendig, die die steirischen Feuerwehr­
leute gerne selbst durchführen. Es ist die notwendige 
Ausrüstung zu beschaffen, die gemeinsam mit der 
Unterstützung des Landes von den steirischen Feuer­
wehrleuten angekauft und bereitgestellt wird. Aber es 
ist noch etwas notwendig, das ist die soziale Sicher­
heit, die soziale Absicherung der im Einsatz stehenden 
freiwilligen Feuerwehrmänner. Gerade dieser letzte 
Punkt ist es, der in letzter Zeit zur Diskussion über die 
Anpassung des Feuerwehrgesetzes aus dem Jahr 1979 
geführt hat. Es hat zwar dankenswerterweise der 
Landesfeuerwehrverband eine Kollektivunfallver­
sicherung abgeschlossen. Ich hoffe, daß jedes Kom­
mando seine Feuerwehrmänner bei dieser Kollektiv­
unfallversicherung versichert hat. Aber wir merken, 
daß es im Einsatz immer wieder Fälle gibt, die durch 
den Rost des Sozialnetzes fallen. 

Daher müssen wir bei der Frage der Anpassung des 
Feuerwehrgesetzes sicher in erster Linie die Frage des 
Einsatzbegriffes diskutieren, um hier eine größtmög­
liche Absicherung zu erreichen. Es sind natürlich auch 
Überlegungen anzustellen, ob für-jene, bei denen 
diese Kollektivvertragsversicherung nicht ausreicht 
oder die auf Grund besonderer Umstände nicht in das 
Schema hineinpassen, nicht eine Art Landeshilfsfonds 
gegründet werden wird müssen, um Feuerwehr­
männer, die im Einsatz Schaden an Leib und Leben er­
leiden, auch so abzusichern, daß sie dann nicht für 
ihren freiwilligen Einsatz mit dem höchsten Gut, das 
ihnen zur Verfügung steht, bezahlen müssen, nämlich 
der Gesundheit, und diese nicht durch eine finanzielle 
Absicherung gedeckt haben. Ich glaube also, wir 
müssen diesen Überlegungen nachgehen und diese in 
die Anpassung des Feuerwehrgesetzes einbauen. 

Eng mit der Feuerwehr ist auch der Zivilschutz ver­
bunden, denn uns drohen Gefahren. Gefahren nicht 
nur durch Krsko in atomarer Hinsicht, sondern vor 
allem Gefahren durch rollende Bomben, die mit gifti­
gen Chemikalien tagtäglich auf unseren Straßen un­
terwegs sind. Wir wissen zwar, daß wir über die 
Landeswarnzentrale einen Katastrophenplan haben, 
aber ich glaube, daß es wichtig ist, im Sinne des Stei­
rischen Zivilschutzverbandes die Gefahren aufzu­
zeigen, vor allem schon in der Schule zu beginnen, die 
Schüler darauf hinzuweisen, aufzuklären über vor­
beugende Maßnahmen und erst dann die Hilfe bei 
Katastrophenfällen zu setzen, wenn sie auch wirklich 
eintreten. 

Ich glaube also, daß gerade in einer nicht besonders 
ruhigen Zeit, von der wir trotz der Vorweihnachtszeit 
nicht sprechen können, Zivilschutz ernst genommen 
werden muß. Wir müssen uns auch selbst dazu be­
kennen, nur dann ist er glaubwürdig. 

Meine Redezeit ist überschritten, daher darf ich 
nochmals, Herr Landesbranddirektor Strablegg, 
bitten, allen steirischen Feuerwehrkameraden unseren 
herzlichsten Dank auszurichten. Ich grüße alle stei­
rischen Feuerwehrmänner mit einem „Gut Heil, 
Kameraden!". (Allgemeiner Beifall. - 18.54 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Hohes Haus! Ich möchte 
daran erinnern, daß der Herr Präsident Wegart in der 
Präsidialkonferenz die Bitte geäußert hat, die Damen 
und Herren mögen schriftliche Unterlagen nur als 
Hilfsmittel, nicht aber zur wörtlichen „Verlesung 
nutzen. Ich appelliere an Sie in diesem Sinne. 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Ussar. Ich erteile es ihm. 

Abg. Ussar (18.55 Uhr): Sehr geehrter Herr Präsi­
dent, sehr geehrte Herren Landesräte, sehr geehrte 
Damen und Herren, Hohes Haus! 

Wir Abgeordneten in den steirischen Bezirken 
haben immer wieder die Gelegenheit, bei Versamm­
lungen unserer Feuerwehren, des Roten Kreuzes, der 
Bergwacht und auch bei Angelobungen des Bundes­
heeres anwesend zu sein. Oft wird die Arbeit der Ab­
geordneten meistens danach beurteilt, wieviel Sitzun­
gen, Landtagssitzungen oder Ausschußsitzungen, 
stattfinden. Nur wenige reden darüber, daß wir eigent­
lich, fast täglich bei wichtigen Veranstaltungen in 
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unseren Bezirken sind und so auch mit den Damen 
und Herren, die heute hier bei uns zu Gast sind, in 
engsten Kontakt treten und vor allem auch ihre Arbeit 
besonders unmittelbar schätzen lernen, 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte auch 
gerade die Anwesenheit der Damen und Herren der 
Freiwilligen Feuerwehr, des Rotes Kreuzes, der Berg­
wacht und der Exekutive dazu nützen, Um einmal sehr 
herzlich auch hier im Hohen Haus für diese ehrenamt­
liche Tätigkeit zu danken. 

Weil heute Wien angeschnitten wurde, die Steier­
mark ist doch ein wesentlicher Unterschied zu Wien, 
ohne die Verdienste der Kameraden in Wien zu 
schmälern, aber bei uns ist die Ehrenamtlichkeit ganz 
groß im'Vordergrund. Ich glaube, hier im Höhen Haus 
muß man einmal betonen, daß bei uns die größte Zahl 
der Mitarbeiter in ihrer Freizeit gerne für ihre Mit­
bürger diese Tätigkeit vollziehen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe mir im 
Vorjahr einmal erlaubt, einen Bericht über das Be-
zirksfeuerwehrkbmmando Leoben zu geben, weil es 
auch wichtig ist, daß von der LandesJsicht auch einmal 
gezeigt wird, was also bezirksmäßig sich hier tut. Ich 
möchte sagen, daß gerade in den Bezirken bei den 
Wehrversammlungen die Damen und Herren Abge­
ordneten, die daran immer teilnehmen, spüren und 
sehen, was hier von unseren Feuerwehren geleistet 
wird. Ich möchte aber auch hier sehr herzlich danken 
dem Herrn Landesfeuerwehrkommandanten und 
seinen Stellvertretern, die auch immer bei diesen Ver-
anstaltungen da sind. Ich habe heute dem Herrn 
Landesfeuerwehrkommandanten gesagt, daß sie nicht 
nur anwesend sind, sondern auch bis zum Schluß an­
wesend sind. 

Es freut mich auch, daß unser Klubobmann Franz 
Trampusch seine Bezirksbesuche immer wieder dazu 
nützt, die Feuerwehren zu besuchen, und unser 
Landesrat Dieter Strenitz, der die Gelegenheit immer 
wieder wahrnimmt, auch beim Roten Kreuz seinen'Be­
such abzustatten. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte heute 
ganz kurz zur Tätigkeit des Roten Kreuzes der Bezirks­
stelle Leoben Stellung nehmen, um auch einmal die 
Tätigkeit des Roten Kreuzes, diese vielfältige Tätig­
keit, in den Vordergrund zu stellen. Wir haben ja hohe 
Repräsentanten des Roten Kreuzes auch hier zu Gast. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Bei der letzten Be-
zirksstellenversämmluHg des Roten Kreuzes unter 
dem Vorsitz des Herrn Hofrat Dr. Kaufmann hat der 
Herr Bezirkssekretär Alfred Leidolt einen umfassen­
den Bericht über die Tätigkeit des Roten Kreuzes ge­
geben. Ich darf sagen, daß allein im Bezirk Leoben ein 
Gebiet von 846 Quadratkilometer in 16 Gemeinden 
mit 68.000 Einwohnern betreut wird. Wenn man sich 
das einmal vorstellt,, welch große Leistungen also hier 
in einem Bezirk vollbracht werden, können das die 
Zahlen hier ganz deutlich sagen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben bei uns 
in sieben Bezirksrotkreuzstellen 414 - ich.betone 414— 
ehrenamtliche Mitarbeiter, die tätig sind, Männer und 
Frauen, die eben ihre Freizeit der Allgemeinheit gerne 
zur Verfügung stellen. Von diesen 414 sind nur zwölf 
hauptamtliche Mitarbeiter, Diese Darstellung zeigt 
Ihnen, daß gerade auch im Roten Kreuz die Ehr ehamt-

lichkeit eine ganz große Rolle spielt, und gerade in 
unserer Zeit, wenn immer wieder gesagt wird, daß das 
Freizeitbewußtseih so groß ist, müssen wir sagen, daß 
es doch viele Männer.und Frauen gibt, und gerade 
auch beim Roten Kreuz, die ihre Freizeit sinnvoll,hier 
einsetzen. Ich möchte hier betonen, das, was geleistet 
wird an ehrenamtlicher Tätigkeit, Krankentransport, 
146.509 Stunden machen die aus, und insgesamt wur­
den durch unsere Helfer 98.038 und durch die Helfe­
rinnen 48.471 Stunden geleistet. Es kann sich jeder 
von Ihnen das einmal durchrechnen. Wenn er das nur 
mit einem normalen Stundenlohn multipliziert, was 
hier für Summen herauskommen. Ich glaube, dafür ge­
bührt unseren Mitarbeitern beim Roten Kreuz ein 
herzlicherj aufrichtiger Dank. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte aber 
auch sagen, es wird manchmal nicht davon geredet, 
daß auch Blut abgenommen wird. Bei uns im Bezirk 
sind 21 Blutabnahmen, womit 2846 Blutkonserven auf­
gebracht wurden. Ich darf auch noch darüber hinaus 
feststellen, daß die Versorgung der Krankenhäuser 
mit Blutkonserven allein im Bezirk Leöben bei 
994 Fahrten, insgesamt wurden 26.639 Kilometer 
zurückgelegt. Man muß sich das einmal in Zahlen vor­
stellen und diese Leistungen besonders auch hono­
rieren. Ich darf noch weiter anführen, was noch im 
Rahmen des Roten Kreuzes geleistet wird.vlch nehme 
den Gesundheits-, den Sozialdienst, ich führe noch an 
die Nachbarschaftshilfe, die Beschäftigungshilfe, 
Essen auf Rädern, die Altenbetreuüng. Allein in der 
Altenbetreuung wurden in unserem Bezirk 4913 Stun­
den aufgewendet. Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wenn wir noch betrachten, daß die Ärzteanforderun­
gen in einer Zeit, wo kein ärztlicher Dienst da ist, daß 
die bei uns 4500 Ärzteanforderungen allein im Bezirk 
Leoben betragen haben, so sehen wir, daß dadurch 
eine medizinische Versorgung der Bevölkerung auch 
außerhalb der Ordinationszeiten hier gewährleistet 
wurde. Ich glaube, das muß auch einmal gebührend in 
den Raum gestellt werden. Ich möchte auch ganz kurz 
schon vom Beruflichen her auch die Tätigkeit des 
Jugendrotkreuzes beleuchten. Sie wissen, daß auch im 
Rahmen des Jugendrotkreuzes von den steirischen , 
Lehrerinnen und Lehrern an den Schulen sehr viel ge­
macht wurde. Viele Aktionen, die immer wieder in den 
Zeitungen stehen oder die auch nicht veröffentlicht 
werden, im Dienste der Mitmenschüchkeit nach dem 
Grundsatz von Dunant „Ich diene mir selbst, dem 
Nächsten und der Völkerverständigung". Ich glaube, 
daß auch einmal hier im Hohen Haus den vielen 
Lehrerinnen und Lehrern, die hier im Rahmen des 
Jugendrotkreuzgedankens wirken, ebenfalls der Dank 
ausgesprochen werden soll. Warum ich eigentlich 
hauptsächlich das sage, ist deswegen, weil ich glaube, 
daß die Männer und Frauen, die hier repräsentativ 
unser Land vertreten, auch einmal hier im Hohen Haus 
als Vorbild dargestellt werden sollen, als Vorbild für :, 
unsere Jugend, als Vorbild dafür, daß man ganz ein­
fach der Gemeinschaft mehr geben muß als von ihr zu 
nehmen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich wünsche mir, . 
daß viele junge Frauen und Männer ebenfalls in den 
Dienst dieser für uns so wichtigen Institutionen treten, 
damit auch in Zültunft die Sicherheit für,unsere Mit­
bürgerinnen und Mitbürger in so vorbildlicher Weise 
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gewährleistet werden kann. Ein herzlicher Dank, ein 
herzUches Gut Heil,- ein herzliches Glückauf! (All­
gemeiner Beifall. -19.02 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Als nächster zu Wort gemel­
det ist der Herr Abgeordnete Weilharter. Ich erteile es 
ihm. 

Abg. Weilharter (19.02 Uhr): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! 

Alle Jahre, wenn zur Gruppe 1 „Öffentliche Sicher­
heit und Ordnung" hier im Hause debattiert wird, ist in 
der Zuschauergalerie eigentlich das übliche gewohnte 
Bild, es sind Repräsentanten unserer Einsatzorgani­
sationen anwesend. Es ist auch gut so. Ich glaube, des­
halb ist es gut so, daß eben diese Repräsentanten un­
serer Einsatzorganisationen hier direkt die Stand­
punkte der einzelnen politischen Parteien, der einzel­
nen Abgeordneten übernehmen und vernehmen 
können. 

Hohes Haus, meine Damen und Herren! Meine Vor­
redner haben auch in gewohnter Manier sich bei allen 
Einsatzorganisationen für ihren Idealismus, für ihre 
Einsatzbereitschaft bedankt, und diesem Dank kann 
ich mich namens meiner Fraktion auch anschließen. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Es ist aber 
auch alljährlich wiederkehrend, daß nach Ende der 
Rednerliste zu dieser Gruppe „Öffentliche Sicherheit 
und Ordnung" auch in geübter Manier der Referent 
- er sitzt jetzt in den Abgeordnetenbänken - sich von 
der Regierungsbank aus ereignen wird und selbst­
verständlich auch seinerseits den Dank aussprechen 
wird. Ich meine aber, es sollte der Stichwortzettel des 
Regierungsreferenten nicht nur so ausschauen, daß 
dreimal Dank oben steht, sondern es müßte, Herr 
Landeshauptmann, wenn Sie «s ernst meinen mit un­
seren Einsatzorganisationen, eigentlich auch dabei­
stehen: Entschuldigung, Entschuldigung, Entschuldi­
gung! (Landeshauptmann Dr. Krainer: „Herr Kollege, 
wie meinen Sie das?") Und zwar deshalb, Herr Lan­
deshauptmann - Entschuldigung, Entschuldigung -
ich gratuliere Ihnen, Sie sind ein Meister im Orden­
verleihen. Ich gratuliere unseren Einsatzorganisatio­
nen zu ihren Auszeichnungen. Aber Sie haben es 
leider verabsäumt oder ist Ihr Verhältnis ein getrübtes 
zu einer unserer Einsatzorganisationen, zum Bundes­
heer. Nämlich unser Bundesheer, unsere Grenz­
gendarmerie, unsere Zöllner haben in letzter Zeit 
einen sehr gefährlichen Einsatz, Herr Landeshaupt­
mann (Landeshauptmann Dr. Krainer: „Ich bin unend­
lich dankbar im Hinblick auf Dinge, die Sie gar nicht 
kennen! Aber das paßt ganz genau zu Ihnen!"), eine 
sehr gefährliche Arbeit geleistet zur Sicherheit unseres 
Landes. Anläßlich dieser Auseinandersetzung, dieser 
problematischen Entwicklung in Jugoslawien haben 
Einsatzorganisationen wie unser Bundesheer hervor­
ragende Arbeit geleistet, und ich vermisse, Herr Lan­
deshauptmann, die Auszeichnung und das Danke­
schön an das Bundesheer. (Abg. Dr. Maitz: „Der Dank 
wurde wiederholt ausgesprochen!") Lieber Kollege 
Maitz, ich vermisse das Dankeschön in Form von Aus­
zeichnungen. Es stünde den Referenten gut an, sich 
auch öffentlich bei dieser Einsatzorganistion zu be­
danken. (Abg. Tasch: „Der Herr Landeshauptmann 
war der erste!") Die zweite Entschuldigung, Kollege 

Tasch, hat unser Referent sicherlich notwendig - (Abg. 
Tasch: „Er war der erste - schäme dich!") Kollege 
Tasch, horche mir zu, dann weißt du, um was es geht. 
Die zweite Entschuldigung ist sicherlich notwendig in 
Richtung Feuerwehr. Denn der Referent und Landes­
hauptmann weiß ja sehr wohl, daß wir in der Steier­
mark zwar ein Feuerwehrgesetz haben, es stammt aus 
dem Jahr 1979, und es ist mehr als antiquiert. Und 
zwar deshalb, da sich ja die Aufgabenstellung der 
Feuerwehren insgesamt geändert hat. Und alle Jahre 
in Pflichtbewußtsein und in Kenntnis der Situation 
wird von Seiten des Laridesfeuerwehrkommandanten 
in verschiedenen Berichten der einzelnen Feuerweh­
ren immer wieder darauf hingewiesen, daß die derzei­
tige Gesetzesgrundlage nicht ausreichend ist, da sich 
89 Prozent der Tätigkeiten auf technische Einsätze 
und Assistenzleistungen beziehen. Daher ist es höchst 
an der Zeit, und nachdem diese Situation - Kollege 
Grillitsch - dem Referenten, was ich annehme, be­
kannt ist, vermisse ich von Seiten des Referenten diese 
Initiative. Ich bin aber froh darüber, daß seitens meiner 
Fraktion diese Initiative gekommen ist und daß wir als 
Mandatare dieses Hauses als gesetzgebende Körper­
schaft in ernstlichen Verhandlungen sind im Hinblick 
auf eine Novelle, betreffend das Feuerwehrgesetz. Es 
wird anläßlich dieses Feuerwehrgesetzes darauf zu 
achten sein, daß dieses Gesetz den Erfordernissen ge­
recht wird, die Frage der Haftung, genauso die Frage 
der sozialrechtlichen Absicherungen. (Abg. Grillitsch: 
„Hauptberuflicher Feuerwehrführer!") Die dritte Ent­
schuldigung, Kollege Grillitsch, von Seiten des Refe­
renten . müßte eigentlich vor dem Steuerzahler er­
folgen, und zwar deshalb, denn alle - ich hoffe, auch 
du, Kollege Grillitsch - bezahlen die sogenannte 
Feuerschutzsteuer. (Abg. Kanduth: „Habt die auch ihr 
eingeführt?") Diese Feuerschutzsteuer ist ja zweck­
gebunden für unsere Einsatzorganisation Feuerwehr. 
Ich sage; deshalb wäre es notwendig, Aufklärung oder 
Entschuldigung vor dem Steuerzahler zu sagen, da 
durch Entscheidungsschwäche von Seiten des Refe­
rates beim Ausbau des Landesfeuerwehrkommandos 
die Kosten um 9,4 Millionen Schilling erhöht werden 
mußten. Ist es notwendig, über die Feuerschutzsteuer 
den Wasserdienst zu. finanzieren, ist es notwendig, das 
Betätigungsfeld der Brandverhütung, die sogenannte 
Spielwiese des Referenten, mit 4 Millionen Schilling 
aus der Feuerschutzsteuer auszustatten? Ist es immer 
noch notwendig, Herr Landeshauptmann, daß die ein­
zelnen Einsatzorganisationen und im speziellen die 
Feuerwehr zu Bittstellern degradiert sind? Zu Bitt­
stellern deshalb, denn ich bin überzeugt, die einzelnen 
Feuerwehrleute wissen allemal besser wie wir, was sie 
an Ausrüstung brauchen. Es ist durch nichts einzu­
sehen und zu rechtfertigen, daß die einzelnen Wehren, 
die einzelnen Feuerwehrkommanden draußen und vor 
allem die Repräsentanten dann also diesen Kanossa­
gang zum Referat und zum Referenten haben, wenn 
Anschaffungen anstehen. 

Es gibt auch Beispiele dazu. Es war in der Gemeinde 
Fernitz, betreffend die Feuerwehr Gnaning. Dort ist 
man vor Ort, die Feuerwehr, die Gemeinde, der 
Bürgermeister - hat ja auch eine wichtige Aufgabe auf 
Grund des Feuerwehrgesetzes -, ist man zur ein­
stimmigen und einhelligen Erkenntnis gekommen, 
daß ein Tanklöschfahrzeug mit einem Tankvolumen 
von 2000 Liter erforderlich ist. Sie haben also dieses 
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Ansinnen vorgetragen. Dann war die Antwort von -
Ihrem Referat, Herr Landeshauptmann: „Es gibt ein 
1000-Liter-Tankfahrzeug oder sonst gar nichts!" Die 
örtliche Feuerwehr von Gnaning sowie die Gemeinde ~ 
hätten selbstverständlich von sich aus die Mehrkosten 
getragen. Das ist bitte die Pikanterie in der Abhängig­
keit. 

Meine Damen Und Herren, das ist also durch nichts 
zu rechtfertigen. Deshalb haben wir heute zu dieser 
Gruppe, einen Resolutionsantrag gestellt, daß die 
Budgethöheit, die Bewirtschaftung in diese Richtung 
gegeben oder denen übertragen wird, die mehr ver­
stehen als wir. Ich meine damit, wir sollten uns künf­
tighin dazu bekennen, daß wir die zweckgebundene 
FeueTschutzsteuer den Feuerwehren zur Bewirtschaf­
tung geben. 

Meine Damen und Herren, weil aber, ich hoffe, 
wirklich ein vernünftiges, zeitgemäßes Feuerwehr­
gesetz in Verhandlung ist, und ich hoffe, daß das Er­
gebnis den Bedürfnissen entspricht, und weil dieser 
Resolutionsantrag zur Selbstbewirtschaftung des 
Budgets für die Feuerwehren steht, erkennen wir An­
sätze, erkennen wir als freiheitliche Fraktion, daß der 
Wille vorhanden ist - ich hoffe auf Ihre Zustimmung -, 
deshalb werden wir auch der Gruppe 1 diesmal die 
Zustimmung geben. (Beifall bei der FPÖ. - 19.11 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Als nächster zu Wort gemel­
det ist der Herr Abgeordnete Glössl. Ich erteile es ihm. 

Abg. Glössl (1942 Uhr): Sehr geehrter Herr Präsi­
dent, liebe Mitglieder des Hohen Hauses! 

Wenn ich mich heute während der Budgetdebatte 
für das Haushaltsjahr 1993 zu Wort melde, und das 
gerade in der Haushaltsgruppe 1, dann tue ich dies als 
überzeugter steirischer Feuerwehrmann. Dann tue ich 
dies auch als Mitglied einer kleinen ländlichen Feuer­
wehr mit all seinen Vor- und Nachteilen. Ich tue es 
aber, weil ich stolz darauf bin, daß ich mich zu den 
Menschen des Landes zählen kann, die den braunen 
Rock - den braunen Feuerwehrrock des Landes Steier­
mark - tragen und Hab und Gut sowie Mensch und 
Tier unserer Heimat schützen. 

Einsatzfreudigkeit, Freiwilligkeit und die Kamerad­
schaft sind oberstes Gebot. Ohne diese Grundregeln 
würde keine ~ freiwillige Feuerwehr funktionieren, 
auch dann nicht, wenn sie noch so gut mit Geräten 
ausgerüstet wird, auch dann nicht, wenn sie in noch so 
schönen Häusern untergebracht wird, auch dann 
nicht, wenn sie noch so stark mit Feuerwehrkamera­
den besetzt ist. Die Bestätigung für diese Grundregel 
finden Sie in den vielen kleinen ländlichen steirischen 
Feuerwehren, die alle Jahre und immer wieder über­
durchschnittliche Leistungen erbringen, weil gerade 
dort diese .Feuerwehrkameradschaft Menschlichkeit, 
Freiwilligkeit und die Einsatzfreude aller Kameraden 
mit sich'bringt.-

Die Aufgaben, die unsere steirischen Feuerwehren 
zu erfüllen haben, nämlich die Sicherheit, für ihre 
Heimat, die Sicherheit für die Bevölkerung im Rahmen 
des Katastropenschutzes, aber auch im Rahmen des 
Zivüschutzes mit unseren Feuerwehrkameräden und 
somit unseren Feuerwehren des Landes Steiermark 
größter Auftrag im Sinne des Landes Überträgen. Daß 

- natürliehfür den Katastrophenschutz, für das Eintreten 
einer Katastrophe genauso wie-für. den Zivilschutz 
ständig geübt werden muß, versteht sich von selbst. So 

:- kommt neben der Ausbildung und Weiterbildung von 
jungen und älteren Feuerwehrkameraden noch eine 
beachtliche Aufgabe dazu, nämlich die der Kamerad­
schaftspflege, und mit dieser Kameradschaftspflege 
sogar ein Teil der Brauchtums- und Kulturpflege 
unserer Heimat. Viele Bräuche und Kultureinrichtun­
gen könnten wir schon jetzt abschreiben, würden sie 
nicht durch unsere Feuerwehrkameraden im Zuge von 
Festveranstaltungen ständig jährlich an allen Orten 
unserer Steiermark gepflegt. 

Daß sich natürlich um eine so große Organisation 
des Landes, um eine Organisation mit zirka 45.000 
Feuerwehrkämeräden, der eine oder andere Politiker 
intensiv interessiert und bemüht, versteht sich von 
selbst. Es ist auch gut, daß es so ist. Es wird auch das 
Interesse der Politik an der Feuerwehr von uns Feuer­
wehrkameraden sehr gerne gesehen, weil wir ver-, 
spüren, daß wir gebraucht werden, weil wir verspüren, 
daß wir eine sehr wichtige Organisation sind. 

Nicht gut ist es hingegen und nicht erwünscht ist es 
von uns Feuerwehrkameraden, wenn man - so wie in 
den letzten Tagen, Wochen und Monaten - versucht, 
aus dem gut funktionierenden steirischen Feuerwehr­
wesen Parteipolitik zu mächen. Davor warne ich nicht 
nur hier in diesem Hause, davor warne ich draußen 
in den Feuerwehrorganisationen. Ich habe selbst als 
Feuerwehrmann unserer Wehr und als Bürgermeister 
miterlebt, was es bedeutet, wenn Parteipolitik in die 
Feuerwehr kommt. Daß es der Tod jeder Feuerwehr-
gruppe sein kann, daß dies die Leistungsfähigkeit 
jeder Feuerwehr stark beeinträchtigt und daß eine 
Feuerwehr, die sich parteipolitisch spaltet, den Sinn 
und den Grundgedanken des Feuerwehrwesens, näm­
lich einer für alle und alle für einen, verliert, gilt als 
selbstverständlich. 

Darum meine ich, falls es notwendig sein sollte, daß 
wir uns in nächster Zeit mit der Novellierung des 
Feuerwehrgesetzes beschäftigen, dann appelliere ich 
heute schon'als Feuerwehrmann an alle Mitglieder des 
Steiermärkischen Landtages, daß wir diese Novelhe-
rung rein nach fachlichen Gesichtspunkten zum 
Wohle aller Feuerwehrkameraden, zum Wohle eines 
funktionierenden Feuerwehrsystemes mit den zu­
ständigen verantwortlichen Feuerwehrfachleüten, mit 
den zuständigen verantwortlichen Beamten, aber auch 
mit den zuständigen verantwortlichen Politikern aller 
Parteien vorbereiten. 

.Ich glaube auch, daß es notwendig sein wird, daß 
wir für ein gut funktionierendes steirisches Feuer­
wehrwesen zum Wohle aller steirischen Feuerwehren 
es verhindern müssen, daß Anträge einer Novellierung 
des Feuerwehrgesetzes nur von einer Partei ein­
gebracht werden, so wie es in der letzten „Blaulicht" 
von der politischen Organisation, nämlich von der 
FPÖ, schon angekündigt wurde. Es wirkt nicht 
brandverhütend, es wirkt auch nicht brandvorbeu­
gend-um bei den Feuerwehrausdrückeii zu bleiben-, 
wenn der Landtagsabgeordhete Weilharter bei all 
seinen: Feuerwehrbesuchen, und in einer Presseaus-
sendüng das Feuerwehrgesetz kritisiert und eine 
Noveiherüng dieses Gesetzes verspricht. Es ist auch 
nicht gut, wenn EngelbertWeilharter die Finanzierung 
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der Feuerwehren durch die Feuerschutzsteuer, mit 
altrömischen Zuständen vergleicht. Auch die Ver-
sicherungsschutzdebätte, die Weilharter in seiner 
Presseaussendung angezogen hat, vielleicht nur des­
halb, weil sie sich in seiner Familie zugetragen hat, 
finde ich in den Folgen schlecht für das Feuerwehrwe­
sen, für den Fall Weilharter vielleicht von Vorteil. Für 
das gesamte steirische Feuerwehrwesen und deren 
45.000 Mitglieder ist das keine Lösung, wie es sich ein 
ehrlicher, aufrichtiger und treuer Feuerwehrkamerad 
vorstellt. 

Deshalb appelliere ich nochmals an alle Mitglieder 
der Steiermärkischen Landesregierung, vor allem an 
die Mitglieder, die es wirklich aus Überzeugung, und 
nicht aus politischer Verpflichtung für das Feuerwelir-
wesen tun, daß wir gemeinsam Ansätze suchen, in 
denen wir erstens den Versicherungsschutz des Feuer­
wehrmannes bei den Sozialversicherungsanstalten des 
Bundes nicht nur für den Einsatz, sondern für alle 
Tätigkeiten des Feuerwehrmannes fordern, zweitens 
daß wir gemeinsam allen steirischen Gemeinden und 
deren Bürgermeistern empfehlen, daß' der Feuerwehr­
mann in der Gemeinde die beste Zusatzversicherung 
verdient, und wenn ich die beste sage, dann meine ich 
die Variante C. Und alle Abgeordneten des Steier­
märkischen Landtages, die sich mit dem Feuerwehr­
wesen ein bißchen beschäftigen, und die Kollegen der 
Feuerwehr wissen, um welche Variante es geht und 
welche Variante ich gemeint habe. Drittens, indem wir 
gemeinsame Einsatzpläne mit den Feuerwehrfach­
leuten vorbereiten, damit unsere so überdurchschnitt­
lich gut ausgerüsteten Feuerwehren in der Steiermark 
auch raschest an die Einsatzstellen kommen. Es helfen 
nämlich die modernsten Brand- und Warnschutzein­
richtungen nichts, wenn sie nicht mit den Einsatz­
stellen in Verbindung stehen, und es hätte unter Um­
ständen an der Hofburg in Wien einiges gerettet 
werden können, wären früh genug die Feuerwehren 
alarmiert worden. Viertens, indem wir gemeinsam ver­
suchen, den Geldfluß, vor allem die Finanzierung des 
Feuerwehrwesens aus der Feuerschutzsteuer, aber 
auch aus den Landesmitteln zweckgerecht und 
raschest zu verwirklichen. Das wünsche ich mir als 
aktiver Feuerwehrkamerad, und das werde ich auch 
unterstützen als Abgeordneter zum Steiermärkischen 
Landtag. (Allgemeiner Beifall. - 19.20 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Trampusch. Ich 
erteile es ihm. 

Abg. Trampusch (19.21 Uhr): Geschätzter Herr 
Präsident! Hohes Haus! 

Als kleiner Feuerwehrkommandant habe ich gelernt 
bei Einsatzlehrgängen, daß man, wenn man später 
drankommt, eigentlich jene Aufgaben übernehmen 
sollte, die noch offen sind. Gestatten Sie daher, daß ich 
einiges nicht sage, was schon gesagt worden ist. Mir 
liegt es genauso am Herzen, allen zu danken, die in 
den Einsatzorganisationen täglich freiwillig unterwegs 
sind und ihr Leben und vieles andere einsetzen.- Aber 
ich halte nichts davon, wenn man das wiederholt, 
obwohl es nicht oft genug gesagt werden kann. Darf 
ich nur grundsätzlich zum Thema Sicherheit etwas 
sagen. Wir spüren ja alle gemeinsam, daß das Sicher­

heitsbedürfnis der Menschen steigt. Das hat viele 
Gründe. Aber einige Gründe sind, daß wir vor unserer 
Haustür einen schrecklichen Krieg haben, wo wir täg­
lich sehen, was dort passiert, wozu Menschen fähig 
sind. Wir erleben auch täglich über die Bildschirme 
Katastrophen- und Krawallberichte rund um den Erd­
ball. Wir wissen, daß Flüchtlingsströme unterwegs 
sind. Der nordrhein-westfälische Minister Klement hat 
uns im Klub erst vor wenigen Tagen sehr augen­
scheinlich gesagt, und wir wissen es alle, daß weltweit 
etwa 560 Millionen Menschen unterwegs sind, aber 
daß nur 5 Prozent von diesen 560 Millionen bisher die 
Industriestaaten erreicht haben. Das heißt, daß hier, 
wenn man das weiß, natürlich die Verunsicherung 
noch größer wird. Oder wir wissen auch, daß wir - ob­
wohl es heute gesagt worden ist, daß es keine so große 
Gefahr wäre - an unseren Grenzen Atomkraftwerke 
wie Bohunice oder Krsko stehen haben und daß die 
Tschechen und auch die Slowenen jetzt andere Sorgen 
haben, als darüber nachzudenken, wann sie ihr Atom­
kraftwerk zusperren werden. Auch das trägt zur Ver­
unsicherung bei. Wir erleben Zeitungsmeldungen, daß 
Giftbomben unterwegs sind. Ich erinnere nur an den 
einen Zwischenfall auf der Semmeringstraße vor 
kurzem. Das heißt, wir sind aufgerufen, dieses Sicher­
heitsbedürfnis der Bevölkerung zu erfüllen. Nun ist 
aber Sicherheit die Leistung vieler, nicht eines einzel­
nen. Das ist die Leistung vieler einzelner Menschen, 
aber auch vieler Einsatz- und Hilfsorganisationen. Sie 
sind schon genannt worden bis hin zur Exekutive und 
zum Bundesheer selbst. Wir müssen aber auch unter­
scheiden, wo wir selbst Kompetenzen haben als Land, 
als Gemeinden. Da sind einige dieser Organisationen, 
da sind die Feuerwehren, das Rote Kreuz, das sind 
Berg- und Wasserrettung und ähnliche Organi­
sationen. Und es ist hier schon gesagt worden, sie 
haben eines gemeinsam, das ist die Freiwilligkeit. 
Dafür wurde gedankt, und dem schließe ich mich 
gerne an. Aber es heißt auch, daß diese vielen Tausen­
den freiwilligen Helfer auch Hilfe brauchen. Ja, sie 
haben Anspruch darauf, nämlich einerseits auf die 
Bereitstellung der notwendigen Mittel und zum ande­
ren weitefs auch auf organisatorische Hilfen, mög­
lichst ohne Bürokratismus und ohne Formalismus, und 
sie haben auch Anspruch auf Anerkennung, die wir 
ihnen schon gegeben haben. Und es ist weiters dafür 
zu sorgen, und das ist auch ein Thema, das heute noch 
nicht ausführlich behandelt wurde, daß alle diese 
vielen Freiwilligen, die ihre Freizeit zur Verfügung 
stellen, in absehbarer Zeit zumindest so etwas wie eine 
Ausbildungsfreistellung bekommen für ihre Kurse und 
für ihre Prüfungen. Es geht halt nicht an, daß jemand, 
der sowieso seine Freizeit zur Verfügung stellt und die 
Familie darunter leidet, dann auch noch den restlichen 
Urlaub dafür verwenden muß, daß er irgendwelche 
Kurse zur Fortbildung besucht. 

Gestatten Sie mir, daß ich jetzt zur größten dieser 
Einsatzorganisationen und zu den freiwilligen Feuer­
wehren etwas sage. Da kenne ich mich am besten aus. 
Wir wissen alle, alle, die sich näher damit befassen, 
wie diese Leute, die dort tätig sind, oft unter Einsatz 
ihres Lebens unterwegs sind; nicht nur bei Unfällen 
und Bränden. Wir haben erlebt, daß die Feuerwehren 
immer mehr auch im Umweltbereich tätig sind, daß sie 
Nachbarschaftshilfe leisten im kriegsgeschüttelten 
Nachbarland Bosnien und auch Kroatien und daß sie 
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auch sehr viel zur Aufklärung und Schulung der Bê -
völkerung machen. Und ich sage gerade als ein Mit­
glied der Feuerwehr, die jetzt 100 Jahre alt wird, ich 
selbst habe das noch nicht ganz erreicht, wie sehr sich, 
wenn man sich die Chronik anschaut, auch im Feuer­
wehrwesen vieles einfach total verändert hat, von der 
technischen Ausrüstung her bis hin zum Einsatz. Ge­
rade mit diesem Wissen müssen wir auch einige ge­
meinsame Notwendigkeiten sehen. Eine ist schon ger 
nannt worden, ein umfassender Versicherungsschutz, 
aber bitte nach dem ASVG, nicht nur nach freiwilligen 
KollektivünfallverSicherungen für. alle, die hier im Ein­
satz stehen. Da ist ja der Landesfeüerwehrkomman-
dant und Vizepräsident Strablegg ein Kämpfer. Aber 
nicht nur so, wie der Kollege Kaufmann meint, seit 
kurzem. Das Thema ist schon lange — glaube i c h - im 
Mittelpunkt, nur, wir sollten alle gemeinsam dafür ein­
treten, daß es nicht noch einmal so lange dauert, bis es 
erledigt wird, wie es jetzt schon dauert. Es ist auch 
heute schon gesagt worden, das Landesfeuerwehr-
gesetz muß verändert werden. Ich bin auch dieser 
Meinung. Aber das Landesfeuerwehrgesetz wird die 
Versicherüngsfrage nicht ändern können. Und wenn 
der Kollege Weilharter meint, daß die technischen 
Einsätze nicht gedeckt sind, dann glaube ich das auch 
nicht ganz. Denn wir müssen ja sehen, wer die Kompe­
tenz hat. Die Gemeinde, der Bürgermeister ist ja nicht 
nur örtliche Feuerpolizei, er ist auch örtliche Sicher­
heitspolizei. Wir wissen auch, daß der Katastrophen­
schutz selbst von der Kompetenz her klar geregelt ist. 
Das Feuerwehrgesetz müßte jetzt, wenn es verändert 
wird, in der Femäbstimmung sozusagen die Organi­
sation dieser Kompetenzübertragungen regeln, dann, 
glaube ich, haben wir auch dieses Problem in den Griff 
bekommen. Und wenn wir jetzt vom Kollegen Glössl 
hören, daß die Novellierung des Gesetzes unter Um­
ständen parteipolitische Inhalte hat, da möchte ich 
mich insofern dagegen verwahren, wenn man eine 
Änderung verlangt, ist es noch lange keine Brand­
stiftung. Wir alle machen von Zeit zu Zeit eine Feuer­
beschau. Die Feuerbeschau hat den Sinn, festzu­
stellen, ob was zu verändern ist, ob man irgend etwas 
besser machen müßte. Ich sehe die Diskussion Um die 
Änderung des Ländesfeuerwehrgesetzes als eine 
Feuerbeschau, bei der wir alle mittun wollen und von 
der niemand ausgeschlossen sein soll, der hier mittun 
möchte. Machen wir doch gemeinsam diese Feuer­
beschau, und erarbeiten wir dann gemeinsam ein Ge­
setz, das notwendige Veränderungen bringt, weil sich 
auch die Zeit wieder verändert hat. Ich sehe darin kein 
Politiküm, nur sage ich noch einmal, wir werden uns 
auch von der Diskussion nicht aussperren lassen. 

Aber das nächste, es ist sicher auch gesagt worden. 
-Die Feuerwehren fordern mit dem gleichen Recht, daß 
etwa ihre Einsätzfahrzeuge nicht als Luxüsfährzeuge 
behandelt werden. Das geht aber an den Bund. Wir 

„sehen nicht ein, daß die Zulassungssteuer, sprich 
früher LuxuSsteuer, für Feuerwehrfahrzeuge bezahlt 
werden soll. Es ist keine Liebhaberei, die da betrieben 
wird. Oder, das ist heute schon gesagt worden, ich 
sehe das vielleicht ein bißchen anders, daß die ver­
stärkte Vergäbe der tatsächlichen Mittel aus der. 
Feuerschutzsteuer wirklich mehr in Richtung^ der 
Feuerwehren direkt geht. Es ist sicherlich nicht eine 
unbillige Förderung, wie das in einem gemeinsamen 
Resölutiönsanträg jetzt Gott sei Dank zum Ausdruck 

kommt, daß hier auqh das Landesfeuerwehr-
kommando mit den Fachleuten stärker mitreden soll. 

Aber ich sage'noch etwas dazu: Wir sind alle stolz 
auf unsere Feuerwehr-, und Zivilschutzschule in Leb­
ring. Aber es ist nicht einzusehen, daß, weil vieles dort 
passiert, weil viele Kurse und Seminare gemacht 
werden auch für andere Einsatzorganisationen, die 
Feuerschutzsteuer so stark auch für die Finanzierung 
der Feuerwehrschule herangezogen wird. Hier müßte 
man zusätzlich andere Mittel einsetzen, dann bleibt 
mehr übrig von der Feuerschutzsteuer für die direkte 
Vergabe an die Feuerwehren. Das ist unser Anliegen, 
und da wollen wir nicht mißverstanden werden. 

Es kommt dann noch etwas dazu. Das ist immer eine 
gemeinsame - (Abg. Dr. Maitz: „Landesrat Ressel 
fragen, Woher!") Den Kopf darüber zerbrechen 
müssen wir uns alle gemeinsam. Es wäre sehr leicht zu 
sagen, der andere soll den Brand löschen, ich habe 
damit nichts zu tun. Wir sind alle dazu aufgerufen, alle 
Fraktionen. Da würde ich nicht mit dem Finger zeigen. 

Es gibt weitere Forderungen. Eine, die vielleicht 
nicht in der Öffentlichkeit so bekannt ist, ist, daß die 
Feuerwehren auch direkt bei örtlichen Kommissionen 
als Sachverständige nicht nur im Bau-, sondern auch 
im Gewerberechtsveffahren mitwirken könnten. Man 
muß nicht immer irgendwo jemanden anfordern, der 
viel Geld kostet. Unsere Feuerwehrkommandanten 
und auch andere sind bestens dafür ausgebildet, wie 
man als Sachverständiger in diesem Bereich auftritt. 

Es gibt auch noch etwas: Wir sollten unsere Einsatz­
organisationen mehr in den öffentlichen Diskussionen 
unterstützen.. Weil heute auch hier gesagt worden ist 
- Schlagzeile Hofburgbrand -: „Muß es immer Wasser 
sein?". Es muß nicht immer Wasser sein. Aber auch 
hier muß man hinterfragen: „Können wir uns eine 
andere Form der Brandbekämpfung finanziell 
leisten?" Denn wer hinterfrägt, weiß sofort, daß das 
Wasser noch immer das wirksamste Löscrimittel ist, 
weil es das billigste ist. Wir wissen auch, daß aus Um­
weltgründen manche wirksamere Lösclrmittel ver- . 
boten worden sind. Die Feuerwehren selbst sind halt 
auch umweltbewußt und werden nicht von sich aus 
jetzt wieder Löschmittel zum Einsatz bringen, die 
nachweislich in der Umwelt Schäden verursachen, 
weniger wahrscheinlich dann an der Einrichtung. 

Wir haben daher, meine sehr geschätzten Damen 
und Herren, in den letzten Monaten zu diesen Themen 
einige Anträge in den Landtag eingebracht. Ich bitte 
wirklich alle um Unterstützung, damit diese Anträge 
auch verwirklicht werden können. 

Lassen Sie mich noch eine Organisation an­
sprechen, weil ich' selbst sehr eng damit verbünden 
bin, das ist der Steirische Ziyilschutzverband. Dieser 
wird unterschätzt in seinen Aufgaben, Er hat wirklich 
die Aufgabe, die Menschen auf mögliche Kata­
strophenfälle vorzubereiten,. Aufkärungsarbeit und 

"_ Hilfestellungen zu leisten. Es wird so viel geredet über 
Schutzraumbau, über Bevorratung und anderes mehr. 
In. Wirklichkeit wächst das Bewußtsein für diese An­
liegen, es wird nur nicht in allen Bereichen so voll­
zogen, wie wir uns das gerne vorstellen. Wenn wir 
schon von Bevorratung reden: Wenn der Landtags­
präsident Wegart eine Bevorratung besonderer Art in 
seiner Kanzlei hat, von der allerdings nur die 
Präsidiumsmitglieder naher Bescheid wissen, dann 
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wäre doch da ein Beispiel, daß jeder Landesbürger 
hier auch eine Bevorratung für Ernst- und Katastro­
phenfälle anlegt. 

Ich darf aber daher zu einem anderen Thema kom­
men. Auch hier -wurde heute schon zur Bergrettung 
und Wasserrettung etwas gesagt. Ich möchte nichts 
wiederholen, aber auch hier sind Menschen im Ein­
satz, die eben unter Einsatz ihres Lebens oft den ande­
ren helfen können. Und eines bitte ich wirklich auch 
zum Abschluß zu bedenken: Die Menschen reden oft 
nur von Sicherheit, wenn sie selbst gefährdet sind. Ich 
erinnere mich daran, daß knapp nach den drama­
tischen Ereignissen an unserer Landesgrehze - wie es 
also in Spielfeld, in Slowenien Krieg gegeben hat - alle 
davon geredet haben, wie wichtig das Bundesheer ist, 
wie sehr die Zollwache gebraucht wird, daß man eine 
Grenzgendarmerie, die es Gott sei Dank gibt, installie­
ren muß. Heute reden leider nur jene davon, die sozu­
sagen immer damit zu tun haben. 

Ich würde wirklich auch vorschlagen, wir selbst soll­
ten auch als Beispiel hinausgehen und viel mehr auch 
darüber reden, welchen hohen Stellenwert neben den 
ehrenamtlichen Organisationen auch für uns die 
Exekutive, also Gendarmerie, Polizei, Zollwache und 
Bundesheer, hat. In diesem Sinne, weil wir diese Auf­
gaben kennen, werden wir dort, wo das Land zu­
ständig ist, das in unsere Kompetenz fällt und das im 
Landesbudget zum Ausdruck kommt, gerne bei der 
Gruppe 1 unsere Zustimmung geben. Glück auf und 
Gut Heü! (Allgemeiner Beifall. - 19.33 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Als nächster zu Wort ge­
meldet der Herr Abgeordnete Kanduth, wenn ich mich 
recht erinnere zur Bergrettung. 

Abg. Kanduth (19.34 Uhr): Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren und vor allem ver­
ehrte Einsatzorganisationen, die heute unter den 
Zuhörern sind! 

Ich glaube, daß man mit Recht sagen kann, daß das 
Rote Kreuz die tragende Rettungsorganisätion in der 
Steiermark ist mit ihren 91 Dienststellen, die sie be­
treuen, 372 hauptamtlichen Mitarbeitern. Sie hören 
richtig, wenn ich Ihnen heute sage 7567 freiwillige 
Helfer. Helfer im täglichen Einsatz, um für uns da zu 
sein zu jeder Zeit, ohne auf einen Lohn zu warten. Herr 
Direktor Zweidiek, Sie haben mir vor einer halben 
Stunde gesagt, daß es Ihnen möglich gewesen ist, 
diese Zahl der freiwilligen Helfer zu halten. Ich möchte 
Ihnen, Ihren Mitarbeitern für diese Leistung ganz im 
besonderen meinen herzlichen Dank sagen, weil das 
in einer Zeit des Wohlstandes keine Selbstverständ­
lichkeit ist, daß sich so viele Menschen für freiwillige 
Leistungen zur Verfügung stellen. Es stellt dem Roten 
Kreuz, seinem Führungsteam, aber auch dem Steirer 
wirklich ein erstklassiges Zeugnis aus. 

Ich freue mich deshalb umso mehr, weil ich heute in 
einer steirischen Zeitung - in einer sehr bekannten -
einen Artikel sehe. Meine Damen und Herren, da muß 
man sich schon etwas denken, wenn fnan hier liest, 
daß vier Mitarbeiter des Roten Kreuzes im Bezirk 
Mürzzuschlag, der Herr Johann Mogg mit 12.000 Aus­
fahrten, der Herr Rudolf Fritz mit 11.000, der Herr 
Rembert Premier mit 9000 und der Josef Budl mit 

8000 Einsätzen, geehrt wurden. Vier Männer 
40.000 Einsätze in den vergangenen Jahren. Ich 
glaube, daß es daher richtig ist, daß solche Leistungen 
auch dementsprechend belohnt, veröffentlicht wer­
den. Mehr ist ja nicht drinnen. 

Durch eine enorme Eigenleistung des Roten Kreuzes 
war es möglich, 13 Notarztwagenstützpunkte einzu­
richten. Bis Ende 1993 werden es 16 sein. Dies ist fast 
flächendeckend, und dies ist auch letztlich der Wunsch 
unserer Bevölkerung. Diese Aufgaben kann das Rote 
Kreuz allein auf die Dauer natürlich nicht lösen. Das 
war auch der Grund, warum wir vor Jahren, es sind 
drei Jahre, ein steirisches Rettungswesengesetz - die 
Abgeordneten, die hier sind - beschlossen haben, ob­
wohl wir auch damals wußten, daß wir damit das Land 
und die Gemeinden weiter belasten, obwohl wir auch 
wußten, daß eigentlich eine Belastung nicht mehr sein 
sollte. 

Ich verstehe den Wunsch des Roten Kreuzes um 
Aufstockung des Rettungsschilhngs, er ist legal und 
verständlich. Aber eine weitere Belastung der Ge­
meinden ist nach meiner heutigen Sicht fast nicht zu 
verantworten, das heißt aber auch andererseits, daß 
wir das Land neuerüch belasten müssen. Aber auch 
hier sind uns Grenzen gesetzt, Wie dieses Budget am 
besten zeigt. Das heißt also, daß wir uns sehr an­
strengen und nachdenken müssen, wo wir im Budget­
rahmen Mittel einsparen können, damit wir sie dem 
Roten Kreuz zur Verfügung stellen können. Ich be­
kenne mich zu dieser Auffassung, daß bei künftigen 
Anträgen auch über die Finanzierung etwas dabei sein 
muß. Man kann es sich nicht so leicht machen, An­
träge einbringen und dann in bewährter Weise auf den 
Finanzlandesrat hinzeigen und sagen, der soll 
schauen, wo er das Geld hernimmt. Das wird nicht die 
Lösung sein. Wir sind alle damit aufgerufen. Ich stehe 
daher zu diesen Aussagen sehr deutlich. Ich kenne die 
Wünsche des Roten Kreuzes, und sie gehen in den 
nächsten Jahren in viele, viele Millionen, weil sie auch 
Nachholbedarf am Bausektor und überall haben. Es 
wird aber trotzdem Jahre dauern, bis sie ihre berech­
tigten Wünsche umsetzen können. Ich werde mich, 
solange ich diesem Hause angehöre, sehr bemühen, 
ihre Intentionen zu unterstützen. 

Abschließend möchte ich Ihnen noch einmal meinen 
aufrichtigen, herzlichen Dank sagen, und hier bitte 
nicht nur der Landesleitung des Roten Kreuzes, 
sondern wohl auch im besonderen jenen Menschen, 
die draußen in den Ortsgruppen, in den Gemeinden 
ihre nicht leichte Pflicht erfüllen. Der Bergrettungs­
dienst - und das gehört auch zu meinem Metier, ich 
war lange Mitglied und aktiv tätig - hat 1419 Mit­
glieder, die Tag und Nacht zur Verfügung stehen und 
damit ihre freiwillig übernommene Pflicht erfüllen 
ohne zu fragen, was bekomme ich, wer ist das, wie 
wird es ausschauen. Jeder Einsatz im Gebirge, jeder 
Felseinsatz ist selbstverständlich mit erhöhter Lebens­
gefahr verbunden. Und es sind besondere Menschen, 
das glaube ich, können wir alle miteinander fest­
stellen, die sich zu diesem Rettungsdienst, zum Berg­
rettungsdienst, bekennen und sich dazu gemeldet 
haben. Und sie halben, das ist meine ehrliche Über­
zeugung, eine große Vorbildwirkung draußen in den 
Gemeinden gerade für unsere Jugend, weil man auf 
sie hinzeigen und sagen kann, schaut sie an, diese 
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Männer und Frauen, sie sind jederzeit bereit, für den 
anderen da zu sein- Und zu diesen Eihsatzorganisa-
tionen gehören selbstverständlich die Piloten des Hub­
schraubergeschwaders, die Piloten des Innenministe­
riums, die Windenführer, das Bodenpersonal, die 
Alpingendarmerie, die Lawinenhundefuhrer, und die 
Zusammenarbeit mit all diesen Organisationen ist eine 
optimale, wie wir es gerade in den vergangenen 
Jahren erleben konnten. Sonst wäre es nicht möglich, 
daß in so vielen Hunderten Einsätzen eigentlich nie 
etwas Ernstes passiert ist. Und in der Übung heuer 
- sehr viele Kollegen waren ja in Pürgg-Trautenfels, 
und auch Mitglieder der Regierung - wurde uns so 
richtig vorgeführt, welchen hohen Aüsbildungsstand 
der Steirische Bergrettungsdienst hat. Viele Stunden 
im Jahr müssen dafür aufgewendet werden, daß sie 
dies, was sie dort gezeigt haben, auch können. Und es 
ist erfreulich, daß dem Steirischen Rettungsdienst auch 
72 Ärzte angehören und damit die Ausbildung der 
Bergrettungsmänner und -trauen in der Ersten Hilfe 
einen hohen Stellenwert hat, und nicht nur kommt es 
den verunglückten Bergsteigern zugute, sondern 
selbstverständlich auch jedem Straßenbenützer, wenn 
ein Bergrettungsmann zu einem Unfall auf der Straße 
kommt. Ich habe mich heuer in einem sehr langen per­
sönlichen Gespräch mit dem sehr geschätzten Landes­
leiter, seinen Stellvertretern, dem Rettungsarzt, den 
Funkverantwortlichen wirklich Von dem überaus 
großen Idealismus und persönlichen Einsatz über­
zeugen können. Aufrichtigen Dank an alle, die im 
Steirischen Rettungsdienst tätig sind. Aber auch hier 
gilt, meine lieben Freunde, der Bergrettungsmann 
draußen in der Ortsgruppe ist die wichtigste Figur im 
Steirischen Rettungsdienst. Er hat seine freiwillig 
übernommene Pflicht zu erfüllen. 

Meine Damen und Herren, ich werde nicht so, wie 
meine Vorredner meinen, diesem Kapitel werden die 
Freiheitlichen oder sollen sie zustimmen. Mir wäre es 
egal, ob sie zustimmen oder nicht. Für mich war es 
selbstverständlich, daß sie zustimmen. Es geht ja letzt­
lich um etwa 60.000 Betroffene in der Steiermark. Und 
das würden sie sich auch nicht leisten, hier dagegegen 
zu sein. Daher ist das für mich keine Frage. Ich war 
aber sehr überrascht, Kollege Weilharter, in welcher 
Art und Weise du den Herrn Landeshauptmann im 
Zusammenhang mit dem Einsatz in Formationen, die 
wir in der Steiermark haben, angeschüttet hast. Ich 
sage das sehr trocken. Ich sage das ganz offen, er war 
es, der vor drei Jahren den Auftrag erteilt hat, ein 
Rettungswesengesetz in der. Steiermark zu machen. 
Und ich habe den Auftrag erhalten, und ich konnte ihn 
durchführen mit Hilfe - das darf ich heute auch sehr 
trocken sagen - des heutigen Präsidenten Dr. Klauser,, 
mit einem Kurt Hammer und selbstverständlich mit 
dem Herrn Landeshauptmann. 

Ich sage Ihnen noch etwas. Ich bin auch sehr be­
troffen über die Äußerungen im Zusammenhang mit 
dem Bundesheer. Ich habe nicht gehört, daß man dem 
Bundesheer nicht so gedankt hätte und den Einsatz­
organisationen im vergangenen Jahr, wie es richtig ist. 
Ich sage Ihnen heute, ich bin persönlich davon über­
zeugt, daß der Einsatz des Landeshauptmannes in 
dieser damaligen prekären Situation an der Grenze, 
aber vor allem auch, als er nach Bonn geflogen ist zum 
Bundeskanzler Kohl, um der EG einmal zu zeigen und 

aufzuzeigen, um was es in Wirklichkeit in unserem 
Nachbarland geht. Ich bin davon überzeugt, daß 
24 Stunden später - das ist ja alles nachweisbar - die 
EG das erste Mal reagiert auf diese Auseinander­
setzung. Ich bin davon überzeugt, daß deshalb ein 
Krieg an unserer Grenze ausgeblieben ist, Gott sei 
Dank, ich sage Ihnen das. 

Ich bin lange genug auf der Welt und kenne die 
Dinge. Das war ein Einsatz, wie ihn ein anderer nicht 
zusammengebracht hätte. Mit dieser Überzeugung hat 
er die da draußen überzeugen können, um was es hier 
überhaupt geht., Herr Landeshauptmann, ich habe es 
zu dir nie gesagt, aber ich bin zutiefst dankbar, weil du 
uns große Probleme erspart hast in Unserem Land. Ich 
bedanke mich bei dir persönlich ganz besonders. 
Glück auf! (Beifäll bei der ÖVP. - 19.45 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Als nächster zu Wort ge­
meldet ist der Herr Abgeordnete Mag. Erlitz. Ich er­
teile es ihm. 

Abg. Mag. Erlitz (19.46 Uhr): Sehr geehrter Herr 
. Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Als langjähriges Mitglied der Freiwilligen Feuer-, 
wehr Frohnleiten habe ich auch gelernt, nicht nur Be­
fehle entgegenzunehmen, sondern sie auch aus­
zuführen. Und unser Klubbefehl lautet, in etwa fünf bis 
sieben Minuten unser Anliegen vorzubringen. Ich 
werde mich bemühen, dieses Limit einzuhalten. Meine 
Vorredner haben ja bereits in beeindruckender Weise 
die hervorragenden Leistungen aller Einsatzorgani­
sationen gewürdigt. Diesen dankenden und lobenden 
Worten kann ich mich natürlich nur vollinhaltlich 
anschließen. Obwohl nackte Zahlen und Statistiken 
zwar beeindruckend und imponierend sein mögen, die 
tatsächlichen Leistungen der vielen freiwillig geleiste­
ten Stunden und Hilfen kann man damit aber besten­
falls nur erahnen, da sich die vielfältige Palette an 
Diensten für unsere Menschen einfach nicht in nüch­
terne Zahlen gießen läßt. -

Gestatten Sie mir bitte, sehr geehrte Damen und 
Herren, noch ein paar ergänzende sachliche Bemer­
kungen anzubringen bezüglich der freiwilligen Feuer­
wehren.. 

Erstens: Der Herr Abgeordnete Trampusch hat es 
kurz angerissen: Seit fast 15 Jahren bemühen sich die 
Feuerwehren beziehungsweise deren Verbände um 
die Anwendung des Normalsteuersatzes von 20 Pro­
zent bei der Anschaffung von Einsatzfahrzeugen - ich 
sage es einmal so - aller Typen beziehungsweise Ein­
satztauglichkeiten beziehungsweise bemüht man sich, 
auf bestimmte Fahrzeuge den Luxussteuersatz von 

/ 32 Prozent zu beseitigen. Auch das müssen die Feuer­
wehren noch bezahlen bei der Anschaffung von Perso-
nentranspprtfahrzeugen. Das heißt, für Fahrzeuge, die 
dem Kommando oder dem Mannschaftstransport 
dienen. Dafür sind 32 Prozent Luxussteuer zu be­
rappen. Und auf solche Fahrzeuge - wie wir wissen -
kann die Feuerwehr in ihrem Wagenpark nicht ver­
zichten. Eigentlich müßten die Wehren durch das gel­
tende Umsatzsteuerreeht ja gänzlich davon befreit 
werden, da nach dieser Rechtsordnung Letzt- und 
Endverbraucher diese Steuer zu zahlen hätten. Die 
Feuerwehren sind bei Gott nicht Letzt" und Endver­
braucher. Eine Beseitigung i dieser Abgabenlast wäre 
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nicht nur für die freiwilligen Feuerwehren eine große 
Hilfe, sondern auch für sehr viele, meist finanz­
schwache Gemeinden, die ja in erster Linie für die 
Ausstattung der Feuerwehren finanziell herangezogen 
werden. Da die Luxussteuer nun durch eine neue Zu-
lassungs- und Normverbrauchsabgabe ersetzt werden 
sollte, fürchten die Feuerwehren berechtigterweise, 
daß ihre lange Zeit geführten intensiven Bemühungen 
in Richtung Befreiung dieser Steuerlast nun wieder ins 
Leere gehen. Ich glaube, wir sollten uns von- dieser 
Stelle aus bemühen, alles zu tun, um diesen Gemein­
den, den Feuerwehren und den Gemeinden dabei zu 
helfen, diese finanzielle Last zu beseitigen, weil es ein­
fach, für mich zumindest, nicht einsichtig ist, daß je­
mand, der freiwillig einen Schutz für die Bevölkerung 
übernimmt, dafür Luxussteuer zu bezahlen hat. Ich 
sage es überspitzt. 

Punkt zwei: Der Aufwand für die Einstellungsunter­
suchungen beziehungsweise fortlaufenden Unter­
suchungen von Feuerwehrmännern hat sich in den 
letzten Jahrzehnten dramatisch erhöht, eigentlich 
einerseits ja erfreulich, weil die Hauptursache dem 
Fortschritt der Technik zuzuschreiben ist. Atemschutz­
träger, Träger von Vollschutzanzügen, Feuerwehr­
leute, die an hochtechnischen Geräten arbeiten, 
müssen aufwendig untersucht werden, im eigenen 
Interesse, im Interesse der Feuerwehren und im Inter­
esse der Menschen. Eine einfache Vorstellung beim 
Arzt, so eine Routineuntersuchung, genügt nicht mehr. 
Die Feuerwehren sind einfach nicht mehr in der Lage, 
die anfallenden Kosten zu tragen. Eine Reduzierung 
dieser Untersuchungen wäre auf der anderen Seite ja 
wohl nicht wünschenswert und mit akuten Gefahren 
für den Menschen, für den Feuerwehrmann, ver­
bunden. Ich glaube, auch hier sollten wir uns 
bemühen, daß es zu einer Lösung kommt in Zu­
sammenarbeit zwischen den beiden Ministerien - dem 
Sozialministerium, dem Gesundheitsministerium -
einerseits und der Allgemeinen Unfallversicherungs­
anstalt auf der anderen Seite, um die Tragung dieser 
Kosten zu lösen. 

Drittens, das ist schon angesprochen worden. Der 
Paragraph 176 ASVG für die Feuerwehrmänner ist 
einfach zu eng gefaßt. Er erfaßt die tatsächlichen 
Tätigkeiten der Feuerwehren nicht mehr, denn die 
Gleichstellung von Unfällen mit Arbeitsunfällen, wenn 
sie sich im Rahmen der Ausbildung, Übung und des 
Einsatzes ereignen, genügt nicht mehr. Die Feuer­
wehrmänner haben heute viel vielfältigere Aufgaben 
zu bewerkstellen: Teilnahme an Bauverhandlungen, 
Teilnahme an Überprüfungen von Gebäuden, Be­
trieben, Besuch von Behörden, Ämtern, die nur mit 
dem Fahrzeug zu erreichen sind, auch leider Besuch 
von Begräbnissen und dergleichen. Überall können 
Unfälle passieren, und der Feuerwehrmann muß für 
diese Tätigkeiten auch entsprechend geschützt 
werden. Also, hier wäre eine Novellierung des not­
wendigen Versicherungsschutzes von ganz eminenter 
Wichtigkeit, 

Der Punkt vier: Anknüpfend an die Ausführungen 
vom Abgeordneten Glössl - die mir sehr gut gefallen 
haben, die mich zum Nachdenken bewogen haben -, 
nämlich Parteipolitik vom Feuerwehrwesen fernzu­
halten, darf ich ergänzen, daß die Entpolitisierung sehr 
vieler gesellschaftlicher Bereiche ein zur Zeit 

vielstrapaziertes Zauberwort ist. In bezug auf das 
Feuerwehrwesen messe ich dieser Aufforderung eine 
ganz besondere Bedeutung zu, denn ich meine auch, 
Parteipolitik hat vor den Toren des Rüsthauses zu blei­
ben! Innerhalb des Rüsthauses führt parteipolitisches 
Führen, Agieren oder Handeln einer Wehr zu Diver­
genzen innerhalb der Mannschaft, zu Polarisierungen, 
zu Gruppenbildungen, zu Spaltungen. Dies alles 
würde sich letztlich in Richtung Schwächung der Ein­
satzbereitschaft und Effizienz der Feuerwehren aus­
wirken. Niemand von uns Politikern, auch nicht der 
Herr Feuerwehrreferent - er nimmt es auch sicherlich 
nicht in Anspruch -, aber ich sage nur, niemand von 
uns hat das Recht, die steirischen Feuerwehren als ihre 
Hausmacht zu betrachten oder sie womöglich als 
Spielwiese für eitle Selbstdarstellungen zu miß­
brauchen. Niemand von uns hat das Recht. 

Nur ein Beispiel möchte ich noch bringen, wo man 
die Entpolitisierung des Feuerwehrwesens in die Tat 
umsetzen kann. Mir fällt ein Beispiel ein als Feuer­
wehrmann. Sie wissen, daß Landesauszeichnungen 
nur von Landespolitikern, also nur vom Bezirkshaupt­
mann, vom Abgeordneten beziehungsweise vom je­
weils delegierten Abgeordneten überreicht werden 
dürfen. Diese Landesauszeichnungen für verdiente 
Feuerwehrkameraden werden halt meistens im Zuge 
von Wehrversammlungen überreicht. Jetzt gibt es an 
einem Tag sehr viele parallel stattfindende Wehr­
versammlungen. Wir hätten gar nicht so viele Ab­
geordnete, wenn sie sich bereitfänden, überhaupt 
daran teilzunehmen, daß diese also alle Wehr-
vefsammlungen besuchen könnten, um dort diese 
Landesauszeichnungen zu überreichen. Jetzt sieht der 
Feuerwehrmann, der Auszuzeichnende oder der, der 
auszuzeichnen gewesen wäre, nicht ein, daß er in der 
Wehrversammlung seine Auszeichnung nicht be­
kommt, weil halt kein Abgeordneter da ist. Der Feuer­
wehrmann versteht das nicht, wenn man ihm sagt, er 
soll in 14 Tagen dann irgendwo anders in seinem Be­
zirk hinfahren, denn dort findet auch eine Wehr­
versammlung statt, dort kommt dann ein Landtags­
abgeordneter hin, und dort wird er dann seine Landes­
auszeichnung überreicht bekommen. Das versteht er 
nicht. (Abg. Weilharter: „Kann das sonst niemand 
überreichen?") Warte ein bißchen. Nein, nein, das 
müssen Landespolitiker übergeben. Da gibt es ganz 
eine klare Richtlinie. 

Erstens einmal stellt sich 3re Frage, ob er in 
14 Tagen Zeit hat. Zweitens, ob er dort überhaupt 
hinkommt, weil er vielleicht gar keinen Pkw besitzt. 
Drittens, der Feuerwehrmann möchte diese Auszeich­
nung im Kreise seiner Kameraden bekommen, er 
möchte sie im Kreise seiner Kameradschaft, seiner 
Wehr bekommen, von seinem Kommandanten oder 
von seinem Bürgermeister. 

Also, hier könnte man auch etwas tun, um zu ent­
politisieren. Lassen wir doch in Zukunft diese Landes­
auszeichnungen dem jeweiligen Bürgermeister oder 
dem Feuerwehrkommandanten überreichen. 

Letztlich, meine Damen und Herren, wenn es uns 
mit der Entpolitisierung der freiwilligen Feuerwehren 
ernst ist, dann sollten wir vielleicht auch einmal hinter­
fragen, ob es wirklich noch zeitgemäß ist, daß in jedem 
Rüsthaus das Konterfei des jeweiligen Feuerwehr­
referenten hängen muß und ob es nicht im Sinne der 
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vom Abgeordneten Glössl angesprochenen Entpoliti-
sierung zeitgemäßer wäre, anstelle dieses Konterfeis 
das Bild des heiligen Florian zu hängen. Danke. Gut 
Heü! (Beifall bei der SPÖ. - 19.56 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Als nächster zu Wort ge­
meldet ist der Herr Abgeordnete Schrittwieser. Ich er­
teile es ihm. . ' 

Abg. Schrittwieser (19.56 Uhr): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Nachdem heute schon so viele Feuerwehrmänner 
hier geredet haben, schreitet nun ein Rotkreuzmann 
zum Rednerpult, um auch einige Anmerkungen zu 
machen, die7 glaube ich, notwendig sind. Weil ich 
weiß, daß der Kollege Kanduth, wenn es um die Ein­
satzorganisationen geht; das wirklich ernst nimmt, 
kann ich jedes Wort, das er gesagt hat, weil er ziemlich 
die gleiche Gruppe angesprochen hat, unterstreichen 
und das, was er gesagt hat, auch noch unterstützen. 

Ich möchte vieles weglassen, aber einige Punkte 
doch hervorstreichen. Ich möchte auch vorweg noch 
bitte - wir haben ja auch in den Klubs unsere Arbeits-, 
teilung -, hier schon feststellen, daß natürlich der eine 
zur Feuerwehr, der andere zur Bergrettung, der an­
dere zur Rettung spricht und daß wir als Gesamtes 
natürlich diese Initiativen und diese Leistungen be­
grüßen und uns auch dafür bedanken. 

Ich möchte mich mit dem Roten Kreuz kurz ausein­
andersetzen. 3,3 Millionen unbezahlte Dienststunden. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, würden wir 
sie mit 100 Schilling bezahlen müssen, wären das 
glaube ich - wenn ich richtig rechne - 33 Millionen 
Schilling. 100 Schilling ist ja ein Lohn, wenn man die 
Lohnnebenkosten dazurechnet, der nicht allzu hoch 
angesetzt ist. Ich glaube, das muß festgestellt werden, 
daß auch die finanzielle Unterstützung, die wir ge­
währen, nicht in einem so hohen Ausmaß ist, daß sie, 
nicht gerechtfertigt wäre. Wenn'ich über die Investitio­
nen, meine sehr verehrten Damen und Herren, des 
Roten Kreuzes rede, so werden in den nächsten zwei 
bis drei Jahren rund 100 Millionen Schilling not­
wendigsein, die das Osterreichische Rote Kreuz für In­
vestitionen von Dienststellen und ingesamt an Investi­
tionen ausgeben wird. Daß das nicht so leicht aufzu­
bringen ist und daJ^Jaier Unterstützungen nötwendig 
sind, ist, glaube ich, selbstverständlich. Weiters kauft 
das Österreichische Rote Kreuz im Jahr zirka rund 
50 Fahrzeuge, wo eines knapp eine halbe Million 
Schilling kostet. Wenn wir diese Summe wieder 
berücksichtigen, wissen wir, daß auch hier ein großer 
finanzieller Aufwand notwendig ist. Und für den Not­
arztwagen, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
werden rund 2 bis 3 Millionen Schilling pro Jahr eben­
falls ausgegeben. Das sind Summen, die für viele viel­
leicht nicht viel sein mögen, die mit größeren Summen 
jonglieren. Wir glauben, daß es Summen sind, die sehr 
schwer aus eigener Kraft heraus finanzierbar sind. Ich 
möchte daher diesen Antrag - und der Kollege Kan­
duth hat es angeschnitten, daß natürlich, wenn wir 
unser Budget anschauen und von der Spargesinnüng 
reden, es notwendig sein wird, überhaupt viele Posi­
tionen in diesem Budget zu diskutieren, wo werden 
wir Mittel weggeben, aber wo,werden wir in der Zu' 

kunft, weil es unbedingt erforderlich ist,'neue Mittel 
hingeben? Das nächste Jahr wird von dieser Dis­
kussion geprägt sein, und es gibt vom Österrei­
chischen Roten Kreuz einen Antrag, wo der Rettungs­
beitrag, den wir im Vorjahr im Rettungsgesetz einstim­
mig' beschlossen haben, erhöht werden soll. Und daß 
dieser Antrag nicht ganz ungerechtfertigt ist, zeigt, da 
es eine Gegenüberstellung gibt, wie die Bundesländer 
den Rettungsschilling bezahlen. Im Burgenland wer­
den 15 Schilling pro Einwohner bezahlt, in Nieder­
österreich 15 bis 30 Scliilhng, nur um die Richtwerte zu 
nennen, in Oberösterreich 35 Schilling, in Salzburg 
25 Schilling, im Jahr 1993 27,50 Schilling, üv Vorarl­
berg 30 Schilling, und wir haben 12 Schilling, wo 
natürlich - wie wir ja wissen - 1,80 Schilling für den 
Nötarztwagendienst einbehalten werden. Das ist 
sicherlich schon ein sehr wesentlicher Betrag, aber 
wenn wir die Anforderungen, die in der Zukunft auf 
uns zukommen, hernehmen, so glaube ich doch, daß 
wir diesen Antrag im nächsten Jahr sehr ernsthaft 
prüfen werden müssen, um dann zu dementsprechen-
den Lösungen zu kommen. 

Einen Punkt möchte ich noch anschneiden: Es sind 
die besonderen Rettungsdienste heute vielleicht gar 
nicht ausreichend genannt worden. Auch die Wasser­
rettung, die Flugrettung und die Rettungshunde-
brigade haben großartige Verdienste und Leistungen 
vollbracht. Ich glaube, auch sie gehören heute an 
dieser Stelle genannt. Die Stützpunkte des Gesund -
heits- und Sozialdienstes beim Roten Kreuz, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, davon gibt es 32 in 
der Steiermark, muß man auch hier erwähnen, weil es 
auch hier wegen der Hauskrankenpflege große Ver­
dienste und Leistungen gibt. Haben sie doch im Jahre 
1992, meine Damen und Herren, 120.000 Haus­
besuche gemacht und 3200 Patienten betreut. Ich 
glaube, dies ist ein wichtiger Punkt und gehört zu 
dieser Gruppe. Aber ein ganz wesentlicher Punkt sind 
die Leistungen des Roten Kreuzes - wir haben heute 
schon darüber geredet - bei „Nachbar in Not". Viele 
haben hier große Verdienste bei der Aktion „Nachbar 
in Not" erworben. Gemeinsam mit dem ORF hat das 
Rote Kreuz einen wesentlichen Beitrag für die Durch­
führimg dieser Aktion geleistet, in den Kriegsgebieten 
von Slowenien, Kroatien, die Mitarbeit bei der 
Hüchtlingsbetreuung. j is ist nicht selbstverständ­
lich, daß man sich ins Kriegsgebiet begibt, dort Erste 
Hilfe-leistet, bei Zuständen, wie sie derzeit in Jugo­
slawien sind, wo man nicht weiß, wie dieser Einsatz 
ausgeht. 

Meine Damen und Herren! Die Aktion „Nachbar in 
Not" hat 500 Millionen Schilling derzeit erbracht, und 
das Rote Kreuz hat einen großen Anteil dabei, daß die­
ses Geld, das hier aufgebracht wurde, auch an die 
richtige Stelle gekommen ist. Für diese Dienste und 
viele andere möchte ich mich heute bedanken, Herr 
Direktor Zweidick, und ich bitte dich, auch den Herrn 
Präsidenten, allen Helferinnen und Helfern in den 
Ortsstellen, in den Bezirksstellen diesen Dank weiter­
zugeben. Sie haben mit großem Verzicht auf persön­
liche Annehnüichkeiten diesen Dienst geleistet. Dafür 
sei Ihnen herzlich gedankt, und ich hoffe, daß auch in 
der Zukunft mit diesem Einsatz, mit dieser Hingabe 
diese Dienste in den Einsatzorganisationen verrichtet 
werden. (Beifall bei der SPÖ. - 20.04 Uhr.) 
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Präsident Dr. Klauser: Hohes Haus! Ich unterbreche 
die Sitzung zur Lüftung dieses Saales bis 20.20 Uhr. 
Um 20.20 Uhr ist der Herr Abgeordnete Schinnerl am 
Wort. Ich bitte, die Fenster zu öffnen. (Unterbrechung 
von 20.05 bis 20.20 Uhr.) 

Präsident Mag. Rader: Ich bitte die Damen und 
Herren, Platz zu nehmen. Wir nehmen die unter­
brochene Sitzung wieder auf. 

Nachdem nicht nur das Büffet beschlußfähig ist, 
sondern auch der Landtag» beschlußfähig wird, erteile 
ich das Wort dem Herrn Abgeordneten Schinnerl. 

Abg. Schinnerl (20.21 Uhr): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Auch ich möchte mich am Anfang ganz persönlich 
und im Namen meiner Fraktion bei allen Einsatz­
organisationen, bei der Feuerwehr, beim Zivilschutz, 
beim Roten Kreuz, bei der Bergrettung, bei der 
Rettungshundebrigade und beim Bundesheer, für ihre 
getätigten Einsätze im laufenden Jahr recht herzlich 
bedanken. Es ist mir aber auch bewußt und klar, daß 
man mit Worten alleine nichts ausrichten kann. Ich 
freue mich aber auch, daß das Feuerwehrgesetz novel­
liert wird und daß es hier schon Parteiengespräche ge­
geben hat. Es war bei diesen Gesprächen im Landes-
feuerwehrkommando auch der Abgeordnete Glössl 
dabei, und ich hatte eigentlich nicht den Eindruck, daß 
er dort gemeint hat, daß das ein Parteienhickhack oder 
ein Parteienprivileg ist, oder besser gesagt, daß eine 
Partei sich da irgend etwas herausnehmen möchte. Ich 
habe dort vielmehr den Eindruck gehabt, daß wir alle 
gemeinsam für die Feuerwehr, für die Bevölkerung 
das bestmögliche Ergebnis mit einer Novellierung die­
ses Gesetzes erreichen möchten. Ich glaube, es kommt 
nicht darauf an, wer die Initiative von Anfang an 
ergreift, sondern ich glaube vielmehr, es kommt darauf 
an, wie wir gemeinsam das bestmögliche Feuerwehr­
gesetz für die Feuerwehrkameraden und für alle 
Betroffenen beschließen können. Wir wollen hier das 
gar nicht allein auf unsere Fahnen heften. Wir laden 
alle recht, recht herzlich ein, hier eine gute Sache im 
Dienste der Allgemeinheit zu machen. 

Des weiteren möchte ich hier unbedingt anführen, 
daß.die Feuerwehren nicht unbedingt allein nur zum 
Löschen und zum Bergen hier sind, sondern daß sie 
auch für den Personenschutz verantwortlich sind. Und 
beim Personenschutz, da meine ich, daß wir für unsere 
eigenen Feuerwehrkameraden eigentlich mehr tun 
müßten. Wenn ich hier sage, daß wir mehr tun müßten, 
dann kann ich hier einmal einige Punkte aufzählen 
und auch einmal erwähnen, daß Feuerwehrkame­
raden anläßlich ihrer Schulungstätigkeit dienstfrei be­
kommen können. Beim Bund, beim Land und bei den 
Gemeinden ist das ja möglich, es gibt hier bis zu fünf 
Tage Dienstfreistellung und bei besonderen Anlässen 
auch mehr. Des weiteren wäre hier zu sagen, daß auch 
über einen Verdienstentgang bei Schul- oder Kurs­
besuchen zu diskutieren wäre. Bei einigen Feuer­
wehren - das weiß ich, da gibt es bereits solche Be­
träge von einigen 100 Schilling pro Tag als Ver­
dienstentgang. Des weiteren ist mir bekannt, daß der­
zeit vom Landesfeuerwehrkommando mit Landes­
branddirektor Strablegg und Hofrat Konrad mit der 
Bundesländerversicherung Gespräche beziehungs­

weise Verhandlungen über eine Besserstellung bei der 
Kollektivunfallversicherung in die Wege geleitet 
werden. Ich will diesen Verhandlungen jetzt nicht vor­
greifen, aber soweit mir bekannt ist, wird es hier 
wesentliche Verbesserungen zum Wohle aller Feuer­
wehrkameraden geben. Ich möchte nur noch appellie­
ren, wie auch schon einer meiner Vorredner erwähnt 
hat, daß man hier nicht sparen soll und eine Versiche-
rungsväriante abschließen sollte, wo der Feuerwehr­
mann eigentlich die beste Absicherung hat. Es wurde 
auch schon gesprochen über die Normverbrauchs­
abgabe, früher Luxussteuer. 

Bei der Budgetdebatte im April des heurigen Jahres 
ist darüber auch schon gesprochen worden. Damals 
hat uns der Herr Landeshauptmann gesagt, daß er ein 
Schreiben zwecks Befreiung von dieser Abgabe an 
den Finanzminister Lacina gerichtet hat. Ich glaube, 
daß wir heute dann in seinem Schlußreferat darüber 
Bescheid erhalten werden, inwieweit hier Änderungen 
bereits eingetreten sind. 

Des weiteren habe ich das letzte Mal auch bei der 
Budgetdebatte die Anregung gemacht, daß man die 
Hinterbliebenen von verunfallten freiwilligen Helfern 
mit einer Abfindung in Höhe von einer Million Schil­
ling abfertigen soll. Das gleiche gibt es ja schon bei der 
Gendarmerie. Da gibt es bereits das Wachehilfe-
leistungsgesetz, wo die Hinterbliebenen von Ver­
unfallten eine Million Schilling als Sonderabfertigung 
erhalten. Ich glaube, wir sind das den Hinterbliebenen 
von tödlich verunglückten Feuerwehrkameraden und 
auch den Hinterbliebenen der übrigen freiwilligen 
Helfer aller Einsatzorganisationen einfach schuldig. 

Jetzt könnte jemand dann die Frage stellen, ist das 
eine Ausgabe oder wieder ein Aufwand, der aus dem 
Budget zu berappen ist? Selbstverständlich ist das eine 
Ausgabe, aber ich glaube, diese Beträge müssen in­
nerhalb- dieses Feuerwehrbudgets von 88 Millionen 
Schilling ohne weiteres umzustruktieren sein. Diese 
88 Millionen Schilling kommen ja sowieso aus der 
sachgebundenen Feuerschutzsteuer und belasten das 
Budget eigentlich nicht. Ich sehe diesen Betrag nur als 
Durchläufer. 

Weiters möchte ich noch anführen, daß der Feuer­
wehrverband bei der Förderungsmittelverteilung - wie 
es auch schon der Abgeordnete Weilharter bereits an­
gekündigt hat - beziehungsweise die Feuerwehrfunk­
tionäre stärker eingebunden .werden sollten. Ich 
glaube, daß man das ohne weiteres durchführen sollte, 
denn wenn die Feuerwehrkameraden ihre freiwilligen 
Tätigkeiten Tag und Nacht gewissenhaft machen, 
dabei ihr Leben einsetzen, dann kann man ohne 
weiteres auch den Feuerwehrkameraden oder den 
verantwortlichen Stabsstellen in der Feuerwehr zu­
muten, daß sie auch eine gerechte Förderungsmittel­
verteilungen mitvollziehen können. Denn so könnten 
wir unseren Feuerwehrkameraden den Rücken 
stärken, denn unsere Feuerwehrkameraden haben ein 
Rückgrat, und keinen Feuerwehrschlauch. Sie sollen 
auch durch diese Aktionen etwas aufgewertet werden. 

Liebe Abgeordnetenkollegen, ich darf Sie nun wirk­
lich ersuchen, daß Sie dann auch unseren Antrag 
unterstützen, daß wir nicht nur jetzt von dieser Ab­
fertigung von einer Million reden, sondern daß wir hier 
für alle Betroffenen auch Taten setzen. Bei einer der 
nächsten Sitzungen wird der entsprechende Antrag 



1088 16. Sitzung des Steiermärkischen Landtages, XII. Gesetzgebungsperiode - 2., 3. und 4. Dezember 1992 

gestellt, damit wir das Angekündigte auch verwirk-
hcheii können. 

Ich darf noch einmal allen hier anwesenden Organi­
sationen meinen Dank für die geleistete Tätigkeit aus­
sprechen. Ich möchte auf genauere Ziffern nicht ein­
gehen, weder bei der Bergrettung noch beim Roten 
Kreuz oder bei meinen Feuerwehrkollegen. Das ist ja, 
glaube ich, schön hinreichend gemacht worden. Ich 
darf mich bei allen recht herzlich für ihre Tätigkeit be­
danken und wünsche ein Gutheil! (Allgemeiner Bei­
fall. - 20.30 Uhr.) 

Präsident Mag. Rader: Auf vielfaches Befragen 
habe ich den Herrn Kollegen Schinnerl gefragt, ob die­
ses feuerrote Jackerl irgendetwas mit der Feuerwehr 
zu tun hat. Das ist nicht der Fall. 

Nächster Redner ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Maitz. 

Abg. Dr. Maitz (20.31 Uhr): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 

Zunächst gestatten Sie mir, daß ich meiner Freude 
darüber Ausdruck gebe, daß unser seit gestern amtie­
render Militärkommandant, Oberst Arno Manner, bei 
uns ist, denn mit ihm wurde nicht nur ein fachlich aus­
gezeichnet qualifizierter und wegen seiner besonne­
nen Art in der Öffentlichkeit hoch anerkannter, son­
dern auch ein in der Mitarbeiterführung auf allen Ebe­
nen des Militärs erfolgreicher Offizier zu höchster Ver­
antwortung für unser Land berufen. Ich gratuliere sehr 
herzlich. 

Meine Wortmeldung ist auf Grund eines Artikels 
notwendig, der mich sehr betroffen gemacht hat. 
(Landeshauptmannstellvertreter DDr. Schachner-
BIazizek: „Wer war das?") Er stammt vom Landes­
geschäftsführer der SPÖ Steiermark mit dem Titel 
„Bundesheer muß hinaus" in einer Grazer Wochen­
zeitung. Ich möchte es mit allem Ernst sagen. Ich er­
kläre es ganz genau. Nachdem alle Verantwortlichen 
sehr froh waren, daß während der Slowenienkrise 
unser Bundesheer beim Sicherungseinsatz zur Stelle 
war und in vielen Fällen auch in Friedenszeiten immer 
wieder zur Stelle ist, wenn es um Hilfeleistungen, 
Assistenzeinsätze geht, daß man ein Jahr nach dieser 
Besinnung wieder versucht, im Herannahen einer 
Grazer Wahl am Buckel des Bundesheeres - ich sage 
es so deutlich - bei einfachen Leuten zu punkten oder 
Panik zu machen. 

Der Artikel beginnt so, ich zitiere:. „Alle Kasernen 
und Kommandözentralen in der Landeshauptstadt 
gehören eigentlich ausgesiedelt, an den Stadtrand ver­
legt, weil das die Sicherheit der Grazer Bevölkerung 
gefährdet." Abgesehen von der Sinnlosigkeit und Un­
sinnigkeit im wirtschaftlichen Bereich einer solchen 
Forderung ist auch das sogeahnte Florianiprinzip hier 
wirklich fehl am Platz. (Landeshauptmannstellvertre­
ter DDr. Schachner-BIazizek: „Wer hat das gesagt, 
säge mir das noch einmal!") Gemeinderat Karl-Heinz 
Herper sagt dort: „Hinaus mit den Kasernen aus 
Graz." Er ist Landesgeschäftsführer der SPÖ Steier­
mark! . . 

Ich glaube, man sollte in allem Ernst das nicht be­
nutzen, um im Wahlkampf Emotionen gegen Unser 
Bundesheer zu schüren. (Ländeshaüptrnannstellver-

treterDDr. Schachner-BIazizek: „Da bin ich voll deiner 
Meinung!") Jawohl! Irgendwer soll also die Kasernen 
schlucken, und andere sollen sie nicht haben, das ist 
Florianiprinzip, das ist nicht das, was wir uns verant­
wor ten als Politik vorstellen. 

Die Gefährdung der Bevölkerung durch die Kaser­
nen ist nicht vorhanden, denn wenn man sich die Liste 
der besonders zu schützenden Objekte anschaut in 
einer Landeshauptstadt in einem - den wir alle nicht 
wollen - Krisenf all, dann müßten wir aus Graz ab­
siedeln Objekte wie den» Hauptbahnhof, das Amt 
der Landesregierung, die Polizeidirektion, das Lan-
desgendarmeriekommando, das Landesfeuerwehr-
kommando, die Bezirkshauptmannschaft Graz-Um­
gebung, das Rote Kreuz, wichtige Wirtschaftsbetriebe, 
zum Beispiel Erdöllager und so weiter. (Landeshaupt­
mannstellvertreter DDr. Schachner-BIazizek: „Ein 
bißchen Dezentralisieren wäre ohnehin gut; in die 
schwächeren Regionen gehen wäre nicht schlecht!") 
Eben, es wollen sie alle! (Abg. Trampusch: „Du hast 
den Landtag vergessen, dann hätten wir bessere Park­
plätze!") Den Landtag müßte man auch aussiedeln! 
Also, das kann nicht sehr ernst gemeint sein, obwohl 
ich sage, wenn in dem einen oder anderen Fall für das 
Militär durch einen Verkauf eines Areales tatsächlich 
eine wichtige Verbesserung und Besserstellung er­
reichbar wäre, dann soll man in Ruhe darüber reden. 
Aber nicht in der Öffentlichkeit den Eindruck er­
wecken, da ist etwas, was uns stört, was uns droht, was 
hinaus muß. Da dient man dem Bundesheer und unse­
rem Sicherheitsbedürfnissen sicher in keiner Weise. 
(Ländeshauptmannstellvertreter DDr. Schachner-
BIazizek: „Da sind wir eines Sinnes!") Jawohl, bitte 
diese Meinung auch deinem Landesparteisekretär zu 
übermitteln! 

Wir brauchen unser Bundesheer heute mehr denn 
je! Jeder, der einige hundert Kilometer weiter in den 
Südosten schaut, Jiriegt das Gruseln und weiß, was es 
heißt, ein Bundesheer zu haben, eine Bereitschaft und 
eine Einsatzfähigkeit zu haben, die wir uns alle wün­
schen. 

Ich sage also noch einmal - das Beispiel Siezenheim 
in Salzburg ist ein positives Beispiel -, wenn durch 
eine Aussiedlung für das Bundesheer etwas erreicht 
werden kann, eine Erneuerung, eine Verbesserung, 
dann wird sich niemand dagegenstellen, aber all­
gemeine Panikmache ist unangebracht. Gefragt ist 
Verantwortungsbewußtsein nicht nur in schönen 
Worten, sondern in Taten! (Beifall bei der ÖVP. -
20.36 Uhr.) 

. Präsident Mag. Rader: Als nächsem Redner erteile 
ich dem Herrn Abgeordneten Vollmann das Wort. 

Wenn wir mit dem Landtag in die Kaserne gehen, 
dann hätten-wir einen Zapfenstreich! 

. Abg. Vollmann (20.37 Uhr): Sehr' geehrter Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! 

(Abg. Purr: „Zapfenstreich ist um 22 Uhr, aber der 
Landtag wird doch länger dauern!") Auch ich bin 
gerne beim Zapfenstreich dabei, wenn der Zapfen­
streich normalerweise, wie beim Bündesheer, um 
22 Uhr stattfindet, dann wäre ich auch gerne dabei. 
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Unser Zapfenstreich, Herr Oberst, wird heute sehr spät 
sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Abg. 
Tasch: „Kollege Vollmann, du darfst aber nicht glau­
ben, daß du bis 22 Uhr reden kannst!") Wenn du mich 
laufend unterbrichst, wird mir nichts anderes übrig­
bleiben! 

Meine Damen und Herren, es mag zwar in Graz 
aktuell sein zu sagen, Kasernen aus der Innenstadt 
hinaus, Kasernen aus Graz weg, was für Graz viel­
leicht gilt, ich weiß es nicht, gilt sicher für die Ober­
steiermark nicht. Ich kenne einige Gemeinden, die in 
den letzten Jahren angestanden sind und sich darum 
beworben haben, eine Kaserne zu bekommen. Ich 
würde mich freuen, in meinem Heimatort oder in 
Mürzzuschlag eine solche Kaserne zu bekommen, 
glaube aber, und das haben wir immer grundsätzlich 
so gehalten, daß wir das Bundesheer aus den üblichen 
Streitigkeiten der Tagespolitik hinaushalten sollten. 
Meine Damen und Herren, die Aufgaben des Bundes­
heeres sind sehr vielfältig geworden in den letzten 
Jahren, das muß man grundsätzlich sagen. Und wer 
den Einsatz des Bundesheeres an unserer Südgrenze 
gesehen hat, der weiß, um was es im Endeffekt auch 
den Menschen dort gegangen ist. Wer die Umfragen ' 
der Steirerinnen und Steirer in ihrer Einstellung zum 
Bundesheer sieht und des übrigen Österreichs, der 
weiß auch, daß in der Steiermark das Bundesheer als 
einer der behebten Faktoren gesehen worden ist, weil 
es Sicherheit vermittelt hat und weil es vor allem auch 
in der Frage der Wirtschaftlichkeit ein großer, be ­
deutender Faktor geworden ist. Meine Damen und 
Herren! Wer aber auch die Anzahl der Leistungs­
stunden des Bundesheeres nunmehr inzwischen an 
der Ostgrenze im Burgenland, es sind 12 Millionen 
Einsatzstunden, während dieses Sicherungsauftrages 
sieht, der weiß, was es heißt, sich verlassen zu können. 
Und das Sicherheitsbedürfnis der Österreicher und 
Österreicherinnen ist in den letzten Jahren natürlich 
bedeutend gestiegen. Es spielt sich ja nicht einmal vier 
Autostunden von uns ein fürchterlicher Krieg ab, der 
Tag für Tag uns die Metzelei ins Haus liefert, wie im 
Kino sitzen die Menschen davor, und manche nehmen 
es als Tagesgeschehen schon hin, was dort passiert. 
Wer diese fürchterlichen Ereignisse in den letzten 
Wochen, Monaten, ja im letzten Jahr gesehen hat, der 
weiß, wie arm die Menschen sind, und ich selber hatte 
einmal ein Erlebnis in Israel, als in einem Autobus 
Granaten eingeschlagen haben, daß ich froh war, daß 
ich einmal beim Bundesheer war, denn dort habe ich 
gewußt, was eine Hechtrolle aus dem Autobus hinaus 
ist. Und glauben Sie, meine Damen und Herren, auch 
die Einstellung in Österreich ist inzwischen in vielen 
Bereichen eine andere geworden. Natürlich war ich 
noch um einige Jahre jünger, jetzt würde ich keine 
Hechtrolle mehr hinausschießen. Ist auch keine Frage. 
(Abg. Purr: „Du hast dich gut gehalten!") 

Nun, meine Damen und Herren, eine Umfrage in 
Österreich - um auch das zu sagen - zeigt, daß die 
Österreicherinnen und Österreicher zwar ein Bundes­
heer haben wollen, nur kosten soll es nichts. Dazu bitte 
auch einmal eine ganz klare und deutliche Bemer­
kung. Das Bundesheer braucht eine Verbesserung der 
Ausbildung, h aben wir gemeint, e ine Einstellung auf 
die neuen Aufgaben, die auf uns zukommen. Heute 

droht kein Krieg der Supermächte mehr'. Diese Aus­
einandersetzungen sind viel kleiner geworden. Es ent­
hebt uns aber nicht davon, daß wir das Bündesheer 
zei tgemäß auszurüsten haben. Das k ann für uns alle 
nur eine unabdingbare Forderung sein. 

Meine Damen und Herren, man mag auch diskutie­
ren über die Ableistung des Präsenzdienstes, und man 
mag diskutieren über ein Berufsheer. Es hat lange 
Jahre gegeben, wo man über ein Berufsheer in diesem 
Lande nicht reden konnte und nicht reden durfte, weil 
viele sehr sensibel waren, und manche meiner Gene­
ration oder die ein bißchen früher geboren sind, sind es 
heute noch immer. Auch ich bin ein Gegner, das darf 
ich gleich dazusagen, des Berufsheeres. Ich meine, 
daß das Milizheer, wie es in seiner Wirkung jetzt tätig 
ist, mit neuen Aufgaben und neuen Entwicklungen 
ausgestattet, sicherlich auch zeitgemäß ist und der Zeit 
entspricht. Und, meine Damen und Herren, ein Heer 
kostet Geld, die Ausrüstung kostet Geld, und wir 
müssen uns daran gewöhnen, ein bißchen mehr dafür 
auszugeben. In Leibnitz oder in Deutschlandsberg 
- das weiß ich nicht - ist die Einstellung wahrschein­
lich eine andere, Kollege Purr. (Abg. Purr: „Ich bin voll 
deiner Meinung!") Ich glaube, bei euch gibt es keinen 
Zweifel, daß das Bundesheer was Gutes ist, denn allein 
die Kaserne in Straß ist auch dort ein bedeutender 
Wirtschaftsfaktor und in den anderen Bereichen auch. 
Die Geistige Landesverteidigung, von der wir so viele 
Jahre geredet haben, ist in den letzten Jahren in den 
Hintergrund getreten. Wir müssen uns daran erinnern, 
daß die Geistige Landesverteidigung im Endeffekt der 
Wehrwillen eines Volkes ist und eines Volkes be­
deutet, daß wir diesem in vielen Bereichen nachzu­
kommen haben. Meine Damen und Herren! Ich glaube 
auch, daß die ganze Diskussion über die Freiwilligkeit 
der Präsenzdienstleistung gegeben sein-muß. Ich bin 
froh heute, daß diese Kommission aufgelöst worden ist, 
die feststellt, wer zu Hause bleiben darf und wer Zivil­
dienst machen darf und wer nicht. 

Ich weiß schon, daß manche, meine Damen und 
Herren, meinen, das würde den Wehrwillen schädi­
gen. Ich glaube es nicht. Im Gegenteil, es gibt viele 
junge Menschen, die mit dieser Ableistung ihres Dien­
stes vieles im Sozialbereich leisten, dort Hilfe leisten 
und dort ihren Mann - noch nicht ihre Frau - stellen. 
Meine Damen und Herren, ich glaube aber auch, daß 
die ganze Diskussion der Einsatzorganisationen, wie 
sie heute geführt worden ist, eine wichtige Angelegen­
heit ist. Wir haben von Feuerwehren gesprochen, vom 
Roten Kreuz, von der Bergrettung und von der Wasser­
rettung und anderen Ernsatzorganisationen. Inter­
essant ist für mich immer eines: Wenn es darum geht, 
alle zu loben, finden wir uns gemeinsam hier ein und 
die gesamte Öffentlichkeit dazu. Wenn es darum geht, 
jene Organisationen mit Geld zu versorgen, dann sind 
wir alle bis hierher zugeknöpft. Ich darf für meinen Be­
zirk sagen, im Falle des Roten Kreuzes, so glaube ich, 
haben wir eine Tat gesetzt, die sicherlich nicht überall 
zu finden ist, denn wir t ragen als Gemeinden einen 
großen Teil des Neubaues des Rotkreuzgebäudes in 
Mürzzuschlag. Meine Damen und Herren, wer tagtäg­
lich die Einsätze der Bergrettung zwischen Schnee­
alpe, Rax und Veitsch sieht, der dort beheimatet ist, 
wie viele Menschen dort noch gerettet werden können 
durch den raschen Einsatz und das Zusammenwirken 
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der Organisationen, der weiß, was diese Menschen be­
deuten. Ich darf auch an dieser Stelle - und ich bitte, es 
so zu sehen, wie ich es sage - unserem Gemeinde­
referenten, Erstem Landeshauptmanhstellvertreter. 
DDr. Schachher, danken. Er hat uns in der Frage des 
Roten Kreuzes und des neuen Baues wesentliche 
Geldmittel gegeben, daß wir bauen können, und er hat 
uns ermöglicht, weil es keine anderen Möglichkeiten 
gibt und die Gemeinden finanziell nicht dazu in der 
Lage sind, inzwischen vier heue Feuerwehrrüsthäuser 
in unserem Bezirk zu errichten beziehungsweise Zu­
bauten zu machen. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß auch, das 
etwas ist, was die Gemeinden vollen Ernstes tun, was 
sie vollen Ernstes vertreten, aber - ich sage dazu - sie 
sind auch die Zuständigen dafür, für Rettungswesen 
und Feuerwehr. Wie das neue Rettungsgesetz vor 
einem Jahr beschlossen worden ist, kann ich mich er­
innern, daß wir alle davon geredet haben, daß das 
Land Steiermark dieses Rettungsgeld - diese 12 Schil­
ling - verdoppeln wird. Ich höre inzwischen, ver­
doppelt wird gar nichts, es werden andere Einsatz­
organisationen damit gefördert. Das Rote Kreuz nagt 
am Hungertuch, hat der Kollege Schrittwieser gerade 
vorher gesagt, und nun werden die Rotkreuzleute an 
die Gemeinden herantreten. Ich sage auch hier bitte 
klar und deutlich, die Gemeinden alleine werden nicht 
in der Lage sein, die doppelte Leistung, wie sie also 
gefordert wird, nämlich 24 Schilling pro Kopf der Be­
völkerung, zu bezahlen, sondern das Land muß sich 
hier gemeinsam mit den Gemeinden und dem 
Rettungswesen etwas anderes überlegen. Aber eines 
versichere ich den Damen und Herren aller Einsatz­
organisationen, gleichgültig, wo sie hingehören und 
im Dienste der Öffentlichkeit unserer Steirerinnen und 
Steirer tätig.smd, sie werden unsere Unterstützung 
auch in Zukunft haben. Glück auf! (Allgemeiner Bei­
fall. - 20.45 Uhr.) 

Präsident Mag. Rader: Letzter Redner in dieser 
Gruppe ist der Herr Landeshauptmann. Bitte schön! 

Landeshauptmann Dr. Krainer (20.45 Uhr): Herr 
Präsident, meine verehrten Damen und Herren und 
vor allem auch die am heutigen Abend wieder ver­
tretenen Repräsentanten unserer Einsatzorganisatio­
nen mit dem Herrn Militärkommandanten, dem Herrn 
Landesfeuerwehrkommandanten, dem Landessekre­
tär des Roten Kreuzes und dem Landesleiter der Berg­
rettung an der Spitze, hier im Landtag versammelten 
Herren! 

Es ist ja jedes Jahr in diesem Kapitel ähnlich. Das 
hegt an sich in der Natur der Sache, Ich glaube, daß 
das, Was der Abgeordnete Vollmann zuletzt gemeint 
hat, nämlich, daß beim Dankeschönsagen, beim 
Applaus eine große Überemstrmmung besteht, richtig 
ist. Ich kann ihm aber nicht folgen bei der Feststellung, 
daß wir bei den Finanzen zugeknöpft seien. Ich sage 
das nicht sozusagen, um sehr bewüßt hier einen 
Gegensatz herauszustreichen, sondern ich sage das 
deshalb, weil ich die Ziffern sehr genau kenne und 
weil ich sie vor allem, im Laufe der Jahre und in ihrer 
Entwicklung sehr genau verfolgt habe. Ich bin 
schlußendlich in einem permanenten Gespräch mit 
den Einsatzorgänisaüonen, vor allein auch der Chef 

unserer Kätastrophenschutzabteilung, nämlich der 
Hofrat Dr. Konrad. 

Ich möchte das auch einleitend begründen. Wir 
haben, wenn wir uns die Entwicklung etwa der Feuer­
schutzsteuer ansehen, eine ganz erfreuliche Tatsache 
zu registrieren, nämlich - so wie jedes Jahr habe ich 
das auf diesem Schaubild aufgetragen - wir haben 
eine permanent nach oben steigende Kurve gehabt, 
und wir halten diese höhe Niveau auch für das Jahr 
1993. 

Wenn wir uns die Entwicklung der Katastrophen-
foridsmittel ansehen, dann ist das eine im Grunde ge­
nommen parallele Entwicklung, die deshalb über­
haupt möglich ist im Zusammenhang mit den Feuer­
wehren, weil 1955 - ich habe das fast jedes Mal auch 
hier angezogen - eine Übereinkunft zwischen dem 
damaligen Finanzreferenten und dem damaligen 
Feuerwehrreferenten getroffen wurde, die zu dieser 
Methode einer steigenden Feuerschutzsteuer geführt 
hat. Das ist eine lange Entwicklung, die wirklich eine 
weitschauende politische Vorsorge für unsere über­
parteilichen Einsatzorganisationen bedeutet. Man 
muß das, glaube ich, sehr unterstreichen, weil heute 
da mehrmals zu diesem Thema auch gesprochen 
wurde. Alles ist natürlich auch ein politisches Problem. 
Es gäbe kein Gesetz bitte für die Feuerwehren, gäbe 
es diesen Landtag ist. Das ist natürlich eine politisch 
zustandegekommene Übereinkunft, politisch im Sinne 
von Gemeinwohl, von Aufgabe, die die Polis, also die 
Stadt im griechischen Sinn des Wortes bedeutet, im 
besten Sinn des Wortes Gestaltung. 

Ich füge heute hinzu, weil Ihr.Beitrag mich durchaus 
auch angesprochen hat, Herr Kollege Erlitz, daß wir 
wirklich auch uns selber etwas Gutes tun, wenn wir 
klarstellen, und zwar auf allen Seiten des Hauses, daß 
wir uns in einer Mehrparteiendemokratie befinden, 
die - wie wir alle wissen - in der großen Auseinander­
setzung um die staatliche und politische Freiheit vor 
1989 und in Sonderheit um 1989 und 1990 immer eines 
der Hauptziele der Bewegungen pro Demokratie ge­
wesen ist. Wir sollten uns in diesen Fragen nicht selber 
auch als Parteien disqualifizieren. Wenn ich aber das 
Anliegen einiger dieser hier zu diesem Thema - auch 
„ausgerückten" hätte ich beinahe gesagt - Abgeord­
neten, versuche, richtig zu interpretieren; dann han­
delte es.sich dabei in der besten Absicht darum zu 
sagen, es gibt aber Bereiche, in denen das überhaupt 
keinen Platz hat. So habe ich das verstanden. So sehe 
ich es auch. 

Gerade deshalb verstehe ich die Sensibilität unserer 
Einsätzorganisationen vis-ä-vis den politischen Par­
teien, aber auch vis-ä-vis den politischen Institutionen. 
Aus meiner Erfährung in Kooperation mit ihnen habe 
ich eigentlich den Eindruck, daß sie mit der Ein­
stellung des Großteiles der Mitglieder des Landtages, 
aber auch der unterschiedlichsten Parteien in dieser 
Frage sehr einverstanden und sehr zufrieden sind. Es 
ist auch für mich kein Zufall, daß bei dieser Gelegen­
heit - wir haben es ja heute wieder erlebt - da ein 
Feuerwehrmann das Wort ergreift, dort ein Rotkreuz­
mann das Wort ergreift, da ein, ich weiß nicht, Militär­
oder Wehrsprecher das Wort ergreift, und im Grunde 
genommen, wenn man fragen würde, wer bei welcher 
Organisation tätig ist, von ganz wenigen Ausnahmen 
abgesehen, vor allem die Sprecher zu diesem Gegen-
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stand einer dieser Organisationen angehören, bis hin 
eben wiederum zum Berichterstatter, der ja selber 
einer der Mitbegründer also auch dieser Bergrettung 
in seinem Bereich gewesen ist und gerade beim 
Rettungsdienstgesetz - wie er selber auch gesagt hat -
mit diesem und mit jenem Herrn zusammen eine vor­
zügliche sachliche Arbeit wirklich im Interesse dieser 
Einsatzorganisation leisten konnte. Daher qualifiziere 
ich die Äußerung eines Abgeordneten . überhaupt 
nicht, der sich selber hier mit einer bestimmten Wort­
meldung qualifiziert hat. 

Ich möchte also wirklich sagen, es ist erfreulich, daß 
wir in dieser Frage eigentlich fast einstimmig zu Pro­
blemen auch ganz sachlich Stellung genommen haben 
neben dem ausgesprochenen Dank. 

Ich möchte ein Zweites hinzufügen, weil gerade 
auch in der letzten Wortmeldung das Rote Kreuz ange­
sprochen wurde und heute hier auch das Rote Kreuz 
sehr kompetent auf der Zuschauergalerie sich ein­
gefunden hat mit einem der obersten Repräsentanten, 
das heißt mit zwei, noch dazu außerordentlich bewähr­
ten und erfahrenen. Wir müssen hier einen Weg fin­
den, der nicht einfach heißen kann: „Du, du, du 
zahle!" Das wird gar nicht so leicht sein, wie es sich 
relativ leicht sagen läßt. Ich habe mit einer sehr großen 
Befriedigung auch festgestellt, daß eigentlich alle, die 
gemeint hatten, daß es sich hier um Korrekturen in der 
Zukunft handeln müsse, mit großem Verantwortungs­
bewußtsein gesprochen haben, damit nicht Hoffnun­
gen geweckt werden, die dann nicht erfüllt werden 
können und die im Grunde genommen dann den Frust 
nach sich ziehen. Das ist das, was wir am wenigsten zu 
schätzen hätten. 

Gerade dieser Teil unserer steirischen Bevölkerung, 
da ist eine Ziffer genannt worden von 70.000, 80.000. 
Ich habe die genauen Ziffern heute auch da. Ich lese 
sie Ihnen dann auch gerne vor, weil es wirklich inter­
essant ist. Es sind viel, viel mehr, die in einer direkten 
oder indirekten Weise in unseren Einsatzorganisatio­
nen tätig sind. Ich sage das also auch, ohne da billigen 
Applaus heischen zu wollen. Ich sage auch ganz nüch­
tern, wir haben als Gemeindereferenten in der Auf­
teilung der KRAZAF-Mittel zusammen auch mit dem 
Gesundheitsreferenten einen Beitrag geleistet für das 
Rote Kreuz im Jahr 1992, so daß das eine Aufstockung 
bedeutet, die - Sie werden es nicht glauben - eine Ver­
doppelung der Mittel bedeutet. 

Eine Verdoppelung der Mittel! Man bleibe also am 
Boden und verliere diese Bodenhaftung nicht und rede 
von Realitäten, und das ist immer noch die beste Vor­
aussetzung gewesen, in solchen Fragen auch zu einem 
guten Ergebnis gemeinsam zu kommen. 

Und nun darf ich Ihnen diese kurze Darstellung 
geben. Ich habe sie mir im Detail zusammenstellen 
lassen. Wir haben bei den Feuerwehren in der Steier­
mark 46.021 Mitglieder, ganz korrekt, letzter Stand. 
Wir haben beim Roten Kreuz 7.526 Mitarbeiter, davon 
3Q0 Jugendliche, und wir haben - d a s ist eine 
unglaubliche Ziffer - 40.000 unterstützende Mitglieder 
beim Roten Kreuz und 136.503 Mitglieder des Jugend­
rotkreuzes. Das sind dreieinhalbmal soviel wie 
erwachsene unterstützende Mitglieder. Jetzt weiß 
man schon, daß das im einen oder anderen Fall heißt, 
daß er irgendeinen .größeren oder kleineren Beitrag 

leistet. Aber im Prmzip liegt das in einer Zeit, in der 
das Lamento über die Jugend von heute, das im übri­
gen so alt ist wie die Menschheit vermutlich, seit sie 
sich auch auszudrücken versteht, daß tatsächlich hier 
in einem bemerkenswerten Feld humanitärer Haltung, 
Gesinnung, was immer, über 130.000 junge Leute en­
gagiert sind. Und wir haben in der Bergrettung 1440 
aktive Mitglieder, in der Wasserrettung 1436. Wir 
haben beim Tauchsportklub 283, wir haben bei der 
Rettungshundebrigade 128, es gibt eine Selbstschutz­
gruppe der Handelskammer mit 84 Leuten, es gibt 
eine Fallschirmspringertruppe in diesem Zusammen­
hang mit 170, und wir haben einen technischen Hilfs­
dienst mit 15 und einen Versuchssenderverein mit 600, 
ist also insgesamt eine imponierende Zahl. Ich wollte 
sie einmal zur Kenntnis bringen, weil ich Ihnen ganz 
ehrlich sagen muß, obwohl ich dieses Referat jetzt 
auch schon längere Zeit inne habe, diese Details habe 
ich mir noch nie zusammenstellen lassen. Mir war 
immer bekannt, daß es sich um viele handelt, aber daß 
es auf den Mann und auf das Mädchen in diesem Fall 
genau so viele sind, war auch mir nicht bekannt. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang ein weiteres 
sagen, das erscheint mir auch besonders wichtig. Die 
steiermärkischen Feuerwehren mit unserem Landes­
branddirektor Karl Strablegg an der Spitze, es sind 
auch seine beiden Stellvertreter hier - Fritz Franz und 
Bernhard Krugfahrt -, und eine große Zahl von Be­
zirkskommandanten und wichtigen anderen Verant­
wortungsträgem, und wir haben das oben in Stainach 
erlebt am 26. und 27. Juni beim Landesfeuerwehrtag, 
haben neuerdings, und das ist eine eben neue Ziffer, 
die Mitgliederzahl steigern können. Und auch hier ist 
ein hoher Jugendanteil zu registrieren, was schlicht 
und einfach bedeutet, daß Institutionen, die eigentlich 
sehr zweckorientiert sind und daher auch über eine 
entsprechende Ausbildung verfügen müssen, in Wahr­
heit natürlich den ganzen Menschen ansprechen. Und 
wenn einer ein Feuerwehrmann ist, dann ist er das 
nicht nur, um Feuer zu löschen und technische 
Einsätze zu leisten, es ist auch eine Lebenshaltung. Es 
ist auch heute hier mehrfach indirekt und direkt ange­
sprochen worden. Und dasselbe gilt natürlich für einen 
Rotkreuzmann und wie sie alle heißen, die Einsatz­
organisationen bis hin natürlich zum Bergrettungs­
dienst, der ein ganz besonderes Engagement von den 
Leuten erfordert und bildet natürlich den jungen 
Menschen, ist in Wahrheit auch ein ganz entscheiden­
der Schritt hin zur Selbstbildung der jungen 
Menschen. Ich möchte in diesem Zusammenhang 
auch sagen, Sie wissen das wahrscheinlich, weil wir 
das ja oft genug hören, gerade auch bei verschiedenen 
Feuerwehrveranstaltungen, daß inzwischen bekannt­
lich die technischen Einsätze mehr als 90 Prozent aus­
machen, ganz genau sind es im Jahre 1991 93 Prozent 
gewesen, und ist bei den Brandeinsätzen inklusive 
auch Betriebsfeuerwehren, also freiwillige natürlich 
und Betriebsfeuerwehren, ein Anteil von 7 Prozent ge­
geben. Das ist eine Entwicklung, die eben auch er­
klärt, warum zum Beispiel diese Landesfeuerwehr-
und Zivilschutzschule in Lebring erstens eine ganz 
wichtige Aufgabe zu erfüllen hat und zweitens auch so 
frequentiert ist. Auch dort ist nach der letzten Dar­
legung, die ich mir habe geben lassen, neuerdings 
eine 2prozentige Steigerung in der Gesamtzahl der 
Kursmanntage - heißt das - von nahezu 22.000 gelun-
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gen, das heißt, daß insgesamt die Teilnehmerzahl zu­
letzt bei über 11.000 lag für das Jahr. Ich möchte das 
deshalb hervorgehoben haben, weil das manches Mal 
unterschätzt wird. Und wenn man nur daran denkt, 
daß die besonderen Schwerpunkte für die Arbeit 1993 
etwa weiterer Ausbau der Bezirksflorianistationen be­
deutet. Und wer einmal sich so etwas angeschaut hat, 
weiß, daß das wirklich am neuesten Stand ist, neueste 
High Technology bedeutet und weitgehend die Feuer­
wehren das mit ihren eigenen Leuten machen. Wenn 
ich denke, Weiz, Deutschlandsberg, Hartberg, Mürz-
zuschlag und Liezen sind hier abgeschlossene, ein­
drucksvolle Kommandozentralen, wenn man sich das 
anschaut. Und es kommen im kommenden Jahr dazu 
Radkersburg, Judenburg, Knittelfeld, dann weiß man, 
daß das - bitte schön, über den Notruf 122 zusam­
mengeschaltet mit dem Gendarmerieposten und dem 
Roten Kreuz - exzellente Notruf Stationen in j eder Hin­
sicht auch inzwischen geworden sind. Aber natürlich 
höchste Ansprüche an das Können, aber auch an die 
Einsatzbereitschaft stellen. Das muß ja rund um die 
Uhr bedient werden und geschieht. Und wenn Sie sich 
ansehen die Nachrüstung der Bezirksatemluftfüll-
stellen mit Füterüberwachungsgeräten oder das 
Sonderprogramm Drehleitern, ich will Sie da nicht 
über Gebühr strapazieren, aber das auch angeführt 
haben und daran denken, daß der Austausch etwa 
überalteter Preßluftatmer, die Fahrzeuge und Geräte 
für den Tunneleinsatz erstklassige, bestausgebildete 
Leute fordern, dann ist es in Wahrheit heute ein tech­
nischer Dienst par excellence. Und ist eigentlich auf 
der Basis der Zahlen der Brandeinsatz ein ganz ge­
ringer Teil, der aber natürlich auch perfekt funktionie­
ren muß. Die Frage des Herrn Abgeordneten Kauf­
mann - glaube ich - war das, er hat sie geradezu im 
Frageton auch gestellt, frage man sozusagen dann, 
wenn es irgendwo brennt, die Leute, ob es ihnen lieber 
ist, die Feuerwehr kommt zu Fuß oder sie kommt per 
— ich weiß nicht - Pferd oder doch eben mit einem TLF, 
ist es eigentlich eine sehr akademische und theore­
tische Frage. 

Nur, wahr ist, daß sehr häufig die große Diskussion 
stattfindet über die Kosten solcher Investitionen, aber 
natürlich im Falle des Falles diese gar nicht schnell 
genug da sein können und möglichst bitte auch nicht 
mit Wasser, sondern mit anderen Feuerlöschmitteln 
kommen sollten. Ich habe im übrigen jetzt gehört - die 
Herren wissen das alle natürlich da draußen viel 
besser - vom Wiener Branddirektor in einer Diskussion 
eben um die Frage, wie sinnvoll war es anläßlich des 
Hofburgbrandes, das zu tun, was geschehen ist, daß 
man nicht übersehen darf, daß auch dabei bitte der so­
genannte Schaum ein erheblicher Teil natürlich 
Wasser ist und die Methode gutzuheißen wäre. Um 
Ihnen auch da zu sagen und das abzurunden: abge­
schlossene Sondefprögrarnme, Gefährliche-Stoffe-
Fahrzeuge und Ölschadensf ahrzeuge, Ausstattimg mit 
neuen Strahlenmeßgeräten, das Kranfährzeug für die 
Berufsfeuerwehr der Stadt Graz. Ich weiß nicht, ob 
jemand von Ihnen dabei war, das ist bitte ein Fahrzeug 
mit 45 Tonnen Hubkraft, das hat dort einen alten Lkw 
am Hauptplatz gehoben vor aller Augen, aber natür­
lich kostet dieses Gerät 6,682.000 Schilling. Da ist im 
Vergleich dazu das Sonderprogramm. Schützhand­
schuhe natürlich ein relativ billiges Unterfangen, aber 
auch ein nötwendiges. 

Ich möchte, weil das von einigen der Herren ange­
sprochen wurde, die sich zu Wort gemeldet haben, das 
auch kurz beantworten. Ganz konkret hat der Abge­
ordnete Schinnerl, wenn ich mich recht erinnere, diese 
Frage gestellt. Sie ist aber auch vom Abgeordneten Er-
litz, glaube ich, gestellt worden. Wir haben, wie Sie 
wissen, uns bemüht, eine Befreiung der Kornmando-
und Männschäftstransportfahrzeuge der Feuerwehren 
von der Normverbrauchsabgabe zu erreichen. Ich 
habe das letzte Mal - Sie haben es angesprochen - hier 
auch referiert. Ich muß Ihnen sagen - ich sage es un­
gern -, das hat überhaupt also auch keinen pole­
mischen Unterton, weil es natürlich auch seinen Grund 
haben wird. 

Es haben die Klubobmänner ini Nationalrat eine 
Lösung parat -- gehabt, ich habe mich nämlich mit 
Neisser zunächst auseinandergesetzt in dieser Frage, 
weil das Finanzministerium sich auf gut deutsch 
zunächst nicht gerührt hat. Die Lösung war akkordiert, 
sie ist aber auf Grund der Budgetsituation nicht um­
setzbar gewesen. Auch das muß man ganz ehrlich 
sagen. 

Es gibt inzwischen die Gemeinde Poysdorf in 
Niederösterreich - die meisten werden immerhin ein 
wichtiges Produkt aus dieser Stadt übrigens kennen, 
das bekanntermaßen ein exzellentes Produkt ist -, die 
zurri Verfassungsgerichtshof geht. Man wird sehen, 
was also bei dieser Geschichte herauskommt. Dann 
werden wir über die Sache weiterreden können. Aber 
das ist bitte eine ehrliche Antwort, die man hier nicht 
verschweigen darf. 

Es ist in der Frage des Versicherungsschutzes, der 
mehrfach angesprochen wurde, auch der Kollege 
Trampusch hat sich dazu geäußert, folgendes zu 
sagen: Ich habe meinen Brief ah den Sozialminister in 
diesem Zusammenhang geschrieben, weil ja der 
Landesfeuerwehrkommandant, der gleichzeitig der 
Vizepräsident des Österreichischen Bundesfeuerwehr-
verbandes ist, mich darum gebeten hat, die Bestre­
bungen nach dem Versicherungsschutz gemäß Para­
graph 176 ASVG für Feuerwehren zu unterstützen. Er 
wurde auch bisher noch nicht positiv beschieden. 

Ich sage mit Genugtuung, weil ich heute auch mit 
dem Herrn Sozialminister telefoniert habe. Er hat zum 
Beispiel zu meinem Ersuchen bezüglich dieser armen 
Oststeirerin - die 1946 nach Rußland verschleppt 
wurde, in die damalige Sowjetunion, die Frau Frieda 
Wagner, die ja bekanntlich erst vor einigen Tagen 
direkt aus Jekaterinburg, dem ehemaligen Svertlovsk, 
über den Landesgeschäftsführer des Schwarzen Kreu­
zes zurückgebracht wurde und eine berührende, er­
schütternde Lebensgeschichte hinter sich hat, die ihr 
Bruder, der ein einfacher Maurer ist, aber,, halt mit 
seiner Hände Arbeit und der Arbeit seiner Familie sich 
ein Haus gebaut hat, jetzt aufgenommen hat und die 
keinerlei Chance auf eine ASVG-Zuwendung gehabt 
hätte - heute mitgeteilt, daß er alles tun werde, erstens 
einen Weg zu finden, daß die Dame zu einer ent­
sprechenden Rente kommen soll, notfalls auch eine 
Novellierung in diesem Zusammenhang zu betreiben. 

Ich hoffe also, daß wir auch in dieser Frage zu einem 
Ergebnis kommen, weil das natürlich wirklieh wichtig 
ist, wenngleich für die steirischen Feuerwehrleute be­
kanntlich der Versicherungsschutz, den das Landes-
feuerwehrkommando abgeschlossen hat, ein bemer-
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kenswerter ist, und wäre das selbstverständlich eine 
wünschenswerte nächste Stufe, die wir erklimmen 
sollten. Es ist auch in diesem Zusammenhang zu 
sagen, das wollte ich Ihnen auch nicht vorenthalten, 
daß gerade die Bemühungen im Zusammenhang mit 
allen anderen Programmen Gott sei Dank finanziert 
werden. Weil ich bei den Feuerwehren bin, bin ich mir 
nicht sicher, ob allen Mitgliedern des Hauses bewußt 
ist, in welcher Weise bei uns die Anschaffungen er­
folgen. Wenn Sie möchten, kann ich Ihnen das bitte 
auch kurz vortragen. Vielleicht ist es ein wichtiger 
Punkt einer notwendigen Information. 

Die derzeitige Vorgangsweise sieht vor, daß 
zunächst der Feuerwehrkommandant mit dem Bürger­
meister, der sein Ansuchen und seine Wünsche be­
stätigen muß, das eingereichte Beihilfeansuchen dem 
Bezirksfeuerwehrkommandanten als erstem zur Ab­
gabe einer ausführlichen Stellungnahme übersendet. 
Das wissen alle Feuerwehrleute, die heute hier ge­
sprochen haben, ohnedies. Jedes Beihilfeansuchen 
wird von dort dem Landesfeuerwehrverband zur Ab­
gabe einer sehr präzisen Stellungnahme vorgelegt. 
Jedes einzelne Ansuchen kommt bis zum Landes-
feuerwehrkommandanten und ist genau durch­
gecheckt vom Landesfeuerwehrinspektor, der ein 
Mann der technischen Wissenschaften ist, und das von 
hohen Graden, der auch österreichweit in diesem Zu­
sammenhang eine bedeutende Rolle spielt. Dann bitte 
schön ist nach Paragraph 31 Absatz 4 Feuerwehr­
gesetz die aufsichtsbehördliche Katastrophenschutz-
und Landesverteidigungsabteilung im Spiel. Dann 
wird ein Hearing durchgeführt. Denn eines sage ich 
Ihnen auch bei aller Freundschaft, bei aller echten 
Freundschaft - die brauche ich da nicht zu unter­
streichen den Herren gegenüber, die da draußen 
sitzen, diese wissen das -, die wissen ganz genau, daß 
es natürlich auch das Phänomen eines gewissen 
Prestigedenkens nicht nur in anderen Teilen der Ge­
sellschaft gibt, sondern daß halt alle Menschen sind, 
daß natürlich auch der Nachbar das gleiche haben 
möchte wie der andere, daß daher selbstverständlich 
sehr gründlich von den Feuerwehren geprüft werden 
muß. 

Ich glaube, irgendwann einmal hat sich das abge­
spielt mit dem Kaiser Heinrich IV., von dem da auch 
die Rede gewesen ist. Da ist, glaube ich, irgendein 
bloßfüßiger Marsch - ja, ja, ich weiß schon, das ist 
heute hier angesprochen worden - vor sich gegangen. 
Ich habe das noch nie erlebt, das ist uns völlig fremd 
bitte. Es könnte sein, daß in der krausen Phantasie be­
stimmter Leute selbst mittelalterliche Vorstellungen 
nicht ausreichen, ihre Position deutlich zu machen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang vor allem 
auch sagen, daß wir selbstverständlich uns ganz genau 
an das halten, was uns die Feuerwehren selber an 
Qualifikation von Wünschen und Forderungen ihrer 
eigenen Feuerwehren übermitteln, ganz selbstver­
ständlich. Es kann nur jemand das Gegenteü behaup­
ten, der die Feuerwehren nicht kennt. Ich möchte ein 
Weiteres in diesem Zusammenhang und abschließend 
gesagt haben. Wir werden, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, auch alles tun, daß dieses gute 
Klima einer großen Elnvernehmlichkeit, ich sage auch 
einer wirklichen inneren Beziehung, nicht durch 
unqualifizierte Bemühungen, die sich, wie gesagt, 

Gott sei Dank absolut in Grenzen halten, in Zukunft 
gestört wird. Ich möchte, weil heute gerade auch der 
Herr Bundesrettungsrat und Landessekretär des Roten 
Kreuzes, der Direktor Zweidick, da ist, die Gelegen­
heit benützen, lieber Direktor Zweidick, dir auch vor 
diesem Forum noch einmal sehr herzlich einen Glück­
wünsch zu sagen. (Allgemeiner Beifall.) Wenn man 
deinen Geburtsjahrgang nicht wüßte, würde man ihn 
nicht unbedingt erraten. Ich habe- mir aber gedacht, 
und vielleicht ist es auch von Interesse, wenn ich Ihnen 
in diesem Zusammenhang einen kurzen Auszug aus 
einem unendlich bemerkenswerten Lebenslauf gebe. 
Der Mann ist 45 Jahre im Dienste des Roten Kreuzes. 
Er hat - bitte - im Jahre 1947 als Bezirkssekretär des 
Roten Kreuzes in Radkersburg begonnen, war sodann 
Bezirkssekretär in Graz und ist seit 25 Jahren der Lan­
dessekretär des Landesverbandes Steiermark, war zu­
gleich Landesrettungskommandant und war mit den 
Agenden eines Katastrophenschutzbeauftragten des 
steirischen Roten Kreuzes betraut. Was aber noch viel 
imponierender ist, ich darf es einfach vorlesen: 1956 
besondere Einsätze - es ist eine ganze Liste -, 
führende Aufgaben bei der Betreuung der Ungarn­
flüchtlinge, 1963 verantwortlicher Leiter der Hilfs­
kolonne bei der Erdbebenkatastrophe in Skoplje, 1963 
in Genf Mitarbeiter des Arbeitsstabes für die organi­
satorischen Vorbereitungen des Internationalen Roten 
Kreuzes, 1964 Einsatzleiter der österreichischen Hilfs­
kolonne beim Dammbruch in Zagreb, 1969 Leiter der 
Vorausabteilung der Hilfskolonne des Roten Kreuzes 
bei der Erdbebenkatastrophe in Banja Luka, 1976 Ein­
satz im Erdbebengebiet Friaul, 1979 Mitwirkung bei 
der Hilfsaktion des Österreichischen Roten Kreuzes für 
die Opfer der Erdbebenkatastrophe in Montenegro, 
und zu diesen angeführten Einsätzen kommen noch 
die verschiedenen Einsätze bei Hochwasser und son­
stigen Katastrophen im Bundesland Steiermark sonder 
Zahl. Ich möchte dir ein sehr herzliches Wort des 
Respekts und des Dankes, vor allem aber auch der An­
erkennung hier vor allen Mitgliedern des Steiermär­
kischen Landtages aussprechen. 

Damit da niemand glaube, es handle sich um Per­
sonenkult, und es wäre nicht so, daß das Rote Kreuz 
eine Unzahl von Mitarbeitern hat, die zwar nicht diese 
hervorragenden und besonderen Einsätze im Laufe 
eines langen Lebens vollbracht haben, aber 90 Orts­
dienststellen, 270 Einsatzfahrzeuge, die Mitarbeiter, 
Mitglieder und so weiter habe ich Ihnen schon ge­
nannt, aber vielleicht eine Ziffer, die besonders inter­
essant ist, 3,2 Millionen Einsatz- beziehungsweise Be­
reitschaftsstunden, 10 Millionen Kilometer Fahrlei­
stung der Rettungsfahrzeuge. Und jedes der ehren -
und hauptamtlichen Mitglieder sollte sich einem Erste-
Hilfe-Kurs - 16 Stunden - unterziehen, einem Sanitäts^ 
hilfekurs - 60 Stunden - und einer Praxis von 100 Stun­
den. Und zusätzlich für Hauptamtliche ist die Absol­
vierung des Staatlichen Sanitätsgehilfenkurses mit 
kommissioneller Staatsprüfung, abgelegt bei der 
Landessanitätsdirektion, mit 160 Stunden erforderlich. 
Wir haben das noch nie hier besprochen in diesem 
Detail. Ich glaube, daß es wichtig ist, daß einmal auch 
diese Details dargestellt werden, um alles das damit 
auch zu unterstreichen, was in diesem Zusammenhang 
von Ihnen gesagt wurde. 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, zum 
letzten Punkt in diesem Zusammenhang kommen, 
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nämlich zur Frage, die auch einige angesprochen 
haben und die auch zur Abteilung für Katastrophen­
schutz und Landesverteidigung ressortiert.wo wirk­
lich auch zum Ausdruck kommt, was allein in den 
letzten Jahren seit 1989 anläßlich dieser Wendejahre 
und der nachfolgenden - kann man ruhig sagen -
Beben in, vielen dieser Länder an humanitären 
Leistungen vollbracht wurde. Summe, große Hilfs­
aktionen Steiermark, Summe 595,3 Millionen seit dem 
Jahre 1989! Rumänien, Kurdistan, Slowenien, Kroa­
tien, Bosnien-Herzegowina. Ganz kurz, 370 Millionen 
in Rumänien von privaten Organisationen, in Sonder­
heit auch für unsere Landsleute im bergigen Teil, in 
dem sich etwa Steierdorf befindet, in dem Caran-
sebes, Reschitz und ärmliche Orte liegen. Kroatien 
141 Millionen, Kurdistan 15,6 Millionen. Und, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, ich glaube, der Ab­
geordnete Schrittwieser hat darauf hingewiesen, die 

.berühmte Sache „Nachbar in Not", ORF, Caritas und 
bekanntlich Rotes Kreuz in einem Maße bei jetzt rund 
500 Millionen Schilling, die bitte dazuzurechnen sind. 
Steirisch 595 Millionen und gesamtösterreichisch 
allein durch diese eine Aktion eine halbe Milliarde 
Schilling. Und wenn man sich das auch noch einmal 
kurz anschaut, Caritas, Rotes Kreuz, Volkshilfe - ich 
habe gestern einen Brief von der Volkshilfe be­
kommen, nach wie vor engagieren sie sich in Rumä­
nien, nach wie vor engagiert sich die Volkshilfe in 
Rumänien. Und Sie wissen, der berühmte Prälat Unger 
hat bei unserer Konferenz damals in der Grazer Burg 
gesagt, ich kann Ihnen aus einer lebenslangen Er­
fahrung sagen, eine Katastrophe verdrängt die andere. 
Und bei Gott, es hat in den letzten Jahren viele Kata­
strophen gegeben von der Qualität, als daß die eine 
die andere verdrängt. Zum Beispiel ist sehr viel ge-
schehen im Jahre 1989/90 in Rumänien und ist etwas 
weniger und noch weniger im Jahr 1991 und im Jahr 
1992 geschehen. 

Die Vplkshüfe hat die aufgebauten Verbindungen 
dorthin aufrecht erhalten, nicht nur die Volkshilfe. Da 
habe ich also gestern einen Brief bekommen, letzte 
Geschichte, imponierend: ein Müllwagen, ein Con-
tainer-Lkw, zwei Straßenwalzen mit je 10.000 Tonnen, 
ausgeschieden vom Grazer Wirtschaftshof, Beschluß 
des Stadtsenates, für Rumänien überlassen, wird An­
fang Dezember nach Steierdorf gebracht. 

Wir sind besonders bemüht, derzeit einen Sponsor 
zu finden, welcher uns ein geeignetes Tiefladerfahr-
zeug und drei bis vier Lkw-Fahrer für diesen Transport 
zur Verfügung stellt. Das weiß man ja im Regelfall gar 
nicht, weil diese auch keine sehr großen Geschichten 
daraus machen. Ich glaube aber, daß es wichtig und 
gut ist und war, das heute hier auch einmal in dieser 
ganzen Breite darzustellen. .. 

Ganz zum Schluß, weil auch deT neue Militärkom­
mandant da ist, der ebenso wie die anderen, Gendar­
merie selbstverständlich, Zollwache, kooperiert und 
vor allem bitte auch mit den anderen Einsatzorganisa-
tionen im vorigen Jahr vorbildlich kooperiert hat. Wir 
haben 7200 Dankurkunden an alle jene Soldaten ge­
geben, die im Grenzeinsatz tätig gewesen sind. Es sind 
Hunderte von Auszeichnungen, die Offiziere, Unter­
offiziere in den letzten Jahren seitens des Landes be* 
kommen haben. Den einen war es zuviel, einigen 
scheint es noch immer zuwenig zu sein oder sie haben 

die Ziffern nicht gekannt. Das sei auch zu deren Ent­
schuldigung, zumindest als eine Möglichkeit aus­
gesprochen. 

Der Kollege Erlitz ist früher auch bei diesem Thema 
am Rednerpult hier kurz fündig geworden, nach seiner 
Erfahrung, wie er sagt. Eines sage ich Ihnen, und Sie 
werden es selber wissen: jeder Feuerwehrmann, der 
von einem Abgeordneten des Landtages oder von 
einem Mitglied der Regierung ausgezeichnet wird 
- ich habe noch keinen anderen erlebt -, empfindet 
das als eine besondere Auszeichnung. 

Damit kehre ich an das am Anfang ausgesprochene 
Wort zurück. Es mag jeder seine Meinung zu diesem 
Thema haben, das ist Gott sei Dank in einer Demo­
kratie mögüch. Es gibt Leute, die sagen, wozu über­
haupt eine Auszeichnung? Ich kenne fünf Leute bei 
den Tausenden, die ich in den zwölf Jahren aus­
gezeichnet habe, die aus Gewissensgründen oder aus 
anderen Gründen Auszeichnungen nicht angenom­
men haben. Wir haben das immer respektiert. Alle 
anderen haben sich darüber sehr gefreut, wei l - das ist 
schon nicht uninteressant - diese Leute im Regelfall 
auch noch eine Beziehung zum Staat, eine Beziehung 
auch zu Verantwortung und auch eine Beziehung zu 
inmateriellen Werten haben. Denn, gebe man sich 
keiner Täuschung hin, das, was diese Männer und 
diese Frauen leisten, das ist ohnedies in Gold und 
barer Münze nicht aufzuwiegen, aber ist sehr wohl 
durch ein solches Ehrenzeichen in einer Weise aner­
kannt, wie das ganz offenkundig auch weitgehend so 
gesehen wird. 

In diesem Sinne bedanke ich mich bei Ihnen allen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, so wie sich 
alle Abgeordneten bei allen Steuerzahlern zu be­
danken haben, selbstverständlich auch der Landes­
hauptmann. (Allgemeiner Beifall. - 21.30 Uhr.) 

Präsident Mag. Rader: Wünscht der Herr Bericht­
erstatter das Schlußwort? 

Abg. Kanduth: Ich beantrage die Annahme des 
Kapitels. 

Präsident Mag. Rader: Dann bitte ich jene Damen 
und Herren, die den Posten der Gruppe 1 ihre Zu­
stimmung geben, um ein Zeiclien mit der Hand. 

Das ist die einstimmige Annahme. 

Wir kommen nun zu den Beschlußanträgen der 
Gruppe 1 des Landesvoranschlages 1993, der im 
mündlichen Bericht Nr. 21, der vor Ihnen hegt, zu­
sammengefaßt ist. Ich ersuche die Frau Bericht­
erstatterin, den Beschlußantrag vorzutragen, und bitte 
um den Bericht. 

Abg. Gross: JMamens des Finanz-Ausschusses stelle 
ich den Antrag, der Hohe Landtag wolle zur Regie­
rungsvorlage, Einl.-Zahl 461/1, folgenden Beschluß­
antrag beschließen: 

Zu Gruppe 1: Die Steiermärkische Landesregierung 
wird aufgefordert,, dafür zu sorgen, daß die den Feuer­
wehren zukommenden Mittel aus der Feuerschutz­
steuer unter verstärkter Mitwirkung des Landesf euer-
wehrverbandes vergeben werden. 
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Dieser Antrag wird von den Landtagsabgeordneten 
Schinnerl, Kowald, Majcen, Trampusch und Dr. Wabl 
unterstützt. 

Ich ersuche um Abstimmung. 

Präsident Mag. Rader: Ich bitte jene Damen und 
Herren, die diesem Beschlußantrag die Zustimmung 
geben, um ein Zeichen mit der Hand. 

Das ist ebenfalls die emstimmige Annahme. 
Wir kommen jetzt zu den Posten der Gruppe 2 

Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Siegfried 
Ussar. Ich erteile ihm das Wort. 

Bevor ich ihm das aber erteile, bedanke ich mich 
herzlich bei den Vertretern der Einsatzorganisationen 
und beim Herrn Militärkommandanten, daß Sie uns 
die Ehre gegeben haben. (Allgemeiner Beifall.) 

Abg. Ussar (21.33 Uhr): Schulaufsicht, Personalver­
tretung der Landeslehrer, Pensionen der Landeslehrer, 
allgemeinbildender Unterricht, allgemeinbildende 
Pfüchtschulen, gemeinsame Kosten, Sonderschulen, 
sonstige Einrichtungen und Maßnahmen, berufs­
bildender Unterricht, Anstalten der Lehrer- und Erzie­
herbildung, berufsbildende mittlere Schulen, land-
und forstwirtschaftliche Berufsfachschulen, gemein­
samer Aufwand, berufsbildende höhere Schulen, 
Berufsausbildung schulentlassener Jugendlicher, 
sonstige Einrichtungen und Maßnahmen, Förderung 
des Unterrichtes, Förderung der Lehrerschaft, Schüler­
betreuung, vorschulische Erziehung, Kindergärten, 
Förderung der Kindergärtnerinnen, Schüler-, Lehr­
lings-, Gesellenheime, Schülerheime Graz, Juden­
burg, Admont, ScMadming, Leistungen an das Per­
sonal, Jugendherbergen und Jugendheime, sonstige 
Einrichtungen und Maßnahmen, Jugendkulturarbeit 
und Aktivitäten des Landesjugendreferates, Jugend­
ferienaktionen, Förderungsmaßnahmen, Filmarbeit in 
Schulen und Jugendgruppen, Sport und außer­
schulische Leibeserziehung, Landessportorganisation, 
Turn- und Sporthallen, sonstige Einrichtungen und 
Maßnahmen, Volkshochschulen, Volksbildungs­
werke, Volksbildungsheim, sonstige Einrichtungen 
und Maßnahmen, Förderung der Wissenschaft, Förde­
rung von Universitäten und Hochschulen, Univer-
sitäts- und Hochschuleinrichtungen, Studentenhilfen, 
wissenschaftliche Archive, wissenschaftliche Biblio­
theken, sonstige Einrichtungen und Maßnahmen. 

Summe der Einnahmen 6.000,952.539 Schilling, 
Summe der Ausgaben 8.000,076.138 Schilling. Ich 
bitte um Annahme. (21.34 Uhr.) 

Präsident Mag. Rader: Danke für den Bericht! 

Meine Damen und Herren, im Einvernehmen mit 
der Präsidialkonferenz wird vorgeschlagen, die 
Spezialdebatte der Gruppe 2 zu teilen, und zwar im er­
sten Teil Unterricht, Erziehung und Wissenschaft und 
im zweiten Teil den Sport zu behandeln, für den einst­
weilen noch keine Wortmeldung vorliegt. 

Wird gegen diesen Vorschlag ein Einwand erhoben? 
Das ist nicht der Fall, und daher bitte ich die Frau Ab­
geordnete Beutl, als erste das Wort zu nehmen. 

Abg. Beutl (21.35 Uhr): Sehr verehrter Herr Präsi­
dent, geschätzte Damen und Herren! 

„Bildung ist die Brücke in die Zukunft", das waren 
die Abschlußworte meiner Schuldebattenrede beim 
letzten Budgetlandtag. Ich frage mich heute selber 
und uns alle, was soll Bildung für die Zukunft leisten? 

Wir haben am Vormittag von den Hauptrednern 
sehr viel über die Umbrüche und die Veränderungen 
in Politik, Gesellschaft und Wirtschaft gehört und sehr 
eindrucksvolle Szenarien beschrieben bekommen. Ich 
möchte auf drei Dinge noch kurz eingehen. 

Ein sehr zentrales Merkmal unserer Zeit ist die 
Individualisierung, aber auch die Pluralisierung, die 
Pluralität, die immer mehr zunimmt, und eines der 
einschneidendsten gesellschaftlichen Phänomene der 
Gegenwart ist die Geschwindigkeit, mit der die Kom­
plexität der Lebensvöllzüge zunimmt. Das sagt der 
spanische Philosoph und Wissenschafter Rodrigo 
Aranch. 

Was soll also Bildungspolitik angesichts geänderter 
Sozialstrukturen und angesichts dieser großen Ver­
änderungen leisten? Eine kürzlich veröffentüchte 
Studie über das Image der Schule in Österreich, die 
vom Unterrichtsmihisterium in Auftrag gegeben 
wurde, die übrigens erstaunlicherweise sehr positiv 
ausgefallen ist, zeigt diese Pluralität von Werten und 
Erwartungen an die Schule sehr deutlich auf. Ein 
Drittel der Eltern spricht sich für die Leistungs- und 
Lernschule aus, für die Sechstagewoche. Ein Drittel für 
mehr Persönlichkeitsbildung und für die Fünftage­
woche, und das letzte Drittel ist unterschiedlicher An­
sicht. Das heißt also, daß es immer schwieriger wird, 
einen Grundkonsens über Bildungsziele zu finden, 
immer schwieriger und zu sagen, welche Qualitäten 
und Lernnotwendigkeiten wir künftig brauchen 
werden. Die steirische Volkspartei ist der Meinung, 
daß auf die Vielfalt der Nachfrage mit einer Vielfalt 
der Angebote zu reagieren sei. Und viele Gespräche in 
Arbeitskreisen haben als Ergebnis das Resultat er­
bracht, daß die Schule sehr viel stärker als bisher auf 
Bedürfnisse und Notwendigkeiten, auch von Familien­
strukturen und gesellschaftlichen Phänomenen und 
Problemen eingehen muß und daß flächendeckende 
und ideologisch geprägte Einheitsmodelle nicht dem 
entsprechen, was an Erwartungen an die Schule ge­
stellt wird. 

Angebotsschulen sind die Zukunft, und tatsächlich 
gibt es in der Steiermark eine breite Palette von Ange­
botsschulen, Tagesheimschulen, Ganztagsschulen, 
Möglichkeiten der Fünftagewoche, der Sechstage­
woche. Wir haben die steirische Hauptschule, ich 
konnte darüber schon berichten in diesem Hause, es 
gibt die Integration von Behinderten. Wir haben die 
Realschule, die neue Mittelschule. Bei diesem Ein­
gehen auf besondere Bedürfnisse und Erwartungen 
muß - und das ist, glaube ich, eine ganz wichtige For­
derung - die Qualität und Durchlässigkeit der Schule 
gewährleistet sein. Die Schulpartner entscheiden, für 
welches besondere Schulangebot sie sich entscheiden 
wollen.' Eine wichtige Forderung der steirischen 
Volkspartei ist auch, mit verstärkter Regionalisierung 
auf länderspezifische Interessen und Notwendigkeiten 
Rücksicht zu nehmen. Hier hat gerade die Steiermark 
durch die Entwicklung der Realschule eine Vorreiter­
rolle eingenommen. Erst kürzlich wurden die Real-
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schulstandorte in der Steiermark durchleuchtet und 
von einer Abordnung des Ministeriums für Unterricht 
und Wissenschaft ebenso wie des Wirtschaftsministe-
riums besucht, und es konnte festgestellt werden, daß 
alle Realschulstandorte starke Überbuchungen aufzu­
weisen haben, daß es tatsächlich eine echte Alter­
native zur AHS geworden ist. Große Akzeptanz bei 
Bürgermeistern und bei der eingebundenen Wirtschaft 
zeigt, daß diese Schule ein guter Weg sein kann, junge 
Menschen für eine qualifizierte Fachausbildung vor­
zubereiten, wie wir wissen, eine dringende Notwen­
digkeit. Aber ebenso positiv angenommen werden die 
Verbundschule und die neue Mittelschule überall dort, 
wo sie angeboten werden. Dasselbe gilt auch für die 
Grazer Bilinqual School, ein wichtiger Beitrag zur not­
wendigen Internationalisierung. 

Der von mir eingangs angesprochenen zunehmen­
den Komplexität kann in erster Linie mit einer Ver­
lagerung der Entscheidung stärker an die Basis ent­
sprochen werden. Folglich sind Dezentralisierung, 
Subsidiarität, Autonomie die Schlagworte, die wir in 
der Zwischenzeit auch immer häufiger zu hören be­
kommen. Das bedeutet aber auch, daß die Menschen 
an der Basis bereit sein müssen, aktiv auf die Gestal­
tung ihrer Situation Einfluß zu nehmen, das bedeutet 
auch Übernahme von Verantwortung. Ein weiteres 
Problem und eine Kritik, die immer wieder kommt, ist 
die Tatsache, daß die überaus zentrale und hier­
archisch-bürokratische Verwaltung gerade der öster­
reichischen Schule jetzt schon und künftig dieser 
Widersprüchlichkeit und Komplexität immer schwerer 
und immer schlechter gerecht wird. Es ist nun wirklich 
notwendig, für die von mir angesprochenen Fragen 
Lösungen zu finden. 

Im Forschungsbericht des Bundesministeriums für 
Unterricht und Kunst zum Thema Bildungsforschung 
ist nachzulesen, daß es in erster Linie VP-Politiker, wie 
etwa Petrik, aber auch Präsident Sclülcher, waren, die 
hier eine neue Diskussion in Bewegung gebracht 
haben, und daß sich auch SP-Politiker, wie etwa 
Matzenauer in Wien, dieser Diskussion angeschlossen 
haben. So bestimmen Forderungen nach mehr De­
regulierung, Regionalisierung, mehr Profilbildung, 
mehr Autonomie seit einiger Zeit die bildungs­
politische Diskussion in unserem Lande. Ich hatte auch 
schon die Möglichkeit, zum Thema Autonomie meine 
Vorstellungen und Befürchtungen zu äußern, und ich 
möchte nur eines noch dazu sagen: Autonomie kann 
und wird nicht alle Probleme lösen, aber sie kann mehr 
Freiheit und damit mehr Freude für dynamisches und 
innovatives Arbeiten an den Schulen bringen und so 
hoffentlich auch nicht nur das Schulklima, sondern 
auch die Schulqualität steigern. Aber natürlich muß sie 
von der Basis her, von den-Schulpartnern her ge­
wünscht werden. Die interessantesten Projekte, das 
wird auch in diesem Forschungsberichtangeführt, gibt 
es in der Steiermark, denn da ist die Bereitschaft zur 
Innovation sehr groß. Zirka 65 Prozent der Haupt-
schulen etwa in unserem Lande sind an solchen Aktio­
nen und Projekten beteiligt. Ich "möchte an dieser 
Stelle allen Lehrerinnen und Lehrern und allen 
Schulaufsichtsbeamten, die gerade bei diesen Projek­
ten weit über ihre Pflicht hinaus sehr viel Zeit investie­
ren, sehr viel Idealismus einbringen, hier danken. Die 
öffentliche Anerkennung .von Lehrerleistungen und 

Lehrerarbeit ist - wie wir wissen - sehr gering, und in 
der Imagerangliste, das müssen wir leider zur Kenntnis 
nehmen, stehen Lehrer knapp vor der Hausfrau im 
untersten Bereich. Etwas, was für mich auch sehr 
kennzeichnend für unsere Gesellschaft ist, daß: Arbeit 
mit Menschen und für Menschen so weit unten 
rangiert. An dieser Stelle auch ein Danke an alle Be­
amten der Schulaufsicht, aber auch an alle Beamten in 
der Rechtsabteilung 13, dem Herrn Hofrat Urabic, an 
die Beamten im Landesschulrat. Nur dank ihrer Unter­
stützung und ihrer Hilfe können alle diese Projekte 
durchgeführt werden. Ich darf auffordern, dem Herrn 
Hofrat Urabic, der heute hier ist, durch einen Applaus 
diesen Dank auch zu bezeugen. (Allgemeiner Beifall.) 

Ich hoffe und spreche lüemit die Bitte an den zu­
ständigen Schulreferenten, den Herrn Ersten Landes­
hauptmannstellvertreter Schachner aus, daß er im 
Budgetansatz für didaktische Maßnahmen auch oder 
ich nehme an, er tut es, diese Projekte fördert und 
unterstützt. 

Es ist unbestritten, daß wir auch weiterhin als 
Grundlage und Fundament unserer Bildung die Ver­
mittlung der Kulturtechniken im Auge haben müssen, 
um so auch spezialisiertes Weiterlernen für den Beruf 
zu ermöglichen. Neben der fachlichen wird aber 
immer stärker die soziale und personale Qualifikation 
wichtiger und notwendiger. Ich muß nicht wieder­
holen, was schon oft in diesem Haus gesagt wurde, es 
gehören natürlich verstärkt kooperative Lernformen 
hier dazu, handlungsbezogenes Lernen, und vor allem 
etwas, was tatsächlich noch als großer Mangel emp­
funden wird, vor allem, wenn die jungen Menschen 
dann hinaus in die Wirtschaft und in den Beruf gehen. 
Das Anwenden, die Transferfähigkeit von Gelerntem 
läßt zu wünschen übrig. Vernetztes Denken und die 
Bereitschaft zu lebenslangem Lernen werden drin­
gend notwendig sein. 

Ich möchte am Schluß meiner Ausführungen ein 
sehr persönliches Anliegen hier anschneiden, weil ich 
glaube, daß es überaus dringend und notwendig ist, 
sich dieser Problematik anzunehmen. Bei allem Offen­
sein der Schule, bei allem Pluralismus, bei allen Wün­
schen nach Selbsterfüllung und persönlicher Freiheit 
dürfen wir alle und auch die Schule sich einer Ver­
pflichtung nicht entziehen - der schwierigsten Auf­
gabe, die es gibt -, nämlich einer Werterziehung in 
einer Zeit des Wertpluralismus. Wenn so treffend 
formuliert wird, daß auf dem Jahrmarkt der Möglich­
keiten heute zwar nicht alles möglich ist wie beim 
Lotto, aber mehr als früher, daß die Auswahlmöglich­
keiten in einem Ausmaß zunehmen, daß Menschen, 
vor allem junge Menschen, verunsichert werden und 
sie diese Verunsicherung belastet, dann hegt es an 
uns, daß wir ihnen.Leitbild und Leitlinie sind, denn 
ohne diese verbindlichen Muster einer richtigen 
Lebensführung sind junge Menschen sich selbst über­
lassen, und sie sind hilflos. 

Oft geschieht es - ich nehme uns als Lehrer davon 
nicht aus - aus Unsicherheit heraus, welche Er­
ziehungsziele man anstreben soll, aber oft auch aus 
Bequemlichkeit, daß wir immer weniger bereit sind, 
klare und deutliche Haltungen zu vermitteln. Ich 
glaube aber, daß es genau das ist, was wir den jungen -
Menschen schuldig sind, denn die Gefähr ist groß, daß 
dann, wenn alles gleich gültig ist, alles gleichgültig 
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wird und alles egal ist, weil es problematisch ist und 
wir uns nicht damit auseinandersetzen wollen. • 

Es gibt keinen Unterricht, der wertfrei ist. Wenn wir 
meinen, auf Wertvermittlung verzichten zu müssen, 
auf deutliche Abgrenzung, so führt das in Wahrheit zu 
negativen Einstellungen, denn die jungen Menschen, 
lernen damit, sich nicht festzulegen, nicht füreinander 
einzustehen und alles in Zweifel zu ziehen. Je weniger 
sie wertendes Beurteilen erleben, je weniger Position 
zu beziehen und Stellung zu nehmen einfgefordert 
wird, umso eher wird jener neue Menscherityp wahr, 
wie ihn Norbert Hauer in seinem Buch „Die Mitläufer­
gesellschaft" beschreibt. Der heue Kommunika-
tionstyp, sagt er, ist dadurch gekennzeichnet, daß er 
unklar und mehrdeutig antwortet, daß alles stimmt 
und auch nicht stimmt, daß er nichts getan, gesehen, 
gewußt hat - der Mitläufertyp. 

Ich glaube nicht, daß es das ist, was wir als er­
strebenswertes Bildungsziel ansehen dürfen. Erziehen 
heißt wachsen lassen, heißt aber auch Führen, Lenken 
und Begleiten. Es war Jeanne Hersch, die vor, glaube 
ich, zwei Jahren hier in Graz gesagt hat, erst Er­
ziehung macht den Menschen zum Menschen, und Er­
zieher und Lehrer sein heißt Begleiter sein. 

Drei Dinge brauchen unsere Kinder immer stärker: 
Vorbilder, Orientierung, Leitlinien, daß sie den Weg 
finden im Nebel des Wertepluralismus, den ich vorhin 
angeschnitten habe. Vor allem aber brauchen sie Zeit, 
sehr viel mehr Zeit, als wir bereit sind zu geben. Es 
können nicht materielle Güter der Ersatz dafür sein. 
Zeit ist das Maß der Liebe für unsere Kinder. Es 
braucht viel Kraft, die wir aufbringen müssen, für Ge­
spräche mit ihnen, denn ich glaube, das Allerwichtig-
ste, was unsere Kinder brauchen, ist, daß wir mit ihnen 
über all ihre Probleme reden und sie nicht damit 
alleine lassen. Wenn man hört, wie wenig - daheim 
gerade noch das Nötigste - auch Eltern mit ihren 
Kindern sprechen, dann ist das eine erschreckende 
Entwicklung. Sie brauchen drittens mehr Platz, mehr 
Spielplätze, Platz in den Wohnungen, Kommunika­
tionszentren, Jugendzentren. 

Die Verpflichtung auf das Richtige entwickelt sich 
nicht von allein, es ist unser aller Aufgabe. Heute Vor­
mittag hat, glaube ich, der Abgeordnete Flecker ge­
meint, nicht Gebote und Verbote brauchen unsere 
Kinder und unsere Jugendlichen, sie brauchen das 
Vorbild. Ich möchte mich dieser Meinung anschließen. 
Stellen wir die Probleme der jungen Menschen in den 
Mittelpunkt, die sie haben, und nicht die, die sie 
machen. Helfen wir ihnen, ihr Leben zu bewältigen, 
nehmen wir sie ernst und wichtig. 

Wenn der Herr Landeshauptmann in seinen Aus­
führungen darauf hingewiesen hat, wie großartig die 
Bereitschaft junger Menschen ist, sich im sozialen Be­
reich, in all den Einsatzorganisationen zu engagieren, 
dann kümmern wir uns mehr um all die Jugendlichen, 
die bereit sind, sich für die Umwelt einzusetzen und 
für viele humanitäre Anliegen! Wir haben viel Hoff­
nung in unserer Jugend, insbesondere dann, wenn mir 
ein Mädchen sagt: „Ich habe das Problem nicht, ob In­
länder oder Ausländer, denn für mich gibt es nur 
Menschen, Menschen mit einem guten Herzen, 
Menschen, die Hilfe brauchen." Angesichts all der 
Vorfälle in unseren Nachbarländern, ob es in Bosnien 
ist, ob es in Deutschland ist, geht mir ein Satz von 

Hugo von Hofmannsthal nicht aus dem Kopf. Er heißt: 
„Es ist ein entscheidender Unterschied, ob Menschen 
sich zueinander als Zuschauer verhalten oder ob sie 
immer auch Mitleidende, Mitfreudige, Mitschuldige 
sind. Diese sind die eigentlich Lebenden." 

Ich appelliere an Sie alle, denn Sie tragen Verant­
wortung, wo immer Sie stehen, Sie tragen sie mit. Es 
sind nicht die Schule und nicht das Elternhaus allein 
verantwortlich. Helfen Sie mit, daß wir die jungen 
Menschen zu jenen Menschen erziehen, daß sie Mit­
leidende, Mitfreudige sind, und daß wir alle nicht Mit­
schuldige werden! (Allgemeiner Beifall. - 21.54 Uhr.) 

Präsident Mag. Rader: Nächster am Wort ist der 
Herr Abgeordnete Ussar. Ich habe allerdings nur bei 
Damen die Höflichkeit vor der Geschäftsordnung zu­
gelassen. Ich bin sicher, daß du frei reden wirst. 

Abg. Ussar (21.54 Uhr): Ich habe immer geglaubt, es 
kommt die Gleichberechtigung, aber du wirst mir zu­
mindest die Quote von 40 Prozent erlauben! 

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrter Herr 
Landeshauptmann, Herr Landesrat, liebe Kolleginnen 
und Kollegen im Landtag, Hohes Haus, meine Damen 
und Herren! 

Die Frau Kollegin Beutl hat einen breiten Bogen 
über das Schulgeschehen der Steiermark gezeichnet. 
Sie ist ja als langjährige Lehrerin und jetzt auch als 
Schulaufsichtsorgan über die Situation informiert und 
hat die Schwerpunkte ganz besonders hervorgehoben. 

Im Zentrum, sehr geehrte Damen und Herren, der 
Weiterentwicklung steht neben der Gestaltung opti­
maler Bildungsmöglichkeiten für alle vor allem die 
weitere Öffnung und die Demokratisierung der 
Schulen. Das ist im Vordergrund der nächsten Arbeit. 
Im Zuge der Internationalisierung wird es vor allem 
darum gehen, daß die Heranwachsenden für ein 
Leben in einer multikulturellen Gesellschaft vorberei­
tet werden. 

Die Leitziele der Bildungspolitik für uns in den 
nächsten Jahren sind Integration und Autonomie, wie 
sie die Kollegin Beutl ebenfalls bereits angerissen hat. 
Unter Autonomie verstehen wir, daß Entscheidungs­
kompetenzen möglichst auf die Ebene der Betroffenen 
verlagert werden, wodurch das Verhältnis von 
Zentralstellen und einzelnen Schulen in Zukunft 
sicher ganz neu definiert werden wird. Eine Forderung 
nach Integration richtet sich einerseits an die Einbezie­
hung aber auch von beteiligten Bevölkerungsgruppen, 
anstatt sie zu gettoisieren. Ich glaube, das ist gerade im 
Hinblick auf die derzeitige Situation in den Schulen 
bezüglich Kinder mit nicht deutscher Muttersprache 
besonders wichtig. 

Darüber hinaus spielt aber in unserer Schulsituation 
die Integration, auch ein Leitziel für das ganze Schul­
wesen, eine besondere Rolle. Das besagt ganz einfach, 
daß flexible Übergänge zwischen den Schultypen zu 
gestalten sind, die Übersichtlichkeit des Systems ist zu 
erhöhen, und die Bildungschancen sind ganz einfach 
zu verbessern. Demokratisierung, sehr geehrte Damen 
und Herren, in der Schule bedeutet, daß allen Heran­
wachsenden in Österreich ein gleiches Angebot an 
Bildungseinrichtungen und Lernmöglichkeiten zur 
Verfügung stehen. Was wir mit dem Begriff Chancen-
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gerechtigkeit immer gesagt haben. Als besonderer 
Schwerpunkt ist die Schaffung, einer flächendeckend 
eingerichteten, kostenfrei zugängigen ganztägigen 
Schulform, wie immer sie in Zukunft aussehen wird. 
Wichtig ist, daß an allen Schulstufen und an allen 
Schultypen- die entsprechende Integration von Kin­
dern und Jugendlichen mit besonderen Betreuungsbe­
dürfnissen gegeben sein muß. Die Kinder und Jugend­
lichen mit nicht deutscher Muttersprache bedürfen be­
sonderer Hilfe, und ich darf sagen, daß hier mit Be­
treuungslehrern in der Steiermark schon ein gutes 
System geschaffen wurde. In der Grundstufe, sehr ge­
ehrte Damen und Herren, ist es wichtig, einen Schul­
start ohne Versagen und Diskrirninierung unbedingt 
durchzuführen. Ich erinnere aber heute noch einmal 
daran, daß das Schulvolksbegehren zur Senkung'der 
Klassensclrülerhöchstzahlen von 30 auf 25 Schülern 
pro Klasse in der Steiermark ein ganz respektables Er­
gebnis erzielt hat, und ich muß hier in diesem großen 
Forum vor allem auch den Eltern sehr: herzlich danken, 
die engagiert mitgetan haben. Und wenn wir denken, 
38.042 Steirerinnen und Steirer haben dieses Volks­
begehren unterstützt, und die letzte Zahl insgesamt im 
Ermittlungsverfahren waren 59.190 Stimmen, das sind 
immerhin respektable 6,79 Prozent. Ich erinnere 
daran, sehr geehrte Damen und Herren, die auch in 
der vorigen Periode bereits in diesem Haus waren, daß 
wir hier den Antrag auf Herabsetzung der Schüler-
zahlen von 30 auf 25 im Landtag diskutiert und auch 
emstimmig angenommen haben. Mit diesem Beschluß 
hat der Steiermärkische Landtag schon vor Einleitung 
des Volksbegehrens ganz eindeutig zu einer Redu­
zierung der Klassenschülerhöchstzahl auf 25 pro 
Klasse aufmerksam gemacht. 

Ich darf Ihnen nun, sehr geehrte Damen und Herren, 
eine Statistik zeigen, wie schaut es momentan aus mit 
heutigem Stand, wieviel Klassen sind in der Steier­
mark, wo wir noch immer Schülerzahlen über 25 in 
einer Klasse haben? Ich kann hier leider nicht den An­
regungen einiger Kolleginnen und Kollegen folgen, 
daß sie sagen, es darf in Zukunft nichts mehr was 
kosten. Für unsere Kinder muß in Zukunft, wenn es um 
die Zukunft unserer Kinder geht, auch das nötige Geld 
da sein. Dies einmal eine eindeutige Feststellung. Und, 
sehr geehrte Damen und Herren, wenn wir schauen, . 
daß wir in der Steiermark insgesamt noch 36 poly­
technische Lehrgänge haben, wo Kinder sind, wo 
Klassen sind, 36 mit Kindern über 25 von insgesamt 
134 polytechnischen Lehrgängen, wenn wir bei den 
Hauptschulen von insgesamt 1826 Klassen noch 
immer 673 über 25 Kinder haben —und nun kommt der 
Schwerpunkt -, wenn wir von insgesamt 3037 Volks­
schulklassen noch immer 349 haben mit über 25 Kin­
der in einer Klasse, so können wir in dieser Hinsicht in 
keiner Weise zufrieden sein, und wir müssen alles 
daransetzen, daß das, was wir im Kindergartengesetz 
durchgesetzt haben, daß die Kindergartenzahlen in 
erster Phase auf 25 und dann auf 20 gesenkt werden, 
daß wir das zumindest auch in unseren Schulen errei­
chen. Denn eines ist ganz klar: Wer mit der Schule zu 
tun hat und in Klassen zu tun hat, weiß, daß eine opti­
male Förderung von Schülern ganz einfach nur bei 
niederen Schülerzählen gegeben ist. Ich darf vorerst 
einmal vorschlagen, daß zumindest einmal in den 
Volksschulen, in den ersten und zweiten Stufen, die' 
Schülerzahlen-in diese Richtung eingehalten werden 

und daß dann sukzessive nach oben hin diese Schüler­
zahlen dann eben zum Tragen kommen. 

Ich möchte auch hier dem Herrn Hofrat Urabic, der 
im Raum anwesend ist, danken dafür, nicht, daß er 
heute da ist, sondern daß er damals, wie es darum ge­
gangen ist (Allgemeiner Beifall.), die Schülerklassen­
bewilligungen auch in Wien durchzukämpfen, daß er 
sich auch an die vordere Front gestellt hat. Ich glaube, 
das ist wichtig, daß hier Lehrer auch von der höheren 
Beamtenschaft die nötige Unterstützung zum Wohle 
der' Kinder und Eltern bekommen. Sehr geehrte 
Damen und Herren, ich darf noch in Erinnerung 
bringen, daß wir auch derzeit in der Leistungsbeur­
teilung durch starke Beachtung der Leistungen, vor 
allem unmittelbaren Leistungen, neue Wege beschrei­
ten und daß vor allem wir als Sozialdemokraten noch 
immer der Ansicht sind, daß der Entscheid nach der 
vierten Volksschulstufe zu früh ist altersmäßig und daß 
im Rahmen der Mittelschulstufe weiterhin die Errich­
tung einer gemeinsamen Schule der zehn- bis fünf­
zehnjährigen unser Ziel sein muß. Aus diesem Grunde 
ist es auch wichtig, daß weiterhin wortidente Lelnv 
pläne sowohl der Unterstufe, der AHS als auch der 
Hauptschule, die derzeit in verschiedenen Formen an­
geboten wird, bestehen. Sehr geehrte Damen und 
Herren, im Rahmen der Lehrerbildung sind wir auch 
Weiterhin der Ansicht, daß eine einheitliche Aus­
bildung stattfinden soll, und hier wäre eine univer­
sitäre Ausbildung noch immer der beste Weg. Die Frau 
Kollegin Beutl hat schon darauf hingewiesen, wie 
wichtig das Schulklima in einer Schule ist. Ich glaube, 
zu einem guten Schulklima gehört auch die ent­
sprechende Ausstattung. Wir haben gerade jetzt vor­
her diskutiert, wie wichtig es ist, unsere Feuerwehren 
richtig auszustatten. Das ist sehr wichtig, aber genauso 
wichtig ist es, sehr geehrte Damen und Herren, daß 
wir unsere Schulklassen in unseren Schulen modernst 
ausstatten. Denn mir geht es um die Zukunft unserer 
Kinder. 

Wir haben in der letzten Landtagssitzung über die 
Qualität der Schule diskutiert, über Möbel und Ein­
richtungsgegenstände. Ich darf sagen, ich danke sehr 
herzlich, daß die Gemeinderefefenten-sich hier in 
dieser Richtung sehr bemühen, die Gemeinden zu 
fördern. 

Ich darf nun auch unseren zuständigen Referenten 
für das Schulwesen, unseren Ersten Landeshaupf-
maniistellvertreter DDr. Schachner, auch dafür herz­
lich danken, daß er nicht nur ein offenes Ohr - ich war 
selber bei einigen Besprechungen in unserem Bezirk 
dabei, wo er auch eine offene Hand gerade für die 
Schulen gezeigt hat. Lieber Freund, Eltern und 
Schüler werden es dir danken! (Allgemeiner Beifall.) 

Sehr geehrte Damen und Herren, weil ich in der 
ersten Reihe auch den Herrn Landesjugendreferenten 
Dr. Rajakovics sehe, möchte ich auch sagen, es freut 
mich auch sehr, daß schon im Vorjahr der Herr Erste 
Landeshauptmannstellvertreter DDr. Schachner das 
Budget des Landesjugendref erates so ausgeweitet hat, 
daß die Jugendverbände auch wirklich eine höhere 
Dotierung erreicht haben. Auch dafür herzlichsten 
Dank! (Allgemeiner Beifall.) 

Sehr geehrte Damen und sehr geehrte Herren! Ein 
großer Faktor, den wir nicht unbeachtet lasseh sollen, 
und das werden Sie mir bestätigen, ist der Faktor Ge-
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walt in der Schule. Die Frau Vizepräsidentin des 
Landesschulrates, die Frau Präsidentin Leder, hat 
schon einmal den Vorschlag gemacht, ein Lehrer­
beratungszentrum auch bei uns wie in Wien einzu­
richten, und ich würde noch einmal appellieren, daß 
wir die finanziellen Voraussetzungen dafür schaffen, 
damit das, was in Wien gut angekommen ist, auch bei 
uns sicher für unsere Lehrer zur Verfügung steht. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Bund will 
- wir alle diskutieren momentan die 14. Schulorgani-
sationsgesetznovelle - sich vor allem aus der Betreu­
ung des Nachmittagsunterrichtes der ganztägigen 
Schulformen entziehen. Ich glaube, hier müssen wir 
eindeutig Stellung beziehen. Es kann nicht so sein, 
daß bei ganztägigen Schulformen den Eltern die ge­
samte Last der Finanzierung überlassen wird. Wir 
müssen trachten, daß ganz einfach das so ist, wenn 
wirklich eine andere Art der Finanzierung nicht mög­
lich ist, daß die soziale Treffsicherheit gewahrt ist. Wir 
können, sehr geehrte Damen und Herren, stolz auf 
unser Schulwesen sein. Ich hatte die Gelegenheit als 
Mitglied der Lehrerinternationale, in vielen Ländern 
das Schulwesen zu.studieren. Ich muß Ihnen sagen, 
wenn wir manchmal so tun, als wenn wir hier unsere 
Schulen unter den Scheffel stellen müssen, kann ich 
nur eines sagen, unser Schulwesen ist mit allen ande­
ren Schulwesen nicht nur vergleichbar, sondern ich 
möchte sagen, wir sind hier an der Spitze. 

Das mußte auch hier einmal in diesem Raum gesagt 
werden. (Beifall bei der SPÖ und ÖVP.) 

Liebe Freunde, ich muß sagen, es freut mich sehr, 
daß noch so viele aufmerksam sind. 

Das ist ja der Vorteil, weil wir uns ja ausgemacht 
haben, daß wir uns in dieser Hinsicht ergänzen bei 
diesem Referat. 

Sehr geehrte Damen und sehr geehrte Herren! In 
der 14. Schulorganisationsgesetz-Novelle sind auch 
die Schulversuche angerissen. Ich bin sehr froh, daß 
nun festgelegt wird, daß eine Begrenzung stattfindet 
und daß auch Schulversuche, die nicht entsprechen, 
auch wieder abgeschafft werden können T- eine Situa­
tion, die wir auch schon im Haus öfter diskutiert 
haben. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wichtig ist aber 
meiner Ansicht nach auch in dieser Novelle, daß nun 
die Möglichkeit einer Einführung der Studienberechti­
gungsprüfungen für Nichtmaturanten tatsächlich auf­
geführt ist. Ich weiß, daß gerade das für uns für den 
zweiten Bildungsweg ganz wichtig sein wird. 

Nun, sehr geehrte Damen und Herren, noch ganz 
kurz zu einem wichtigen Thema: der Errichtung von 
Fachhochschulen auch in der Steiermark. Die dafür 
zuständigen Minister haben ein Fachhochschul­
studiengesetz in Begutachtung gegeben. Dieser Ent­
wurf läßt aber völlig offen, wer Träger dieser Einrich­
tungen sein wird. Wenn zusätzliche Informationen, die 
ich aus dem Ministerium habe, stimmen, beabsichtigt 
der Bund, sich derzeit nicht finanziell an der Einrich­
tung von Fachhochschulen zu beteiligen. Meiner An­
sicht nach ^ und hier auch ein offenes Wort - kann sich 
der Bund auf keinen Fall seiner Verantwortung in 
diesem wesentlichen Büdungsbereich entziehen. Hier 
werden wir gemeinsam dafür sorgen, daß dies auch 
stattfindet. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Für uns in der 
Steiermark wird es wichtig sein, die organisatorischen 
Voraussetzungen für die Schaffung von Fachhoch­
schulen gemeinsam zu schaffen. Nach einer Umfrage 
der Vereinigung österreichischer Industrieller, Herr 
Kollege Frizberg, sind 87 Prozent der österreichischen 
Unternehmen für die Errichtung von Fachhoch­
schulen, weil das Studium an den Universitäten 
diesem Forum zu lange erscheint. Wenn wir denken, 
daß in Österreich .der Akademikerprozentsatz an allen 
Erwerbstätigen 6,1 Prozent beträgt, in der Bundes­
republik Deutschland 8 Prozent, in den USA 9 Prozent 
und in Schweden 11 Prozent, sehen wir, daß auch hier 
ein Nachholbedarf gegeben ist. Auch die Studenten­
quote in* Prozenten eines Maturajahrganges ist in 
Osterreich mit 19 Prozent niedriger als in der EG mit 
einem Schnitt von 25 Prozent. 

Sehr geehrte Damen und Herren, warum sage ich 
das? Fachhochschulen können dieses Defizit beseiti­
gen. Die Gründung einer Fachhochschule auch in der 
Obersteiermark ist eine bildungspolitische Voraus­
setzung für eine Strukturveränderung der Wirtschaft 
auch in diesem Raum. Ich bitte Sie auch in dieser Hin­
sicht um Ihre Unterstützung. Das gilt sowohl für be­
stehende Betriebe und insbesondere auch für Betriebs­
ansiedlungen in diesem Bereich. Sehr geehrte Damen 
und Herren, besonders gute Voraussetzungen für 
Fachhochschulen sind im Bezirk Leoben gegeben, da 
Synergieeffekte wegen der bestehenden schulischen 
Berg- und Hüttenschule in Leoben und im universi­
tären - vor allem der Montanuniversität, dadurch ist 
die Infrastruktur in dieser Hinsicht gegeben. Der Be­
darf der Wirtschaft würde eine Ausbildung - darf ich 
vielleicht auch unterstreichen - vor allem in der Ver­
fahrenstechnik und im Maschinen- und Anlagenbau 
brauchen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! In meiner letzten 
Budgetrede im Frühjahr habe ich auch immer wieder 
darauf hingewiesen, wie groß die Bedeutung der 
Montanuniversität für die Steiermark und auch für den 
Bezirk Leoben ist. Ein Absolvent sitzt ja zu meiner 
Rechten, und ich bin mir schon der Unterstützung in 
dieser Hinsicht sicher. Für die Stadt Leoben überhaupt 
und für unsere Heimat ist diese Universität sicher von 
unendlicher Bedeutung. Es erscheint mir ganz wichtig, 
daß dieser Universität gerade im Hinblick auf die Zu­
sammenarbeit zwischen der Wirtschaft in diesem 
Raum - Forschung in unserem obersteirischen Raum 
von großer Bedeutung -, eben hier von Bund und Land 
auch in Zukunft die entsprechenden Förderungen ge­
geben werden. Gerade Aussagen in letzter Zeit von 
Studenten haben gezeigt, welch hohe Anerkennung 
die Universität in Leoben nicht nur in Österreich, 
sondern darüber hinaus europaweit hat. 

Ich habe bei meinem letzten Besuch bei Joanneum 
Research gesehen, daß viele Tagungen hier in Graz 
stattfinden. Ich würde bitten - ich habe es auch dort 
geäußert in einem Gespräch mit den Herren -,, daß es 
wichtig wäre, verstärkt auch Tagungen in den Raum 
Leoben zu verlegen, zur Montanuniversität. Ich 
glaube, daß dadurch die Bedeutung nicht nur der Uni­
versität, sondern auch der Stadt wesentlich steigen 
würde. Ich bitte Sie nun auch, dies zu unterstützen, 
nachdem nun auch in Leoben ein entsprechendes 
Kongreßzentrum gebaut wurde. Sehr geehrte Damen 
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und Herren, ich komme schon zum Schluß. Es wird 
aber auch notwendig sein, im Zusammenhang mit der 
Errichtung von Erweiterungsbauten der Universität 
hier auch landes- und bundesweit diese Bestrebungen 
zu unterstützen. 

Nun, die letzte Budgetdebatte - ganz zum Schluß, 
sehr geehrte Damen und Herren - war stark geprägt 
von der lOprozentigen Kürzung der Lehrerkosten 
des Bundes für das Land. Ich möchte heute hier in 
diesem Zusammenhang wirklich dir, sehr geehrter 
Herr Landeshauptmannstellvertreter Dr. Schachner,. 
danken, daß du damals schon ganz eindeutig und klar 
gesagt hast, „die vom Bund verlangten Einsparungen 
halte ich im Hinblick auf eine moderne Büduncfspolitik 
und fortsehrittliche Pädagogik für unreahstisch und in 
der damals diskutierten Form für nicht verantwort­
bar". Schachner sagte eindeutig, „daß Einsparungen 
im Schulwesen nicht auf Kosten der Qualität und Effi­
zienz der Ausbildung von Schülern und Lehrern ge­
schehen dürfen". (Abg. Gennaro: „Weil er einen Weit­
blick hat!") Inzwischen ist diese Forderung des Bundes 
vom Tisch. Ich möchte herzlich dir und vor allem auch 
dem Finanzreferenten danken, daß bei Verhandlun­
gen in Wien das gelungen ist und damit dieses Thema 
endlich vom Tisch ist. Einen herzlichen Dank dafür! 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Kollegin Beutl 
hat ebenfalls geschlossen mit einem Zitat. Ich darf 
einen Mann zitieren, mit dem ich sehr lange in der 
Schulpolitik tätig sein konnte, von dem ich sehr viel 
gelernt habe, dem ehemaligen Präsidenten des Stadt­
schulrates für Wien und bekannten Schulpolitiker 
Dr. Hermann Schnell, der in seinem Buch „Die öster­
reichische Schule im Umbruch" schreibt - ich zitiere -:• 
„Die Motivation für den Bildungsprpzeß erwächst in 
den meisten Fällen aus den Familien." - Ende des 
Zitates. Ich muß sagen, weiLdie Kollegin Beutl gesagt 
hat, daß die Lehrer beim Ansehen knapp vor den 
Hausfrauen sind, daß ich stolz bin, wenn ich bei den 
Hausfrauen.gereiht bin, denn es gibt so viele Haus­
frauen, von denen wir uns eine Scheibe abschneiden 
können. Wenn die Lehrer in der Statistik bei den 
Hausfrauen sind, dann kann man nur stolz sein, daß 
man mit diesen Damen, die also für unsere Bevöl­
kerung unendlich viel leisten, gemeinsam genannt 
wird. 

Sehr geehrte Damen und Herren, meiner Ansicht 
nach brauchen wir in Zukunft beides: hervorragende 
Institutionen für die Bildung unserer Jugend und die 
Aufgeschlossenheit des Elternhauses, um die sozio-
kulturelle Umwelt des Kindes und Jugendlichen opti­
mal zu gestalten. Wir alle, glaube ich, sind unseren 
Eltern sehr dankbar, daß sie uns die Möglichkeit in 
schweren und schwierigen Zeiten gegeben haben, daß 
wir uns. weiterbilden konnten. Wenn es uns gelingt, 
sehr geehrte Damen und Herren, wird auch die Schule 
unserer Zeit für die Schüler wesentlich zur Bewäl­
tigung nicht nur der Gegenwart, sondern auch der 
Zukunft beitragen. Ich danke für Ihre Aufmerk­
samkeit, (Allgemeiner Beifali. - 22.14 Uhr.) 

Präsident Mag. Rader; Die Generalredner werden 
vor Neid erblassen vor diesem Maß an Zustimmung 
und Zwischenapplaüs, alle fünf, wenn ich den Kolle­

gen Dr. Hirschmann unter die Generalredner mit­
einbeziehe. 
... Nächste Rednerin ist die Frau Abgeordnete Gross. 

Abg. Gross (22.15 Uhr): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

Ich möchte Ihnen einige Gedanken zur Erwachse­
nenbildung darlegen, frei nach dem Motto: „Einfach 
zum Nachdenken!" 

Im lebenslangen Bildungsprozeß nimmt die Erwach­
senenbildung gegenüber jeder anderen organisierten 
Bildung den weitaus größeren Zeitraum ein. 

Nach zwei Lehrern möchte ich doch feststellen: 
Während die Schulpflicht auf neun Jahre begrenzt ist, 
die Schulbildung mit etwa 18 Jahren abgeschlossen ist 
und die Universitätshildung noch maximal ein weite­
res Jahrzehnt - zumindest im ersten Bildungsweg -
umfaßt, kommt die Erwachsenenbildung nie zum Ab­
schluß. 

Wie Schul- und Universitätsbildung mehr als nur 
Vermittlung von Wissen und Können ist, ist auch 
Erwachsenenbildung mehr als Berufsweiterbildung 
oder Berufsumschulung. Erwachsenenbildung soll den 
allgemeinbildenden Aspekt, der ein aufgeklärtes und 
ein verantwortliches Bewußtsein zum Ziel hat, ein­
schließen. Daher ist der Erwachsenenbildung zu­
mindest der gleiche Stellenwert einzuräumen. 

Erwachsenenbildung ist Hilfe zum Verstehen einer 
immer • komplexer werdenden Welt durch die Ver­
knüpfung wesentlicher Infomaüonen, Hilfe zum 
eigenständigen Handeln in den wesentlichen Be­
reichen des gesellschaftlichen Lebens, Hilfe zur Ge­
staltung tragfähiger zwischenmenschlicher Beziehun­
gen. Erwachsenenbildung ist Aus- und Weiterbildung, 
Erwachsenenbildung ist die Einladung, über den Sinn 
der eigenen Existenz nachzudenken, um eine 
adäquate Lebensform zu finden. Es ist meine tiefste 
Überzeugung, daß ohne verstärktes Bemühen im Bil­
dungsbereich, ohne Weiterbildung die Gesellschaft 
ihren Anforderungen in der Zukunft nicht entsprechen 
kann. Verzichtet sie auf das Prinzip des lebenslangen 
Lernens, auf eine Erwachsenenbildung, die nicht nur 
Fortschritt, Fortbildung im Beruf oder abschluß­
bezogene Weiterbüdung bedeutet, sondern auch 
kulturelle politische Bildung, Erziehung zur Mensch­
lichkeit, zur Mitmenschlichkeit, zu sozialem Handeln, 
dann verzichtet sie ganz einfach auf eine gute Zu­
kunft, Entsprechend der wachsenden wirtschafüichen 
und sozialen Bedeutung der Erwachsenenbildung soll 
dieser Bildungsbereich im Sinne einer lebensbeglei­
tenden Bildung allen Mitbürgern zugänglich sein. 
Datier muß man die Forderung stellen, die Budget­
mittel in diesem Bereich systematisch aufzustocken, 
um flächendeckend Bildungsprögramme - den gesell­
schaftlichen und wirtschaftlichen Bedürfnissen ent­
sprechend - zu entwickeln und mit für alle Bevölke­
rungsschichten zumutbaren Kursgebühren durch­
führen zu können. Um die Forderung nach lebens­
begleitender Bildung zu entsprechen, bedarf es aber 
auch einer Reform unseres Büdungssysterns schön 
vom Kindergarten an und einer noch besseren Lehrer­
ausbildung, da stimme ich mit Kollegen Ussar überein. 
Es muß das Lernen in Zusammenhängen entwickelt 
werden. Arbeitswelt, die Fragen der Umwelt, Präven-
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tivfragen im Gesundheitsbereich müssen ebenso 
Inhalt eines flächenübergreifenden Lernens und Leh-
rens sein wie Kultur, Kunst oder auch soziale Anlie­
gen. Auf diese Weise kann es gelingen, Freude am 
Tun, am Lernen, am Entdecken zu schenken, Freude 
zu wecken, Neugierde zu wecken und junge Men­
schen zu motivieren weiterzulernen, selbst dann, 
wenn bestimmte Schulbereiche abgeschlossen sind. 
Ich glaube daher, daß zwischen Schule und Erwachse­
nenbildung enge Verbindungsmögüchkeiten über das 
Räumliche hinaus gesucht werden müssen, wobei ich 
auch die Forderung stellen möchte, daß schon bei der 
Planung und Errichtung von Schulgebäuden die Mög­
lichkeit der Nutzung von Schulräumen durch die 
Erwachsenenbildung — natürlich außerhalb der Schul­
zeit - zu berücksichtigen wäre. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich habe 
bis jetzt bei einigen von Ihnen ein wohlwollendes 
Nicken vernehmen können. Aber im Gegensatz zu der 
oft geäußerten Anerkennung der Bedeutung der Er­
wachsenenbildung sind sowohl im Bundesbudget, 
aber auch in manchen Länder- und Gemeindebudgets 
die Ansätze dafür beschämend gering. Auch muß dar­
auf geachtet werden, daß diese Förderung die auto­
nome Selbständigkeit nicht einschränkt. Ich weiß, daß 
es vor Jahren Bestrebungen gegeben hat, allgemeine 
und berufliche Erwachsenenbildung fein säuberüch 
auseinanderzuhalten. Man hat einander argwöhnisch 
beobachtet und aufgepaßt, daß einem der andere ja 
nicht ins Gehege kam. Das hat sich, glaube ich, glück­
licherweise gewandelt, und es ist schon so etwas wie 
eine partnerschafüiche Beziehung daraus geworden. 
Ich freue mich sehr über diese Entwicklung, denn 
weder die eine noch die andere Seite kann die an­
stehenden Probleme und Aufgaben alleine lösen. Ob 
das nun das katholische, das evangelische Bildungs­
wesen, die AK, das WIFI, das BFI, das LFI oder andere 
Institutionen sind, gerade auf diesem Gebiet sollten 
wir kein Gegeneinander suchen. 

Erwachsenenbildung ist eine gesellschaftliche Not­
wendigkeit geworden. Für mich steht desgleichen fest, 
auch im Jahr 2000 werden der Erfolg und die Be­
deutung all dieser Volkshochschulen noch immer 
weitgehend vom Engagement der Mitarbeiter und 
Funktionäre abhängen. Die ständige Weiterbildung 
der Weiterbildner ist daher von eminenter Wichtigkeit, 
denn die Qualifizierung des Angebotes setzt auch die 
Qualifizierung aller Mitarbeiter voraus. Für mich war 
und ist Volksbildung auch immer Lebenshilfe. Gerade 
in einer Zeit ungeheurer Veränderungen, der zu­
nehmenden Orientierungslosigkeit, verbunden mit 
dem Verlust ideeller Werte und Mangel an neuen 
Werten, kommt dieser Hilfestellung besondere Be­
deutung zu. Menschen in die Lage zu setzten, Ent­
wicklungen zu erkennen und zu begreifen, ihre Auf­
gabe in der Familie und am Arbeitsplatz, ihre Stellung 
in der Gesellschaft bewußt zu erleben und zu sehen, 
auf technologische Veränderungen vorbereitet zu 
sein, ökologische Aspekte ständig im Auge zu haben, 
die Arbeitswelt nicht nur passiv mitzumachen, sondern 
mitzugestalten, die Freizeit zu erleben und nicht nur 
zu verbringen, das alles sind Aufgaben, die die Er­
wachsenenbildung verstärkt vermitteln muß. Dabei ist 
auch den internationalen Herausforderungen, die sich 
für das Bildungswesen angesichts der Vereinigung zu 

einem größeren Europa ergeben, Rechnung.zu tragen. 
Deshalb bin ich auch weiterhin der Meinung, daß ge­
rade bei den Erwachsenenbüdungseinrichtungen, die 
der gesamten Bevölkerung offenstehen, ein verstärk­
tes finanzielles Engagement des Bundes, des Landes, 
aber auch der Gemeinden notwendig, aber auch ge­
rechtfertigt ist. Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 
(Allgemeiner Beifall. - 22.23 Uhr.) 

Präsident: Der nächste Redner ist der Herr Abgeord­
nete Majcen. Wir haben mit ihm noch elf Redner in 
dieser Gruppe. , 

Abg. Majcen (22.23 Uhr): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 

Der neugewählte Präsident Clinton hat in seinem 
Programm zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosig­
keit in den USA die Einführung des dualen Berufs­
ausbildungssystem als einen Lösungsansatz fixiert. Er 
hat nach diesen Angaben, nach seinen Auskünften, 
die man lesen und hören kann, dieses System in der 
Bundesrepublik Deutschland studiert, und wir wissen 
alle, daß dieses System in Deutschland eigentlich 
deckungsgleich ist mit unserem System der dualen 
Ausbildung. Damit könnte man sagen, daß die EG-
Reife dieses Berufsausbildungssystems auch dadurch 
dokumentiert wird, daß mit dem EG-Leader Deutsch­
land und Österreich bereits für 120 Lehrberufe gegen­
seitige Anerkennungsübereinkommen abgeschlossen 
wurden. Es gibt einen interessanten internationalen 
Vergleich, einen europäischen Vergleich, der zeigt, 
daß die Jugendarbeitslosigkeit in den Ländern, wo es 
dieses duale System in der Lehre gibt, wesentlich ge-
ringer ist. Anders ausgedrückt, in Spanien hat es im 
vorigen Jahr 31,5 Prozent Jugendarbeitslosigkeit ge­
geben - kein duales Ausbildungssystem, in Italien 
29 Prozent Jugendarbeitslosigkeit - kein duales Aus­
bildungssystem, in Frankreich Iß,6 Prozent Jugend­
arbeitslosigkeit - kein duales Ausbildungssystem, in 
Belgien 16 Prozent - kein duales Ausbildungssystem, 
in Osterreich 3,8 Prozent - duales Ausbildungssystem, 
und in der Bundesrepublik Deutschland 4,5 Prozent 
Jugendarbeitslosigkeit - duales Ausbildungssystem. 
Das bedeutet, meine Damen und Herren, für uns alle, 
daß wir ein System haben, das manchmal zu Unrecht 
heftig kritisiert wird, anderswo aber nachgeahmt wird. 
Auch Frankreich überlegt die Einführung dieses 
Systems. Bei uns ist die Attraktivität der Lehre noch 
voll intakt. 1970 gingen 42 Prozent der Pflichtschul­
abgänger in die Lehre, 1991 waren es 47,5 Prozent. 
Hier möchte ich einen Eiiischub machen. Bei der letz­
ten Sitzung dieses Landtages sind im Zuschauerraum 
zwei Klassen des polytechnischen Lehrganges ge­
sessen, und der Herr Klubobmann Dipl.-Ing. Vesko hat 
eine grundsätzliche Erklärung zum polytechnischen 
Lehrgang abgegeben. Keine sehr erfreuliche für die 
Lehrer, die auf Grund eines bundesgesetzlichen Auf­
trages dort unterrichten, wenn dann jemand aufsteht 
und den Schülern, die dort sitzen, mitteilt, daß eigent­
lich das, was sie lernen, für nichts ist, daß die Lehrer 
für nichts sind, daß das System für nichts ist. 

(Abg. Dipl.-Ing. Vesko: „Das haben wir nicht gesagt, 
Herr Kollege!") Das ist nicht der richtige Weg. Da 
sollte man einmal klipp, und klar dann sagen, wir 
wollen diesen polytechnischen Lehrgang nicht. Man 
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sollte ganz eindeutig feststellen, was man will, auf 
jeden Fall nicht einen ganzen Schulzweig, wo sich die 
Lehrer wirklich sehr bemühen darum, verdammen. 
Die Facharbeiter kommen iirnnerhin zu einem großen 
Teil aus dieser Schultype und sind auch nicht ganz so 
schlecht. (Abg. Schinnerl: „Aber ohne Stricken!") 
Ohne Stricken! Schau, er weiß ja nicht einmal, was 
dort unterrichtet wird! 

Noch einmal zu diesem dualen Bildungssystem. Was 
braucht dieses duale Büdungssystem, damit es in Zu­
kunft weiter und besser funktioniert? 
« E s . braucht erstens weiterführende Bildungs­
lehrgänge mit einem Brückenschlag zur Universität 
und zur Fachhochschule. Die Wirtschaft hat mit dem 
Start der Fachakademie einen Weg aufgezeigt. 

Die Fachakademie vermittelt den Teilnehmern, auf­
bauend auf die Kenntnissen, die sie in der Lehre und in 
der beruflichen Praxis erworben haben, jene All­
gemeinbildung und jene Fachkenntnisse, die heute so 
entscheidend sind für eine Karriere im wirtschaftlichen 
Bereich. 

Den Absolventen einer Lehre wird hiermit und somit 
ein Büdungsstand vermittelt, der auch den Weg zur 
Universität öffnet. 

Als Abschluß derartiger weiterführender Bildungs­
lehrgänge für Absolventen einer Lehre soll die längst 
überfällige Fachmatura für diese Zielgruppe ein­
geführt werden. 

Als Abrundung zur vollen Europareife könnten und 
können wir uns - auch und insbesondere im Interesse 
der Lehrlinge - vor der Errichtung von Fachhoch­
schulen nicht drücken. Hier schließe ich bei dem an, 
was der Kollege Ussar vorher gesagt hat: Die Steier­
mark muß unbedingt ein Standort für eine Fach­
hochschule werden. 

Weiters ist für dieses System die Einführung des 
steirischen Bildungsschecks notwendig, damit die 
Weiterbildung aucn finanziell für die Jugend er­
schwinglich bleibt. Dieser Bildungsscheck besteht in 
einer bis zu 50prozenti.gen Förderung von Weiter­
bildungsmaßnahmen im Ausmaß von 2.000 Schilling je 
Absolvent. Leider hat im vorigen Jahr der Versuch der 
Frau Landesrat KLasnic, diesen Bildungsscheck einzu­
führen, nicht so besonders gut funktioniert. Er ist ein­
gebracht worden, er ist zurückgestellt worden, er ist 
wieder eingebracht worden, Dann ist er vorbehaltlich 
der Zustimmung der Rechtsabteilung 10 beschlossen 
worden, und dann hat die Rechtsabteilung 10 mit 
Schreiben vom 7. Jänner 1992 eine ablehnende Hal­
tung eingenommen. Heuer ist dieser Büdüngsscheck 
mit 6 Millionen Schilling dotiert, worüber wir uns alle 
sehr freuen. 

Wenn ich vorhin die Frage gestellt habe, was dieses 
System der dualen Bildung braucht, so möchte ich nun 
auch sagen, was dieses System nicht braucht: Es 
braucht nicht ein dauerndes Bejammern und dauern­
des Beschmutzen in der Öffentlichkeit. Es braucht 
nicht ein Aufbauschen von Einzelfällen oder ein Ver» 
unsichern der Betroffenen. Wir sollten nicht vergessen, 
daß über 50 Prozent unserer Unternehmer aus diesem 
System der. dualen Ausbildung kommen. Wir sollten 
nicht vergessen, daß ein Lehrling während seiner Aus­
bildungszeit netto zwischen 200.000, Schilling und 
250.000 Schülmg auf die Hand bekommt, und wir soll-
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ten nicht vergessen, daß an den Universitäten die 
Drop-out-Rate über 50 Prozent beträgt, bei den Lehr­
lingen aber nur 14 Prozent bei der Abschlußprüfung 
durchfallen, 13 Prozent aber ihren Lehrabschluß mit 
Auszeichnung machen. Wir sind daher politisch alle 
miteinander aufgefordert, die vorhin erwähnten Inno­
vationen - Fachakademie, Fachmatura, Fachhoch­
schule und Bildungsscheck - fix in unserem Büdungs­
system zu verankern. 

Rund die Hälfte aller Jugendlichen sind Lehrlinge, 
die ab dem 15. Lebensjahr also eine - wie wir mei­
nen - fachlich ausgezeichnete Ausbildung genießen. 
Grundvoraussetzung für diese Ausbildung sind neben 
funktionierenden Betrieben auch die steirischen Be­
rufsschulen. Wenn nach - könnte man sagen - jahre­
langer Blockade nun auch die Sozialistische Partei be­
ginnt, sich um den Zustand der Berufsschulen Sorgen 
zu machen, so ist das zu begrüßen. Wenn allerdings 
der Wirtschaftssprecher, mein Freund Gennaro, den , 
Zustand der Landesberufsschulen in einer Presseaus­
sendung als katastrophal bezeichnet, von einem 
schrecklichen Zustand in den Ausbildungsstätten 
spricht, daß dort die Schüler Stiefkinder sind, dann 
muß ich sagen, dann ist das natürlich eine Über­
treibung (Abg. Gennaro; „Ich werde dir dann die Ant­
wort geben!"), die auch nur der besseren Aufmerk­
samkeitserregung dient. Aber damit hat man ja eigent­
lich das schon erreicht, was man wollte. 

Es ist richtig, daß es in den verschiedenen Bereichen 
einen großen Nachholbedarf gibt, der auf ver­
schiedene Gründe zurückzuführen ist: einerseits sind 
es bundesgesetzliche Maßnahmen, wie die Berufs­
schulzeitausweitung, andererseits sind es Instand-
haltungs- und Verbesserungsmaßnahmen auf dem 
baulichen Sektor beziehungsweise ist es der Nach­
holbedarf und der Ergänzungsbedarf auf dem Sektor 
Einrichtung, Ausstattung, technische Ausrüstung. 
Dringlichkeitsstufe eins ergibt sich durch die Schul­
zeitausweitung vor allem in Arnfels, Eibiswald, 
.Mureck und Graz 5, bei den nötwendigen Baumaß­
nahmen für fehlenden Unterrichtsraum bei der 
Landesberufsschule Graz 6 - Lackiererhalle, Neubau 
der Schule in Bad Gleichenberg sowie Um- und Neu­
bau der Schule in Graz-St. Peter. Wenn durch eine 
Sonderfinanzierung nunmehr Möglichkeiten be­
stehen, diesen Nachholbedarf schön langsam zu be­
seitigen, so ist das ein bedeutender Schritt für die Auf­
wertung der Lehrberufe und der Lehrlinge. Es bleibt 
zu hoffen, daß sich dieser Weg gemeinsam fortsetzen 
läßt. (Allgemeiner Beifall. - 22.32 Uhr.) 

Präsident Wegart: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dipl.-Ing. Chibidziura. 

Abg. Dipl.-Ing. Chibidziura (22.32 Uhr): Sehr ge­
ehrter Herr Präsident, Hohes Haus, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! 

Wir haben heute schon einiges über die Schule 
gehört, in erster Linie von Pädagogen. Ich bin der erste 
Nichtpädagoge, ich bin nur ein Lehrergeschädigter. 
Ich habe in meiner Familie. 17 Lehrer, meine Frau ist 
eine Lehrerin, dann können Sie sich vorstellen, was 
das heißt. (Abg. Gennaro: „Ich habe schon gedacht, du 
bist zehn Jahre in die gleiche Klasse gegangen, weil 
dir die Lehrerin so gefallen hat!.") Du Armer, du hast 
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noch Mitleid, aber das haut einen Starken nicht um! 
Zehn Jahre die gleiche Klasse, aber als der Lehrer er­
fragt hat, daß ich noch ein Jähr dableiben darf, hat er 
sich erschossen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es gibt 
1300 bis 1400 stellenlose Lehrer, von denen angeblich 
650 Absolventen nicht bereit sind, auf das Land zu 
gehen. Ich gebe zu bedenken, daß es wirklich nicht 
einfach ist, ein Absolvent zu sein, der keine Aussicht 
auf einen Job als Lehrer hat und einen anderen Job 
annimmt. Wenn er dann die Chance und Mögüchkeit 
hätte, so kurzfristig eine Vertretung zu nehmen, daß er 
dann absagt und sagt, ich habe jetzt gerade einen Job, 
und wenn ich da jetzt aufhöre, dann habe ich nach 
einem halben Jahr wieder nichts. Also es ist sehr 
schwer für diese Leute, ob man unter Umständen nach 
einem halben Jahr oder nach einem Jahr Abwesenheit 
wieder einen Job findet. 

Ich glaube, es ist notwendig, gesagt zu werden, daß 
gerade diese Lehrereinstellung objektiviert wird, daß 
hier die ganzen Probleme aufgelistet werden und daß, 
wenn es die Möglichkeit gibt, der Lehrer wirklich auch 
in den Schulbetrieb voll eingestellt werden kann. 

Aber es gibt noch die Objektivierung, die gerade wir 
Freiheitlichen immer wieder fordern, die Leiter­
besetzung. Es gibt immer wieder Probleme gerade mit 
der Leiterbesetzung. Die Berurteilung der Lehrer fin­
det in Wirklichkeit nicht ordentlich statt. Einem jeden 
wird mehr oder minder das gute Zeugnis ausgestellt. 

Die Personalvertretung verwendet sich für ihn, dann 
gibt es noch eine Abstimmung der Lehrer, der Eltern, 
des Bezirksschulrates, dann hat der Bezirksschul­
inspektor die Möglichkeit, den Vorschlag einzu­
bringen, dann geht es in den Landesschulrat, und zum 
Schluß die tatsächliche Entscheidung fällt die Landes­
regierung. Hand aufs Herz, der Lehrerstand ist der 
verpolitisierteste Stand schlechthin. Es gibt keinen 
anderen Berufsstand, der so verpolitisiert ist wie 
die. Lehrerschaft. (Landeshauptmannsteilvertreter 
DDr. Schachner-Blazizek: „Das wird weniger! Es geht 
zurück!") Dein Wort in Gottes Ohr! Ich hoffe, daß das 
auch möglich ist nun in der Zukunft, daß man hier ein 
bißchen mehr demjenigen, der sich den Luxus leistet, 
kein Parteibuch zu nehmen, auch eine Chance gibt. 
(Landeshauptmannstellvertreter DDr. Schachner-Bla­
zizek: „Aber du bist mit mir einer Meinung: Wenn 
einer eines hat, ist es auch kein Nachteil!") Deswegen 
darf er nicht benachteiligt werden, das muß ich dazu-
sagen. (Landeshauptmannstellvertreter DDr. Schach­
ner-Blazizek: „Ja, genau so habe ich es gesagt!") Aber 
wenn ich nur hier den Zeitungsausschnitt nehme, wo 
- sagen wir es ganz ehrlich - sogar dem Präsidenten 
des Landesschulrates und auch unserem Herrn Klub­
obmann der ÖVP, dem Herrn Hirschmann, einfach die 
Parteizugehörigkeit zuviel geworden ist, wo man in 
der Zeitung sagt, der Parteieinfluß auf die Schulpolitik 
muß endlich zurückgeschraubt werden, das Proporz­
system aus der Zeit der großen Koalition ist abzu­
lehnen. (Landeshauptmannstellvertreter DDr. Schach­
ner-Blazizek: „Dieser Meinung bin ich auch!") Es ist 
wirklich schön, und die Bestellung der Direktoren, das 
muß wirklich mehr auf Qualität gehen. (Landeshaupt­
mannstellvertreter DDr. Schachner-Blazizek: „Ist in 
der letzten Zeit besser geworden durch die wechseln­
den Mehrheiten!") Ja, ist gut, bin ich auch sehr froh, 

wenn das möglich ist. Außerdem, möchte ich auch 
noch anführen, ist es richtig, daß ein Schuldirektor 
nicht auch Bürgermeister sein soll. Es ist auch schon 
gesagt worden, und ich hoffe, daß dem auch etwas 
mehr Augenmerk geschenkt wird. Es gibt aber noch 
etwas, es gibt die Aufteilung der Schulen, in der Ver­
gangenheit in rote Schulen und in schwarze Schulen. 
Ich glaube, daß auch das nicht die Grundlage der 
künftigen Leiterbestellungen sein soll, sondern daß 
diese Entscheidungen eben nach mehr Qualität gehen 
sollen. Die Beurteilung der Leiter muß nach tatsächlich 
fachlichen Voraussetzungen sein, nach dem Dienst­
alter, natürlich auch nach sozialen Faktoren. Es sollte 
nicht vorkommen, daß, wenn man nachfragt und sagt, 
warum hat jene Dame keine Chance erhalten, man 
eigentlich keine Argumente hat, daß es dann heißt, sie 
hat ihre Kinder nicht an die Hauptschule geschickt. 
Das ist nach meinem Ermessen ein ganz billiges Argu­
ment. Dabei sollte die Gemeinde froh sein. Denn wenn 
die Kinder in die Mittelschule gehen, zahlt die Ge­
meinde keine Schulkosten. Es ist festzustellen, daß 
natürlich die Bezirksinspektoren alle Tricks an­
wenden, um ihre Kandidaten auf die Liste zu bringen. 
Hier hat man festgestellt, daß es in der Vergangenheit 
je nach Vorzeichen, das heißt je nach Mehrheiten im 
Bezirk, unterschiedlich und doch gleich gehandhabt 
wurde. Aber ich glaube auch, daß die Objektivierung 
der Leiterbestellungen über die Eltern nicht das Gelbe 
vom Ei ist. Wer solche Abstimmungen miterlebt hat, 
weiß, welche Auseinandersetzungen geschehen, 
welche Erpressungsversuche hier laufen und wie 
argumentiert wird. Und wenn auch die Lehrer auf­
gerufen werden zum Abstimmen, dann werden die 
Junglehrer unter dem Druck gefügig gemacht, daß 
man sagt: „Wenn du nicht so-abstimmst, dann hast du 
ab Sommer des nächsten Jahres keine Anstellung." 
Alles geschehen, alles belegbar. 

Meine Damen und Herren! Eines wurde ja schon ge­
sagt, die Frauen sind als Direktoren einfach benach­
teiligt. Es gibt 80 Prozent an Frauen als Lehrer und ein 
ganz geringer Prozentsatz, ich glaube, er hegt bei 
11 Prozent, als Direktoren. (Abg. Minder: „Bei der Be­
werbung sind sie benachteiligt!") Nein, nein, in der 
tatsächlichen Bestellung. Es gibt, glaube ich, 11 Pro­
zent an Lehrerinnen, die Direktoren sind. Aber sind 
wir ehrlich, die Frauen, die eine Familie haben, haben 
praktisch keine Zeit, sind ausgeschlossen, sich um 
Direktorenposten zu bewerben, weil sie keine Zeit 
haben, in die Bevölkerung zu gehen. (Abg. Minder: 
„Herr Kollege, das ist eine richtig konservative An­
sicht! Wenn eine Lehrerin Direktorin werden will und 
sie wird es nicht, dann nicht, weil sie keine Zeit hat!") 

Nein, dann darf sie keine Kinder haben, dann darf 
sie keine Familie haben? Das glaube ich nicht! Es gibt 
genug Singles, das ist keine Frage. Aber sind wir uns 
doch ganz ehrlich, wenn sie ihre Aufgaben als Frau 
und Mutter ernst nimmt, dann hat sie wenig Zeit, daß 
sie groß für sich werben gehen kann. Ich glaube, daß 
das doch auch zu berücksichtigen sein wird in der Zu­
kunft. Wenn in Hinkunft es nur so sein soll, daß die 
Eltern entscheiden, dann besteht die Gefahr, daß nur 
der klasseste Bursch es wird. Sind wir uns ehrlich, die 
Qualität der Schule soll ja auch nicht darunter leiden, 
eher sollte die Qualität einer Schule durch die Be­
stellung eines neuen Leiters besser werden. In Wirk-
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lichkeit ist es heute nicht leicht, in einer Hauptschule 
zu unterrichten. Wir wissen, daß die Lehrer wirklich 
sehr, sehr belastet sind, und man muß sagen, es ist 
heute nicht leicht, die Schüler in der Hauptschule zu 
bändigen. Auch - muß man sagen - ist es nicht leicht 
für die Lehrer, was ihnen die rot-schwarze Bildungs­
politik eingebrockt hat. Wenn ich nur hernehme, daß 
es heute einen Wettkampf um die Kinder unter den 
Hauptschulen gibt, dann muß man sagen, die Haupt­
schulen sind heute ein Sorgenkind. Und überhaupt in 
Graz, wenn man den Schulverbund West hernimmt, 
vier Hauptschulen, ein BG, ein BRG, ein Schulversuch, 
ein Projekt der Gesamtschule der Zehn- bis Vierzehn­
jährigen. Versprochen hat man den Eltern ein Gymna­
sium für den Westen von Graz, und jetzt im Schulver­
such gibt es wieder kein Gymnasium. Das BG Kruse­
mann ist ja keine AHS, keine Mittelschule im her­
kömmlichen Sinne, sondern eine Gesamtschule. (Abg. 
Minder: „Eine moderne Schule, wie wir sie uns wün­
schen! ") Ja, die moderne Schule! Es ist in Wirklichkeit 
diese Gesamtschule. Interessant ist ja nur, daß sich 
keine Grazer Mittelschule bereiterklärt hat, diesen 
Schulversuch durchzuführen (Abg. Minder: „Aber daß 
wir eine fünfte Klasse gebraucht haben, weil so ein 
Andrang ist, wollen Sie nicht zur Kenntnis nehmen!"), 
weil keine der Mittelschulen eine neue Mittelschule 
sein wollte. Den Eltern der Hauptschulen in Puntigam, 
Algersdorf, Webling, Mureck wird eingeredet, der 
Schulversuch ist eine Hauptschule mit der neuen Mit­
telschule seit 1991. Das Ergebnis, es glaubt niemand 
daran in den Hauptschulen, daß das wirklich eine 
neue Mittelschule werden soll. Daher ist die Kluse-
manngasse derartig überlaufen, daß kein Platz für die 
in der Nähe wohnenden Schüler ist. Weil diese neue 
Mittelschule als Gesamtschule der Zehn- bis Vier­
zehnjährigen als Bundesschule den Gemeinden kein 
Geld kostet und sie kein Schulgeld bezahlen müssen, 
legen die Gemeinden den Eltern ans Herz, schickt 
eure Kinder doch in die Klusemanngasse, und damit 
wird natürlich das Schulgeld für die Hauptschule 
gespart. 

Die Klusemann - wie gesagt - ist hoffnungslos über­
fordert. (Abg. Minder: „Überfordert ist sie nicht, 
sondern ausgelastet, Herr Kollege!") Nach den 
Teilungszahlen sollten es eigentlich 20 Schüler sein, in 
Wirklichkeit sind 30 in einer Klasse. An diesem BG 
Klusemanngasse lehren Hauptschullehrer, und an den 
Hauptschulen, unterrichten Mittelschüler, das ist ja 
nicht ganz schlecht, aber die Hauptschule Straßgang 
leidet an Schülermangel, Schülerschwund. Bei den 
Sprengelregelungen geht es in erster Linie um die 
Kosten. Jetzt geht natürlich denen der Schüler ab und 
damit natürlich die Beiträge der Gemeinde. 

Ich kann hier nur eines feststellen: Die Schul­
behörde hat geschlafen und über Konsequenzen nicht 
nachgedacht. Ich bin überzeugt, daß das Land und 
auch die Gemeinden die Kosten nicht übernehmen 
können, daher wird für Straßgang auch keine Hilfe­
stellung möglich sein. Nebenbei gesagt ist ja in Graz 
die Schulsituation wirklich nicht gerade rosig. Wie es 
dort ausschaut, wissen ja alle. Ich stelle fest, in dem 
Sinne hat die ÖVP Beihilfe geleistet zur Einführung 
der sozialistischen Gesamtschule. Hier ist der 
Prof. Schilcher der willfährige Gehilfe des Herrn 
Schölten gewesen. 

Meine Damen und Herren, die Schule wird laufend 
reformiert, und sie ist heute so weit reformiert, daß die 
gute alte österreichische Schule schon zu Tode refor­
miert worden ist. Es ist heute soweit, daß die Schule 
am Boden ist. (Abg. Dr. Lopatka: „Wir sind auch schon 
bald so weit!") Wenn heute der Kollege Ussar gesagt 
hat, daß die Schülerteilungszahlen nicht eingehalten 
werden, dann muß man sich wirklich fragen, warum ist 
dann nicht der Bund bereit, mehr Geld auf den Tisch 
zu legen? Er will nach wie vor 10 Prozent einsparen. 
Wenn man natürlich zuerst beschließt, die Teilungs­
zahlen herabzusetzen - natürlich aus pädagogischen 
Gründen -, dann'ist das ja noch verständlich, weil das 
ja wirklich gut ist für unsere Kinder. Es ist auch leicht 
anzunehmen, daß halt ein Lehrer mehr Zeit für zehn 
Kinder hat als für 20 oder noch schlechter, wenn es 30 
sind. 

Jetzt kommt die Einführung der autonomen Schule. 
Sie ist sicherlich begrüßenswert, was die Freiheiten 
betrifft, aber es ist natürlich dann ein Problem, wenn es 
nur mehr eine Verwaltung des Mangels wird. Das ist 
der Grand, und das ist das Problem, das heute die 
Schulen drückt. Es ist soweit, daß es eine derartige 
Verunsicherung -der Lehrer gibt, daß sie natürlich 
schon Petitionen ausgeben. Hier kann ich Ihnen Peti­
tionen zeigen, wo die Lehrer effektiv Befürchtungen 
haben, daß erstens eine Einschränkung stattfindet, 
und zweitens, daß natürlich ihr Arbeitsplatz wegratio­
nalisiert werden soll. Es wird natürlich auch klar sein, 
daß uns das am Herzen liegt, daß unsere Kinder gut 
ausgebildet sind. Die Frage ist ja nur, wer wird das be­
zahlen? Die Autonomie der Schule bringt: die Zu­
sammenlegung ist zwar notwendig, die pädagogische 
Verschlechterung findet statt, und die Verantwortung 
wird auf den letzten, auf den Schulleiter, abge­
schoben. (Abg. Dr. Lopatka: „Diese Seite hast du 
schon einmal gehabt! Jetzt fahre ich nach Hause!") Es 
ist wirklich so, es ist Zeit, daß du heimgehst, denn die 
Schule ist nicht nur im Umbruch, sondern sie ist auch 
im Zusammenbruch! 

Eines kann ich dazu sagen, wenn man die Schul­
politik und die verpolitisierten Lehrer betrachtet: Man 
macht in Graz eine große Pädagogik. Vier Tage vor 
der Eröffnung kann oder will man sich anmelden. 
Dann wird festgestellt, es ist zu spät, eine Anmeldung 
wird nicht mehr angenommen - so passiert unserem 
Vizebürgermeister Weinmeister aus Graz. Die Frau 
Nationalrat Praxmarer, die ja Schulsprecherin im 
Nationalrat ist, hat sich rechtzeitig angemeldet, war da 
und was war: jeder kleine Bürgermeister ist begrüßt 
worden, nur die Schulsprecherin der Freiheitlichen 
nicht. Das ist nur ein Bild. 

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen nur eines 
sagen: Nicht nur die Zahlen des Budgets sind abzu­
lehnen, wir lehnen auch die Politik ab, die dahinter­
steckt! (Beifall bei der FPÖ. - 22.51 Uhr.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr Abge­
ordnete Ing. Kaufmann. 

Abg. Ing. Kaufmann (22.51 Uhr): Geschätzter Herr 
Präsident, Hoher Landtag! 

Nachdem ich nicht zu den Lehrergeschädigten 
gehöre, versuche ich in der Kürze das einzubringen, 
was der Kollege Chibidziura an Zeit verkonsumiert 
hat. 
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Ich habe also heute das Thema landwirtschaftliche 
Schulbildung und möchte dort anschließen, wo Kolle­
gin Beutl aufgehört hat. Bildung ist Investition für die 
Zukunft, das gilt für alle Berufsgruppen, auch für die 
Bauern. Auch wenn wir von 1951 330.000 in der Land­
wirtschaft Beschäftigten zum Stande 1989/90 90.000 
in der Landwirtschaft Beschäftigten abgenommen 
haben, so haben diese nur mehr 6 Prozent Bauern 
trotzdem noch 12 Prozent schulpflichtige Kinder, da 
unsere Bauern im Schnitt 3,3 Kinder je Familie haben 
und damit weit über dem österreichischen Durch­
schnitt liegen. Diese Kinderfreundlichkeit in unseren 
bäuerlichen Familien, die in den übrigen Berufs­
gruppen vermißt wird, führt dazu, daß ein Abfluß an 
Arbeitskräften aus der Landwirtschaft in andere 
Berufsgruppen stattfindet und daß wir diesem Abfluß 
von Arbeitskräften durch vermehrte zweiberufliche 
Ausbildung begegnen wollen, damit jene Arbeits­
kräfte, die die Landwirtschaft verlassen, nicht in 
den anderen Berufsständen als Hilfsarbeiter arbeiten 
müssen. 

Betrachten wir die Statistik der Steiermark ein 
bißchen, dann sehen wir, daß auf 59.000 steirischen 
Bauernhöfen rund 44.000 Betriebsführer mit rund 
60.000 mitarbeitenden Personen arbeiten. Ich habe die 
Summe gleich immer auf 10.000 gerundet, weil so­
wieso keiner zuhört - stimmt es, Gennaro? Also rund 
108.000 Tätige in der Landwirtschaft. Sieht man den 
Ausbildungsstand an, dann sind davon 2250 Meister, 
das sind 3,8 Prozent, 5250 Facharbeiter, das sind 
8,8 Prozent, und 13.250 Fachschüler. Insgesamt ver­
fügt die steirische Landwirtschaft über rund 4500 aus­
gebildete Meister, die teilweise in anderen Berufs­
gruppen auch arbeiten, aber teilweise auch Doppel­
meister sind, zum Beispiel Landwirtschafts- und Obst­
baumeister. 

Interessant ist, daß Betriebe über 20 Hektar in der 
schulischen Ausbildung eine 120- bis 130prozentige 
Bedarfsdeckung haben, daß heißt also, daß pro Betrieb 
mindestens ein Fachschüler oder Facharbeiter vorhan­
den ist, meist sind es zwei. Bei jenen Betrieben von 
0 bis 5 Hektar sind nur geringe prozentmäßige Sätze 
an Fachschülern vorhanden, da diese Betriebe meist 
dem Nebenerwerb nachgehen und damit einen ande­
ren Beruf als Haupterwerb tätigen. 

Vergleichen wir das steirische Schulsystem mit dem 
von Bayern, dann müssen wir zur Freude feststellen, 
daß bei uns die Schülerzahl in den Landwirtschafts­
schulen fast konstant ist, während in Bayern von 
320.000 Bauern, das ist genau soviel wie in ganz Öster­
reich, nur rund 600 Fachschüler sind. 

Wie schaut es nun bei uns in der Steiermark aus? 
Wir haben im Jahre 1971 12,22 Prozent aller Pflicht­
schüler als Hauptschüler gehabt, davon sind 9,5 Pro­
zent in die Fachschule weitergegangen. 1991 waren 
15,6 Prozent Hauptschüler, davon sind fast 12 Prozent 
in die Fachschule weitergegangen. Die Schülerzahl­
entwicklung war im Anteil an den Hauptschülern also 
sehr positiv. 

Das hat sich auch in den Schülerdirektzahlen aus­
gewirkt, so daß im Jahre 1992/93 in 98 Klassen 2714 
Schüler unterrichtet wurden, das sind fast 28 Schüler 
im Schnitt pro Klasse, davon waren 766 Haushaltungs­
schüler, 789 Hauswirtschaftsschüler und 1159 Fach-
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schüler. Unsere Schulen sind nicht nur Ausbildungs­
stätten für Schüler, sie sind auch Kommunikationszen­
tren für die Bevölkerung. Sie sind Weiterbildungs­
stätten. Und so konnten in 20.000 Kurstagen 
15.000 Kursteilnehmer an den landwirtschaftlichen 
Fachschulen weitergebildet werden, und an übrigen 
Bildungsveranstaltungen eintägiger Natur nahmen in 
41 Schulen über 100.000 Teilnehmer teil. 

Nun ein Punkt, der mir ein bißchen aufklärungs­
würdig erscheint, ist der Dienstpostenplan mit der Be­
soldung. Es wird allgemein gesagt, daß das landwirt­
schaftliche Schulwesen nicht das billigste wäre. Ich 
habe mir also den Dienstpostenplan und den Nach­
weis angesehen und habe in der Gegenüberstellung 
gesehen, daß die Sachausgaben an den Landwirt­
schaftsschulen um 2,4 Prozent gesunken sind, wäh­
rend die Ausgaben für das Personal um 6,1 Prozent ge­
stiegen sind, die Ausgaben für Lehrer im Klartext um 
5 Millionen. Die außerordentlichen Aufwendungen 
waren plus-minus Null in beiden Fällen um 2000 Schil­
ling Differenz. Interessant ist, daß diese 2700 Schüler 
von 300,5 Dienstposten plus 60 Erzieherdienstposten, 
die zu 50 Prozent vom Bund besoldet werden, beauf­
sichtigt werden, und hier wiederum ist ein Novum, daß 
für 54 Beamte 16,3 Millionen Schilling aufgewendet 
wurden, das ist im Schnitt 300.000 Schilling je Beam­
ten, der im landwirtschaftlichen Schuldienst tätig ist. 
Ich habe die Landesschülerheime hergenommen als 
Vergleich und habe festgestellt, daß 835 Schüler von 
155 Dienstposten unterrichtet und erzogen werden, 
aber daß es in den Landesschülerheimen sehr unter­
schiedliche Besoldungsschemas geben muß. Denn im 
Landesschülerheim Graz IV sind 7,5 Posten mit 
4,3 Millionen Schilling, das entspricht im Schnitt 
600.000 Scriilling je Dienstposten zum Beispiel gegen­
über Judenburg, das Landesschülerheim V, mit fünf 
Dienstposten 1,9 Millionen Schilling, da sind im 
Schnitt 380.000 Schilling je Dienstposten angegeben. 
Ich frage mich, welche besondere Qualifikation Er­
zieher an Landesschülerheimen haben, daß sie im 
Schnitt um mindestens 100.000, im Falle des Landes­
schülerheimes Graz IV genau das Doppelte pro Beam­
ten kosten gegenüber einem Akademiker, der bei uns 
an den landwirtschaftlichen Fachschulen als Lehrer 
unterrichtet. Das wäre nur meine Frage, die ich in den 
Raum stellen will. Im allgemeinen müssen wir aber 
feststellen, daß die landwirtschaftliche Schulausbil­
dung Hervorragendes geleistet hat, und ich als Ost-
steirer darf mit Stolz feststellen, daß es uns auf Grund 
dieser guten Ausbildung gelungen ist, einen Einkom­
menszuwachs zu erzielen, der höher war als in ande­
ren Regionen, vielleicht darauf zurückzuführen, daß 
durch die gute Ausbildung die natürlichen Ressourcen 
unserer Heimat besser genützt werden konnten. Ich 
glaube also, und damit möchte ich schon zum Schluß 
kommen, die beste landwirtschaftliche Ausbildung ist 
notwendig, wenn wir eine flächendeckende Landwirt­
schaft erhalten wollen, denn nur mit einer guten Aus­
bildung können wir unsere Bauern, unsere Betriebs-
übernehmer eurofit machen und ihnen eine Chance 
für die Zukunft geben. Danke! (Beifall bei der ÖVP. -
23.00 Uhr.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist. der Herr Abgeord­
nete Mag. Erlitz. 
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Abg. Mag. Erlitz (23.00 Uhr): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! 

Es gibt in Österreich zur Zeit leider keine breit an­
gelegte schulreformatorische Diskussion, so wie sie in 
den siebziger Jahren oder besser gesagt bis zur Mitte 
der siebziger Jahre geführt wurde, als das Schulunter­
richtsgesetz den innerschulischen Betrieb demokrati­
sierte und die Mitgestaltungs und Mitbestimmungs-
möglichkeiten aller am Schulgeschehen beteiligten 
Gruppen festhielt. Bald danach, Mitte der siebziger 
Jahre, versiegte dieser Reformeifer, diese Reform­
euphorie, als die wirtschaftüche. Rezession und gesell­
schaftspolitische Überlegungen Bildungsanliegen 
eher in den Hintergrund drängten. Die Öffnung der 
östlichen Nachbarstaaten, die IntemationaUsierung 
vieler Lebensbereiche und vor allem aber die Dynamik 
der europäischen Integration, mit der eine notwendige 
Anpassung des berufsbildenden Ausbildungswesens 
an den europäischen Standard verbunden sein muß, 
verlangen eine neue Bildungsoffensive, um die 
steckengebliebene Reform wieder flott zu machen. 
Länger als die übrigen OECD-Länder hat Österreich 
an der Struktur festgehalten, die sich einerseits durch 
einen homogenen, wenig differenzierten postsekun­
dären Bereich auszeichnet, das heißt, wenig differen-. 
zierten universitären Bereich auszeichnet, und ande­
rerseits, daß die gehobene Berufsausbildung im 
Sekundarbereich angesiedelt ist und verbleibt. Und 
der Entschluß, sich von diesem Muster: wenig diffe­
renzierter postsekundärer Bereich und Berufsaus­
bildung im Sekundarbereich zu trennen, zu ver­
abschieden,, das für zirka zwei Jahrzehnte eine exklu­
sive Besonderheit Österreichs in der entwickelten Welt 
darstellte, bedeutet für uns eben die Einrichtung von 
Fachhochschulen. Kollege Ussar hat darauf ja schon 
verwiesen. Diese Fachhochschulen könnten tatsäch­
lich einen neuen und interessanten Baustein in unse­
rem österreichischen Bildungsgefüge darstellen. Aller­
dings, das erarbeitete Bundesgesetz, das kein Bundes­
gesetz über Fachhochschulen ist, sondern über 
Fachhochschulstudiengänge, und das in der Begut­
achtungsphase bereits auf heftige Kritik stieß, würde 
meiner Ansicht nach wahrscheinlich nicht zur Einrich­
tung von Fachhochschulen führen, die in ihrem Status 
einem internationalen Vergleich standhalten könnten. 
Dieses Gesetz, dieses Fachhochschulstudiengangs-
gesetz, würde wahrscheinlich eher der Entstehung von 
Mini- und Schmalspurlösungen Vorschub leisten. 
Durch dieses Gesetz werden weder Ziele noch Auf­
gaben, noch Rechte der Fachhochschule bestimmt. 
Weder werden Organisation, innerliche Organisation, 
Personalqualifikation und Studienstruktur hinreichend 
beschrieben. Dem Anerkennungsverfahren von Fach­
hochschulstudiengängen, also genau das hält das 
Gesetz fest, welche Studiengänge als Fachhochschu­
len anerkannt werden, verschiedenster privater oder 
öffentlicher Anbieter, nachdem wir gehört haben, daß 
sich der Staat als Zahler eher im Hintergrund halten 
wird, fehlt daher jegliches Bezugs- und Vergleichs­
system. Aus der Sicht einer sozialdemokratischen Bil­
dungspolitik ist darüber hinaus zu kritisieren, daß sich 
durch den eingeschlagenen Weg eines bloßen Fach-
hochschulanerkennungssystems leider der Staat aus 
der Verantwortung für eine bundesweit koordinierte 
Planung und Einrichtung von Fachhochschulen 
zurückzieht. Und dadurch könnten hochschulpoli-

tische Grundsätze, wie der offene Zugang zu den 
Studien, die Gebührenfreiheit des Studiums und die 
Mitbestimmung der Studierenden, in Frage gestellt 
werden. Das sind Prämissen, glaube ich, auf die wir im 
Hinbück auf unseren hohen bildungspolitischen Stan­
dard wohl nicht verzichten dürfen. Wie hinlänglich be­
kannt ist, soll sich das Studium der Fachhochschulen 
auch an der Berufswelt orientieren, das heißt, durch­
gängig praxisorientiert sein. Und auch da muß man 
achtgeben, daß das nicht in die falsche Richtung geht. 
Denn eine zu große Anpassung an die Wirtschaft, an 
die Wünsche der Wirtschaft, an die kurzlebigen punk­
tuellen Erfordernisse der Wirtschaft könnte zu Pro­
blemen hinsichtüch der steigenden Anforderung an 
die Fähigkeit zur UmsteUung auf neue Methoden und 
Verfahren führen. 

Das heißt, aus einem kurzfristigen Vorteil könnten 
sich mitteüristig Nachteile durch mangelnde Mobiütät 
der Studierenden oder besser gesagt der Absolventen 
ergeben. 

Zugangsvoraussetzung zur Fachhochschule wird in 
erster Linie sicherüch die Matura sein, aber durch eine 
längst fällige Reform - es ist auch das schon ange­
schnitten worden - der Lehrlingsausbüdung, des 
dualen Systems und durch geeignete Vorbereitungs­
maßnahmen, also der Fachhochschule vorgelagerte 
Büdungseinrichtungen, soUte auch dem Facharbeiter 
der Zugang zur Fachhochschule ermögücht werden. 
Dieser mögüche und hoffentlich dann auch reaüsierte 
Zugang für Berufstätige wirft sicher auch die Frage 
auf, ob im Rahmen der Fachhochschule nicht auch 
Fernlehrphasen oder geblockte Seminare an Abenden, 
im Sommer oder Ferienzeiten angeböten werden soll­
ten. 

Sie sehen, zahlreiche Fragen von hoher Relevanz 
sind also bisher noch ungelöst gebÜeben. Ich glaube, 
man soüte mit den weiteren Verhandlungen über 
dieses Bundesgesetz zu Fachhochschulstudiengängen 
so lange abwarten bis der OECD-Bericht letztlich vor-
üegt - der ja im Frühjahr uns vorgelegt werden sollte -
sowie Abwarten bis zur Vorlage eines Fachhochschul­
gesetzes und eines Fachhochschulentwicklungs­
planes. 

In der Steiermark soüten wir aber endlich dort an­
knüpfen, wo im September dieses Jahres wegen poli­
tischer Kümaverschlechterungen die Konstituierung 
eines überparteilichen Vereines zur Gründung einer 
Fachhochschule in der Steiermark unterbrochen 
wurde. Ich meine, es wäre im Sinne vieler junger bil-
dungswilüger Menschen, würden einige Herren - der 
ÖVP muß ich dies sagen - wieder aus dem Schmoll­
winkel heraus an den Verhandlungstisch zurück­
kehren. Denn es zeigt sich halt immer wieder, wie 
wichtig es ist, geschlossen in Wien aufzutreten, um 
unsere Vorsteüungen durchzubringen, um im Sinne 
einer ausgewogenen Verteilung postsekundärer Bil-
dungsangebote für die zur Zeit in der Steiermark über-
emstimmend festgelegten Standorte - Leoben, Graz-
Umgebung mit Frohnleiten - die notwendige Zu­
stimmung des Bundes zu erhalten. Danke. (BeifaU bei 
der SPÖ. - 23.08 Uhr.) ' . . ' " _ 

Präsident: Ich habe noch acht Redner. Zürn Wort ge­
meldet ist die Frau Abgeordnete Frieß. 
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Abg. Ffieß (23.08 Uhr): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

Ich spreche jetzt über die, die jetzt zu Hause hoffent­
lich ihre Nachtruhe halten. Nein, es sind nicht die 
fehlenden Abgeordneten, es sind unsere Kinder, die 
ich damit meine. 

In dieser Gruppe geht es auch um die vorschulische 
Erziehung und um die Kinderbetreüungseinrichtun-
gen des Landes Steiermark. Im vorliegenden Budget 
sind 40 Millionen Schilling mehr vorgesehen für den 
Personalaufwand der Gemeinden und der Privat­
kindergärten. Ich hoffe, daß diese zusätzüchen Mittel 
auch unseren Kindern in diesem Ausmaße zusätzlich 
zugute kommen. Es geht nämlich um eine qualitäts-
bezogene, ganzheitliche Umsorgung unserer Kinder. 

Wenn wir in der Steiermark es so im Pflichtschul­
bereich haben, daß auf einen Lehrer elf Kinder 
kommen, so ist es im Kindergartenbereich noch nicht 
soweit. Da haben wir noch immer die Zahl 21 Kinder 
auf eine Kindergärtnerin im Durchschnitt. Erst durch 
den Einsatz von Helferinnen ist dies überhaupt erst 
verantwortbar. Die durchschnittliche Gruppengröße 
beträgt im heurigen Schuljahr 23,2 Kinder. Es gibt 
aber noch 328 Gruppen, die eine Gruppengröße von 
25 bis 31 Kinder aufweisen. An dieser Stelle möchte 
ich auf die Situation der Kinder insgesamt aufmerksam 
machen und stelle deutlich fest, e inen Freiraum gibt es 
fast nicht mehr. 

Die Überlebensbedingungen haben sich zwar 
wesentlich verbessert, aber nicht die Lebensqualität 
für unser Kinder. Viele Lebensbereiche sind nach wie 
vor sehr kinderfem und sehr kinderfeindlich. Da 
möchte ich auch ein Bild vor Augen führen: Vom 
ersten Lebenstag bis zum dritten Lehensjahr ver­
bringen unsere Kinder vorwiegend in einer Wohnung. 
Wenn wir sagen etwa 70 Quadratmeter, so kann ich sie 
auf andere Bereiche auch anwenden. Gemeinsam mit 
der Familie verbringen die Kinder diese Zeit da. Vom 
dritten bis zum sechsten Lebensjahr ist es so, daß zu­
mindest sechs Stunden am Tag unsere Kinder mit 
23 anderen Kindern im Kindergartengruppenraum 
verbringen, auch etwa 70 Quadratmeter. In der 
Schule, vom 6. bis-zum 18. Lebensjahr, ist es so, daß 
unsere Kinder auch zumindest sechs, sieben bis acht 
Stunden am Tag im Klassenzimmer verbringen, auch 
etwa 70 Quadratmeter, zusammen mit 25 anderen. Das 
heißt, das wir dieses Bild sehr deuthch sehen müssen: 
ein eingeschränkter Lebensraum, außerdem unzurei­
chende Spielplätze, öde Schulhöfe und größte Risiken 
im Bereich von Straßen und öffentlichen Plätzen. 

Der Freiraum ist deuthch kleiner geworden. Mög­
lichkeiten zum freien Spiel gibt es beinahe nicht. 
Daher darf es uns auch nicht verwundern, daß es einen 
deutlichen Anstieg von Haltungsschäden, von Aggres­
sionen, von Verhaltensauffälhgkeiten gibt. Unsere Ge­
sellschaft, wir müssen das sehr deuthch feststellen, 
muß eindeutig kinderfreundlicher werden! An dieser 
Stelle möchte ich die größte steirische kinderfreund-
liche Initiative des Jahres loben: Es ist Tempo 30 in 
Graz. Ich glaube, daß es unser Erich Edegger auch so 
gemeint hat . Nur wissen wir, daß wir mit d em Thema 
Kind und mit diesem Bereich, mit diesem Argument 
kinderfreundlich vielleicht nicht so weit gekommen 
wären. Für viele Personen gilt dieses Argument am 
wenigsten, aber ich bin überzeugt, daß es für die 

Kinder am meisten bringt. Auch andere Initiativen von 
unserer Landesrätin Klasnic, von unserem Abgeordne­
tenkollegen Lopatka und vielen anderen Kollegen 
zeigen sehr deuthch, daß sie dem Wunsch vieler 
Mütter und Verantwortlicher im Lande enstprechen 
und unsere Gesellschaft, unsere Umwelt kinder-
freundlicher gestalten. 

Eine Wertediskussion ist an der Zeit, und nicht nur 
eine Kostendiskussion. Es geht um die Lebensverhält­
nisse der Kinder insgesamt. Da schlage ich eine 
Kinderbefindhchkeitsprüfung für viele Bereiche des 
Lebens vor, ob es um die Straße geht oder um andere 
Bereiche. Ich glaube, wir habeii in vielen Bereichen 
gezeigt, daß wir die Ökologie beachten, die Kosten, 
die ökonomische Seite beachten, aber es ist auch an 
der Zeit, daß wir die Kinder sehr deuthch beachten 
und immer bitte fragen, inwieweit denken wir bei ver­
schiedenen Bauvorhaben an unsere Kinder? Ich 
glaube, in vielen Bereichen wäre das ohne größere 
Schwierigkeiten auch möglich. 

Eine zweite Planungsebene betrifft die direkte Um­
welt der Kinder: das alltägliche Leben, die Wohn­
umwelt, die Familie, die Kultur insgesamt. Eine 
kinder- und kulturlose Erziehung driftet sehr deuthch 
ab. Die Kultur - das haben wir heute schon gehört -
beginnt in der Familie, aber Tausende Kinder sind von 
Scheidungen betroffen, sind vom Fehlverhalten von 
Erwachsenen betroffen. Das muß man auch sehr, sehr 
deuthch sagen. 

Drittens geht es aber um diese speziellen Einrich­
tungen für Kinder: um Kindergärten, Horte und vieles 
andere mehr. 

Und ich möchte dazu einen alten Grundsatz, den wir 
in der Schule immer wieder gehört haben, anwenden. 
Da sagt man: „Kinder sollen in der Schule für das 
Leben lernen." Ich möchte aber feststehen und fordern 
und bitte Sie auch, das sehr deuthch zu hören, dieses 
Leben muß für unsere Kinder in der Schule schon mög­
lich sein. Ich fordere auch sehr deuthch, daß dieses 
Leben in der Schule nicht künstlich sein soU, sondern 
ein natürliches, kindergerechtes Leben entsprechend 
auch ermöglicht sein muß. (Abg. Gennaro: „Was sagt 
der Lehrer dazu?") Das gilt in allen Bereichen der vor­
schulischen Erziehung, wie es auch in der Schule gilt. 
Um 40 Milliarden mehr, und ich glaube, da läßt sich 
eine wesentlich Qualitätsverbesserung wirklich auch 
machen. 40 Millionen! 

Zur Kindergartenbeihilfe: Wir haben 29 Millionen 
im Jahre 1991 ausbezahlt. 33 Millionen sind im Bud­
get. Also haben wir noch 4 Millionen für eine mög­
lichst gerechte Verteilung an bedürftige Familien. Ich 
hoffe, daß wir das auch so durchführen werden mit 
diesen 4 Millionen Schilling, die nächstes Jahr auch 
sicherlich noch überbleiben werden. Denn die Hälfte 
der steirischen Kinder von drei bis sechs Jahren hat 
oder braucht keinen Kindergartenplatz. Und das teil­
weise auch aus Kostengründen. Das Recht auf einen 
Kindergartenplatz, haben wir feststellen müssen, 
kennt unsere Gesetzgebung nicht. Wir müssen eine 
große Verfassungsänderung machen. Zum Abschluß, 
meine Damen und Herren, habe ich eigentlich nur 
einen Wunsch: Unsere Kinder sollen sich am kommen­
den Samstag, dem 5. Dezember, weder vor dem Kräm-
pus, noch vorm Herrn Gennaro, noch vor einer kinder-
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feindlichen Budgetpolitik erschrecken müssen! (Beifall 
bei der ÖVP. - 23.17 Uhr.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist die Frau Abgeord­
nete Bleckmann. 

Abg. Bleckmann (23.18 Uhr): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

„Wenn ich noch einmal beginnen könnte, ich würde 
bei der Bildung anfangen", das sagte einer der Grün­
der der Montanunion. Schon er hat erkannt, daß die 
Beziehung zwischen Bildung und Wirtschaft äußerst 
wichtig ist. Die Bildung ist nämlich der Grundbaustein 
für eine erfolgreiche Wirtschaft. Aber das gilt genauso 
andersherum; es ist genauso: ohne gutgehende Wirt­
schaft ist die Bildung auch nicht möglich, denn dann 
gibt es kein Geld mehr für die Bildung. Österreich ist 
endlich aus dem Domröschenschlaf aufgerissen 
worden, und es wurde dem Wunsch der Wirtschaft 
entsprochen, endlich ein Fachhochschulgesetz vorge­
legt. Und wenn wir schon beim Dornröschenschlaf 
sind, ich hoffe, ich muß Sie nicht alle wachküssen, daß 
Sie mir auch zuhören werden. (Abg. Trampusch: „Bitte 
bei mir anzufangen!") Aber unter dem Prinzengewand 
der Herren Minister Schölten und Busek verbirgt sich 
auch sehr oft ein Wolfskostüm, denn Busek sagte 
am 25. September, und ich zitiere: „Keine Studien­
gebühren und Zu*gangsbeschränkungen an den Uni­
versitäten." Am 24. November, also zwei Monate 
später, sagte er: „Studiengebühren sind nicht zu um­
gehen." Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn sich die Büdungspolitik innerhalb von zwei 
Monaten so ändert, wie sich die Meinung des Herrn 
Busek ändert, dann wundert mich nicht mehr, daß die 
Bildungspolitik bei uns im argen liegt und daß wir 
im EG-Vergleich langsam ah die hinterste Stelle 
zurückreichen, und nicht - wie der Kollege Ussar 
gesagt hat -, daß wir so wunderbar und so weit vorne 
liegen, sondern bei den Universitäten liegen wir wirk­
lich schon im hintersten Bereich! (Abg. Gennaro: „Sie 
tun sich leichter beim Studieren! Warum studieren Sie 
in Österreich?") Wieso? (Abg. Dr. Löpatka: „Sie ist 
keine Ausländerin!") Weil ich österreichische Staats­
bürgerin bin und ich gerne in Österreich bin. Deshalb 
freue ich mich auch, daß ich in Österreich studieren 
kann. (Abg. Gennaro: „Jetzt verstehe ich das!") Das 
beruhigt mich, daß Sie mich verstehen, Kollege 
Gennaro. In Deutschland, Frankreich, Großbritannien 
und Skandinavien wurde die Fachhochschule schon 
seit Jahren erfolgreich eingeführt. Bei uns gibt es 
schon seit Jahren eine fruchtlose Diskussion, die in 
diesem Gesetzesentwurf den Höhepunkt erreichte. Ich 
kann nur hoffen, daß die Diskussion nicht genau so 
lange und genau so weitergeht wie die Diskussion um 
die Universitätsreform, wo wir ja schon längere Zeit 
Entwürfe mit den unterschiedlichsten Farben diskutie­
ren, und ich hoffe nur, daß wir nicht die ganze Farb­
skala durchmachen müssen in dieser Diskussion. 

Doch zurück zu den Fachhochschulen: Wie der 
Kollege Erlitz schon gesagt hat, dieses Gesetz gibt 
keinerlei Auskunft über Organisation,; über Unterricht, 
Finanzierung, Personal und Durchlässigkeit zu ande­
ren Systemen. Das führt zu einer großen Verunsiche'-
rung unter Studenten und auch unter den Absolven­
ten, die später vielleicht einmal eine Fachhochschule 

besuchen wollen. Es soll ja schon spätestens 1993/94 
eingerichtet werden. Das einzige, was geregelt wird in 
der finanziellen Situation, die Fachhochschule soll 
privatwirtschaftlich organisiert werden. Doch bitte, 
wer kann es sich leisten, eine solche Fachhochschule 
einzurichten und zu tragen? Wer zahlt das am Ende? 
Es werden wieder der Bund, das Land und die Ge­
meinden sein müssen. Des weiteren gibt es kein 
Grundkonzept für Lehrpläne oder für Lehrpersonal. 
Auch hier stellt sich wieder die Frage, wer soll denn 
unterrichten? Die Lehrer, Dozenten, Assistenten oder 
Professoren? Es ist völlig leer, und keiner weiß, wie es 
sich entwickeln soll. Es gibt hier noch weitere Bei­
spiele, der Kollege Erlitz hat auch schon einige auf­
gezählt, was eben nicht geregelt ist. Doch zwei Dinge 
sind geregelt, die ich herausgreifen möchte: 

Erstens: Laut Paragraph 5 Absatz 2 dieses Entwurfes 
sollen die Absolventen mit dem akademischen Grad 
der Fachhochschule, die sie erreichen, direkt in ein 
Doktoratsstudium auf den Universitäten übergehen. 
Das ist ja eine völlige Gleichstellung der Fachhoch­
schule und der Universitäten. Ich kann mir nicht vor­
stellen, daß es das ist, was wir wollen, wenn wir Fach­
hochschulen einführen, sondern hier soll ein Mittel­
weg gefunden werden oder eine Zusatzausbildung. 

Sicher eine Durchlässigkeit, aber nicht gleich auf 
die gleiche Höhe ins Doktoratsstudium, sondern von 
mir aus in den ersten Abschnitt, daß man in den zwei­
ten Abschnitt eines Studiums einsteigen kann. Aber 
nicht gleich zum Doktoratsstudium. Das geht ja nicht. 

Zweitens: Es ist geregelt der Fachhochschulrat. 
Dieser soll 16 Mitglieder haben mindestens für Frauen, 
und die Personen sollen pädagogische Fähigkeiten be­
sitzen. Und hier sehen wir wieder die typische Macht-
und Vorsorgepolitik der Altparteien. Anstatt klare 
Richtlinien zu setzen für die Organisation, für die Lehr­
pläne und für die Erhaltung der Fachhochschulen wird 
nur geschaut, wieder Posten zu finden, wo man Leute 
wieder hinsetzen kann, damit sie irgendwo mitreden 
können. 

Sehr geehrte Damen und Herren, was passiert in der 
Steiermark? Wie wir schon gehört haben, sollte es zur 
Gründung des Vereins zur Errichtung von Fachhoch­
schulen kommen. Doch dieser Versuch ist gescheitert. 
Was in Oberösterreich bereits geschehen ist, daß 
Expertisen errichtet wurden, daß dieser Verein errich­
tet wurde, ist nicht geschehen. Nein, der Verein hat 
sich nur insoweit konstituiert, daß es Mitglieder gibt, 
aber einen Vorstand konnte man leider noch nicht 
wählen, weil sich nämlich Rot und Schwarz nicht einig 
waren, wer denn den Vorsitz übernehmen soll. Und 
das ist genau das, was wir ankreiden. (Abg. Dipl.-
Ing. Chibidziura: „Aber die Magda macht das!") 
Gerne, aber ich glaube nicht, daß mich die Kollegen 
dann wählen werden. Aber ich würde mich sehr 
freuen, das übernehmen zu können, Anstatt schnell­
stens in Wien vorzusprechen, daß wir auch für die 
Steiermark einen Standort herausverhandeln, ist hier 
auch vielen das Hemd näher als der Rock, der eigene 
Vorteil, die eigene Macht wichtiger als das Wohl­
ergehen der Steiermark. Und auch hier, ein Kollege 
der SPÖ hat vorher gesagt, redet bitte ja nicht über die 
Standorte, sonst muß jeder von uns wieder heraus­
kommen und für seine eigene Region wieder einen 
Standort herausfordern. Das ist ja bereits schon von 
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einem Kollegen passiert. Und das ist genau wieder 
das. Jeder fordert für seine Region einen Standort, an­
statt daß wir klare Richtlinien schaffen für Standorte, 
klare, objektive Kriterien, dann uns die Standorte an­
schauen und dann auch den besten Standort suchen. 
Nein, es fordert j eder Abgeordnete für seine Region 
einen Standplatz. So wird es leider nicht gehen. Für 
uns ist die Entpolitisierung der Bildung unabdingbar, 
denn nur so können wir auch wirklich weiterkommen. 
Und wir sind nicht gegen die Bildung, sondern wir sind 
gegen die Parteipolitik, die hier dahinter steht, und 
deshalb leimen wir diesen Punkt ab! (Beifall bei der 
FPÖ. - 23.26 Uhr.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr Abge­
ordnete Purr. 

Abg. Purr (23.26 Uhr): Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Obwohl 50 Prozent aller Schulabgänger im dualen 
Ausbildungssystem ausgebildet wurden und jeder 
vierte Abgänger der Berufsschule Unternehmer wurde 
und wird, ist es erforderlich, die Ausbildungsinhalte in 
den Berufsschulen zu ändern - „Karriere mit Lehre". 
Wenn die Lehre attraktiv sein soll, dann muß auch die 
Ausbildung in den Berufen attraktiv gestaltet werden. 

Wenn wir einen Bück auf die Berufe werfen, die so 
an oberster Stelle stehen, so finden wir an Stelle eins 
den Arzt und dann den Richter, danach kommt der 
Universitätsprofessor, der Architekt, der EDV-Fach­
mann, der Lehrer und der Industrielle stehen an sech­
ster Stelle gemeinsam, dann kommt der Journalist. 
Von Praktikern ist überhaupt keine Rede, diese ran­
gieren wahrscheinlich an der untersten Stelle. Dabei 
ist aber in diesem Zusammmenhang eines ganz wich­
tig hervorzuheben: Bei den Fremdsprachen hapert es 
in Österreich noch ganz gewaltig, verglichen mit den 
sonstigen Europäern - ein Drittel dieser beherrschen 
zumindest eine Fremdsprache. Österreich hat aufge­
holt, hegt aber weit hinter Skandinavien und auch den 
B eneluxländern. 

Erfreulicherweise wurde von meinen Vorrednern, 
Kolleginnen und Kollegen, auf die Fachakademien 
hingewiesen. Es war ein Anliegen der Wirtschaft, 
hochqualifizierte Facharbeiter auszubilden, einerseits 
gut vorbereitete und ausgebildete Unternehmer zu 
haben, und vor allem auch den Zugang zum Hoch­
schulstudium zu ermöglichen. Die Fachakademie ist 
eine Hilfe, ist ein Bildungsprojekt als Angebot für 
Lehrabsolventen. In Österreich sind es bereits rund 
1000 Personen, die die Fachakademie besuchen, in der 
Steiermark derzeit 200. Wir hoffen sehr wohl, daß wir 
im Interesse der Wirtschaft in der Steiermark etwa an 
der Fachakademie 500 Studenten in der nächsten Zeit 
haben werden. 

Die Fachhochschulen - hervorgehoben und erwähnt 
auch in diesem Zusammenhang - gibt es aber derzeit 
nur in einigen wenigen EG-Ländem, nämlich in der 
Bundesrepublik, in Frankreich, in England und in den 
Niederlanden. In der Steiermark wurde ja für diese 
Fachhochschule sehr viel an Vorarbeit geleistet. Ziel 
muß natürlich sein, daß die Steiermark als Standort für 
die Fachhochschulen gilt. Es wurden von der Steier­
mark neben Vorarbeiten auch viele Kontakte zu Fach­
hochschulen in Deutschland aufgenommen. 

Überraschend ist, daß bei dem Feilen an den Details 
auf politischer Ebene plötzlich die SP-Schulsprecherin 
und Vizepräsidentin des Landesschulrates Politiker 
proporzmäßig in den Gremien verankert wissen will. 
(Abg. Mag. Erlitz: „Das stimmt nicht!") Das überrascht 
mich sehr, weil ja der Erste Landeshauptmannstell­
vertreter Schachner-Blazizek einmal gemeint hat: 
„Schulen müßten entpolitisiert werden." Meinem In­
formationsstand zufolge ist es so, daß kurz vor dem 
Ziel hier eine Handbremse gezogen wurde, die An­
strengungen der Wirtschaft derzeit blockiert er­
scheinen, und der Karren scheint im Moment zu 
stecken. 

Das Problem scheint aber bei den Fachhochschulen 
auf einer völlig - (Erster Landeshauptmannstellver­
treter DDr. Schachner-Blazizek: „Das ist nicht der 
Grund! Der Grund ist ganz ein anderer! Es geht aus 
unserer Sicht darum, daß es e ine bestimmte Einfluß­
nahme des öffentlichen Sektors geben soll. Ich habe 
überhaupt nichts dagegen, daß sich Interessenten be­
teiligen, aber daß letztendlich eine Fachhochschule, 
und gerade eine Fachhochschule ähnlich einer Univer­
sität, konstruiert sein soll, g laube ich, ist zweckmäßig, 
weil sonst kriegen wir ja auch keine Leute von den 
Universitäten weg! Er geht ja nicht, wo er umsonst hin­
geht, wo er mitbestimmt hat und so weiter, von dort 
weg in die Fachhochschule. Daher glaube ich, daß wir 
e inen bestimmten Einfluß des öffentlichen Sektors auf 
die Fachhochschule haben müssen. Das ist der ganze 
Grund. Da geht es um keine politischen Machen­
schaften!") 

Ich glaube aber, es soll auch nicht daran gedacht 
sein, daß man von der Universität zur Fachschule 
wechselt. Dieselbe soll ja auch kein Konkurrenzinstitut 
zur Universität sein, sondern eine praktische Aus­
bildung ermöglichen. 

(Erster Landeshauptmannstellvertreter DDr. 
Schachner-Blazizek: „Es wäre zweckmäßig, wenn die, 
die wirklich eine reine Berufsausbildung haben wollen 
und eigentlich den wissenschaftlichen Teil nicht 
haben wollen, daß die natürlich nicht mehr auf die 
Universität gehen und sich dort durchmartern, sondern 
in die Fachhochschulen!") 

Das ist absolut auch die Absicht. Nur bezüglich der 
Gremien, die poUtisch zu besetzen sind, scheint ja 
doch die Vizepräsidentin sich so geäußert zu haben. 
(Erster Landeshauptmannstellvertreter DDr. Schach­
ner-Blazizek: „Der Kollege Schilcher und ich sind uns 
über die Frage, wie wir dort weitergehen, längst 
einig!") Ich freue mich, das zu hören, daß es diese Eini­
gung gibt! (Abg. Bleckmann: „Aber es geht nichts 
weiter!" - Abg. Mag. Erlitz: „Am 16. Dezember soll es 
weitergehen! Das habe ich gehört!") Ohne dem vor- . 
greifen zu wollen, was sich jetzt am 16. Dezember er­
eignet, hegt das Problem der Fachhochschulen sicher­
lich auch darin, daß wir nicht abschätzen können, 
welchen Platz der Absolvent e innehmen wird, wie 
weit er in der Wirtschaft gefragt sein wird. Jedenfalls 
muß verhindert werden, daß es eine Konkurrenz 
zwischen den Fachhochschulen und den Universitäten 
gibt. Es darf auch kein Ersatz für die bewährte Aus­
bildung an den HTLs sein. Vielleicht ist es aber mög­
lich, einen Weg zu finden durch einen dreijährigen 
Studienversuch, der aber keinesfalls an den Univer­
sitäten stattfinden soll. 
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Wichtig ist aber, daß die jungen Menschen bereit 
sind, diese Ausbildungsmöglichkeit zum einen anzu­
nehmen, zum anderen auch, daß die Industrie bereit 
ist, diese Absolventen von Fachhochschulen auch ent­
sprechend aufzunehmen. Es ist erfreulich, daß es diese 
Einrichtungen gibt, daß wir uns in Gemeinsamkeit 
darum bemühen, zumal ja jetzt Universitäten sehr 
häufig auch Warteräume für Unentschlossene ge­
wesen sind, für die Leute, die die AHS besucht haben, 
dann nicht wußten, was sie tun sollen, für alle Fälle an 
die Universität gingen und sagten, vielleicht fällt mir 
etwas ein, vielleicht kann ich mich entschließen. Wich­
tig erscheint mir aber in diesem Zusammenhang für 
diese Einrichtung, daß es Praxiszeiten gibt und daß 
selbstverständlich Gymnasiasten anders als BHS-Ab* 
solventen ihre Praxis absolvieren müssen. 

Die Errichtung von Fachhochschulen erscheint uns 
notwendig, um die internationale Konkurrenzfähigkeit 
Österreichs auch zu erhalten. Derzeit fehlen in Öster­
reich 23.000 Fachkräfte. Bis zum Jahr 2000 wird es 
einen Fehlbestand zwischen 4000 bis 5000 an aka­
demisch gebildeten Technikern geben. Die Attrak­
tivität des Hochschultyps Fachhochschule wird immer 
stärker bekannt. Eine Reihe europäischer Länder be­
absichtigen, analoge Hochschulinstitutionen zu grün­
den. 

Die Europäische Integration mobilisiert dieses 
Bildungssystem. Österreich braucht andere Lehr­
inhalte an den Berufsschulen - das ist zu unter­
streichen -, wir brauchen die Fachakademien, wir 
brauchen aber auch die Fachhochschulen. Ich danke 
für die Aufmerksamkeit! (Beifall bei der ÖVP und SPÖ. 
- 23.35 Uhr.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist Herr Abgeord­
neter Jeglitsch. 

Abg. Univ.-Prof. Dipl.-Ing. Dr. Jeglitsch (23.35 Uhr): 
Herr Präsident, Hohes Haus! 

Wir stehen kurz vor der Geisterstunde, und ich habe 
über das Kapitel Wissenschaft zu reden. Ich hoffe, es 
sind zufällige Assoziationen. 

Ein Blick in das Kapitel Wissenschaft und in die An­
sätze zeigt, daß bei der Budgeterstellung Wissenschaft 
kein Schwerpunkt war. Die 6prozentige Gesamt­
steigerung des Budgets kommt in den Ansätzen des 
Wissenschaftsbudgets nicht zum Tragen, mit zwei 
kleinen Ausnahmen. Ich möchte sie auch nennen. 

Einerseits die Erhöhung bei Joanneum Research, 
die Basisfinanzierung wurde um 3,3 Prozent ange­
hoben, das ist knapp die Abgeltung der Inflation. Und 
es gibt auch eine leichte Erhöhung bei den Kosten für 
das Personal durch die Personalkostensteigerungen. 
Aber alle anderen Wesentlichen Ansätze im Wissen­
schaftsbudget sind nominell gleichgeblieben, also real 
leicht gesunken. (Landeshauptmannstellvertreter 
DDr. Schachner-Blazizek: „Es stimmt, aber nur be­
dingt! Auch im heurigen Jahr haben wir die Ver-
stärkungsmittel fast ausschließlich in das Wissen­
schaftsressort gegeben! Es gab eine stärkere Dotie­
rung des Fonds, das wird auch im nächsten Jahr so 
sein!") Wenn es die Verstärkung einer Position ist, die 
ich später noch kommentieren werde, dann bedanke 
ich mich jetzt schon herzlich, denn Sie wollen an­

klingen lassen, daß diese Position, die noch einmal 
weiter abgesunken ist, in Form einer Art Nach­
bedeckung angehoben werden soll. Warum es dann 
niGht gleich im Budget steht, ist mir nicht ganz ein­
sichtig. (Landeshauptmannstellvertreter DDr. Schach­
ner-Blazizek: „Noch einmal: In letzter Konsequenz 
werden dem Fonds bereits heuer Mittel zugeführt und 
auch nächstes Jahr über die Budgetierung hinaus!") 
Ich habe von der Wissenschaft als Schwerpunkt ge­
sprochen, und ich komme nochmals darauf zurück. 
Wenn Sie jetzt die Liebenswürdigkeit haben wollten, 
zuerst das Erfreuliche zu hören. Das Erfreuliche ist 
zweifelsohne Joanneum Research und dort die knappe 
Valorisierung der Basisfinanzierung. Damit wird die 
Möglichkeit geschaffen, jene Gebiete auszubauen, die 
bereits sehr erfolgreich angelaufen sind, wie die Um­
weltverfahrenstechnik, die industrielle Bildverarbei­
tung, Sensorik und Elektronik; vor allem könnte sich 
aber damit die Möglichkeit eröffnen, zwei Gebiete neu 
aufzubauen, nämlich Kunststofftechnik und Medizin­
technik. Die beiden Ausschüsse für Wissenschaft und 
neue Technologien einerseits und Wirtschaft und 
Arbeitsplatz andererseits haben Anfang Oktober Joan­
neum Research besucht und mit den Verantwortlichen 
eine lange Diskussion geführt. Ich glaube, es war be­
eindruckend, die Anstrengungen zu sehen, die seit 
dem Jahre 1987 in der Reorganisation durchgeführt 
worden sind. Von ursprünglich 26 Forschungs­
bereichen wurden 13 aufgelöst, 9 neu geschaffen, so 
daß Joanneum Research derzeit über 22 Arbeits­
bereiche verfügt. Es ist - glaube ich - auch herauszu­
stellen, daß der Übergang von der Forschungsgesell­
schaft zur Technologietransferstelle gut gelungen ist, 
eine ausgezeichnete Orientierung am Markt, erfolgrei­
cher Wissenstransfer von den Universitäten und das 
ehrliche und erfolgreiche Bemühen einer techno­
logischen Unterstützung der steirischen Wirtschaft im 
Hinblick auf ihre Wettbewerbsfähigkeit. Es wurde 
glaubhaft vermittelt und auch mit Zahlen belegt, daß 
jeder Schilling der Basisfinanzierung durch Joanneum 
Research verdreifacht wird. 

Nun zu den Ansätzen, die ich erwähnt habe, und ich 
bitte, Herr Landeshauptmannstellvertreter, nochmals 
um Ihre Aufmerksamkeit. Es sind die Ansätze für Roh­
stoff-, Energie- und Umweltforschung, die nominell 
gleichgeblieben sind, der Ansatz für Hochtechnologie, 
der gleichgeblieben ist, der Ansatz für Beiträge zu 
europäischen Forschungsprogrammen und zur inter­
nationalen Wissenschaftskooperation, der ebenfalls 
gleichgeblieben ist. Ich glaube, ich erzähle Ihnen 
nichts Neues. Nominell gleichbleiben heißt real leicht 
sinken. Dabei ist zum Beispiel die Teilnahme an EG-
Programmen - es gibt auch, Zeitungsmeldungen, wo 
sich Regierungsmitgüeder dazu positiv geäußert 
haben - nicht nur für die Wissenschaft von hoher Be­
deutung, sondern auch für die Industrie, weil sie der 
Industrie jenen Zugang zu internationalem Wissen 
schafft, der sonst nicht möglich ist. Und große For-
schungs- und Technologieprogramme sind nur mehr 
arbeitsteilig zu bewältigen, das heißt, in der Koope­
ration mit solchen Programmen. 

Nun jene Position, die Sie, Herr Landeshauptmann­
stellvertreter, angesprochen haben - ich bereite mich 
normalerweise gut vor -, es ist die Position 289004. Ich 
habe sie auch beim letzten Mal im April dieses Jahres 
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kommentiert. Diese Position betrug im Jahr 1990 
8,5 Millionen Schilling und ist über 1991 im Vor­
anschlag 10,2, 1992 im Voranschlag 7,5, 1993 im Vor­
anschlag auf 7,28 Millionen zurückgefallen. Ich habe 
in meinen Redeunterlagen das Stichwort, daß ich an­
nehme und hoffe, daß es eine Nachbedeckung geben 
wird. Ich bedanke mich, daß Sie schon vorher auf 
dieses mein Stichwort reagiert haben. 

Und nun zur Frage Wissenschaft als Schwerpunkt: 
Ich habe die Budgetrede des Herrn Landesfinanz-
referenten sehr genau verfolgt. Und in dieser Budget­
rede waren unter anderem drei Punkte, denen ich voll 
beipflichte.- Das Budget wird nur zu bewältigen sein 
mit gezielten Schwerpunkten. Es wurde gesprochen 
vom notwendigen Strukturwandel der steirischen 
Wirtschaft, um die Wettbewerbsfähigkeit zu erreichen, 
es wurde gesprochen von der Notwendigkeit einer 
ständigen Kooperation von hoch entwickelter indu­
strieller Erfahrung mit dem neuen Wissen der Univer­
sitäten. Ich kann dem nur zustimmen, aber das findet 
sich nicht in den Ansätzen des Wissenschaftsbudgets, 
das ist nicht sichtbar geworden. Ich weiß schon, daß 
jeder seine Bereiche für besonders wichtig hält, das 
gilt auch für mich. Aber erlauben Sie mir doch den 
Hinweis, daß jedes Budget gleichsam passive und 
aktive Bereiche hat. Passive Schwerpunkte, sie hegen 
meistens im Sozialen, in der Krankenpflege, in der 
Altersvorsorge und haben unbestritten einen hohen 
moralischen Stellenwert. Ich pflichte Ihnen auch bei, 
wenn Sie gesagt haben: „Das sind wir den kranken 
Menschen schuldig, das sind wir den alten Menschen 
schuldig." Aber das Land Steiermark wird in Zukunft 
von aktiven Schwerpunkten leben, von Bildung, Aus­
bildung, von der Wettbewerbsfähigkeit, von Industrie 
und Wirtschaft und von Forschung und Enwicklung. 
Das ist meine feste Überzeugung. 

Erlauben Sie mir, auch wenn die Zeit fortgeschritten 
ist, ein paar Sätze zu den Universitäten und zu den 
Fachhochschulen. Zuerst zu den Universitäten. Ich 
glaube, man macht einen Fehler, wenn man die Uni­
versitäten krankjammert oder schlecht macht. Es gibt 
eine verläßliche Studie, die OECD-Studie aus dem 
Jahre 1989 über Wissenschaft und Forschung in Öster­
reich. Die zehn zusammenfassenden Punkte, die dort 
zu finden sind, sind sehr kritikbelastet. Aber es gibt 
zwei Punkte, wo Lob ausgesprochen wird. Der eine 
Punkt ist die objektive Vergabe des Wissenschafts­
fonds bei den Forschungsmitteln, der zweite Punkt ist 
das Niveau der Absolventen der Technischen Uni­
versitäten in Österreich. 

Nun zu den Fachhochschulen, auch hier einige An­
merkungen. Ich glaube, es ist klarzustellen, daß im 
Vordergrund für die Fachhochschulen die Nutzung 
der vielfältigen Begabung des Menschen einerseits 
steht, und die Bedürfnisse von Industrie, Wirtschaft 
und Gesellschaft andererseits. Die Fachhochschulen 
werden getragen von einer Aufwertung des Er­
fahrungswissens gegenüber dem theoretischen 
Wissen, das die Universitäten vermitteln, eine Auf­
wertung praktischer Fähigkeiten gegenüber rational­
kognitiver Dimensionen. Dazu kommt noch, daß der 
tertiäre Bildungssektor in Österreich nicht sehr stark 
ausdifferenziert ist. Das hat zur Folge, daß etwa im 
Jahr 1990 bei den AHS-Maturanten eine Übertritts­
quote von 82 Prozent an die Universitäten gegeben 

war, fü&das Jahr 2000 schätzt man 88 Prozent, bei den 
berufsbildenden Schulen 1990 43 Prozent, für 2000 
werden 51 Prozent geschätzt. Und eine Umfrage bei 
den Maturanten hat ergeben, daß etwa 40 Prozent 
nicht die Universität besuchen würden, wenn es 
attraktive andere gleichwertige Bildungsmöglich­
keiten gäbe. Die Fachhochschulen sind deswegen zu 
errichten, und nicht wegen einer Entlastung der Uni­
versitäten. Sie werden schon auch zu einer Entlastung 
der Universitäten führen, aber primär wird damit das 
Erfahrungswissen aufgewertet und praktische Fähig­
keiten. (Abg. Mag. Erlitz: „Schon auch, um das Drop-
out zu reduzieren!") Schieben Sie nicht die Fachhoch­
schulen auf ein zweitrangiges Gleis zu den Universi­
täten, sonst werden Sie die Gleichwertigkeit der Fach­
hochschule gegenüber den Universitäten schwer er­
reichen. Und eine Gleichwertigkeit ist notwendig, sie 
ist nur im Gesetzesentwurf über die Fachhochschul­
studiengänge falsch interpretiert, wenn man von 
gleichwertigen Studiengängen zu Universitäten aus­
geht. Die Gleichwertigkeit ist wohl im Sinne der 
OECD-Studie oder des OECD-Erlasses vom 21. De­
zember 1988 zu interpretieren, daß unter univer-
sitätsähnlich oder Gleichwertigkeit zu verstehen ist, 
daß dieses Studium an einer Fachhochschule Merk­
male einer Univeristät zu tragen hat. 

Das ist Maturaabschluß, oder maturaähnlicher Ab­
schluß, oder gleichwertiger Abschluß, das ist Freiheit 
der Lehre, das ist eine gewisse Autonomie, das ist ein 
gewisses Selbstergänzungsrecht im personellen Be­
reich und ein akademischer Grad - das ist unter 
Gleichwertigkeit zu verstehen, und nicht falsch ver­
standene dekretierte im Gesetzesentwurf. 

Auch ich möchte damit diesen Gesetzesentwurf 
etwas kritisieren, aber in einer differenzierten 
Form. Der Bund sieht sich finanziell nicht in der 
Lage, österreichweit - (Landeshauptmannstellvertre­
ter DDr. Schachner-Blazizek: „Das ist das Problem!") 
richtig, das ist das Problem - Fachhochschulen zu er­
richten. Zu den beiden Ministern Schölten und Busek 
möchte ich in diesem Zusammenhang doch etwas 
Positives sagen. Bevor es noch fünf oder zehn Jahre 
dauert, bis die finanzielle Möglichkeit besteht, Fach­
hochschulen zu errichten, wurde ein Weg gegangen, 
der auch andere Rechtsträger zuläßt und einem Fach­
hochschulrat die Überprüfung von Niveau, Evaluie­
rung und finanzieller Bedeckbarkeit überantwortet. Es 
sind zwar Schwächen im Entwurf, aber ich halte den 
Weg in der derzeitigen Budgetsituation - für nicht 
falsch. Ich bin zwar bei Ihnen, wenn Sie sagen, Bil­
dung ist eine Staatsaufgabe, aber wenn der Staat bil­
dungspolitische Ziele vorgibt und die Einhaltung und 
Überprüfbarkeit dieser Ziele entsprechend garantie­
ren kann, dann kann auch ein anderer Rechtsträger ins 
Auge gefaßt werden. Andere Rechtsträger sind in die­
sem Fall das Land, die Stadt oder auch Industrie, Wirt­
schaft, Kammern. Der Bund läßt deutlich erkennen, 
daß er keine Fachhochschule errichten wird, denn 
sonst käme er in die unangenehme Situation, ein Fach-
hochschulorganisationsgesetz rnitverabschieden zu 
müssen. Das ist eine Sache, die er so schnell nicht hebt. 
Schauen Sie sich das Universitätsorganisationsgesetz 
an, wie schwer dieses zu reformieren ist. 

Für die Steiermark ist wohl folgendes festzustellen: 
Die Fachhochschuldebatte in der Steiermark und auch 
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in Österreich kommt mir ein wenig wie die Diagnose 
vor, daß Österreich noch zu jeder Verspätung zurecht 
gekommen ist. Das gilt wohl derzeit etwas für die 
Fachhochschuldebatte. Was gefordert ist, und das in 
aller Nüchternheit, ist eine Bedarfsanalyse mit der 
Definition der Ausbildungsgebiete. Es ist ein Träger­
verein gefordert, der die finanzielle Bedeckung 
sichert. Man findet dazu im Budget im außerordent­
lichen Haushalt unter der Position 220233 eine 
Erinnerungspost von 1000 Schilling. Na, immerhin 
etwas! (Landeshauptmannstellvertreter DDr. Schach-
ner-Blazizek: „Gleich wie der Bund!") Ich weiß schon! 
Die Erinnerungspost kann sich ja entwickeln, wenn 
der Wille zur Gemeinsamkeit besteht. Es ist gefordert 
eine Einbindung der Industrie und Wirtschaft. Wenn 
Sie die Industrie nicht dafür gewinnen, daß sie praxis­
orientierte Plätze garantiert und zur Verfügung stellt, 
daß die Diplomarbeiten in der Industrie durchgeführt 
werden können, fehlt ein wesentlicher Faktor. Es sind 
Gründungsprofessoren zu rekrutieren. Wer soll denn 
einen Studien- und Stundenplan erstellen? 

Es sind sicher wesentliche Vorarbeiten durchgeführt 
worden, auch in der letzten Anfragebeantwortung hat 
die Frau Landesrätin Klasnic am 13! Oktober dazu 
Stellung genommen. Aber bitte, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, vor allem auf der Regierungs­
bank, wenn nicht gemeinsame Anstrengungen gesetzt 
werden, dann können Sie den Herbst 1993 ab­
schreiben. Danke schön! (Allgemeiner Beifall. -
23.50 Uhr.) 

Präsident: Als letzter Redner der Herr Abgeordnete 
Gennaro. 

Abg. Gennaro (23.50 Uhr): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

Es ist schon sehr viel gesagt worden. Ich glaube 
grundsätzlich festhalten zu können, ich freue mich, 
daß wir ein Bekenntnis abgelegt haben, daß wir stolz 
sein können auf unser Bildungssystern. Es wurde be­
reits bekundet, daß es das beste in Europa ist. Aber ich 
glaube, trotzdem kann man nicht so tun, als wenn es 
keine Verbesserungen im Bildungswesen geben 
könnte. Im Gegenteil, wir müssen uns auf die künf­
tigen Anforderungen vorbereiten, dazu zähle ich den 
gesamten Pflichtschulbereich. Wenn wir wissen, daß 
man eigentlich die Entscheidungen des späteren Be­
rufsweges in Österreich und generell in sehr frühen 
Jahren herbeiführen muß, so ist, glaube ich, zu unter­
streichen, daß die Einführung der gemeinsamen 
Schule für zehn- und vierzehnjährige unbedingt erfor­
derlich sein wird. Aber auch im Bereich der Lehrlings­
ausbildung glaube ich, Kollege Majcen, muß es trotz­
dem noch einige Verbesserungen und Anstrengungen 
geben, wenn schon so viel von der dualen Ausbildung 
gesprochen wurde. 

Ich glaube, gerade unser Erstausbildungssystem, 
wenn man schon an Zukunft und an europäische 
Richtlinien denkt und sich orientiert, wird ja, wenn wir 
für unsere Arbeitnehmer die entscheidenden Vorteile 
der Gemeinschaft, wie Freizügigkeit, freie Wahl des 
Ausbildungsortes, sicherstellen wollen, auch dahin 
gehend Aktivitäten verlangen. Den Vergleich des 
Österreichischen Berufsausbildungssystems mit dem 
System in den zwölf EG-Ländem kann man in der 

Form nicht machen, er ist auch nur sehr bedingt mög­
lich. Aber wir wissen, daß verstärkter Einsatz von 
Computern, Veränderungen von Betriebsstrukturen, 
Internationalisierung des Handels und die damit er­
höhten Anforderungen für Arbeitnehmer alle west­
lichen Industriestaaten treffen und betroffen sind. Wir 
verlangen die Beherrschung von Computern, wir ver­
langen Fremdsprachen, gute Allgemeinbildung sowie 
Kooperationsfähigkeit von jedem einzelnen Arbeit­
nehmer, und sie: sind auch, glaube ich, in der Zukunft 
für viele Berufsbereiche nicht verzichtbar. Wenn man 
die Definition von der Europäischen Gemeinschaft be­
züglich Berufsbilder hernimmt, die Konzentration für 
Berufsfelder, Vereinheitlichung von Prüfungen, Diplo­
men und vieles andere mehr, so glaube ich, daß wir in 
Österreich hier der international eingeleiteten Ent­
wicklung ein bißchen nachhinken. 

Ich sage das konkret mit einem Beispiel der Metall-
und Elektroberufe, wo sich das sehr gut demonstrieren 
läßt. Da kenne ich mich am besten aus, da spreche ich 
auch am leichtesten darüber. Wenn wir in Österreich 
schauen, haben wir noch rund 60 einzelne Berufe in 
diesem Berufsfeld existieren. In der deutschen Metall-
und Elektroindustrie hat man nur mehr 13 Berufe mit 
23 verschiedenen Fachrichtungen. Ich glaube, daß 
dieses Ausbildungsmodell und die Grundausbildung 
mit Spezialisierungen in bestimmten Fachrichtungen 
im zweiten beziehungsweise dritten und vierten Aus­
bildungsjahr neben der qualitativ hochwertigen Erst­
ausbildung auch dann in der weiteren Folge eine 
größere Mobilität am Arbeitsmarkt mit sich bringt. 

Der Kollege Majcen und Kollege Erlitz und viele 
haben schon über die Fachhochschulen gesprochen. 
Ich möchte nur einen Satz dazu sagen: Natürlich 
brauchen wir das! Wir müssen auch dann schauen, daß 
der Zugang zu den Fachhochschulen ohne büro­
kratische Hemmnisse möglich sein muß, denn 
meistens scheitern ja die Dinge an der Bürokratie. Es 
wird auch selbstverständlich die Frage der Aus­
weitung des Berufsschulunterrichtes, die Frage der 
zwischen- und überbetrieblichen Ausbildung sowie 
die Hineinnahme allgemeinbildender Fächer und.die 
Aufnahme des Fremdsprachenunterrichtes in den 
Lehrplänen eine entscheidende Rolle spielen. Der 
hochqualifzierte Facharbeiter wird jedenfalls nur dann 
nach einer Verbesserung der beruflichen Erstaus­
bildung zur Verfügung stehen. Gleichzeitig - so ver­
langen wir auch und ist sinnvoll - die Einführung der 
bezahlten Bildungsfreistellung für die Weiterbildung. 
Ich glaube, das zu erreichen muß unsere Aufgabe sein. 

Konkret, weil es geheißen hat, daß unser Aus­
bildungssystem so gut ist, ein paar Sätze. Steiermark­
bezogen 1991 24.682 Lehrlinge ausgebildet, davon 
entfielen über 14.000 auf eine Konzentration in nur 
zehn Lehrberufen, obwohl unsere Lehrberufsliste ins­
gesamt derzeit leider noch 223 - ich habe es selbst 
nicht geglaubt, aber nachgeschaut - Lehrberufe bein­
haltet. Das ist in Widerspruch zum Kollegen Majcen. 
Ich kann dir nachweisen, daß nach wie vor ein quali­
tätsmäßig starker Unterschied zwischen der indu­
striellen und der gewerblichen beruflichen Aus­
bildung besteht. Dazu parallel verlaufen, das zeigen ja 
die Lehrabschlußergebnisse, wenn man das Gewerbe 
hernimmt, die Durehf allsquoten bis über 46 Prozent, in 
der Industrie liegen wir unter 10 Prozent. 
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Ich g laube auch, daß auch die Finanzierung der 
Lehrlingsausbildung in den Betrieben reformbedürftig 
ist und daß man das saloppe Argument vom Fach­
arbeitermangel in der Form nicht aufrechterhalten 
kann, wie es manchmal von der Wirtschaft dargestellt 
wird. Ich glaube, daß viel mehr die mangelhaften Aus­
bildungsqualitäten, aber auch teilweise fehlgeleitete 
Berufswahlen, das muß man auch sagen, dazu führen, 
daß eben die Nachfrage von Facharbeitern mit dem 
Angebot von Lehrabsolventen nicht übereinstimmt. 

Und zu den Berufsschulen in aller Kürze: Wenn die 
Frau Landesrat die Forderung von 1,1 Milliarden 
Schilling für die Landesberufsschulen aufgestellt hat, 
so sage ich, ist das grundsätzlich zu begrüßen, und wir 
haben auch im Berufsschulbeirat seit Jahren darauf 
hingewiesen. Ich möchte es der Fairneß halber sagen, 
auch sie hat ein Erbe angetreten, und diese Zahlen 
spiegeln ja e igentüch dig Vergangenheit mit sich, daß 
die Aktivitäten bisher in dem Bereich nicht gesetzt 
wurden. Ich habe sehr viel Zustimmung, weil tatsäch­
lich die Zustände in den steirischen Berufsschulen 
katastrophal sind. Dazu stehe ich. Und wir werden Uns 
gemeinsam bemühen müssen, diese Situation zu ver­
bessern. Vielleicht wäre es auch angebracht gewesen, 
e inen runden Tisch für die notwendigen finanziellen 
Mittel für die Berufsschulinvestitionen zusammenzu­
rufen, als nur über andere Dinge zu reden. 

Denn ich glaube, nur gut ausgebildete Facharbeiter 
sind auch Garanten für die Wirtschaft, daß die Wirt­
schaft im har ten Konkurrenzkampf bestehen kann, 
und es ist daher auf das positivste zu begrüßen. Ich 
möchte auch einmal in die Dankeshymne mit einstim­
men, wenn der Herr Finanzlandesreferent Ing. Ressel 
auch diese Altlasten auf sich nimmt und dem Budget 
mit e iner Erhöhung der Mittel heuer für 1993 wieder 
über 83 Millionen, 1992 waren es 2,8 Millionen Schil­
ling, im 91er Jahr haben wir noch 26 gehabt und ein 
Jahr vorher magere 10 Millionen Schilling, daß er sie 
bereitgestellt hat, damit wir hier e inen Schritt weiter­
kommen. Es fehlt sicherlich noch einiges. 

Und abschließend, damit ich die Geisterstunde nicht 
überziehe und damit sich niemand von mir fürchten 
braucht, Frau Kollegin - ich hoffe ja nicht, daß Sie der 
Krampus holt - , etwas muß man noch erklären, und 
das ist für mich unverständlich. Vielleicht werden Sie, 
Frau Landesrat, hier Aufklärung geben können. (Lan­
desrat KLasnic: „Heute nicht mehr, aber morgen!") Ja, 
es wird noch morgen werden, richtig, aber in einer 
Minute werde ich fertig sein! 

Der Kollege Kaufmann hat sich die Zahlen sehr 
genau angeschaut, und ich habe sie mir auch zu 
Gemüte geführt. Und jetzt möchte ich nur einmal eine 
Klarheit haben, wie es möglich ist, daß man für 26.800 
Lehrlinge in den gewerblichen Berufsschulen weniger 
Mittel zur Verfügung hat in der Regel als im landwirt­
schaftlichen Bereich. Ich will hier n iemand ausspielen. 
Aber wenn ich mir nur alleine den Personalaufwand 
hernehme, dann frage ich, für die gewerblichen 
Berufsschulen 35,7 Millionen, jetzt sind es 37,2, für die 
landwirtschaftlichen Berufsschulen waren es 98,9, und 
jetzt sind es 103,7. Jetzt kann man sagen, Internat wird 
dazugerechnet, ein Argument. Bei den Sachausgaben 
für 26.800 Lehrlinge 61,1 Millionen Schilling und für 
die landwirtschaftlichen für 2.700 75,9 Millionen. Die 
Liste läßt sich noch fortsetzen. Ich möchte endlich ein­

mal eine Aufklärung haben, weü ich mir nicht vor­
stellen kann, daß man für 2700 Lehrlinge mehr Perso­
nal und mehr Kosten hat als für 26.800 gewerbliche. 
Punkt Zwölf noch nicht, aber ich wünsche gleich einen 
schönen guten Morgen! (Beifall bei der SPÖ. -
24.00 Uhr.) 

Präsident: Eine weitere Wortmeldung zum ersten 
Teil der Gruppe 2 liegt nicht mehr vor. 

Hohes Haus! Unbestätigten Meldungen zufolge 
sollen die Herren Klubobmänner die Redner zur 
Gruppe 2 zum Sport, zum zweiten Teil, zurückgezogen 
haben. Ich habe keine Wortmeldung, und ich sage 
unbestätigten Meldungen zufolge, zumal weil wir in 
der letzten Sitzung des Landtages ausführlichst den 
Sport wie schon lange nicht mehr behandelt haben. 
Können die Klubobmänner mir das bestätigen? 

Abg. Trampusch: Ich ziehe meine Wortmeldung 
zurück. 

Präsident: Okay! 

Abg. Dipl.-Ing. Vesko: Ich ziehe meine Wortmel­
dung zurück. 

Präsident: Okay! Der Herr Abgeordnete Dr. Maitz 
bestätigt das nicht. Er ist zum Wort gemeldet. 

Abg. Dr. Maitz (0.01 Uhr): Danke, Herr Präsident! 

Es ist eine ganz kurze, klare und einfache Wort­
meldung. 

Der Präsident der Union Steiermark hat gestern, 
nachdem es ihm seit dem Sommer nicht gelungen ist, 
Klarheit zu erzeugen, im. Bereich der Landeshaupt­
stadt Graz einen Hilferuf gestartet, den ich zum Anlaß 
nehme, diesen Hilferuf auch klar und deutlich hief zu 
deponieren. Vor 32 Jahren haben die Stadtväter der 
Landeshauptstadt Graz mit den beiden großen Sport­
verbänden UNION und ASKÖ einen Vertrag ge­
schlossen. Der sah so aus: ASKÖ und UNION errichten 
auf Grundstücken der Landeshauptstadt Graz große 
Sportzentren für die Grazer Jugend und Sportler allen 
Alters. Beide erhalten jeweils die gleichen Beträge, um 
diese Aufgabe für die Landeshauptstadt Graz in der 
Zukunft zu führen. Diese Vereinbarungen und dieses 
Fairplay wurden stets eingehalten, so daß beide Ver­
bände ihre Sportstätten für die Grazer entsprechend 
erhalten konnten. Nun ist eine zusätzüche Förderung 
für die Sanierung der einen Sportstätte des ASKÖ in 
Eggenberg vom für Graz zuständigen Regierungs-
mitglied, Landeshauptmannstellvertreter Schachner, 
ermöglicht worden mit dem Bemerken, daß auch Graz 
denselben Betrag dazugeben solle. Das ist positiv und 
in Ordnung. Nicht in Ordnung ist, daß bisher zumin­
dest der UNION, die die gleichen Probleme hat, die 
die gleichen Aufgaben hat, die den gleichen Anspruch 
gestellt ha t - Ersuchen um Sanierungsgeld - , diese 
Zusage noch nicht gegeben wurde. Ich bin sicher, daß 
das noch folgen kann, und ich ersuche im Sinne einer 
kurzen, klaren und deutlichen Wortmeldung den 
Herrn Ersten Landeshauptmannstellvertreter, gemein­
sam mit Graz dafür zu sorgen, daß dieses Fairplay 
auch weiterhin aufrecht bleibt, damit den sportbegei-
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sterten Grazern - ob jung oder älter - in beiden Sport­
stätten künftig ebenso die Anlagen zur Verfügung 
stehen. Denn - das ist die Wahrheit - es ist nicht mög­
lich, daß die eine Gruppe in zwei Jahren 8 Millionen 
Schilling bekommt, um ihre Sportstätte zu sanieren, 
und die andere Gruppe nur eine Million. Wie immer 
das finanztechnisch läuft, es ist zu ersuchen, daß das 
wieder in Ordnung kommt. Ich bin sicher, daß das 
auch gelingen kann, wenn der gute Wille von beiden 
Seiten da ist. Danke! (Beifall bei der ÖVP. - 0.04 Uhr.) 

Präsident: Eine weitere Wortmeldung zur Gruppe 2 
liegt nicht vor. Der Herr Berichterstatter hat mir mitge­
teilt, daß er auf das Schlußwort verzichtet. Meine 
Damen und Herren, wir kommen zur Abstimmung. 
Wer mit den Ansätzen und Posten der Gruppe 2 ein­
verstanden ist, möge zum Zeichen der Annahme eine 
Hand erheben. 

Der Antrag ist mit Mehrheit angenommen. 
Wir kommen nun zum Beschlußantrag der Gruppe 2 

des Landesvoranschlages. Ich ersuche die Frau Be­
richterstatterin, diesen, vorzutragen. 

Abg. Gross (0.05 Uhr): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! 

Namens des Finanz-Ausschusses stelle ich den An­
trag, der Hohe Landtag wolle zur Regierungsvorlage, 
Einl.-Zahl 461/1, folgenden Beschlußantrag be­
schließen: 

Zu Gruppe 2: Bereits im Rahmen der Beratungen 
über den Landesvoranschlag 1992 hat der Landtag die 
Steiermärkische Landesregierung emstimmig aufge­
fordert, daß im Zuge der Erarbeitung des Steier­
märkischen Objektivierungsgesetzes die Objektivie­
rung der Aufnahme von PfnchtschuUehrerinnen, 
Pflichtschullehrern und die Objektivierung bei der Be­
stellung von Direktoren an Pflichtschulen berücksich-
tigf wird. Da dieser Aufforderung bisher nicht Folge 
geleistet wurde, wird sie wiederholt. 

Antragsteller: Abg. Bleckmann, Kowald, Pußwald, 
Tilzer, Dr. Wabl. , 

Ich ersuche um Abstimmung. 

Präsident: Die Damen und Herren, die diesem An­
trag die Zustimmung erteilen, ersuche ich um ein 
Zeichen mit der Hand. 

Der Antrag ist einstimmig angenommen. 
Ich unterbreche die Sitzung bis morgen, 8.30 Uhr, 

mit dem Beginn der Gruppe 3. (Unterbrechung der 
Sitzung um 0.06 Uhr, Wiederaufnahme der Sitzung am 
3. Dezember 1992 um 8.36 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Ich nehme die unterbrochene 
Sitzung wieder auf. Wir kommen zur Gruppe 3, Kunst, 
Kultur und Kultus. Berichterstatterin ist die Frau Abge­
ordnete Hermine Pußwald. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg. Pußwald (8.36 Uhr): Schönen guten Morgen! 
Die Gruppe 3, Kunst, Kultur und Kultus, setzt sich 

aus folgenden Punkten zusammen: 
Musik und darstellende Kunst, Einrichtungen der 

Musikpflege, Maßnahmen zur Förderung der Musik­
pflege, Einrichtungen der darstellenden Kunst, Maß­

nahmen zur Förderung der darstellenden Kunst, 
Schrifttum und Sprache, Förderung von Schrifttum 
und Spräche, Museen und sonstige Einrichtungen, 
Museen, sonstige Sammlungen, sonstige Kunstpflege, 
Einrichtungen zur Kunstpflege, Maßnahmen zur 
Kunstpflege, Heimatpflege, Heimatmuseen, Denkmal­
pflege, Altstadterhaltung und Ortsbildpflege, sonstige 
Einrichtungen und Maßnahmen, Rundfunk, Presse 
und Film, Förderung von Presse und Film, sonstige 
Kulturpflege, Einrichtungen der Kulturpflege, Maß­
nahmen der Kulturpflege, Vorbereitung der Landes­
ausstellung 1994 in Pöllau „Wallfahrt", Vorbereitung 
der Landesausstellung 1995 in Murau „Holzzeit", 
Landesausstellung 1993 „Peter Rosegger und seine 
Zeit" in Birkfeld, St. Kathrein und Krieglach, kulturelle 
Projekte und Veranstaltungen, Kultus, kirchliche An­
gelegenheiten. 

Summe der Einnahmen: 22,383.000 Schilling, 
Summe der Ausgaben: 582,899.900 Schilling. Ich bitte 
um Annahme der Gruppe 3. 

Präsident Dr. Klauser: Zu Wort gemeldet ist der 
Herr Abgeordnete Mag. Erlitz. Ich erteile es ihm. 

Abg. Mag. Erlitz (8.38 Uhr): Herr Präsident, sehr ge­
ehrte Damen und Herren! 

Nach einer kurzen Nacht begeben wir uns in den 
kulturellen Bereich hinein. Kunst und Kultur ge­
winnen vor dem Hintergrund eines tiefgreifenden 
technischen und sozialen Wandels mit dem Trend zur 
weiteren Arbeitszeitverkürzung ja zunehmende Be­
deutung für unsere Lebensgestaltung und Sinn-
findung vieler Menschen. 

Nicht zuletzt aus diesem Grund ist Kultur kein 
Luxus, sondern ein notwendiger Lebensbestandteil, ja 
geradezu Existenzbedingung für die Zukunftsfähig­
keit unserer Gesellschaft. In der Arbeitswelt sind Krea­
tivität, Phantasie, Kommunikationsfähigkeit neben 
Spezialkenntnissen immer gefragtere Eigenschaften. 

Der Kulturarbeit haftet leider immer noch der Ruf 
des Luxus, des Schönen, aber im Grunde Über­
flüssigen an, und nicht der praktischen Notwendig­
keit. Deshalb entdecken Politiker auch gerne bei 
Sparüberlegungen als erstes die Kulturausgaben als 
willkommene Kürzungsmasse. Dem ist wohl ent­
gegenzuhalten, daß Kulturausgaben nach wie vor den 
Gesamthaushalt nur in geringer Weise belasten. Bitte 
schön, für 1993 ist für Kultur etwa 1,6 bis 1,7 Prozent 
des Budgets reserviert. Die Kulturausgaben eignen 
sich schon aus diesem Grund heraus nicht, sie als 
Speckpolster für die mageren Jahre heranzuziehen. 

Die Dispositionsmasse für die Kulturpolitik des 
Landes ist äußerst gering. Den Löwenanteil der Kultur­
ausgaben beanspruchen zwangsläufig die großen 
Institutionen und Veranstaltungen, wie Vereinigte 
Bühnen, Musikschulen, Museen, „steirischer herbst", 
„Styriarte", Landesausstellungen und so weiter, da sie 
zum Teil sehr personalintensiye Einrichtungen sind. 
Vor allem die hohen Zuschüsse für die Vereinigten 
Bühnen, für Theater Und Opernhaus wecken immer 
wieder berechtigte oder nicht berechtigte Wünsche 
bei den freien Künstlern und regionalen Kultur-
initiativen. 
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Eine falsch verstandene Trennung in traditionelle 
und alternative Kulturarbeit führt indes sicherlich 
nicht weiter. Auch bei knappen Kassen dürfen traditio­
nelle Kultureinrichtungen und freie Gruppen be­
ziehungsweise Initiativen nicht gegeneinander ausge­
spielt werden. 

Die steirische Kulturpolitik sollte vielmehr geprägt 
sein vom Grundsatz der Vielfalt, der Vielgestaltigkeit, 
aber auch vom Aspekt der Ausgewogenheit zwischen 
den geförderten Kulturveranstaltungen einerseits in 
der Stadt Graz, und jenen in den Regionen. 

Zur Zeit besteht ein unübersehbares Stadt-Land-
Gefälle. Die Budgetzahlen unterstreichen ja dies mit 
einer wohl schwer zu widerlegenden Deutlichkeit: 
Zwischen 65 und 70 Prozent des Geldes fließen nach 
Graz, ohne Altstadterhaltung, ohne Ortsbildpflege. 

Dieses Mißverhältnis Wird wohl in einem aliquoten 
Ausmaß, aber auch mit Augenmaß natürlich abgebaut 
werden müssen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich meine, die 
Kulturpolitik des Landes sollte von zwei Säulen ge­
tragen werden. Mit der einen Säule verbinde ich alle 
vom Land geförderten, subventionierten, initiierten 
Veranstaltungen und Veranstaltungsreihen in der 
Stadt Graz einschließlich der Vereinigten Bühnen und 
der Museen. Die andere Säule symbolisiert für mich 
die notwendige Kunst- und Kulturförderung in der 
Fläche, in den Regionen. 

Keine der beiden Säulen, um auch das klarzustellen, 
sollte auf Kosten der anderen mächtiger ausgeformt, 
reichhaltiger verziert werden. Wenn auch die eine 
vielleicht mehr Last zu t ragen hat und aus dieser Not­
wendigkeit heraus mehr finanzielle Mittel erfordert, 
darf die andere nicht aus Einsparungsgründen zu 
einer schmalen, gebrechlichen Stange deformiert wer­
den. 

Ich wende mich zuerst der ersten Säule zu, das heißt 
den eher etablierten, vom Land Steiermark be­
ziehungsweise vom jeweiligen politischen Referenten 
beeinflußten und vorwiegend in Graz stattfindenden 
Veranstaltungen, die man unter dem Begriff der 
„Hohen Kunst" subsumieren kann. 

Sehr geehrte Damen und Herren, Art und Verfahren 
der Kulturorganisationen sollten sich vorrangig an den 
Zielen orientieren, an den Chancen, diese auch zu er­
reichen. Aus diesem Grunde benötigt meines Er-
achtens das Land für alle in diese Kategorie einzu­
reihenden Veranstaltungen, wie eben „steirischer 
herbst", Trigon-Ausstellungen, Steirische Akademie, 
Akademie Graz, Landesausstellungen, Künstlerhaus 
und Haus der Architektur, ein modernes, ziel- und er­
gebnisbetontes Veranstaltungsmanagement, das 
keine hypertrophe Kulturholding - zu dem Namen 
habe ich mich einmal hinreißen lassen - , sondern, in 
Form einer Ges. m. b . H., die es ja bereits gibt, ein 
Instrument der kreativen Animation, das allerdings mit 
den nötigen Befugnissen und Finanzmitteln ausge­
stattet sein sollte. 

Nach dem Motto „ein vernünftiges Management 
braucht Unruhe in den Gedanken und Ruhe in der 
Umsetzung" sollte j ede dieser aufgezählten Institutio­
nen und Bereiche innerhalb der Ges. m. b. H. eine 
e igene künstlerische Leitung erhalten beziehungs­
weise beibehalten. Das Intendantenprinzip und somit 

das der künstlerischen Freiheiten - das ist für mich die 
Unruhe in den Gedanken - ist damit sichergestellt. Ein 
wesentlicher Grund neben effizientem wirtschaft­
lichem Management für die Errichtung dieser Ges. m. 
b . H. liegt in der Zusicherung einer konstanten, lang­
fristigen Finanzierung der einzelnen aufgezählten Be­
reiche, die wiederum eine effizientere Planung ermög­
licht. 

Sehr geehrte Damen und Herren, der ordnungs­
gemäßen Aufbewahrung und somit Erhaltung und 
Sicherung kostbarster musealer Kunstschätze und Ob­
jekte, die eminente wissenschaftliche und historische 
Werte repräsentieren, ist wohl ein Vorrang einzu­
räumen und der Sanierung des Joanneums somit Prio­
rität vor anderen musealen Vorhaben zu geben. Allzu 
lange Zeit hat man das Landesmuseum Joanneum und 
alle seine Kunstschätze mit einer derartigen Nach­
lässigkeit behandelt, daß heute undichte Dächer, her­
abbröckelnder Putz und feuchte Depots den weiteren 
Bestand der unschätzbaren Werte aufs ärgste be­
drohen. Vier Jahre hat man gebraucht, um einen im 
Jahre 1988 vom damaligen Landesrat Dr. Christoph 
Klauser eingebrachten Vorschlag zu beschließen, 
nämlich den Rundfunk-Femseh-SchiUing für eine 
bauliche upd organisatorische Generalsanierung des 
Joanneums zu verwenden. Und die jetzt vorgelegten 
Investitionsbeträge sind das Ergebnis einer jahr­
zehntelangen baulichen, organisatorischen und kultu­
rellen Geringschätzung der Erzherzog-Johann-Grün­
dung seitens der KLuturverantwortüchen des Landes 
Steiermark. Man braucht die Budgets der letzten Jahre 
nur durchzusehen und sieht, was für dieses Museum 
bereitgestellt wurde. Und um dem Museum wieder 
jene Position zuzuteilen, die ihm zusteht, meinen wir 
auch, ist eine Ausgliederung des Landesmuseums und 
Eingliederung in eine GesmbH und eine Neustruktu-
rierung der derzeit bes tehenden 16 Abteilungen in 
drei Hauptgruppen - Natur, Kunst und Geschichte -
wohl eine unbabdingbare Forderung. Das Joanneum 
benötigt unseres Erachtens mehr Autonomie in perso­
neller und budgetärer Hinsicht, und dies ist nach unse­
rer Auffassung nur durch eine solche Ausgliederung 
erzielbar. 

Meine Damen und Herren! Ein Thema beherrscht 
seit Jahren und auch in den letzten Tagen die kultur­
politische Debatte in Graz. Die geplante Errichtung 
eines Trigon-Hauses. Graz hat unter dem Begriff 
Trigon große Tradition der Präsentation moderner 
Kunst. Aber es ist der Stadt nie gelungen, ein adäqua­
tes Ausstellungsgelände zu schaffen beziehungsweise 
ein entsprechendes Gebäude hiefür zu errichten. Und 
Graz hätte dazu gut und gerne 30 Jahre Zeit gehabt! 

Die Gesamtkosten des nunmehr geplanten Trigon-
Hauses im Pfauengarten werden heute inklusive Tief­
garage und Absiedelung des Gartenbauamtes auf 
rund 300 Millionen Schilling geschätzt. Und unter 
diesem Aspekt des nicht gerade große Spielräume auf­
weisenden Budgets und im Hinblick auf den von allen 
Abgeordneten, nicht nur gestern, sondern auch am 
vergangenen Freitag, bei der Finanz-Ausschußsitzung 
von allen Abgeordneten bekundeten Sparwillens, wie 
auch die ÖVP: „Bei neuen Forderungen innehalten", 
„ÖVP sagt ja zum Sparkurs" und so weiter, „Es müsse 
in allen Bereichen gespart werden", „Man müsse 
sofort beginnen", „Unter dem Diktat des Budgets". 
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Unter d iesem Aspekt des al lgemeinen Sparwillens 
möge die Errichtung des Trigon-Museums zur aus­
schließlichen Präsentation zeitgenössischer bildender 
Kunst und auch von Ausstellungen nicht gerade den 
Grundsätzen der Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit und 
Wirtschaftlichkeit entsprechen. 

Man muß ja auch an die Folgekosten denken, die 
sich so bei 30 Millionen Schilling belaufen, wie ich 
höre. Ich sehe auch nicht ein, unter diesen finanziellen 
Voraussetzungen für jede einzelne Kunst- und Kultur­
disziplin ein eigenes Haus in Graz zu errichten. Denn 
nach dem Trigon-Haus kommt dann ein Haus für die 
Musik, für die moderne Musik, für die klassische 
Musik. Und das - bitte - ist nicht bezahlbar, auch die 
Folgekosten nicht. Aber ich meine, Graz braucht eine 
Kunst- u nd Kulturhalle. Man sollte das Trigon-Haus 
nicht ersatzlos streichen. Aber eine Kunst- und Kultur­
halle oder e ine Kreativhalle oder wie sie auch immer 
heißen mag, mit einer vielfachen oder mehrfachen kul­
turellen Nutzung, um nicht gänzlich den Anschluß an 
Europa zu verlieren. Und dafür ist aber eine Neukon­
zeption bezüglich Standort und Funktion von dringen­
der Notwendigkeit. 

Meine Damen und Herren! Als ich im Sommer 
dieses Jahres in einer Pressekonferenz bemerkte, daß 
es durchaus legitim sei, die Bedeutung der „Styriarte" 
für die steirische Kulturszene zu hinterfragen - ich bin 
noch immer der Meinung, daß diese Veranstaltung zu­
mindest in wirtschaftlicher Hinsicht eine verunglückte 
Imitation der Salzburger Festspiele ist - , erntete ich 
von einigen Kulturpolitikern und solchen, die meinen, 
solche zu sein, heftige Kritik. Verbale Rügen - (Abg. 
Dr. Cortölezis: „Stingl hat gesagt, daß das, was du 
sagst, ein Blödsinn ist!") du hast nur den Kopf geschüt­
telt, nicht e inmal kritisiert, dir ist nicht einmal etwas 
eingefallen dazu. Du hast nur den Kopf geschüttelt. Dir 
ist gar kein Argument dazu eingefallen. Aber das ist 
auch ein Defizit der Steiermark. Es gibt nämlich keine 
kulturpolitische Diskussion in diesem Lande. 

Es gibt keine Diskussion, es gibt eigentlich nur rüde, 
verbale Äußerungen. (Abg. Dr. Maitz: „Vom Abgeord­
neten Mag. Erlitz!") Oh nein, vom Herrn Stadtrat 
Strobl, da g i b t e s verbale Ohrfeigen oder wie das heißt 
und dergleichen mehr. Aber es gibt keine gepflegte, 
durchaus kontroyersielle kulturpolitische Diskussion 
in diesem Lande. Daran leidet das Land. (Landes­
hauptmannstellvertreter DDr. Schachner-Blazizek: 
„Du, Karl, eine andere Meinung ist noch nichts 
Rüdes!" - Abg. Dr. Maitz: „Er hat das gesagt!") Ich 
habe sie bekommen, die rüden verbalen Antworten. 
Ich habe sie eingesteckt. Wie auch immer! (Abg. 
Trampusch: „In der Politik und in der Kunst bedeutet 
Vielfalt etwas! Das bitte ich hier zu berücksichtigen! 
Man darf e ine andere Meinung haben - das ist Kul­
tur!") Wie auch immer, das Land leidet an diesem 
Defizit einer gepflegten kulturellen Diskussion. Jeden­
falls ich erntete Kritik. (Abg. Dr. Lopatka: „Für die 
Vielfalt sind wir schon, aber gegen die Einfalt!") Ich 
erntete Kritik mit dem Hinweis, daß es nicht die Auf­
gabe der Politiker sei, darüber nachzudenken, wie 
man e twas abschafft. Concedo, ich stimme dem zu. Ich 
stimme dem zu, es ist nicht Aufgabe des Politikers 
nachzudenken, wie man etwas abschafft. Aber gleich­
zeitig, meine Damen und Herren, fordere ich diese 
Herren auf, nicht nur große Worte gelassen auszuspre­

chen, sondern auch selbst nach diesen Aufforderun­
gen zu handeln, nämlich wenn es darum geht, das 
Grazer Symphonische Orchester mit dem genialen 
künstlerischen Leiter Fabio Luisi hier im Lande und in 
Graz zu behalten. Fabiö Luisi hat bis jetzt keinen ein­
zigen Schilling für seine Tätigkeit als künstlerischer 
Leiter und Dirigent dieses Orchesters ausbezahlt be ­
kommen. (Abg, Dörflinger: „Wurde abgeworben!") 
Die haben wir abgeworben, wir sind eingesprungen, 
die Frohnleitner. Die Musiker haben keine Monatsver­
träge, sondern pro Dienst sind sie mehr unter- als 
bezahlt. Wenn nichts geschieht, meine Damen und 
Herren, demissioniert Fabio Luisi 1993! Und gestern, 
steht auch hier in der „Kleinen Zeitung", beim 
Prof. Walter Neumann, daß es die einmalige Chance 
sei, verhältnismäßig billig ein so dringend benötigtes 
zweites professionelles Orchester hier in Graz und in 
der Steiermark zu installieren. Es besteht Handlungs­
bedarf. 

Luisi hat diesen Klangkörper von amateurhaften 
Tiefen in professionelle Höhen geführt. Ich konnte 
mich vor kurzem selbst überzeugen, und mit dieser 
Konstellation, die ich als historische Chance für Graz 
und für das Orchester empfinde, könnte das Sympho­
nische Orchester zu einer Grazer beziehungsweise 
steirischen Institution werden und den kulturellen Ruf 
unseres Landes festigen. Wir müssen alles tun, um das 
Symphonische Orchester am Leben zu erhalten. Wir 
dürfen Fabio Luisi nicht ziehen lassen. 

Meine Damen und Herren, die Kulturpolitik der 
70er und der frühen 80er Jahre in Österreich war von 
e inem Richtungsstreit geprägt, der in den Medien, der 
öffentlichen Meinung, bei Künstlern, aber auch in par­
lamentarischen Ausschüssen sowie in Kunstveranstal­
tungen starken Widerhall fand. 

Im sogenannten kulturpolitischen Maßnahmen­
katalog wurde ausdrücklich auf die besondere Bedeur 
tung experimenteller avantgardistischer Kunst, aber 
auch auf die Notwendigkeit regionaler Kultur­
förderung hingewiesen. Darin wurde auch explizit 
dargelegt, daß Kunstförderung auch eine didaktisch-
pädagogische Komponente enthalte, um Menschen 
- vor allem im ländlichen Raum - auf Kunst und Kultur 
vorzubereiten und sie dorthinzuführen. 

Die freien Kulturinitiativen sind österreichweit ge­
sehen zu e inem bedeutenden kulturellen Faktor ge­
worden. Sie beleben die kulturelle Szene nicht nur in 
den Städten, sondern auch am Land, und sie sind ein 
Garant für die kulturelle Vielfalt unserer Gesellschaft, 
in der gerade jetzt die Arbeit an sinn- und identitäts-
stiftender Kraft immer mehr verliert. Eine starke Ein­
beziehung oder eine stärkere Einbeziehung regionaler 
Kulturinitiativen in die Förderungsmaßnahmen durch 
das Land ist notwendig geworden. 

Für den kulturellen Jähresbetrieb müssen schwer­
punktmäßig autonome Kulturzentren eine längerfristig 
gewährte finanzielle Basisförderung zugesichert be ­
kommen, um ihr Wirken vor Ort und ihre Ausstrahlung 
über die Regionen hinaus sicherzustellen. Eine von der 
SPÖ diesbezüglich eingebrachte Resolution wurde 
leider von den beiden anderen Parteien abgelehnt. Ich 
bedaure dies. 

Regionale Kultur ist zu wichtig, um sie ausschließ­
lich Töurismusmanagern u nd Brauchtumswaltern zu 
überlassen. 
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Die finanziellen Voraussetzungen könnten dazu ab 
1995 durch eine zwei- oder dreijährige Frequenz der 
Landesausstellungen geschaffen werden, zumal die 
Ausstellungsorganisatoren dieser Landesausstellun­
gen ja ohnehin unter Zeitdruck und damit verbunde­
ner Arbeitsüberlastung leiden. Das heißt, eine Quali­
tätsverbesserung wäre durch eine nicht jedes Jahr ge­
botene Landesausstellung ein durchaus möglicher Be­
gleiteffekt. 

Meine Damen und Herren, parallel zu den Aktivi­
täten in Graz muß Kulturpolitik auch die Vernetzung 
der Veranstaltungen im Rahmen des „steirischen 
herbstes" mit den regionalen Partnern verstärkt för­
dern. Dies soll keine bedingungslose Multiplizierung 
von Aktivitäten bedeuten, wohl aber eine bekennende 
Akzentuierung von Qualität darstellen. 

Der 25. „steirische herbst" mit dem Thema „Ame­
rika" hat sicher damit eine neue Facette bekommen, 
hat auch wieder inhalthche Signale gesetzt, die auf 
eine neue Dynamik dieses Festivals der Moderne 
hoffen läßt. 

Ich meine aber auch, daß sie die jeweils vorge­
gebene Thematik des „herbstes" nicht beliebig auf 
Weltthemen oder Allerweltsthemen erweitern läßt. Die 
von Prof. Koren 1968 festgeschriebene Intention des 
„steirisches herbstes" - ich zitiere -, „eine repräsen­
tative Zusammenfassung der künstlerischen und 
wissenschaftlichen Kräfte des Landes Steiermark zu 
sein, und dessen internationale Komponente aus der 
organischen Nachbarschaft erwachse, für die der 
Name des alten Innerösterreich das Zeichen ist", sollte 
doch dem jeweiligen „herbst"-Intendanten verbind­
lich sein und inhaltliche Richtungen vorgeben. 

Meine Damen und Herren, Kultur war in der Ver­
gangenheit ein Vorrecht für einige wenige. Ein soge­
nanntes Privileg für jene, die über eine entsprechende 
Vorbildung, über genügend Muße und Geld ver­
fügten, um ihren Geschmack mit Kunst zu verfeinern. 
Die große Mehrheit stand über Jahrhunderte abseits, 
war viel zu sehr im Kampf ums tägliche Fortkommen 
beschäftigt, um produktiv oder gar kritisch an Kultur 
teilzuhaben. „Kultur für alle" hieß in den 70er Jahren 
die Bedingung des deutschen Kulturpolitikers Hilmar 
Hoffmann für eine demokratische Kultur. 

Nur in einer demokratischen Kultur sieht Hoffmann 
eine Chance, den Fortbestand der Gesellschaft zu 
sichern, vor allem angesichts der Entwicklungen, die 
in immer stärkerem Maße von Technologie, Effizienz­
denken, Wirtschaftswachstum und Rationahsierungen 
geprägt sind. 

Kultur soll nicht nur ein Beitrag für die Persönlich-
keitsbüdung, sondern ein lebensnotwendiges Mittel 
gegen abstumpfende, geist, und gefühlsfeindliche, 
menschenverachtende Tendenzen unserer modernen 
Industriegesellschaft sein. Danke! (Beifall bei der SPÖ. 
- 9.00 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Hohes Haus! Ich bin sicher, 
in Ihrem Namen zu sprechen, wenn ich dem Kollegen 
Dr. Maitz zu seinem heutigen 53. Geburtstag alles 
Gute wünsche. (Allgemeiner Beifall.) 

Als nächste zu Wort gemeldet ist die Frau Abgeord­
nete Bleckmann. Ich erteile es ihr. 

Abg. Bleckmann (9.00 Uhr): Sehr geehrter Herr 
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Guten 
Morgen Heber Richard! - Du hast gewünscht, daß ich 
dich speziell erwähne. 

Da Kunst nicht Luxus ist, glaube ich, daß wir uns 
noch zwei zusätzliche Fragen stellen sollten. 

Erstens: Wie bewerten wir Kultur? Bewerten wir 
Kultur nach den Förderungen, nach den Zahlen, die im 
Budget stehen, oder bewerten wir Kultur nach den Be­
sucherzahlen in den Ausstellungen, in den Landesaus­
stellungen, in den Museen, oder bewerten wir Kultur 
nach der Anzahl der Ausstellungen, Galerien und 
Museen, die ein Land hat? 

Die zweite Frage: Was wollen wir überhaupt mit 
Kultur erreichen? Wollen wir eine große Zahl der Be­
völkerung ansprechen oder nur für einen kleinen 
elitären Kennerkreis Aufführungen und Ausstellungen 
inszenieren? Oder wollen wir unser eigenes Image 
verbessern, einerseits das Image der Steiermark oder 
das Image der Abgeordneten, die~ für ihre eigene 
Region etwas unternehmen wollen? 

Wie sieht jetzt die Kultur in Graz aus? Wir haben ein 
etwas altersschwaches Schauspielhaus, wir haben 
einen kleinen Konzertsaal, die Stefaniensäle, wir 
haben ein desolates Joanneum, ein sanierungsbedürf­
tiges Schloß Eggenberg, den. Reinerhof, das Bad zur 
Sonne, das verfällt und deshalb geschlossen wird, und 
eine Radetzkybrücke, die vor dem Zusammenbruch 
steht. (Abg. Dr. Cortolezis: „Im Bad zur Sonne gibt es 
nur Freikörperkultur!" - Abg. Trampusch: „Keine 
Detaüs!") Richtig, genau, also auch Kultur! 

Was tun wir in Graz? Wir bauen einen Mursteg für 
die Wanderer, die vom Schloß Eggenberg bis in die 
Innenstadt wandern wollen. Damit sie über die Brücke 
vielleicht nicht in das Wasser faUen, wird die Brücke 
dann im Winter auch noch beheizt. Wir bauen einen 
Tummelplatz, der nicht einmal mehr Platz für Bäume 
läßt, und die Stadt Graz fordert ein Trigon für 300 Mil­
lionen. Wir haben ja jetzt schon zweijährig die Trigon-
Ausstellungen. Jetzt wird noch ein Trigon-Museum 
gefordert. 

Was wollen wir hier eigentlich? Unter einem 
Museum verstehe ich einen Ort, der auch ständige 
Ausstellungen und Sammlungen beinhaltet, doch was 
wird gefordert? Es wird ein Ort gefordert, wo ver­
schiedenste unterschiedliche Ausstellungen hin­
kommen sollen, die ja immer wieder mehr Geld kosten 
werden. 

Was sagt die Stadt Graz? Großzügigerweise will die 
Stadt Graz die Kanalanschlußkosten bezahlen. Wie 
übUch, die Stadt Graz zahlt nur einen kleinen Teil, und 
den Rest'sollen wieder Land und Bund zahlen. Was 
sagen Sie? Wir wollen eben ein Prestigeprojekt für 
wirklich nur einige wenige Leute, nur für Aus­
stellungen. 

Ich kann mir nicht vorstellen, wenn wir wirklich für 
moderne Kunst etwas machen, daß diese moderne 
Kunst ohne dieses Haus nicht existieren würde. Weil 
das wären dann wirklich schlechte Künstler, die dann 
keine Kunst machen könnten und nicht kreativ wären, 
wenn sie dieses Haus nicht hätten. Wir haben ja schon 
relativ viele Häuser. 

Bezahlt werden soll das ganze aus dem Rundfunk­
schilling, aus dem ja auch das Joanneum restauriert 
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werden soll. Da frage ich Sie, was ist denn wichtiger: 
diese alten Bauten, die wir schon haben, zu renovieren 
und wiederherzustellen, oder' wollen wir immer wie­
der etwas Neues herstellen und die alten Dinge ver­
fallen lassen? Es wird immer gesagt, diese 134 Millio­
nen sind ja bereits angespart. Da möchte ich einmal 
den Herrn Finanzlandesrat fragen, ob er das Geld 
wirklich angespart hat oder ob es nur fiktiv vorhanden 
ist, denn ich kann mir nicht vorstellen, daß ein Finanz­
landesrat dieses Geld, diese 134 Millionen, nicht 
irgendwo anders hineingibt, wo er wirklich das Geld 
braucht, anstatt irgendwo hohe Zinsen zahlen zu 
müssen. 

Mich würde interessieren, ob das Geld wirklich da 
ist oder ob er es woanders schon hineingestopft hat, 
und wenn es dann kommt, dieses Trigon, daß wir 
dieses Geld dann wieder neu wo herausnehmen 
müssen. (Landesrat Ing. Ressel: „Wie heißt es so schön: 
Nie sollst du mich befragen!") Ich glaube wirklich, daß 
wir in Zeiten der Budgetkonsolidierung die Prioritäten 
anders setzen müssen. Kollege Erlitz ist ja auch dieser 
Meinung. Wir müssen altes Kulturgut zuerst einmal er­
halten und renovieren und dann erst etwas Neues 
planen. Und dieses Neue soll dann auch der gesamten 
Bevölkerung zur Verfügung stehen und auch dieser 
gesamten Bevölkerung gefallen. Wie sieht es jetzt mit 
der Kultur im Lande aus? Wir haben seit 1986 jedes 
Jahr eine Landesausstellung. Exlandesrat Jungwirth 
und jetziger Verwalter des Kulturreferates hat ja bis 
1996 bereits alle Landesausstellungen versprochen, 
so daß wir überhaupt keine Handlungsmöglichkeit 
mehr haben. Es gab Landesausstellungen mit sehr 
klingendem. Namen, wie „Brücke und Bollwerk", 
„Hexen und Zauberer", „Lust und Leid". Damals 
waren es noch große Erfolge. Aber an Hand der Aus­
stellung „Sport — Sinn und Wahn" können wir die Ent­
wicklung ganz deutlich sehen. Es war damals und ist 
es nach wie vor noch Sport, Orte zu suchen, die einen 
wirtschaftlichen und touristischen Aufschwung und 
Anstoß brauchen. Dann wurde nach dem kulturellen 
Sinn gesucht, und den Wahn sehen wir jetzt bei der 
Kostenentwicklung. 1993 soll die Ausstellung „Peter 
Rosegger" stattfinden. Hier soll diese Ausstellung an 
vier Orten stattfinden. Vier Orte, die runderneuert 
werden, und das soll dann 41,3 Millionen nach 
leichten, leisen Schätzungen kosten. Wenn wir aber 
die Besucherzahlen betrachten, wurde aus einer Lust 
an der Ausstellung „Hexen und Zauberer", wie Sie ja 
schon vorher gesagt haben, mit 351.800 Besuchern die 
leidige Zahl von 119:000 im Schloß Trautenfels. Und 
wie kommt es jetzt, wenn wir schon sehen, daß die 
Menschen gesättigt sind an diesen Landesausstellun­
gen, sie nicht mehr jedes Jahr haben wollen, weil 
schon ein zu großes Angebot vorhanden ist, wie 
kommt es, daß die erste Pause, erst 1996 vorgesehen 
ist? Und wenn wir die alten Budgetreden vom letzten 
Jahr nur betrachten, sehen wir schon, woher das 
kommt, denn wir können die wildesten Forderungen 
lesen von einigen Abgeordneten hier im Haus. Der 
Abgeordnete Prutsch verlangt die Landesausstellung 
in Radkersburg, der Abgeordnete Ussar die Landes­
ausstellung in Leoben und die Abgeordnete Frieß 
dankt für die Ausstellung von „Peter Rosegger". Hier 
sehen wir schon, jeder Abgeordnete wieder fordert für 
seine Region eine Landesausstellung. Wenn wir wirk­
lich für jede Region eine Landesausstellung hätten, 

dann kommen wir bis zum Jahre 2050, dann wären wir 
wunderbar beschäftigt. 

Und hier kann man wieder sehen, daß jeder Abge­
ordnete probiert, nur sein eigenes Image für seine 
Region zu verbessern. 1996 soll angeblich eine erste 
Pause stattfinden. Wir werden dann 1996 weiter­
sprechen, ob es diese Pause wirklich geben wird. Aber 
anstatt dieses Geld einzusparen, fordern die Kollegen 
der SPÖ neue Ideen für die Kulturförderung, das heißt, 
neue Regionalförderung, anstatt das Geld einzu­
sparen. Ich glaube, daß Sie so Ihrem Finanzlandesrat 
Ressel überhaupt helfen werden, im Budget irgend 
etwas zu erreichen. 

Noch ein paar Worte zu dieser Kulturholding. Man 
liest es immer aus den Zeitungen, was Sie fordern, 
aber mit uns hat noch niemand darüber geredet, viel­
leicht sollten wir einmal darüber reden. Nur, ich frage 
mich, warum Sie bei einer Wirtschaftsholding, einer 
Wirtschaftsförderungsholding, wie wir sie uns vor­
stellen, nicht zustimmen, das aber bei einer Kultur­
holding sehr wohl fordern. Ist es vielleicht, weil Sie bis 
jetzt dort noch keinen Einfluß hatten und noch nicht 
mitreden konnten? Wollen Sie sich jetzt da Ihre 
eigenen Machtpositionen auch noch sichern? 

Ich habe Angst, daß hier wieder nur probiert wird, 
einen politischen Einfluß in die Kultur hineinzulegen 
und Mneinzubringen. Es gibt zwar schon den poli­
tischen Einfluß nur von einer Seite, aber ich glaube, es 
ist schlecht, wenn man dann probiert, ihn von zwei 
oder drei Seiten hineinzustopfen. Wir müssen uns ge­
meinsam überlegen, was wir tun können, damit die 
Kulturförderung auch in ein ordentliches Konzept ge­
bracht wird. Aber ich verstehe nicht, daß Sie immer 
erst fordern und fordern, anstatt mit uns vorher zu 
reden, und vielleicht daß wir gemeinsam etwas aus­
machen könnten. 

Wir dagegen haben versucht, im Kulturbudget zu 
sparen und zur Budgetklarheit und Budgetwahrheit 
beizutragen. Denn wenn wir bei Landesausstellungen 
einen touristischen oder wirtschaftlichen Aufschwung 
für eine Region erreichen wollen, müssen wir dieses 
auch der Wirtschaftsförderung zurechnen und dorthin 
verlagern, und nicht das Kulturbudget damit belasten. 
Wenn wir ein Schloß wiederherstellen wollen, müssen 
wir das auch sagen, und nicht hinter einer Landesaus­
stellung verstecken. Deshalb haben wir unseren Reso­
lutionsantrag eingebracht, den leider alle anderen ab­
gelehnt haben. Und nachdem dieser Versuch von uns 
aber auf überhaupt keine Resonanz von Ihnen ge­
stoßen ist und auch bei den Landesausstellungen nicht 
versucht wird, irgendwie einzusparen, müssen wir 
diese Gruppe ablehnen. (Beifall bei der FPÖ. -
9.09 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Als nächster zu Wort ge­
meldet ist der Herr Kollege Riebenbauer. Ich erteile es 
ihm. s 

Abg. Riebenbauer (9.10 Uhr): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hohes Haus! 

Auch ich sage einen herzlichen guten Mdrgen und 
hoffe, daß alle so frisch und munter sind, wie ich es bin. 
Wir sind es ja gewöhnt, daß wir in der Früh aufstehen. 
(Abg. Trampusch: „Das ist Morgenkultur!") Ja! Guten 
Morgen! 
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Ich möchte zu Beginn meines Beitrages in der 
Gruppe 3 trotz der Vorrede meiner Kollegin unserem 
Landeshauptmann und der gesamten Landes­
regierung danke sagen. (Allgemeiner Beifall. - Abg. 
Gennaro: „Soviel Honig in der Früh!" - Landesrat 
Dipl.-Ing. Schrrlid: „Das ist wie die Zustimmung zum 
Budget!") Danke sagen, daß wir die Landesaus­
stellung 1994 in Pöllau durchführen können und 
durchführen dürfen. Wir freuen uns, weil wir stolz sind 
auf Pöllau und weil wir stolz sind auf unser Hartberger 
Land. Und wir werden die ganze Region in die 
Werbung für die Landesausstellung miteinbeziehen, 
wenn mein Antrag angenommen wird, da wir über^ 
zeugt sind, daß dieses Geld, das hier ausgegeben wird, 
auch der gesamten Region und indirekt aber auch der 
ganzen Steiermark zugute kommen soll. Und ich sage 
bewußt jetzt noch ein zweites Mal danke schön, wenn 
es auch so manchem nicht gefällt. Ein Dankeschön 
dem Herrn Landeshauptmann namens vieler stei-
rischer Dirndln und Buben - wie wir sagen - und 
namens sehr vieler steirischer Gemeinden, Bürger­
meister und Gemeinderäte für den Beitrag des Landes 
zu unseren Musikschulen. Es ist dies sehr wichtig. 
(Allgemeiner Beifall.) Ihr könnt ruhig applaudieren, 
wenn ihr euch traut! (Abg. Gennaro: „Nach soviel 
Honig wird der Herr Landeshauptmann Sodbrennen 
bekommen in der Früh!") Nach dem gestrigen Tag 
wird er es leicht vertragen. (Landeshauptmann 
Dr. Krainer: „Der Gennaro kennt mich gut!") Groß­
artige Konzerte von Jugend- und Blaskapellen sowie 
von den einzelnen Musikgruppen sind der sicherste 
Beweis dafür, daß diese Steuergelder, die wir in unsere 
Musikschulen investieren, sicherlich bestens angelegt 
sind. Durch diese finanzielle Unterstützung des 
Landes Steiermark und damit eigentlich durch uns alle 
wird die musikalische Kultur im ländlichen Raum ent­
scheidend gefördert und vor allem, was mir ganz wich­
tig erscheint, auch für die Zukunft erhalten. Und der 
dritte Grund meiner Wortmeldung ist, daß ich hin­
weisen und aufzeigen möchte die großartigen Leistun­
gen der ländlichen Bevölkerung für die Erhaltung der 
Volkskultur im ländlichen Raum. Was verstehe ich 
unter Volkskultur, unter Kultur des Volkes? Was ist für 
mich persönlich Kultur? Für mich persönlich ist Kultur 
die Summe bewußt gelebter persönlicher Lebens­
formen und Werte der Menschen in den ländlichen 
Regionen. 

Kultur ist daher auch, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, wie man denkt, Kultur ist wie man spricht 
und Kultur ist wie man miteinander umgeht, Herr 
Kollege Flecker! (Abg. Dr. Flecker: „Richtig!") Kultur 
ist wie man sich anzieht, Kultur ist wie man ißt, Kultur 
ist wie man wohnt, Kultur ist auch wie man die Freizeit 
- früher haben wir gesagt Feierabend - gestaltet. 
Kultur ist eben wie man den Lebensraum um sich er­
hält und pflegt. Kultur ist für mich die Vielfalt der 
Landschaft genauso wie ein gepflegtes Wegenetz und 
ein gut gestalteter Färbelungsplan. Kultur ist Lebens­
haltung, Kultur ist Menschen und vor allem ist auch 
Kultur die Orientierung der Werte für das Leben. 
Kultur ist für mich auch wie man mit den älteren Men­
schen umgeht, und Kultur ist für mich, wenn der alte 
Mensch seinen Lebensabend dort verbringen kann, 
wo er gelebt hat und wo er gearbeitet hat. (Abg. Bleck­
mann: „Kultur ist die ÖVP!") Gerade diese Werte sind 
Gott sei Dank auf dem Lande und im ländlichen Raum 

noch erhalten und sind Wertorientierung für die 
meisten unserer Menschen. 

Was meine ich damit, und was will ich sagen? Ich 
möchte aufzeigen die vielen positiven Leistungen 
unserer Volksmusikgruppen, der Volksmusikveran­
staltungen, die echte, die gelebte Volksmusik, Harmo­
nika, Zither, Hackbrett, und nicht Playback in man­
chen anderen Veranstaltungen, das ist der Tod der 
Volksmusik. Ich meine mit Volkskultur die vielen 
Theateraufführungen von Laienspielgruppen. (Abg. 
Gennaro: „Den Karl Moik!") Habe ich nicht erwähnt, 
aber man kann es sich ja denken! (Abg. Trampusch: 
„Er wird aber beleidigt sein!") Das ist sein Problem! 

Die vielen Laienspielgruppen, ob Von Erwachsenen 
oder Jugendlichen aufgeführt, ihre Theater sind groß­
artig. Ich denke aber auch in der Volkskultur an die 
positiven Aufführungen, an die Leistungen der vielen 
Gesangsvereine, Liederchöre, Singgruppen und so 
weiter. (Allgemeiner Beifall.) 

Besonders positiv im Rahmen dieser Volkskultur im 
ländlichen Raum möchte ich die Arbeit unserer 
Jugendgruppen erwähnen, denn die Pflege des Volks­
tanzes ist eigentlich sehr, sehr wichtig und für die Zu­
kunft notwendig. 

Was verstehe ich persönlich als Bauer noch unter 
gesunder Volkskultur? Die Erhaltung und die Pflege 
von Wegkreuzen, von Marterln, von kleinen Dorf-
kapellen, die Erhaltung von alten Bauernhöfen ge­
nauso wie von architektonisch wertvollen Geschäfts­
häusern in Dörfern, Märkten und Städten. Ich vestehe 
unter Volkskultur die Wiederbelebung der alten Bau­
stile genauso wie die Erhältung von alten Streuobst­
anlagen. Gelebtes Brauchtum und mit Blumen ge­
schmückte Häuser und Objekte geben der ländlichen 
Volkskultur eigentlich erst den Tupfen auf dem I. (Bei­
faU bei der SPÖ.) 

Es freut mich, daß ihr so aufmerksam zuhört. 
Viele Eigenschaften dieser positiven Volkskultur 

sind selbstverständlich und passieren nicht auf Grund 
von Förderungen - auf das möchte ich besonders hin­
weisen -, sondern passieren auf Grund von Idealismus. 
Wir werden auch in Zukunft nicht alles dieser Volks­
kultur fördern können. Wir werden nicht alles be­
zahlen können, weil das gar nicht immer das Richtige 
ist. Es muß auch in Zukunft aus Idealismus etwas ge­
schehen. Das möchte ich besonders erwähnen. (All­
gemeiner Beifall.) 

Warum sage ich das eigentlich? Weil uns die Er­
haltung dieser Volkskultur ein gemeinsames Anliegen 
sein muß. Auf Grund des Applauses glaube ich, daß es 
wirklich eines ist, weil wir die Leistungen der 
Menschen in dem ländlichen Raum, insbesondere aber 
aus der Bauernschaft, offen aufzeigen müssen und 
nicht hintanstellen dürfen. Es muß eine lebendige Ge­
meinschaft geben, meine sehr geschätzten Damen und 
Herreh, ein Miteinander von Handel und Bauern, ein 
Miteinander von Gewerbe und Arbeitnehmern, ein 
Miteinander aller auf dem Lande lebenden Menschen. 

Wenn die bäuerliche Kultur - und unsere Kultur­
landwirtschaft ist zum Großteil eine Leistung unserer 
Bauern - verschwindet, verschwinden auch die Gäste. 
Unsere ländliche Region kann ohne die gepflegte 
Landschaft, ohne lebende Volkskultur, ohne ge­
pflegtes Brauchtum nicht existieren. Förderungen für 
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Freilichtmuseen sind wichtig, mir persönlich ist ein 
lebendes, ein gut gestaltetes Dorf, in dem noch Men­
schen wohnen, wesentlich lieber, (Beifall bei der ÖVP 
undSPÖ.) -

Stadt und Land gehören zusammen, sind vonein­
ander abhängig und brauchen einander. Wir haben 
das gerade in der Rednerfolge eigentlich erlebt. 

Ich möchte abschließend Sixtus Lanner zitieren, der 
sagt: „Wenn das Land nicht mehr atmet, erstickt auch 
die Stadt." 

Meine geschätzten Damen und Herren, wir alle 
tragen gemeinsam Verantwortung für dieses Land, 
Wir tragen gemeinsam Verantwortung,' daß diese 
ländliche Volkskultur erhalten bleibt und daß das Mit­
einander von Stadt und Land erhalten bleibt. Ich for­
dere Sie alle auf, alles dazu beizutragen, daß diese 
Volkskultur in den ländlichen Regionen auch für die 
Zukunft und damit für unsere Kinder erhalten bleibt. 
Danke! (Beifall bei der ÖVP und SPÖ. - 9.21 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Als nächstem erteile ich dem 
Herrn Abgeordneten Ussar das Wort. 

Abg. Ussar (9.22 Uhr): -Sehr geehrter Herr Präsi­
dent, sehr geehrte Damen und Herren der Steier-
märkischeh Landesregierung, Hohes Haus, meine 
Damen und Herren! 

Kulturpolitik, wie wir sie verstehen, soll die Men­
schen sowohl zur aktiven Gestaltung ihres eigenen 
Lebens als auch zur Gestaltung ihrer sozialen Umwelt 
anregen und befähigen. Das ist ein Grundsatz unserer 
Kulturpolitik.. Ich glaube, daß die Voraussetzung für 
die Einbeziehung möglichst vieler Menschen in das 
Kulturleben unbedingt ausgebaut und von uns auch 
aktiviert werden muß. 

Es sind nicht nur die überkommenen und von der 
öffentlichen Hand organisierten und verwalteten Kul­
turangebote zu fördern, sondern meiner Ansicht nach 
auch ganz besonders die unterschiedlichsten Richtun­
gen, und zwar Versuche von Menschen und Gruppen, 
wie wir sie bei uns immer mehr erleben, ihr kulturelles 
Betätigungsfeld und ihre künstlerischen -Ausdrucks-
formen durch persönliche Initiativen auch zu er­
weiteren. • 

Wenn man so wie ich 14 Jahre als Kulturstadtrat 
einer Stadt tätig war, dann weiß man, welch große Be­
deutung die Kulturarbeit für eine Gemeinde, für einen 
Ort und für eine Stadt hat. Ich glaube, daß Kultur­
politik in unseren Gemeinden im wesentlichen darauf 
abzielt - und hier bin ich mit dem Kollegen Rieben-
bauer einer Meinung - daß sie den Lebensraum der 
Menschen, in dem sie ganz einfach leben, zu einer 
Heimstätte machen, in der man sich ganz einfach aus­
drückt, wohl fühlt; wohl fühlt in einer Umgiebung, in 
einem Ort, in einer Stadt oder in einer Gemeinde, 

Nun ganz kurz zuni kulturellen Angebot unserer 
Stadt, um Ihnen zu zeigen, daß die Bandbreite sich 
nicht nur auf Großveranstaltungen bezieht, sondern 
daß hier vielfältigst für die Bevölkerung angeboten 
wird: das Angebot des Stadttheaters, Sonderaus­
stellungen, Vortrags- und Führuhgsreihen, Äbend-
führungen im Museum, Literatur im Museum, Vor­
tragsreihe . frEisehstfäße", Aütörenlesunöeh , auch 
jünger Autoren, Äun'ütoungen der MusikscHuleh ^ ich 

kann nur unterstreichen, welch große Bedeutung die 
Musikschulen in unserem Land haben - und selbst­
verständlich auch Jugendtheateraufführungen, Kaba­
retts, Vortragsreihen und vor allem auch Jugend-
könzerte. 

Wir merken immer mehr, daß sich unter der Jugend 
ganz einfach Gruppen, Musikgruppen bilden. Hier ist 
es ganz wichtig, daß wir, wo wir dringend gebraucht 
werden, unbürokratisch fördern. Diese kommen ganz 
einfach zu uns und sagen: „Bitte wir brauchen ein 
Lokal zum Proben, bitte wir brauchen eine Unter­
stützung". Hier ist es wichtig, daß wir spontan helfen' 
und sie nicht auf einen großen Ansuchenweg ver­
weisen. 

Nun, sehr geehrte Damen und Herren, auch etwas 
ganz Wichtiges meiner Ansicht nach ist in letzter Zeit, 
auch die Entwicklung auf dem Theatersektor, vor 
allem die Jugendtheater, Privattheater treten immer 
mehr in Erscheinung. Und, Herr Landeshauptmann, 
ich bin froh, daß hier im Budget eine fünffache Er­
höhung stattgefunden hat, weil wir immer wieder als 
örtliche Abgeordnete konfrontiert werden, daß wir ge­
rade diese Initiativen besonders fördern. Ich glaube, 
daß es einmal auch angebracht ist hier im Hohen 
Haus, und das haben meine'Vorredner bereits auch 
angedeutet^ allen Kulturschaffenden, wo immer sie 
sind, und das sind nur nicht die, die die großen Reden 
halten, die die großen Programme verkünden, das 
sind diejenigen, die in den Orten, in den Städten unse­
rer Gemeinden, in den Gesangsvereinen, in den 
Musikkapellen, bei den Kulturinitiativen, in den Vor­
ständen tätig sind und dafür sorgen, daß das Probe­
lokal geheizt ist, daß ganz einfach. ein Lokal zum 
Proben für Chöre und Musikkapellen da ist. Das sind 
die Dinge, die also auch draußen in der Kultur eine 
große Rolle spielen. Ich glaube, wir müssen auch ein­
mal diesen Funktionären hier im Hohen Haus einen 
herzlichen, aufrichtigen Dank sagen. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Aber selbstver­
ständlich kostet auch Kultur Geld, und ich glaube 
schon, wenn wir die einzelnen Ansatzpunkte, die die 
Gemeinden betreffen, ansehen, daß hier ein großer^ 
Handlungsbedarf vorhanden ist. Ich habe nur einen 
Budgetposten gefunden, der wenig erhöht wurde. Im 
großen und ganzen sind die Budgetposten gleich­
geblieben. Und gleichbleibende Budgetposten be­
deuten, daß für heuer eine Verminderung für die-Ge­
meindezuschüsse da sein wird. 

Und nun, sehr geehrte Damen und Herren, ich bin 
auch der Ansicht des Herrn Kollegen Riebenbauer, in 
den Orten, Gemeinden spielen die Chöre, die Musik­
kapellen eine ganz große Rolle. In manchen Orten sind 
sie die einzigen Kulturträger. Aber was in letzter Zeit 
ganz besonders auch in den Vordergrund tritt und wo 
wir immer wieder als Abgeordnete angesprochen 
werden zu fördern, auch die jungen Künstler und die 
jungen Menschen, die in der Literatur tätig sind. Wenn 
ich nuf allein von denen rede, mit denen ich in letzter 
Zeit in Kontakt getreten bin, Künstler wie Thantön, 
wie Tortsehak, wie Brandher, wie Egger und andere, 
die also zu mir kommen und sagen, bitt^ helfen Sie 
mir, ich möchte einen Katalog herausgeben, ich 
möchte eine ÄufsteUung durcMühren. Migiaubei da 
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ist es wichtig, daß Mittel unbürokratisch rasch zur Ver­
fügung gestellt werden. 

Und auch zum Kollegen Erlitz: Er ha t bereits ange­
deutet, die Verteilung der Mittel in bezug Landes­
hauptstadt und die übrige Steiermark, der Prozentsatz 
- g laube ich - muß in nächster Zeit sicher eine Ver­
schiebung erfahren, denn wir haben als Steier-
märkischer Landtag die Aufgabe, das kulturelle Leben 
in der ganzen Steiermark zu fördern. Ich glaube, wir 
handeln auch hier im Sinne des Erfinders des „stei-
rischen herbstes". Wir selber haben noch Hanns Koren 
erlebt. Wir haben ihn erlebt, seine Initiative war sicher 
nicht e ine zentrale Förderung, sondern er wollte aus 
diesem „steirischen herbst" wirklich einen „herbst" 
machen, der die ganze Steiermark betrifft. Ich glaube, 
in dieser Hinsicht ist einiges noch offen. 

Und nun noch ganz kurz: Ich freue mich selbstver­
ständlich, daß im Budget das Opernhaus, das Schau­
spielhaus, der Musikverein wieder die entsprechende 
Dotierung erfahren haben. Ich würde mich aber auch 
freuen, wenn annähernd auch das Stadttheater 
Leoben, der Musikverein Leoben und auch selbstver­
ständlich die Kulturinitiativen in dieser Hinsicht ge­
fördert würden. Wenn ich Ihnen sagen darf, daß allein 
das Stadttheater Leoben, der Herr Landeshauptmann 
war selber bei der 200-Jahr-Feier da, der Herr Landes­
hauptmannstellvertreter war mit seiner Gattin im 
Stadttheater Leoben, sie h aben gesehen, welch quali-
tätvolle Aufführungen dort stattfinden, daß das nicht 
nur für die Stadt Leoben, sondern für den ober­
steirischen Raum eine wichtige Bedeutung hat. Und, 
sehr geehrte Damen und Herren, 25.000 Schilling sind 
hier echt zu wenig. Ich bitte hier, im nächsten Jahr 
einen fixen Budgetansatz für dieses Stadttheater 
Leoben zu schaffen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube, das ist 
unbedingt eine Forderung, die anzubringen ist. Das 
gleiche erbitte ich auch für den Musikverein in 
Leoben, auch 25.000 Schilling, eine Institution, die 
junge Künstler fördert. Und mein Kollege Jeglitsch 
weiß, die Hochschule unter seiner Rektorenschaft hat 
sich sehr bemüht, das Haus zu öffnen und die Veran­
staltungen, die vom Musikverein in der Montan­
universität mit jungen Künstlern stattfinden, bedürfen 
sicher einer höheren Förderung. 

Nun komme ich zum Schluß, die Kollegin Bleck-
mann hat zu den Landesausstellungen gesprochen. 
Sehr geehrte Damen und Herren! Die Stadtgemeinde 
Leoben hat auch das Ansuchen an die Steiermärkische 
Landesregierung gerichtet, im Jahre 1997 in Leoben, 
wo sich zum 200. Mal das historisch bedeutsame Er- . 
eignis des Friedensschlusses zwischen Frankreich und 
Österreich, der als Präliminarfriede von Leoben be­
kannt geworden ist und die Landkarte Europas 
wesentlich verändert hat. Das ist ein historisches 
Datum. Unter anderem bedeutet dieser Vertrag auch 
das Ende der freien Seerepublik Venedig. Darüber 
hinaus beginnt 1797 mit dem Eindringen der fran­
zösischen Armee in die Österreichischen Erblande die 
eigentliche Epoche der Franzosenzeit, die außer den 
kriegerischen Ereignissen vor allem wirtschaftliche, 
politische und kulturelle Folgen haben sollte. Die 
Stadtgemeinde Leoben beabsichtigt also, zu diesem 
Zeitpunkt eine Landesausstellung in Leoben durchzu­
führen. Zuletzt wurde gerade von der Gemeinde im 

Jahre 1990 der Ort der Friedensverhandlungen, das 
Eggenwaldsche Gartenhaus, besonders ausgebaut. 
Ich darf Ihnen sagen, daß die Räume des Leobner 
Stadtmuseums unmittelbar neben dem Ausstellungs­
zentrum im Rathaus hier auch die nötige Infrastruktur 
bieten würden. 

Zur Kollegin Bleckmann: Ich habe den Antrag auch 
genau durchgesehen. Sie meint, daß also Landesaus­
stellungen ausschließlich den kulturellen Aspekt im 
Auge haben sollen. Ich glaube, es ist kein Fehler, 
wenn der kulturelle und wirtschaftliche Aspekt im 
Vordergrund ist. Ich glaube, hier kann man sich un­
bedingt auch dazu äußern. Eines möchte ich auch 
sagen, es ist leichter, als Abgeordneter zu reden, wenn 
in seinem Ort schon eine Landesausstellung war, als 
wenn er noch keine gehabt hat. Ich glaube, daß wir 
hier auch wissenschaftlich das genau fundiert haben, 
daß Leoben hier entsprechend ein Ort dafür wäre . 

Nur ganz kurz noch: Ein Mann aus der Industrie, der 
bei uns eine Anstellung gefunden hat, hat gesagt: „Ich 
sage Ihnen etwas, wissen Sie, warum ich in diese Stadt 
gegangen bin? Nicht nur, weil ich eine gut dotierte 
Position habe, sondern weil auch ein großes kulturelles 
Angebot vorhanden ist." Und Kultur und Wirtschaft 
sind ganz einfach nicht zu t rennen, das werden mir 
alle bestätigen, die in unseren Gemeinden tätig sind. 

Sehr geehrte Damen und Herren, schon zum Schluß: 
Ich ersuche Sie, sehr geehrter Herr Landeshauptmann, 
und die Steiermärkische Landesregierung, wirklich 
die einzelnen Budgetposten, die die Gemeinden be­
treffen, noch einmal anzuschauen, dort, wo es notwen­
dig ist, Fixdotierungen durchzuführen und vor allem 
im nächsten Jahr die Kulturarbeit in der gesamten 
Steiermark durch eine bessere Dotierung der Gemein­
den besonders zu fördern. Danke schön! (Beifall bei 
der SPÖ. - 9.31 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Als nächster gemeldet ist der 
Herr Kollege Glössl. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Glössl (9.32 Uhr): Sehr geehrter Herr Präsi­
dent! Liebe Kollegen! 

Gestern habe ich mich zu Wort gemeldet unter der 
Haushaltsstelle Feuerwehren als Feuerwehrmann. 
Und wenn ich mich heute zu Wort melde (Abg. Gen-
naro: „Als Schauspieler!"), dann tue ich das nicht nur 
als begeisterter Sänger und Mitglied einer Sänger­
runde, sondern auch als Mitglied der Musikkapelle 
Rötheistein, sondern auch als Förderer und Gönner des 
alpenländischen Volks- und Brauchtumes. In einer 
Zeit, in der sich das ganze Europa in Aufruhr befindet, 
in einer Zeit, in der sich wahrscheinlich die größte 
Völkerwanderung seit Menschengedenken abspielt, 
in einer Zeit, wo massive Grenzmauern entfernt wer­
den und Stacheldrahtzäune verrosten, fällt dem 
Brauchtum und der Kultur eines Volkes größte Be­
deutung zu. Keine Berliner Mauer und kein Grenz­
baum in Europa konnten die Völker trennen. Einzig 
und allein die Sprache, die Kultur, die Tracht, das Lied 
und die Musik. Es ist, so g laube ich, gerade in der 
heutigen Zeit von größter Bedeutung und Wichtigkeit, 
daß ein Staatsbürger seine Heimatsprache, seine 
Muttersprache, seinen Dialekt nicht verlernt, und 
genauso wichtig ist es, daß man aus Liebe und Stolz 
die Tracht seiner Heimatgemeinde, seines Heimat-
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landes trägt. Dies gilt genau für den Volksgesang, für 
die Blasmusik, aber auch für alle Volkstanzgruppen 
und kulturellen Einrichtungen. Man kann nämlich, 
wenn ein Volk bei seiner Kultur und seinem Brauch­
tum bleibt, an der Sprache, an der Tracht, an der 
Musik erkennen, aus welchem Land, aus welcher 
Nationalität, ja sogar aus welchen Tälern einzelne 
Musikgruppen und aus welchen Tälern diese 
Menschen in ihrer Tracht kommen. Wir brauchen 
keine Grenzmauem, wir brauchen keinen Stachel­
draht im vereinten Europa, um unser Österreich zu 
markieren. Wir brauchen nur Menschen mit einer 
stark ausgeprägten Kultur. Wir brauchen nur 
Menschen mit einer positiven Einstellung zu unserem 
Brauchtum. Die Mitglieder des Steirischen Blasmusik-
verbahdes, die Mitglieder aller steirischen Musik­
kapellen zählen zu diesen Menschen genauso wie alle 
Frauen und Männer des Steirischen Sängerbundes 
sowie des Arbeitersängerbundes, die Woche für 
Woche zusammenkommen und in wirklich mühevoller 
Arbeit und mit sehr primitiven Hilfsmitteln sich Lieder 
einstudieren, damit sie sie dann irgendwo bei Festen, 
bei Veranstaltungen vortragen können zum Wohle der 
Bevölkerung, aber oft zum eigenen Wohle auch, weil 
man sich als Sänger selbst freut, wenn es harmoniert, 
wenn es klingt und wenn man verspürt, daß sich 
Menschen über den Gesang freuen. 

Ich könnte mir in meiner kleinen Gemeinde die 
kirchlichen Festtage überhaupt nicht mehr vorstellen, 
ohne unseren Chor, ohne unsere Musikkapelle wäre 
es sicher nicht denkbar. 

Daß diese Musikkapellen neben ihren kulturellen 
und kameradschaftlicher! Aufgaben auch eine sehr be­
deutende wirtschaftliche Aufgabe erfüllen, wird sehr 
oft vergessen. 

Ich verweise dabei auf die hohen Ausgaben der stei­
rischen Blasmusikkapellen bei der Anschaffung von 
neuen Instrumenten oder bei den Reparaturen von den 
alten Instrumenten, bei der Anschaffung von Noten-
material, vor allem aber bei der Einkleidung ihrer Mit­
glieder. 

Wenn der Haushaltsvoranschlag 1993 für die Förde­
rung der steirischen Blasmusik einen Budgetansatz 
von 2 Millionen Schilling vorsieht und für die Förde­
rung für den Steirischen Sängerbund 500.000 Schilling 
sowie für den Arbeitersängerbund 270.000 Schilling, 
dann sind diese Beträge wohl eine beachtliche 
Summe, bezogen auf die defizitäre Situation unseres 
Budgets, jedoch für die Wichtigkeit und für die Bedeu­
tung der steirischen Blasmusik, des Steirischen Sän­
gerbundes, des Steirischen Arbeitersängerbundes ein 
Tropfen auf den heißen Stein. 

Mir ist schon klar und auch bewußt, daß man in der 
derzeitigen Situation, bei einem so ausgereizten 
Büdgetentwurf, keine zusätzlichen Forderungen an 
das Land Steiermark stellen kann. 

Ich bin aber überzeugt davon, daß wir uns alle ge­
meinsam in Zukunft darüber Gedanken machen 
müssen, wie man die Haushaltsgruppe 3, Kunst, Kultur 
und Kultus, in Zukunft gerecht verteilt, so daß die 
Brauchstunispflege speziell im ländlichen Raum, die 
Beiträge für die Blasmusikkapellen, die Beiträge an 

- den Steirischen Sängerbund, die Beiträge an den 
Arbeitersäiigerbünd und an die vielen, vielen Meinen 
Gesangs- und Musikgruppen quer durch die Steier­

mark erhöht werden können. Bei einem Gesamt­
budgetansatz in der Gruppe 3 für Kunst, Kultur und. 
Kultus in der Höhe von 582 Millionen Schilling er­
scheint mir der Forderungsbetrag für Blasmusik­
kapellen und für die Gesangsvereine von 2,8 Millionen 
Schilling viel zu niedrig. 

In Anbetracht der Wichtigkeit der Brauchtums- und 
der Kulturpflege gerade in dieser Zeit, in der wir jetzt 
leben, ersuche ich alle Mitglieder des Steier­
märkischen Landtages, die wichtigen Gedanken­
gänge zu unterstützen, denn ein Volk, das sein 
Brauchtum und seine Kultur verlernt, verlernt auch 
den Ablauf in der Natur. 

Erlauben Sie mir abschließend, einen so wunder­
baren Spruch unseres Heimatdichters Peter Rosegger 
vorzutragen, der gerade in das Thema so gut hinein­
paßt wie kein anderer: „Besseres kann kein Volk ver­
binden, als ererbten Väterbrauch. Wo des Landes 
Bräuche sterben, stirbt des Landes Blüte auch!" 
Danke! (Allgemeiner Beifall. - 9.39 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Als nächste ist zum Wort ge­
meldet die Frau Abgeordnete Frieß. Ich erteile es ihr. 
Nach ihr der Kollege Chibidziura. 

Abg. Frieß (9.39 Uhr): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! 

Die Argumentation, warum Landesausstellungen 
und Kulturausstellungen vor Ort in den Regionen, 
habe ich im vorigen Jahr geführt. Ich wiederhole sie 
heute für die Frau Abgeordnete Bleckmann nicht. 
(Abg. Dipl.-Ing. Chibidziura: „Warum nicht?") Im übri­
gen ist es so, daß wir uns im oberen Feistritztal - von 
Birkfeld bis nach Krieglach - nicht mehr aus dem Ge­
leis bringen lassen. Da fährt bekanntlich sogar die 
Feistritztalbahn darüber. 

Die Landesausstellung 1993 widmet das Land 
Steiermark dem Dichter Peter Rosegger. Peter Roseg­
ger wurde in eine Zeit voll Spannungen und revolu­
tionärer Entwicklungen hineingeboren. Sie wurde 
noch nie in einer Landesausstellung behandelt und ist 
von größter Bedeutung, weil sie am Beginn unserer 
Jetztzeit steht. 

Als Rosegger geboren wurde, brannte ein Kienspan-. 
licht,-an seinem Totenbett leuchtete bereits die Glüh­
birne. Als Bub ging er zu Fuß nach Birkfeld und nach 
Krieglach. Als 70jähriger trug er sich schon mit dem 
Gedanken, seinen Heimatort zu überfliegen. Er er­
lebte die Grundherrschaft, die Bauernbefreiung, den 
Niedergang des. Bergbauern genauso, die Abschaf­
fung der Zunft und das Entstehen des freien Gewer­
bes, die Umwandlung der Pfarrschulen in Landes­
volksschulen und die Entstehung der breiten Arbeiter­
schicht, die um soziale und gesellschaftliche Anerken­
nung kämpfte. Peter Rosegger - wie wir ihn kennen. 

Sein Nachlaß ist eine Dampflok, ein Regenschirm, 
eine, TV-Serie und 18.500 Seiten, die uns noch viel­
mehr zu sagen haben. Er war ein romantischer Schrift­
steller und zynischer Journalist Er war Umwelt­
schützer, aber er mochte auch das Autofahren, wie wir 
wissen. Er dankte dem Herrn und tadelte die . 
Herren. Er litt an Heimweh und wurde trotzdem in 
28 Sprachen übersetzt* Er hatte so viele Seiten, meine 
Damen und Herren, daß" dasallesnicht nur für einen 
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Ausstellungsort reicht. Da brauchen wir mehrere dazu. 
Viele könnten, das können Sie mir glauben, von ihm 
lernen. Ich möchte das auch allen Kritikern sehr ans 
Herz legen. 

In Krieglach - da lade ich Sie sehr herzlich ein - wird 
die Zeit Roseggers ausgestellt, in Birkfeld sein Werk, 
dazwischen in St.Kathrein am Hauenstein der Glaube 
insgesamt, in Alpl seine Heimat, wie Sie wissen. Ich 
glaube, daß viele von uns schon dort waren, aber wir 
haben den Peter Rosegger vielleicht in eine einseitige 
Richtung gesehen. Er hat noch sehr, sehr viele inter­
essante Seiten. 

Daß sich Peter Rosegger mit Umweltverschmutzung, 
Verstädterung, sozialen Problemen und Religion be­
faßt hat, ist vielen auch heute noch unbekannt. Er war 
ein Vorkämpfer für die Aussöhnung zwischen den 
Kirchen. Sein Buch „Jakob der Letzte", in dem er das 
Bauernsterben beschreibt, wird in der Zukunft auch 
große Bedeutung haben und eine brennende Aktuali­
tät aufweisen. 

Generell ist das Bestreben der Ausstellung, den 
großen steirischen Dichter nicht nur vorzustellen, son­
dern wirklich wieder in das Gedächtnis zu rufen und in 
das Gespräch zu bringen. Sein Bild wird von nostal­
gischen Oberlagerungen gesäubert werden müssen, 
weil wirklich viel mehr dahintersteckt. Die unter­
schiedlichsten Interessengruppen haben sich eigent­
lich seiner Werke schon jahrzehntelang bedient, sich 
sein Gedankengut angeeignet, für ilrre Zwecke 
benützt und teilweise sogar verfremdet, 

1993 soll aber der kritische, der offene, der andere 
Peter Rosegger gezeigt werden, der an allen Proble­
men seiner Zeit, so wie es auch heute notwendig wäre 
- das sage ich auch sehr deutlich -, und das hat er nicht 
nur zuletzt als Journalist im „Heimgarten" getan, An­
teil genommen, und eines muß man auch sehr deutlich 
sagen, viele Fragen vor seiner Zeit schon beanwortet. 
Und da würden wir durchaus auch heute solche Pro­
pheten brauchen. Die Landesausstellung wird von 
Univ.-Prof. Dr. Gerold Schöpfer und Dipl.-Ing. Wolf-
gang Kapfhammer gestaltet in einer vorbildlichen Art 
und Weise der Zusammenarbeit mit der ansässigen 
Bevölkerung. Und das möchte ich wirklich sehr her­
vorstreifen. Es läuft alles im großen und ganzen plan­
mäßig. Ich darf Ihnen heute sogar schon die Prospekte 
austeilen. Und die 41,3 Millionen, die angesprochen 
wurden, kommen dem oberen Feistritztal von Anger 
über Birkfeld, St. Kathrein am Hauenstein bis nach 
Krieglach zugute. Ich stehe dazu, Kultur und Wirt­
schaft gehören in die Regionen. Ich möchte auch 
einige andere Dinge sehr deutlich aufzählen. Die ge­
samte Bevölkerung steht dahinter. In der Gemeinde 
Weißenegg zum Beispiel wurde der Drehort, das 
Schirnerhaus, für die TV-Serie renoviert. In Miesen-
bach, da lade ich gleichzeitig sehr herzlich auch ein, 
alle diese Orte zu besuchen, ist eine 37 Meter hohe 
Aussichtswarte, wo man sehr, sehr weit auch in den 
osteuropäischen Raum hineinsieht, errichtet worden. 
In Gasen gibt es eine Fotoausstellung, in Anger, und 
die würde ich auch sehr vielen ans Herz legen, gibt es 
eine interessante 14-Nothelfer-Ausstellung. Insgesamt 
muß man auch sagen, die Tracht wurde ebenfalls 
erneuert. Auf die Nachhaltigkeit im Bereich Fremden­
verkehr wird ein Schwerpunkt gesetzt, weü gerade 
das obere Feistritztal ein wirklich wunderschöner Ort 

ist, wo ich weiß, daß nicht nur die Landesausstellung 
interessant ist, sondern auch nachher. Die Vorberei­
tung für die Werbung läuft auf vollen Touren in ganz 
Europa. Ortsprospekte, Wanderwegführer,. Feistritztal­
führer, kulinarisch und Uterarisch muß man dazu-
sagen, hegen bereits auf. Der Veranstaltungskalender 
ist fast fertig, und sogar die Schüler von Birkfeld ge­
stalten eine Sondermarke. Und da möchte ich den 
Dank an den Landeshauptmann der Steiermark aus­
sprechen, der diese Landesausstellung wirklich 
wesentlich gefördert und unterstützt hat, und auch 
dem Hofrat Dr. Cwienk und seinem Team einen 
großen Dank sagen, das obere Feistritztal wird sie 
nicht vergessen. Und zum Schluß, auch lieber Herr 
Gennaro und Herr Vollmann, lade ich auch Sie sehr 
herzlich ein, am 7. Mai 1993 ist die Eröffnung. Bitte 
einschreiben! (Beifall bei der ÖVP und SPÖ. -
9.47 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Als nächster gemeldet ist der 
Herr Kollege Dipl.-Ing. Chibidziura. Ich erteile ihm das 
Wort, nach ihm der Kollege Trampusch. 

Abg. Dipl.-Ing. Chibidziura (9.48 Uhr): Sehr geehr­
ter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! 

Ich habe mit großer Freude die Ausführungen des 
Heinz Glössl verfolgt und muß ihm wirklich sagen, die 
Selbstdarstellung eines Volkes hat er gut getroffen, 
und die Selbstdarstellung der Steirer sollte auch wirk­
lich dahin gehen, daß jeder sich daran erinnert und 
auch bemüht ist, seine Tracht und seine Eigenheit zu 
erhalten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das gilt auch für den Dialekt. Der Dialekt ist heute 
gefährdet. Es gibt schon praktisch keine Menschen 
mehr in diesem Land, die den Dialekt sprechen. Einige 
verstehen ihn noch. (Abg. Vollmann: „Dann rede, wie 
dir der Schnabel gewachsen ist!") „Lauser du", das 
kennen wir schon noch, aber die Jungen, frage einmal 
die Jungen, wie das ist. In wenigen Jahren wird es vor­
bei sein. (Landeshauptmann Dr. Krainer: „Das ist ja 
völlig absurd!") Euer Wort in Gottes Ohr! Ich mache 
mir hier etwas Sorgen, und ich hoffe, daß der Dialekt 
überlebt. Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
(Abg. Dr. Lopatka: „Chibi, du kannst bei Landesrat 
Pöltl einen Kurs belegen!") Der Pöltl kann bei mir noch 
etwas lernen, wenn er will! Das weiß ich nicht, ob du 
das beurteilen kannst. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der 
Mensch lebt nicht nur von Brot allein, die Kultur ist mit 
ein Ausdruck dessen, was man unter anderem Lebens­
qualität nennt. Und es gibt natürlich eine ganze Band­
breite der kulturellen Möglichkeiten und Bedürfnisse 
der Menschen. Wir haben ja schon weite Bereiche 
davon gehört. Ich möchte mich vielleicht dahin gehend 
etwas ausdrücken, es gibt natürlich die Musik für das 
breite Volk, und nicht nur für die Elite. (Abg. Gennaro: 
„Deshalb heißt sie auch Volksmusik!") Es gibt auf der 
einen Seite den Spitzensport, und was man den 
Breitensport in der Musik nennt, das ist die Blasmusik. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Blas­
musik sichert uns einen Großteil der Volkskunst. Und 
wenn wir heute schon einiges über die Blasmusik 
gehört haben, so wissen wir, daß es 396 Blasmusik­
kapellen in diesem Land gibt und einige Spieimanns-



1124 16. Sitzungdes SteiermärkischenLandtages, XII. Gesetzgebungsperibde-2., 3.und 4. Dezember 1992 

züge dazu. Es gibt 15.233 aktive Blasmusiker, davon 
sind 12.849 männlich und 2384 weiblich. Unter 24 Jah­
ren sind 6633-, davon sind 4615 männlich und 
2018 weiblich. Die Mädchen haben Einzug in die Blas­
musik gefunden, und es wurde durch Jahre hindurch 
immer wieder als ungewünscht in den Blasmusik­
kapellen befunden, daß Mädchen drinnen sind. Heute 
- Gott sei Dank - sind sie Bestandteil unserer Blas­
musik. Wenn wir die Subventionen betrachten - (Abg.. 
Schützenhöfer: „Chibi, weil der Herr Landesrat 
Schmid neben uns sitzt und so viele Zahlen genannt 
werden, möchte ich dich fragen: Weißt du, wie viele 
Kapellen- und Stabsführer es gibt, die selber nicht 
spielen können?") du sollst mich nicht immer auf­
halten, weil dann muß ich womöglich bezahlen, weil 
ich zu lange brauche, verstehst du? (Landesrat DipL-
Ing. Schmid: „Und weißt du, Schützenhöfer, wie 
schwer ein Feuerwehrauto ist?") So, die Quer­
gespräche möchte ich abstellen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Finan­
zierung unserer Blasmusikkapellen ist vielschichtig, 
die Gemeinden haben im Jahr 1,991 13,546.564 Schil­
ling den Blasmusikkapellen zukommen lassen, wobei 
nicht eingerechnet ist jene Musikerheime, die den 
Blasmusikkapellen zur Verfügung gestellt werden, 
und oft zu einem Nennwert von einem Schilling, Das 
Land Steiermark hat im Jahr 1991 2,168.000 Schilling 
zur Verfügung gestellt, die Bevölkerung und sonstige 
haben gespendet 14,390.000 Schilling, und Konzerte 
und Aufführungen brachten für die Musikkapellen 
22 Millionen Schilling, in Summe rund 53 Millio­
nen. Ausgaben - und das ist, glaube ich, sehr 
interessant und wurde auch schon zum Teil ange­
zogen ^ für Neuanschaffungen von Instrumenten 
11,292.000 Schilling, Reparaturen 6,400.000 Schilling, 
Noten 2,600.000 Schilling, Trachten - wohlgemerkt -
11,400.000 Schilling, Musikerheime 4,800.000 Schil­
ling, Erhaltungsäusgaben für Musikerheime 4 Millio­
nen, für Feste immer wieder Steuern, 1,108.000 Schil­
ling, und AKM, also der Beitrag für Autoren, Musik­
verleger und Komponisten, 685.000 Schilling. 

Eine Summe von 60,8 Millionen Schilling! Ich 
glaube, hier doch sagen zu dürfen, daß es ein enormer 
Wirtschaftsfaktor ist, wenn man heute die Blasmusik­
kapellen hernimmt und sie fast 61 Millionen Schilling 
als Impulse in die Wirtschaft pumpen. Hier gilt Dank 
zu sagen den Gemeinden. Hier muß ich auch sagen, 
daß die Bürgermeister gelernt haben, daß die Blas­
musik im Ort wichtig ist. Sie ist der Kulturträger neben 
den Gesangsvereinen. Aber wie würde die Kultur in 
einem Markt, in einem Dorf aussehen ohne Blasmusik? 
Wir wissen, von der Wiege bis zur Bahre wird der 
Bürger in ländlichen Bereichen von der Blasmusik be- . 
gleitet. Die kirchlichen Feste werden rund um das Jahr 
gefeiert. Hier ist allen Obmännern und Funktionären 
herzlichst Dank zu sagen. Ich danke für den tosenden 
Applaus! Auf gut steirisch heißt das, jetzt wäre es zu 
klatschen. (Allgemeiner Beifall.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich muß 
ehrlich sagen, ich könnte mich jetzt auch hinstellen 
und sagen, ich danke, Und ich danke, und ich danke, 
aber ich weiß genau, daß mein Landesrat das nicht 
mag, daher habe ich jetzt nicht gesagt: ich danke; 
(Abg. Dr. WabI: „Chibi, du bist ja auch schön ein 
Küllrodenkmal!") Aber ich muß sagen, was er zusätz­

lich getan hat. Er hat zu seinem Voranschlag im Jahr 
1992 3,290.000 Schilling aus seinen Verfügungsmitteln 
den Blaskapellen zukommen lassen. Das ist ein großer 
Betrag! (Abg. Schuster: „Das sind alles Steuergelder!") 
Richtig! Dafür ist dem Steuerzahler zu danken, daß er 
bereit ist, das aufzubringen. Das ist gut, und dafür ist 
auch ein Applaus notwendig. Das ist richtig! (Abg. 
-Schützenhöfer: „Chibi, und aus all diesen Gründen 
stimmt ihr dagegen!") Ja, das ist schon richtig! Genau, 
weil ich das weiß, verstehst du! 

Aber ich glaube, einem Mann ist noch Dank zu 
sagen, dem Oberst Bodingbäuer, unserem Landes­
kapellmeister, der es in den letzten Jahren geschafft 
hat, die steirische Blasmusik von einer Biermusik in 
eine Blasmusik mit sinfonischen Ansätzen zu bringen. 
Die Blasmusik heute spielt ein Wälzerl genauso schön 
und geschmeidig wie modernste Musik mit sinfo­
nischem Anstrich. Ich muß ehrlich noch dazusagen, es 
ist Gott sei Dank so, daß im ORF auch das wieder er­
kannt worden ist, daß die Blasmusik gerne gehört wird 
und daß die Sendungen unter Dr. Ziesel wieder Ein­
gang gefunden haben. 

Wir sind froh, daß die Jugend zur Blasmusik steht 
und immer wieder kommt. Es ist nicht leicht, sie zu 
motivieren, schließlich und endlich findet der Wett­
kampf zwischen Fußballverein, Feuerwehr und Blas­
musik statt. Eine Beschäftigung in der Blasmusik ist 
eine. Freizeitbeschäftigung mit ausgesprochen gutem 
Erziehungsfaktor. 

Meine sehr geehrter Damen und Herren! Wir kön­
nen auch dankbar sein, daß der Nachwuchs in den 
Musikschulen ausgebildet wird. Wir haben ja einen 
Antrag eingebracht, daß die Musik und der Gesangs­
unterricht der Blasmusikkapellen in den Musikschulen 
als Äusbildungsstätte gegeben ist und daß es halt 
steiermarkweit einen Elternbeitrag geben soll, der 
gleich hoch und zumutbar soll. 

Wir wissen noch immer, daß es unterschiedlichste 
Elternbeiträge gibt. Wir hoffen doch, daß es steier­
markweit möglich sein kann, daß hier diese Eltern­
beiträge gleichgezogen werden. Es gibt große Leistun­
gen der Musikschulen. Viele, viele junge Leute sind 
bereit, sich dort zu plagen, um hier etwas für die Musik 
zu tun. 

Über die Sänger wurde schon gesprochen. Museen, 
jawohl, große Anstrengungen, Joanneum. Gestatten 
Sie, daß ich ein bißchen überblättere, was nicht unbe-'. 
dingt zweimal gesagt werden muß. 

Ja, da gibt es schon noch ein paar Dinge, die zu 
sagen sind. Unter anderem, daß es eine Pilotschau-
sammlung „Natur" geben soll, eine Besichtigung von 
Museen durch Europa. Es ist, glaube ich, nicht unbe­
dingt notwendig, daß zehn Beamte aus dem Joanneum 
hier Untersuchungen in Europa machen müssen. 
Wenn das schon sein muß, dann soll das einer machen. 
Hier sollte man das ein bißchen überdenken. (Landes­
hauptmann Dr. Krainer: „Kollege Chibidziurä, Sie sind 
scheinbar nicht am letzten StandL Die Herren haben ja 
bekanntlich dieses Ansuchen selber zurückgezogen. 
Es ist da eine Falschmeldung in einem Blatt zu lesen 
gewesen, offenkundig durch eine Indiskretion aus der 
Regierung. Das ist von den Beamten selber zurückge­
zogen worden. Es war in Diskussion. Es hat'durchaus 
'die Meinung von exzellenten Fachleuten^gegeben, die 
gemeint haben, es wäre sehr sinnvoll, wenn diese sich 
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miteinander diese Sache anschauen würden. Wir 
haben das diskutiert. Der Herr Kollege Schachner-
Blazizek hat da seine Einwände in der Regierung ge­
habt. Ich habe mit dem Direktor des Joanneums auch 
darüber gesprochen, und die Herren haben das von 
sich aus zurückgezogen. Also das ist nicht der Fall ge­
wesen. Damit da keine Falschmeldungen auch vom 
Landtag ausgehen!") Ich h abe gesagt, daß man das 
überdenken soll. Ich nehme das gerne zur Kenntnis. 
(Landeshauptmann Dr. Krainer: „Das ist überdacht 
worden! Man braucht das nicht zur Kenntnis zu 
nehmen, es wurde zurückgezogen!") Die Frage Trigon 
ist ja auch behandelt worden. Daß hier eine Nach­
denkphase ist, das ist gut. 

Eines möchte ich noch sagen. Es gibt im Privatbesitz 
auch Landeseigentum, nämlich im Schloß Planken-
warth sind Kachelöfen aufgestellt. Es ist halt ein 
bißchen auch die Frage, ob nicht die Gefahr besteht, 
wie es bei der Burg Strechau war, daß es, nachdem es 
gekauft worden ist, abgenommen worden ist vom 
Denkmalamt, das Okay für e inen Umbau gegeben 
wurde. Dann hat dieser Herr einfach die Türen heraus­
gerissen und neue eingebaut. Wahrscheinlich hat man 
sie i rgendwo anders zu guten Preisen gebraucht. 

Ich meine, es ist schon eine Gefahr, daß hier dem 
Land Schaden entsteht. Es müßte hier wirklich auch 
die Sicherung dieser Bestände des Landes gegeben 
sein. Wenn das halt ein bißchen in diese Linie geht, 
g laube ich, müßte man wirklich einmal das vielleicht 
sogar vom Rechungshof überprüfen. Ich glaube 
summa summarum, daß hier in diesem Land auch von 
vielen Privaten große Anstrengungen für die Kultur 
gemacht werden. Wenn man den Katalog der beson­
deren kulturellen Sehenswürdigkeiten kennt, dann 
weiß man, daß hier die Privatinitiative sehr groß ist. 
Dafür ist den Privaten zu danken. In diesem Sinne 
danke ich für die Aufmerksamkeit! (Beifall bei der 
FPÖ. - 10 .04 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Als nächster zu Wort ge­
meldet ist der Herr Kollege Trampusch, nach ihm der 
Herr Abgeordnete Tasch. 

Abg. Trampusch (10.04 Uhr): Herr Präsident! Hohes 
Haus! 

In dieses Kapitel fällt auch der Bereich Museen. Und 
wenn wir heute schon quer durch die Kultur diskutie­
ren, dann darf ich doch auch verlangen, daß wir uns 
gerade im Zusammenhang mit der e igenen Ver­
gangenhei t dessen stärker bewußt werden, daß wir 
uns an unsere e igene Geschichte erinnern. Ich habe 
hier dieses Anliegen, das ja nicht das erste Mal vor­
gebracht wird, daß wir uns auch daran erinnern, daß 
die steirische Romerstadt Flavia Solva noch immer 
einer s tärkeren Ausgrabung und Betreuung bedarf. Es 
hat erfreulicherweise gerade in jüngster Zeit hier eine 
Förderung gegeben, mit der einiges weitergeht, Herr 
Landeshauptmann. Aber das große Anliegen ist sicher 
sehr wohl dieser archäologische Verein, in dem also 
sehr viele sitzen, die Vertreter aller Parteien, aber auch 
die regionalen Interessierten aus Wirtschaft, Fremden­
verkehr und andere, daß es doch in absehbarer Zeit im 
Zusammenhang mit dem regionalen Museumskonzept 
Joanneum dazu kommt, daß dort wirklich ein echtes 
Museum entsteht. Es gibt ja ein Provisorium, und 

allein dieses Provisorium zeigt heuer mehr als 2000 Be­
sucher, obwohl gar nicht viel geworben werden 
konnte. Es ist nicht nur aus historischer Sicht sehr 
interessant, sondern es würde auch aus der Sicht des 
Fremdenverkehrs einiges bringen, wenn man sich der 
Sache annimmt. Ich würde hier wirklich bitten, das ge­
meinsam zu verfolgen und dort, wo wir Einfluß haben, 
im Landesmuseum Joanneum selbst dafür einzutreten. 

Erlauben Sie mir auch die Bemerkung, ich gebe 
heute noch immer den Markomannen die Schuld, daß 
sie so 402 nach Christi diese seinerzeitige Hauptstadt 
der römischen Provinz Noricum, heute Steiermark und 
etwas drüber hinaus, zerstört haben. Denn wenn das 
nicht der Fall gewesen wäre, würden wir unsere 
Budgetberatungen in der Südsteiermark durchführen, 
und wir hät ten wahrscheinlich auch viel mehr Park­
plätze für Abgeordnete. Das möchte ich auch noch 
dazusagen. 

Aber, meine sehr geschätzten Damen und Herren, 
nachdem der Kollege Chibidziura so einen Streifzug 
- ich würde fast sagen multikulturell - quer durch vie­
les gemacht hat, erlauben Sie mir doch auch eine Be­
merkung dazu. Die Blasmusik ist sehr, sehr wichtig, 
und wir bekennen uns dazu. Aber sie ist natürlich 
nicht die Kunst schlechthin allein, das ist sehr viel 
mehr. Erlauben Sie auch eine sehr persönliche Be­
merkung. Kunst soll etwas vermitteln, soll Empfindun­
gen wachrufen zwischen dem, der sozusagen produ­
ziert, und dem, der Kunst konsumiert, hätte ich fast 
gesagt. (Landeshauptmannstellvertreter DDr. Schach-
ner-Blazizek: „Franzi, Kunst ist etwas Sinnliches!") Ja, 
aber darf ich wirklich meine Bemerkung machen. Ich 
behaupte: „Du sollst nur schreiben, wenn du das so 
kannst, daß die Menschen dich verstehen. Du sollst 
nur malen, wenn es dir gelingt, deine Botschaft sicht­
bar zu machen. Und du sollst auch nur reden, wenn die 
Menschen dich verstehen." Das gut aber nicht nur für 
Künstler, sondern auch für Politiker. „Und kannst du 
dies alles nicht, dann bist du ein Scharlatan. Ein Schar­
latan deshalb, weil du mit der Eitelkeit anderer rech­
nest, nämlich die nicht zugeben wollen, daß sie dich 
nicht verstehen und begreifen und so tun, als ob und 
wie und außerdem." Und ich sage, es geht um Inhalte, 
und nicht um Aktionismus. Das ist die Frage - die Ant­
wort muß jeder für sich selbst suchen. Danke! (Beifall 
bei der SPÖ. - 10.08 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Als nächster Redner der Herr 
Kollege Tasch. Nach ihm der Herr Abgeordnete 
Bacher. 

Abg. Tasch (10.08 Uhr): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! 

Zuerst muß ich einmal ein bißchen etwas sagen zum 
Kollegen Chibi, und zwar zum Dialekt. Wenn der Herr 
Klubobmann Vesko ganz nach dem Dialekt reden 
würde, würde ihn der Schmid noch weniger verstehen 
als sonst. Das wäre sicherlich schwer. Darum warst 
auch längere Zeit im Ausland, und durch das kannst 
das Hochdeutsch auch. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das wollte ich dir nur sagen, Chibi, weil du dich auf­
geregt hast wegen dem Veskö, oder hast alle anderen 
auch gemeint? (Abg. Dipl.-Ing. Chibidziura: „Du sollst 
ein bißchen mehr nach der Mundart reden!") Ach so, 
mich auch! Du, die Ennstaler haben eine e igene 
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Sprache immer gehabt, gerade heraus, offen und ehr­
lich, das versteht ihr oft schlecht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es sind 
die Landesausstellungen angeschnitten worden, und 
zwar haben die Freiheitlichen, meine Freunde, einen 
Antrag eingebracht, einen Resolutionsantrag, „Kultur 
darf nichts mit Wirtschaft und Tourismus zu tun 
haben". (Abg. Bleckmann: „Du hast mich falsch ver­
standen! ") Ich habe dich schon verstanden! Es soll aus 
anderen Gruppen finanziert werden, ich habe dich 
schon verstanden. Nur, ich habe euch voriges Jähr be­
reits gesagt, ich würde euch auf dem Sektor gerne 
Nachhilfestunden erteilen, aber ihr braucht hier so 
lange, bis ihr es versteht, und so lange habe ich nicht 
Zeit. Das ist meine große Schwierigkeit! (Abg. Dipl-
Ing. Chibidziura: „Du mußt einem jeden sagen, daß du 
der Gescheiteste bist!") Lieber Chibi, ich habe vorher 
gerade mit deinem Landesrat geredet. Er hat gesagt, 
es ist ein Krampf, eigentlich ist es in der eigenen Frak­
tion auch so, daß sie dich nicht gerne, reden hören, 
aber du willst halt alleweil! Aber es gibt solche und 
solche. 

Ich möchte zur Landesausstellung eines sagen, Herr 
Landeshauptmann: Ich darf einen herzlichen Dank 
unseren Kulturleuten in der Steiermark sagen - (Abg. 
Dipl.-Ing. Vesko: „Ich kann nicht mehr länger 
zuhören!") Ich bin eigentlich wirklich froh, daß der 
Vesko aufsteht. (Abg. Trampusch: „Kulturerhebung!") 

Der Landesrat Erich Tschemitz ist ja auch einer ge­
wesen, der sich sehr bemüht hat mit den Abgeordne­
ten Kanduth, Kröll, daß die Landesausstellung in 
Trautenfels stattgefunden hat. Ich muß sagen, wir sind 
alle, die ganze Region, ausgesprochen stolz darauf. 
Nicht Quantität, sondern Qualität ist sicher das, auf 
das wir mehr Wert legen müssen. Und Qualität hat die 
Landesausstellung in Trautenfels besonders ausge­
strahlt. Auf dem Sektor möchte ich auch dem Hofrat 
Cwienk mit seinen Mitarbeitern danken, weü alle, die 
sich mit dem Thema beschäftigt haben, „Lust und 
Leid, barocke Kunst und Alltag", waren hellauf be­
geistert von dieser Landesausstellung. Natürlich, 
Kollegin Bleckmann, wenn man sichmit dem Thema 
nicht beschäftigt, dann -versteht man es nicht. (Abg. 
Bleckmann: „Warum sind so wenige Leute gekom­
men?") Es ist ja klar, man muß sich da schon ein 
bißchen hineinlesen, daß man ein bißchen eine 
Ahnung davon bekömmt. 

Ich habe es schon gesagt, Qualität ist für mich 
immer entscheidend, und nicht Quanität. Und ich muß 
euch sagen, solche Landesausstellungen sind nicht nur 
für eine Gemeinde oder für ein Schloß ganz entschei­
dende Ich muß auch eines sagen, dieses Schloß 
Trautenfels War eine Wehrburg, ein Talschloß, und wir 
haben dieses Schloß geöffnet für die ganze Region. 
Und es ist uns gelungen, seit dem Jahr 1983, aus 
Eigeninitiative für dieses Schloß 13 Millionen aufzu­
bringen und dieses Schloß vor dem Verfall zu retten. 
Die endgültige Sanierung ist durch die Landesaus­
stellung passiert. Meine Damen und Herren, durch 
diese Landesausstellung hat nicht nur das Schloß 
einen Aufputz erreicht, es ist zu einem echten Juwel 
des Ennstales geworden, sondern die ganze Region 
•hat; .sich mitgefreut.. Es sind also Fremdenverkehrs-
obmänner, Toürismusfächleute, Leute aus den Ge­
meinden zu mir gekommen, von Sehladmlrig bis nach 

Bad Aussee, und haben sich mitgefreut über diesen 
Aufwind, über dieses schöne Schloß und über diese 
schöne Ausstellung. Und; meine Damen und Herren, 
200 Nebenveranstaltungen zu dieser Landesaus­
stellung waren bestens besucht. Eine Ausstellung 
„Glaube und Macht" in der Burg Strechau mit 30.000 
Besuchern hat ebenfalls einen großen Stellenwert ge­
habt. Und so, glaube ich, müssen wir die Landesaus­
stellungen sehen. Ich glaube, daß auch Landesausstel­
lungen nur in jene Gegenden kommen sollen, wo man 
die Infrastruktur verbessern und stärken kann. In un­
serem Gebiet, in der Dachstein-Tauern-Regiön, im Be­
zirk Liezen, im steirischen Salzkammergut; finden im­
merhin 52 Prozent des Tourismus der Steiermark statt. 
Wir haben durch diese Landesausstellung viele Gäste 
aus dem In- und Ausland bekommen, die noch nie in 
unserem Gebiet waren. Und darauf sind wir. besonders 
stolz. Ich glaube, und ich habe es vorher erwähnt, 
nicht die Anzahl der Menschen ist entscheidend, 
sondern jene Menschen, die große Kaufkraft haben. 
Da diese Landesausstellung von hohem Kulturwert 
war, sind auch Leute, die sehr kulturinteressiert 
waren, in unsere Gegend gekommen und haben sich 
diese Ausstellung angesehen. Und ich möchte sagen, 
wenn ihr Trautenfels und die Umgebung ein Jahr vor 
der Ausstellung gesehen hättet und jetzt bei der Aus­
stellung, da kann man sich nur riesig, freuen über den 
Aufputz und auch, wie die Menschen in diesem Gebiet 
mitgemacht haben, um die Ortschaft, das Ortsbild zu 
verschönern. 

Ich möchte all jenen, die Verantwortung für diese 
Landesausstellungen getragen haben, ein herzliches 
Danke sagen. Auch ein herzliches Danke dem ehe­
maligen Landeshauptmannstellvertreter Jungwirth, 
der mit dem Hinausgehen dieser Landesausstellung 
viel dazu beigetragen hat, daß man die Steiermark 
kennengelernt hat. 

Ich glaube, viele Gruppen, die gekommen sind, um 
sich diese Landesausstellung anzuschauen, waren in 
diesem Gebiet zum ersten Mal. So ist es in Judenburg 
gewesen, so ist es in Mürzzuschlag gewesen. Wenn 
wir den Bürgermeister bei der Abschlußveranstaltung 
in Mürzzuschlag gehört haben, wo er gesagt hat: „Ich 
kann unserem Landeshauptmann und dem Landes­
hauptmannstellvertreter Jungwirth nicht genug 
danken, denn was diese für dieses Tal, für dieses Ge­
biet getan haben, das ist ein bleibender Wert." Und 
was Sie, Herr Landeshauptmann, für unser Gebiet 
getan haben, das ist ebenfalls ein bleibender Wert. 
Dafür sagen wir dir alle ein herzliches Dankeschön. 

Ganz besonders möchte ich in diesem Sinne die 
Blasmusik herausstreichen. Öd und leer wäre es in 
unseren Gemeinden, gäbe es diese Blasmusiker nicht, 
die Idealismus und Einsatzfreude bei jeder Gelegen­
heit zeigen. Ich glaube, diese Idealisten muß man ein­
fach unterstützen und muß man einfach fördern. 

Kollege Chibidziura hat also zur Burg Strechau 
Stellung genommen, weil da anscheinend die Türen 
herausgekommen sind. Lieber Chibi, schau dir die 
Burg heute einmal an. Dann wirst du sehen, was dieser 
Posch für diese Burg geleistet hat, das ist Unwahr­
scheinliches. Ich glaube, es war die beste Idee über­
haupt, diese Burg, zu privatisieren. Dieser Mensch hat 
sich bereit erklärt, diese Burg zu sanieren, zu reparie­
ren und der Bevölkerung zur Verfügung zu stellen. Ich 
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glaube, es wäre dem Land Steiermark in keiner 
gleichen Weise gelungen wie diesem Posch, diese 
Burg aus verhältnismäßig billigen Mitteln so herzu­
richten. Da gehört Idealismus, da gehört Einsatzkraft 
dazu. (Abg. Dörflinger: „Kurt, meinst du die Grazer 
Burg?") Aber es gibt wenige Leute, die in einen 
Kulturbereich ihr ganzes Geld hineinstecken. Diese 
findest du auf der ganzen Welt nur dünn gesät. Das 
muß ich dir sagen. Wenn du zuerst gesagt hast, du 
kannst also deinem eigenen Landesrat nicht danken, 
weil er das nicht gerne will, dann hast du das Danken 
wahrscheinlich verlernt, seitdem du wieder im Land­
tag bist. Da hat dir der Haider hereingeholfen, ist wirk­
lich eine klasse Geschichte. 

In diesem Sinne, meine Damen und Herren - ich 
habe auf die Uhr geschaut -, ich möchte mich nach 
dem Motto halten „Tritt frisch auf, machs Maul auf 
und hör bald auf!". Alles Gute weiterhin für die 
Landesausstellungen in Zukunft. (Allgemeiner Beifall. 
-10.17 Uhr.) • - •• • 

Präsident Dr. Klauser: Es waren immerhin zehn 
Minuten. 

Ich begrüße auf der Zuschauergalerie die Schüler 
der HTL Ortweingasse unter der Leitung von Prof. 
Dr. Walter Großhaupt und die Schüler der Handels­
schule Deutschlandsberg unter der Leitung von Frau 
Prof. Dietlinde Marinschek. Herzlich willkommen! 
(Allgemeiner Beifall.) 

Als nächster gemeldet ist der Herr Kollege Bacher. 
Ich erteile ihm das Wort, nach ihm der Herr Abgeord­
nete Dr. Cortolezis. 

Abg. Bacher (10.17 Uhr): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

Nachdem der Herr Kollege Tasch länger geredet 
hat, werde ich versuchen, das einzuholen. 

Eingehend auf die Ausführungen der Frau Kollegin 
Bleckmann, möchte ich ein paar Worte dazu sagen. 
Auf Antrag des Landeshauptmannes hat die Landes­
regierung emstimmig für 1995 Murau als Landesaus­
stellungsort zugestimmt und erkoren, und zwar zu 
einem sehr spannenden Thema, nämlich dem Thema 
„Holz - leben mit Holz, bauen mit Holz". Es hat ja län­
gere Diskussion darüber gegeben, ob das Thema über­
haupt Besucher bringen wird, ob damit überhaupt ein 
kulturelles Thema aufgearbeitet werden kann. 

Ich bin zutiefst überzeugt, daß dieses Zusammen­
gehen zwischen Kultur, Brauchtum, aber auch der 
Wirtschaft und dem Tourismus eine wesentliche Vor­
aussetzung ist, zukünftig Landesausstellungen dieser 
Art und Weise durchzuführen. 

Es gibt eine Reihe von Initiativen in der Region und 
im Bezirk Murau. Ich denke hier vor allem an das 
Holzmuseum, das innerhalb der letzten Jahre über 
100.000 Besucher vrzeichnen konnte. Ein Museum, 
das aus kleinen Ansätzen gewachsen ist und wesent­
lich dazu beigetragen hat, daß heute diese Landesaus­
stellung durchgeführt werden kann. Ich denke an die 
Initiativen der Holzstraße, aber auch den kulturellen 
Bereich in St. Lambrecht mit der- Künstlerbegegnung. 
Es gibt eine Reihe von Initiativen. Aber es gibt dane­
ben auch eine Reihe von Initiativen mit der Wirtschaft, 

mit unseren Tischlereibetrieben, mit unseren Künst­
lern. 

Ich danke vor allem der Kulturabteilung sehr, daß es 
mit der Steirischen Akademie möglich war, im Zu­
sammenschluß zwischen Künstlern und den Betrieben 
in der Region auch neue Innovationen zu schaffen. Ich 
glaube auch, daß vor allem Landesausstellungen in 
dieser Richtung weiterarbeiten sollten. 

Es hat auch einen Holzkongreß in Murau gegeben, 
wo viele ausländische Gäste im Rahmen der Alpen-
Adria anwesend waren. Es ist wirklich interessant und 
wichtig, daß vor allem auf dem Gebiet „Holz - leben 
mit Holz, bauen mit Holz" vieles möglich ist. Ich 
erwarte mir für die Region Murau nicht nur kulturell 
einen Aufschwung und einen weiteren Ausbau, vor 
allem wirtschaftlich und in der Infrastruktur. Ich 
glaube, das ist auch der richtige Weg. 

Wenn immer diese Diskussionen über Landesaus­
stellungen sind und sie ausschließlich nur daran ge­
messen werden, wie viele Besucher diese Ausstellung 
besuchen, dann glaube ich nicht nur, daß das ein Indi­
kator ist, sondern es kommt auf die Qualität an und vor 
allem auch darauf an, was nachher als Nachnutzung 
hinten bleibt. Wir sind guten Mutes. 

Wir haben ja auch eine gute Brauerei in Murau. Sie 
feiert im Jahr 1995 500 Jahre. Wir möchten fast sagen: 
„Holz ist unser Bier." In diesem Sinne bedanke ich 
mich für die Zustimmung. Danke schön. (Allgemeiner 
Beifall. -10.22 Uhr.) 

Präsident Dr. Klauser: Der Kollege Bacher verdient 
unseren Dank für einen vierminütigen Beitrag. Als 
nächster zu Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Cortolezis, nach ihm der Herr Kollege Dörflinger. 

Abg. Dr. Cortolezis (10.22 Uhr): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! 

Am vergangenen Montag, hat der Herr Landes­
hauptmann zu einem runden Tisch über das Trigon-
Haus eingeladen. Es hat dort der Kulturstadtrat der 
Stadt Graz, Helmut Strobl, einen eindringlichen 
Appell formuliert, indem er darauf hingewiesen hat, 
daß eine Verlängerung der Debatte über das Trigon-
Haus dem kulturellen Image der Landeshauptstadt, 
aber auch der Steiermark einen großen Schaden zu­
fügen würde. 

Meine Damen und Damen, tatsächlich haben wir 
etwas zu verlieren. Das hat zuletzt das Jahr 1992 ge­
zeigt. Wenn wir dieses Dreivierteljahr, das zwischen 
der letzten Budgetdebatte und heute verstrichen ist, 
ganz kurz Revue passieren lassen - nur einige Stich­
worte, weil das kulturelle Leben viel zu vielfältig ist, 
als daß wir da alles aufzählen könnten -, dann sind es 
tatsächlich beachtliche Ereignisse gewesen. 

Eine international beachtete „Styriarte". Neben 
Nikolaus Harnoncourt war auch diesmal deutlich die 
Handschrift des Intendanten Mathis Huber zu ei-. 
kennen. Es ist nicht alltäglich, daß nicht nur die hei­
mischen Medien, sondern daß weltweit darüber be­
richtet wird. Ich habe mir das angeschaut: halbseitige 
Zeitungsberichte in der „New York Times", „Los 
Angeles Times", „Harold Tribüne" und einigen Zeit­
schriften und Zeitungen. (Abg. Dr. Maitz: „Die Be­
sucher aus diesen Räumen fehlen! Die Zeitungs-
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meidungen sind zuwenig!") Das ist eben nicht zu­
wenig! Es sind erstens auch die Besucher und, was es 
vor allem ist, es ist das kulturelle Image, das wir uns 
mit so einer Veranstaltung weltweit erwerben, auf­
rechterhalten. Darum geht es auch. Das ist nicht ohne, 
wenn in solchen Zeitschriften halbseitige Artikel dar­
über erscheinen und die Steiermark und Graz auch in 
diese spannende, kulturelle Situation einbetten, in der 
wir uns befinden. 

Der „steirisehe herbst" ist seinem Ruf, wenn wir es 
zeitlich in der Chronologie Revue passieren lassen, 
durchaus gerecht geworden, ein überregionales eta­
bliertes Avantgardefestival zu sein. 

Werner Schwabs „Mesalliance" und Haubenstock-
Ramatis „Amerika" haben das meiste Echo erfahren. 
Und auch hier, Kollege Erlitz, „Süddeutsche Zeitung", 
„FAZ", „Spiegel", „Welt am Sonntag", „Neue 
Züricher", „ Die Zeit", um nur einige Zeitungen der be­
nachbarten Länder zu nennen, die darüber ausführlich 
berichtet haben und Graz und die Steiermark mit 
kulturellem Wagnis und Mut bei den Lesem oder aber 
auch Fernsehzuschauern in Verbindung gebracht 
haben. Darum geht es mir sehr wohl auch. Aber auch 
Survival Research Theatre, Lichtschwert Hartmut 
Skerbisch oder John Cage und nicht zu Vergessen die 
Trigon-Retrospektive bestätigen.die bemerkenswerte 
Dichte und Gewichtigkeit dieses Avantgardefestivals. 
Dynamische regionale Kulturzentren, immer stärker 
werdende regionale Biotope, die erstmals auch ge­
meinsam im Steirischen Kultursommer vermarktet 
worden sind, sind der beste Beweis dafür, daß das 
kulturelle Leben die gesamte Steiermark umfaßt, und 
nicht nur die Landeshauptstadt. Die Landesaus­
stellung, der Kollege Tasch hat es vorhin gerade ge­
sagt, witterungsgeschädigt wie die Landwirtschaft, die 
Zeughausausstellung in den USA, das erste Festival 
der Architekur im Haus der Architektur, die mehr­
fachen Höhepunkte der Akademie Graz sind nur 
einige weitere Blitzlichter aus dem vergangenen Drei­
vierteljahr. Das heißt, meine Dainen und Herren, wir 
haben wirklich einen Ruf zu verlieren durch diese 
neuen Töne, die in der Kulturdebatte aufgetaucht sind 
und die hier eingebrächt werden. Und es ist nicht nur 
die Trigon-Haus-Debatte, auf die ich später noch . 
zurückkommen werde, sondern es ist auch das stän­
dige Vernadern der kulturellen Aktivitäten. Es ist aber 
auch die Wortwähl, die zur Klimayerschärfung 
beiträgt. Einige Beispiele: Wir waren und sind stolz auf 
die Grazer Schule der Architektur, auf das, was in den 
heimischen Medien, auf das, was in den internatio­
nalen Medien, Fachzeitschriften über diese Grazer 
Schule der Architektur berichtet wird. Und es ist einem 
Architekten vorbehalten gewesen, mit seinen Arehi-
tektenkoUegen. dieses hervorragende Klima in einen 
Streit münden zu lassen. Ein Streit, der sofort einen 
österreichweiten Beitrag in ORF 2 zur Folge gehabt 
hat. (Landesrat Dipl.-mg. Schmid: „Und wer hat den 
provoziert? Ich werde auf das noch kommen!") Ich 
bitte darum! Ich bitte darum, weil es unserem kultu- -
rellen Klima, unserem Verständnis, unserer Liberalität 
keineswegs gutgetan hat, daß nicht über die positiven 
Akzente der Architektur in diesem Beitrag eingegan­
gen worden ist, sondern nur um den Streit zwischen' 
Landesrat Sdimld auf der einen Seite und der Grazer 
Schule der Architektur auf der ändereri Seite. (Landes-
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rat Dipl.-Ing. Schmid: „Ich habe keinen Streit mit der 
Grazer Schule, außer mit ein paar Typen!") Es bleibt 
dem gleichen vorbehalten, seine Kritiker - jetzt zitiere 
ich wörtlich, ich hoffe, das stimmt nicht, muß ich nur 
sagen, „als speichelleckende Sekte rund um Dieter ~ 
Dreibholz, zumindest selbstherrlich" zu bezeichnen, 
nachzulesen im November in der Zeitschrift „ A3/Bau". 
(Landesrat DipL-lng. Schmid: „Lesen Sie den.Artikel 
vorher auch vor!") Ja, aber ich lese das, was ich zitiert 
habe, auch, und es ist wahrscheinlich nicht unbedingt. 
der Stil, in dem ein Mitglied der Landesregierung sich 
äußern sollte oder wie es halt jeder damit hält. Ein Lan­
desrat im Kampf gegen die Grazer Schule! Es ist der­
selbe Landesrat, der in seiner Funktion als Partei­
obmann unter dem Gejohle der Parteitagsdelegierten 
sich als ,, dürnmlicher Älpler" selbst bezeichnet - (Lan­
desrat Dipl.-Ing. Schmid: „ Nicht ich mich, sondern Ihre 
Kulturkollegen!") Sie haben sich selbst so bezeichnet. 
„Auf dem Klavier der Hochkultur versus Volkskultur", 
es ist eine APA-Meldung, „spielt Schmid in einem ein-
einhalbstündigen Referat wiederholt. Er sehe nicht 
ein, warum allein die Vorplanung für das Trigon-
Museum, von dem niemand weiß, was Mneinkommen 

" soll", - wenn man an der Diskussion nicht teilnimmt -
„20 Millionen Schilling gekostet hätte" - (Abg. Gen-
naro: „Und wieviel brauchen wir für die" Berufsschu­
len?") ja, ja, jetzt kommt 's - „bei den Budgetverhand-
lungen im Land werde er gerne den , dümmlichen 
Älpler' abgeben, wenn es darum gehe, die Volks­
kultur" und so weiter. Das heißt, Sie haben sich selbst 
durchaus so bezeichnet und .haben damit versucht, 
dies© Polarisierung zwischen Volks- und Hochkultur 
vorzunehmen. Und vor diesem Hintergrund ist esdenn 
auch kein Wunder, wenn ein Abgeordneter der Frei­
heitlichen Partei, diejenigen, die sich mit der zeit­
genössischen Kunst und Kultur beschäftigen und aus­
einandersetzen, als Negeranten bezeichnet. So eine 
Sprache hat es schon lange nicht mehr gegeben, wahr­
scheinlich jahrzehntelang nicht mehr. 

Und noch eines, wenn das Cafe Rosenhain und das 
Bad zur Sonne als Kulturersatz dienen sollen, dann hat 
offensichtlich Ihr Kollege Vizebürgermeister Wein­
meister von dieser neuen Parteilinie noch nichts er­
fahren, weü bis zu ihm hat es sich nicht durchge­
sprochen. In dieser letzten Ausgabe „derzeit", das ist 
die Kultur- und Veranstaltüngszeitschrift, die von 
der Kulturveranstaltungsgesellschaft herausgegeben 
wird, inseriert er noch mit „Mehr Kultur an der Mur -
Peter Weinmeister". Wenn es so weitergeht mit der 
freiheitlichen Linie, dann droht das nächste Inserat zu 
lauten „Die Kultur in die Mur". Meine Damen und 
Herren, das ist genau entgegengesetzt der bisherigen 
steirischen Kulturpolitik, die versucht hat, nicht auszu­
grenzen, nicht gegenseitig die Unterschiede hervorzu­
kehren, auseinanderzudividieren, zu polarisieren, 
sondern die versucht hat, das scheinbar Gegensätz­
liche, das heute so überzeugend von Franz Rieben-
bäuer auf der einen Seite, aber auch, wie ich es ver­
sucht habe, für das Zeitgenössische, dargestellt wurde, 
zu verbinden; des etwas Gemeinsames. Daß es eben 
ein Miteinander gibt. Das eine, und das andere, daß es 
kein entweder - oder, sondern ein sowohl - als auch 
sein muß, und dieses Bemühen um die Gemeinsamkeit 
und dieses Offenhalten der steirischen Kulturpolitik 
als eine liberale. Kulturpolitik, dafür ist ein Garant 
unser Landeshauptmann als Kulturreferent. Und da ist 
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er zum Unterschied, weil du nickst, Kollege Flecker, 
da ist er zum Unterschied auch nicht bereit, sich hin­
einzumischen, um den Zensor zu spielen. Aber andere 
haben das sehr wohl vor. Da glaube ich nicht diesen 
Sirenengesängen, die heute der Kollege Erlitz ausge­
streut hat, indem er von der Kultirrholding nur ganz 
schamhaft mehr gesprochen hat, sie solle nur mehr 
Kleinigkeiten miteinander verbinden. Was hat er denn 
gemeint, der Erste Landeshauptmannstellvertreter? Er 
hat gemeint, dies ist deswegen notwendig, damit im 
Opernhaus nicht mehr „Gräfin Mariza" als Konkur­
renz zum „steirischen herbst" gespielt wird. Also er 
will sehr wohl in die Programmierung eingreifen, wozu 
würde er sonst diese Kulturholding brauchen? Wobei 
das überhaupt ein Phänomen ist. Mir kommt vor, diese 
Holding ist fast so etwas wie Loch Ness. Immer, wenn 
die Sauregurkenzeit da ist, dann zieht man das aus 
dem Hut und versucht hier, seinen alten Kalauer neu 
geschmückt zu präsentieren. Was ist es in Wahrheit? 
Es ist der Versuch, die Eigenständigkeit und Selb­
ständigkeit der sehr unterschiedlichen Kulturveran­
stalter und Kulturträger zu unterminieren. Es fällt mir 
ein Vergleich aus der Landwirtschaft ein. Es hat auch 
in der ehemaligen Sowjetunion den Versuch gegeben, 
diese einzelnen Bauern zu Kolchosen zusammenzu­
pferchen. Was herausgekommen ist, weiß man. Mir 
kommt vor, der Versuch des Zusammenpferchens der 
einzelnen Kulturträger ist nichts anderes als eine 
Kolchosierung. Meine Damen und Herren, hier sicher­
lich nicht mit uns. 

Nun zum Trigon-Haus. Kollege Erlitz hat es schon 
angesprochen. Mir kommt es so vor, als ob von gewis­
ser Seite der Eindruck erweckt werden soll, daß dieses 
Projekt gerade vor zwei Wochen auf den Tisch ge­
kommen ist, als ob man völlig uninformiert sich jetzt 
das erste Mal mit diesem Thema auseinandersetzen 
müßte. Tatsache ist, daß es sich um eine von Künstlern 
erhobene Forderung gehandelt hat - ich sage nur 
Stichwort Günther Waldorf und seine Kollegen, die 
sich daran rasch angeschlossen haben -, die jetzt auch 
in dieser Blockadesituation wiederum in einer ein­
maligen solidarischen Aktion sich gemeinsam hin­
stellen und sagen, wir wollen dieses Haus. Man könnte 
fast von einem Basisprojekt sprechen, Kollege Gen­
naro. (Abg. Gennaro: „Jetzt redest du schon 15 Minu­
ten und hast noch immer nichts gesagt!") Zwischen 
der seinerzeitigen Idee und dem nunmehrigen Projekt 
fand eine eingehende Diskussion um den Inhalt statt, 
an der interessante Persönlichkeiten aus dem Kultur-
und Museumswesen teilgenommen haben: Dieter 
Ronte, Peter Weyermeier, Raimund Abraham, um nur 
einige zu nennen, und die hiesigen heimischen 
Größen dazu. Wer heute nicht informiert ist, der hat 
entweder die Diskussion nicht mitverfolgt oder er hat 
bewußt weggehört. 

Insofern verstehe ich den Ersten Landeshauptmann­
stellvertreter Schachner-Blazizek nicht, wenn er 
meint, er weiß überhaupt nicht, was für ein Konzept 
dahintersteckt. (Abg. Dörflinger: „Bist du so opti­
mistisch, daß du nur den Ersten Landeshauptmann­
stellvertreter apostrophierst?") Wenn man sich an der 
Diskussion nicht beteiligt und diese nicht verfolgt, 
dann darf man sich nachher nicht beklagen, daß man 
nicht weiß, worum es geht. 

Es ist ein Projekt, wo es bereits .13 emstimmige 
Regierungsbeschlüsse gegeben hat, insbesondere 

auch den Regierungsbeschluß, den Femsehschilling 
für die Modernisierung des Joanneums und für den 
Trigon-Haus-Neubau zu verwenden. (Landesrat Dipl.-
Ing. Schmid: „Trigon-Museum steht im Beschluß!") Du 
mußt aufpassen, das ist für dich sicher sehr interessant. 

Die gelungene Opernrenovierung war Modell für 
diese Organisationsform auch für diesen Bereich. Es ist 
versucht Worden, eine ähnliche Konstruktion zu 
wählen. (Abg. Gennaro: „20 Minuten geredet und 
noch immer nichts gesagt!") Ich weiß, wie sehr dir die 
Kultur am Herzen liegt, das drückst du jetzt auch 
wieder aus, aber ein paar Sätze sind mir noch ge­
stattet. (Abg. Gennaro: „So schauen die Kultur­
menschen aus - wie du!") Es ist versucht worden, die­
selbe gute Konstruktion, die die Opernrenovierung 
organisatorisch begleitet und durchgeführt hat, auch 
für diesen Trigon-Haus-Neubau und die Joanneum-
Modernisierung zu installieren. Es ist auch im ersten 
Jahr dieser Installierung gelungen. Nur, was nicht vor­
herzusehen war, ist, daß derjenige, der bisher immer 
konstruktiv hier zusammengearbeitet hat, nämlich der 
seinerzeitige Landesrat Klauser, aus- der Regierung 
ausscheiden wird und somit die Verbindung dieses 
organisatorischen Kleinarbeitsgremiums auf der einen 
Seite und der Regierung, insbesondere sozialdemo­
kratische Fraktion, auf der anderen Seite nicht mehr 
hergestellt war. 

Es wäre also an der Zeit, meine Damen und Herren 
und Kollege Vollmann, hier auch wieder diejenige 
Konstruktivität aufzubringen, die seinerzeit Landesrat 
Klauser ausgezeichnet hat. 

Es ist ein Projekt, das sich hervorragend in die 
gegenwärtigen Kulturbauten einfügt, weil es auf der 
einen Seite die Antwort auf die Platznot etwa der 
Neuen Galerie ist, aber gleichzeitig eine so offene 
Architektur, eine spannende Architektur, eine heraus­
fordernde Architektur ist, daß .auch das zeitge­
nössische Kulturschaffen der Zukunft präsentiert 
werden kann, wobei wir noch nicht wissen, wohin sich 
die Kunst entwickelt. Da müssen wir offen sein. Zeit­
genössische Kultur heißt eben auch Fragen an die Zu­
kunft, hineinhören, provozieren lassen. Das ist manch­
mal unangenehm, aber das ist eben auch die Aufgabe, 
die zeitgenössische Kunst zu erfüllen hat. (Abg. Gen­
naro: „Das Hineinhören fehlt dir, denn sonst würdest 
du keinen solchen Blödsinn sagen!") Also, bis auf Be­
schimpfungen fällt dir nichts Gescheites ein. Wenn du 
ein bißchen zuhören würdest, dann könntest du in die­
ser Diskussion sehr viel profitieren. (Abg. Gennaro: 
„Aber nicht von deinen Beiträgen!") Vor allem einen 
Beitrag. (Abg. Dörflinger: „Wenn das unser Dr. Flecker 
gesagt hätte, hätte Karl Maitz geschrien: Eine uner­
hörte Arroganz!") Siehst du, das ist der Unterschied: Er 
ist arrogant, ich nicht. 

Meine Damen und Herren, um es auf den Punkt zu 
bringen und zum Schluß zu kommen: Unter den täg­
lichen Milliardenforderungen des Ersten Landes­
hauptmannsteilvertreters war auch die Milliarde für 
das Guggenheim - Sonderfinanzierung hat es ge­
heißen. (Landeshauptmannsteilvertreter DDr. Schach­
ner-Blazizek: „Da hätten wir gewußt, wo es hin­
kommt! ") Ja, genau; Wieso haben Sie dann immer zu­
gestimmt, daß die Planung weitergeht? (Landeshaupt­
mannstellvertreter DDr. Schachner-Blazizek: „Daß die 
Planung weitergeht schon, nur ist nichts herausge-



1130 16. Sitzung des Steiennärkisehen Landtages, Xü\ Gesetzgebtingsperiode - 2., 3. und 4. Dezember 1992 

kommen, Wissen Sie, was jetzt der letzte Stand ist? 
Jetzt schreiben wir dann den Intendanten aus, nach­
dem das gebaut ist, damit der sagt, was hmeinkommt. 
Das ist die Auskunft der Kulturabteilung!") Wissen 
Sie, wie das in anderen europäischen Ländern 
passiert, und daß hervorragende Kulturhäuser, Kunst­
hallen, Museen genau dasselbe Prinzip haben? (Abg. 
Mag. Erlitz: „Und müssen wir den gleichen Blödsinn 
nachmachen?") Na, selbstverständlich, weil der Inten­
dant dann für das Feinkonzept verantwortlich ist. Die 
grobe Linie, das grobe Konzept liegt vor. (Landesrat 
DipL-Ing. Schmid: „ Vielleicht kommt der Direktor von 
Steyr-Daimler-Puch!") Es wäre schön gewesen, wenn 
Sie einmal an einer Diskussion teilgenommen hätten. 
Der Peter Weyermeier hätte Ihnen sicher etwas sagen 
können, der Dieter Ronte sicher auch! (Landeshaupt­
mannstellvertreter DDr. Schachner-Blazizek: „Und 
das Landesarchiv fällt zusammen! Die Unikate werden 
kaputt! Das ist ja unglaublich!") Es war jetzt vor 
14 Tagen im ORF eine ganz hervorragende infor­
mative Veranstaltung. Ich bin dort gesessen und habe 
sie mir auch angehört. (Landeshauptmannstellver­
treter. DDr. Schachner-Blazizek: „Herr Dr. Cortolozis, 
Sie meinen, mich wieder in diese Richtung zu drän­
gen, ich habe also etwas übrig für Systeme, die 
Genossenschaften und Politisierungen haben. Es gibt 
etwas ganz Einfaches; die Notwendigkeit, bestaunte 
Koordinierungen vorzunehmen. Denn so, wie es der­
zeit ist, daß jeder dann spielt, wenn es ihm paßt, und 
dann nicht einmal in der Lage ist, die Räumlichkeiten 
aufeinander abzustimmen, geschweige denn die 
Finanzen, dann hat das überhaupt nichts damit zu tun, 
daß man irgend jemand in seinem Programm beein­
trächtigt, nur wegen der Zeitabfolge: und in der finan­
ziellen Gebarung. Nur um das geht es!) Also in Öster­
reich gibt es nur zwei Leute, die sich gegen moderne 
Kulturbauten wehren, das ist der Bernhard Görg in 
Wien und das ist der Schachner-Blazizek in der Steier^ 
mark. (Landeshauptmannstellvertreter DDr. Schach­
ner-Blazizek: „Ich lasse mir von Ihnen diese Dinge 
nicht unterstellen!") Ich habe gehört, daß der Bernhard 
Görg von seiner ablehnenden Haltung in Wien gegen 
das Museumsprojekt abrücken sollte. Wenn das zu­
trifft, wäre ein Gespräch mit ihm sinnvoll, weil dann 
würde man erfahren, wie man aus einer Blockade­
situation wieder herauskommt. Ich würde gerne so 
eine Vermittlung vornehmen. (Landeshauptmannstell­
vertreter DDr.. Schachner-Blazizek: „Sie weichen aus, 
es muß eine Antwort auf unsere Frage geben!") Haben 
Sie nicht gesagt, Sie würden verhindern wollen, daß 
„Gräfin Mariza" gleichzeitig - (Landeshauptmann­
stellvertreter DDr. Schachner-Blazizek: „Nein, ich 
habe gesagt, es soll die .Gräfin Mariza' nicht an dem 
Tag gespielt werden, wo das Haus für den ,steirischen 
herbst' benötigt wird!") Dann hat Sie der Walter Trtz in 
der. „Kleinen Zeitung" falsch zitiert. Das ist ein wört­
liches Zitat von ihm. (Landeshauptmannstellvertreter 
DDr. Schächher-Blazizek: ;,Ieh habe es so gesagt, wie 
ich es hier gesagt habe!") Na, na, der Walter Titz hat 
das geschrieben. Ich habe es da. Ich kann es Ihnen 
geben, weil ich behaupte nicht irgend etwas, was ich 
nicht sicher weiß. 

Genau das ist es. Zuerst eine Holding einführen und 
dann durch die Hintertür natürlich auch Einfluß 
nehmen wollen. Dagegen wehren wir uns; (Lähdes-
hauptniannstellvertreter DDr. Sehachner-Blazizek: 

„Ich habe gesagt, wir sollten den ,herbst' verstärken!") 
Dann nehme ich das gerne zur Kenntnis, daß Sie sich 
von Ihrer seinerzeitigen Äußerung heute distanzieren. 
Danke, halte ich wichtig für die hberale Kulturpolitik 
in der Steiermark. (Abg. Dr. Flecker: „Er steht ja 
dazu!") Schön, ein Fortschritt, daß Sie in dieser Sache 
sich selbst korrigieren. 

Na, es ist interessant. Ich finde das gut. (Abg. 
Dr. Flecker: „Wir reden von verstärken, oder habt ihr 
etwas dagegen?" - Abg. Schützenhöfer: „Welchen 
Grund gibt es," 4aß Sie sich so aufplustern?") Das ist ja 
auch ein pädagogischer Versuch. (Präsident Wegart: 
„Am Wort ist der Herr Abgeordnete Dr. Cortolezis. Ich 
darf dringend bitten, daß die Zwischenrufe nur von 
dort erfolgen, wo der. Sitz ist. Herr Landeshauptmann­
stellvertreter, Sie haben keinen Abgeordnetensitz. Ich 
darf Sie bitten, sich auf die Regierungsbank zu bege­
ben. Von dort aus können Sie Zwischenrufe machen!" 
- Landeshauptmannstellyertreter DDr.. Schachner-
Blazizek: ;, Jawohl, Herr Präsident!" - Präsident: „Ein 
Regierungsmitglied, das keinen Abgeordnetensitz hat, 
kann von dort Iceine Zwischenrufe machen!" - Abg. 
Gennaro: „Wo steht das?") Nur, das ist trotzdem we­
sentlich, weil ich bin ja froh, jeder Dialog ist not­
wendig, um aus dieser Blockadehaltung den Ersten 
Herrn Landeshauptmannstellvertreter herauszu­
bekommen. (Landeshauptmannstellvertreter DDr. 
Schachner-Blazizek: „Sie diskutieren ja nicht, Sie un­
terstellen ja!") Sie blockieren das Trigon-Haus. Das ist 
Faktum. So wie es der Bernhard Görg in Wien mit dem 
Museumspalast macht. Diese beiden Blockierer Öster­
reichs, die muß man halt - (Landeshauptmannstellver­
treter DDr. Schachner-Blazizek: „Dieses Museum, das 
keines ist, aber doch eines ist! Ihr wißt ja nicht, was das 
werden soll, ihr habt keine Ahnung davon!") Nein,'das 
ist dieselbe Situation. 

Meine Damen und Herreh, Blockade ist kein geeig­
netes Instrument für verantwortliche Politik, verletzte 
Eitelkeit auch nicht, noch weniger aber darf eine 
parteiinterne Animosität dazu führen, daß wesentliche 
Impulse für unser Kulturleben, verhindert oder abge­
schafft werden. (Landeshauptmannstellvertreter 
DDr. Schachner-Blazizek: „Aber nichts wissen ist noch 
schlechter!") Warum immer entweder ^ oder. Alle 
sagen, daß beides geht. Es geht sowohl die Joanneum-
Modernisieruhg, und es geht auch der Bau des Trigon-
Hauses. Beides geht. (Landeshaüptmannstellvertreter 
DDr. Schachner-Blazizek: „Schauen wir lieber, daß 
nicht Tausende Unikate vernichtet werden, gehen Sie 
damit ins Joaiineum!") Aber ich unterstelle Ihnen, daß 
Sie mit dem Bürgermeister ständige Animositäten 
haben, daher die „Styriarte" abschaffen. 

Stimmt es, daß Sie die „Styriarte" jetzt als nächstes 
abschaffen wollen? (Landeshauptmannstellvertreter 
DDr. Schachner-Blazizek: „Die .Styriarte' ist in der 
Form eine unglückliche Geschichte!") Abschaffen, ja? 
(Landeshauptmannstellvertreter DDr. .Schachner-
Blazizek: „Sie ist eine sehr teure, schlechte Kopie von 
Salzburg!"), Genau da ist es auf den Punkt gebracht. 
Das ist diese Animosität, die zwischen Land und Stadt 
herrscht. Bürgenheister Stingl, ein vehementer 
Kämpfer auch dafür, daß diese „Styriarte" weiterbe­
steht, so wie wir auch, {Landeshaüptmahnstellver-
treter DDr. Schachner-Blazizek: „Wir können wohl 
anderer Meinung sein!") Darf ich nur zitieren die 


